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40. Jahrgang „Wirtschaft und Gesellschaft“:
ein Rückblick

Dem Editorial des ersten Hefts von „Wirtschaft und Gesellschaft“ war
eine Art Präambel vorangestellt, deren zweiter Satz lautete: „Wir leben
in einer Zeit des Umbruchs“ – und das war in mehrfacher Hinsicht tat-
sächlich der Fall. Realgeschichtlich markiert das Jahr 1975 das Ende
des „Goldenen Zeitalters“ der österreichischen und europäischen
Nachkriegs-Wirtschaftsgeschichte, mit Wachstumsraten der Wirtschaft
von 4 bis 5 Prozent im Durchschnitt der Dekade. Der Rezession 1975,
dem ersten BIP-Rückgang der Nachkriegszeit, war eine Beschleuni-
gung der Inflation vorangegangen, die dann in vielen Ländern zu einem
Umschwenken auf eine restriktive Politik führte, verbunden mit dem
Ende der Vollbeschäftigung. Ein markantes Ereignis war unmittelbar
vorausgegangen: der erste Ölpreisschock vom Oktober 1973, mit sei-
ner Schlüsselbedeutung nicht nur in kurzfristiger Hinsicht als Inflations-
treiber, sondern auch für die Langfristperspektive der weiteren Wirt-
schaftsentwicklung – konnte er doch als Bestätigung für die zentrale
Botschaft des 1972 erschienenen Berichts an den Club of Rome „Die
Grenzen des Wachstums“ gedeutet werden.

In dieser Phase vollzog sich auch ein Generationswechsel in der Wirt-
schaftswissenschaftlichen Abteilung (WWA) der Wiener Arbeiterkam-
mer. Anfang der 70er-Jahre traten mehrere junge ÖkonomInnen, die
soeben ihre Studien der Wirtschaftswissenschaften abgeschlossen
hatten, in die Abteilung ein, während die Generation der aus der Emi-
gration zurückgekehrten in Pension gingen oder sich dieser näherten.
Eduard März, der die Abteilung in den 50er-Jahren neu aufgebaut
hatte, trat 1973 in den Ruhestand, zum Nachfolger wurde Ferdinand
Lacina bestellt. Ihm folgte 1979 Hans Wehsely.

Geändert hatte sich in Österreich insbesondere seit Beginn der Ära
Kreisky der Stil öffentlicher Diskussionen, und zwar in allen Segmenten
der Öffentlichkeit. Auf Ebene der Massenmedien trat eine enorme Be-
lebung durch den von Bundeskanzler Kreisky gepflegten neuen Stil ein.
Es gab neue Magazine, und auch auf der Ebene der Fachdiskussionen
belebte sich die Szene. Dies war nicht zuletzt eine Folge dessen, dass
die Generation der 68er-Studenten ins Berufsleben eintrat und ihre
Vertreter nun in den verschiedenen Bereichen von Wissenschaft und
politischen Institutionen, in denen sie tätig wurden, nach neuen, erwei-
terten Publikationsmöglichkeiten suchten, um ihren Vorstellungen über
Veränderungen Ausdruck zu geben und diese auch wissenschaftlich
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zu fundieren. Die Politikwissenschaftler sind uns AK-ÖkonomInnen mit
der Gründung ihrer ÖZP 1972 zuvorgekommen, die Soziologen folgten
1976 mit der „Österreichischen Zeitschrift für Soziologie“.

Die größeren Studien der WWA waren in den 50er-Jahren noch als
Beilage zur Monatszeitschrift „Arbeit & Wirtschaft“ erschienen, seit den
60er-Jahren als eigene Broschüren im ÖGB-Verlag, zuletzt als Reihe
„Beiträge zu Wirtschaftswissenschaft und Wirtschaftspolitik“. Wir Jun-
gen empfanden diese Publikationsform als zu schwerfällig und betu-
lich, wir wünschten uns eine periodische Publikationsform, die es durch
regelmäßiges Erscheinen zugleich ermöglichen würde, größere wis-
senschaftliche Abhandlungen zu veröffentlichen und auf aktuelle Fra-
gestellungen unter theoretischen Aspekten einzugehen.

Mehrere Jahre wurde in der Abteilung am Projekt einer eigenen Quar-
talszeitschrift gearbeitet, bevor diese Anfang 1975 mit der ersten Num-
mer erscheinen konnte. Die Bereitschaft der Kammer zur Finanzierung
der nicht unerheblichen, Jahr für Jahr anfallenden Kosten vorausge-
setzt, war es notwendig, die Kapazitäten für eine regelmäßige Produk-
tion und Bereitstellung von Inhalt aufzustellen und auch glaubwürdig
darzustellen, sowohl für die Kammerleitung als auch für den ÖGB, dem
Eigentümer des Europaverlags, in dem die ersten vier Jahrgänge der
Zeitschrift erschienen. Dazu bedurfte es des Einsatzes des alten und
des neuen Abteilungsleiters, die ihre Kontakte nutzten für die Bildung
eines Redaktionsbeirates: 22 fachlich ausgewiesene Wissenschaftler
und Experten der Wirtschaftspolitik (übrigens: nur Männer – das wäre
heute nicht mehr denkbar) bürgten für die wissenschaftliche und politi-
sche Seriosität des neuen Fachorganes. Ganz wesentlich für das Zu-
standekommen des Projekts war auch, dass mit Maria Szecsi-März
eine Ökonomin mit langjähriger Erfahrung in wissenschaftlicher Bera-
tungsfunktion in Arbeiterkammer und Gewerkschaft, in sozialpartner-
schaftlichen Institutionen sowie auch in schriftstellerischer Tätigkeit –
Marika war viele Jahre als leitende Redakteurin von „Arbeit & Wirt-
schaft“ tätig gewesen – bereit war, die redaktionelle Leitung der Zeit-
schrift zu übernehmen. Marika war 1974 in Pension gegangen, sie wid-
mete sich der neuen Tätigkeit mit voller Kraft und hat entscheidenden
Anteil am Gelingen des Projekts. 1979 konnte ich ihr gemeinsam mit
Erich Haas in dieser Funktion nachfolgen.

Als unerwartet schwierig erwies sich die Wahl eines Titels für die
neue Zeitschrift. Wir saßen an einem Samstag einmal in großer Beset-
zung bis spät in die Nacht zu einem brainstorming zusammen, ohne zu
einem Ergebnis zu gelangen. Es war schließlich Marika, die den Titel
„Wirtschaft und Gesellschaft“ kreierte, der auch uns Jungen gut gefiel,
obwohl wir damals kaum besondere Anhänger von Max Webers Wis-
senschaftsverständnis waren. Die Assoziation mit dessen Hauptwerk
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war uns auch nur im Hintergrund bewusst. Auch wenn wir keinen Man-
gel an Ambitionen und Selbstbewusstsein hatten, waren wir doch nicht
so vermessen, nach solch hochgesteckten Zielen der sozialwissen-
schaftlichen Theorie zu greifen. Was der Titel ausdrücken sollte, war
ein Verständnis von Sozialwissenschaft, das sich nicht in den engen
Grenzen des mainstream der Ökonomie bewegte. Die herrschende
Neoklassik erschien uns damals schon als engstirnig und borniert,
auch wenn sie sich noch nicht so autistisch gebärdete wie heute. Der
Schwerpunkt der Beiträge sollte bei der Ökonomie liegen, daneben
sollte die Zeitschrift auch in Überschneidungsbereichen für Beiträge
aus Politikwissenschaft und Soziologie offen sein.

Allgemeine programmatische Ausrichtung und inhaltliche Schwer-
punkte von „Wirtschaft und Gesellschaft“ wurden im Editorial des er-
sten Heftes dargelegt. Es stammt zum überwiegenden Teil aus der
Feder Maria Szecsis, nach eingehender Diskussion des Textes im ge-
samten Redaktionskollektiv, das mit der Abteilung identisch war. Die
„Epoche raschen und relativ stetigen Wirtschaftswachstums und relativ
stabiler politischer Verhältnisse geht zu Ende“, heißt es in der Präam-
bel, die mit der Aussage: die „Unsicherheit über die Zukunft ist ein we-
sentliches neues Element der kritischen Situation“, fast die Formel von
der „neuen Unübersichtlichkeit“ vorwegnahm. Die alten Probleme, ins-
besondere die markante Zunahme der Inflation zu Beginn der 70er-
Jahre waren nicht gelöst, die sich abzeichnende Rezession bedeutete
für die Vollbeschäftigung eine Bedrohung, wie man sie seit zwei Jahr-
zehnten nicht mehr gekannt hatte. Ein neues Dilemma ergab sich dar-
aus, dass das Wirtschaftswachstum nun im Lichte der „Grenzen des
Wachstums“ und der mehr und mehr ins öffentliche Bewusstsein drin-
genden Umweltproblematik nicht mehr ungefragt als Lösungsstrategie
gesehen wurde. Der Einkommenspolitik wurde nicht nur in Bezug auf
die Rückführung der Inflationsrate eine Schlüsselrolle zugedacht, son-
dern auch bei der Reduktion der wirtschaftlichen Ungleichheit. Allzu
schnell gefundene Kurzformeln wie „qualitatives Wachstum“ und „ge-
bremstes Wachstum“ wurden skeptisch kommentiert. Auf theoretischer
Ebene setzte sich „Wirtschaft und Gesellschaft“ das Ziel, gegen die zu-
nehmende Neigung des akademischen mainstream zu realitätsfremder
Abstraktion solche Ansätze zu fördern, welche „die analytische Kraft
theoretischer Modelle im Rahmen sozialökonomischer Forschungsan-
sätze fruchtbar machen“. Wirtschaftspolitische Relevanz und Offenheit
für ein breites Meinungsspektrum sollte die Auswahl und Bewertung
der in „Wirtschaft und Gesellschaft“ veröffentlichten Beiträge bestim-
men, „unter sorgfältiger Vermeidung einer dogmatischen Festlegung
auf bestimmte Methoden oder Inhalte“. Das Editorial von Heft 2, dessen
Entwurf mich zum Verfasser hat, widmete sich unter dem Titel „Rezes-
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sionsbekämpfung und Strukturreform" konkreten Fragen einer kurz-
und mittelfristigen Strategie in und nach der Rezession, die inzwischen
zur Gewissheit geworden war.

Die Idee, jede Nummer der Zeitschrift mit einem Editorial einzuleiten,
in dem aktuelle Fragestellungen, seien sie nun spezieller oder allge-
meiner Art, behandelt werden, und das eine gemeinsame Position der
WWA dazu formuliert, stammt von Marika und ist bis zum gegenwärti-
gen 40. Jahrgang konsequent durchgehalten worden. Ich habe auch
den Eindruck, dass etliche Zeitschriften diese Idee kopiert haben, unter
Verwendung derselben Bezeichnung. Ein großes Anliegen von Beginn
an war der Redaktion das Ingangsetzen einer fachlich anspruchsvollen
Diskussion wirtschaftspolitischer Themen, für die eine eigene Rubrik
„Kommentar“ eingerichtet wurde. Schon im ersten Jahrgang entspann
sich ab Heft 3 eine intensive Diskussion über die Frage des „gedrossel-
ten Wachstums“. Die heute in der Zeitschrift so wichtige Rubrik Buchre-
zensionen wurde erst später eingerichtet. Die erste Rezension er-
schien in „Wirtschaft und Gesellschaft“ im Heft 1/1977.

Wenn wir in den ersten Nummern die Erfahrung machten, dass es
nicht immer ganz leicht war, die Zeitschrift mit Beiträgen zu füllen, so
nahm die Zahl der aus Österreich und aus dem Ausland angebotenen
Manuskripte rasch zu, und „Wirtschaft und Gesellschaft“ konnte sich
nach kurzer Zeit nachhaltig als wirtschaftspolitisches Fachorgan eta-
blieren. Der Seitenumfang der Jahrgänge stieg von anfänglich rund
400 Seiten stetig an und überschritt im 11. Jahrgang (1985) bereits
600, wo er noch heute liegt. Wir nutzten auch die Möglichkeit, zu Ehren
von KollegInnen Sondernummern von „Wirtschaft und Gesellschaft“ als
Festschriften herauszubringen (1979 für Maria Szecsi, 1982 für Theo-
dor Prager und Philipp Rieger), was uns die willkommene Gelegenheit
bot, zusätzliche prominente ÖkonomInnen des In- und Auslandes als
AutorInnen zu gewinnen.

Mit Heft 2/1979 wechselte „Wirtschaft und Gesellschaft“ vom Europa-
verlag zum Verlag Orac (heute LexisNexis). Ihre äußere Gestalt hat die
Zeitschrift nur drei Mal in den nun 40 Jahren ihres Erscheinens ge-
wechselt: Der ursprünglich orangefarbene Umschlag wurde 1992
durch eine Kombination von Grau und Blau ersetzt, seit 1996 ist der
Umschlag in den Farben Grau und Rot gehalten, mit nur geringfügigen
Anpassungen an grafische Modetrends von Zeit zu Zeit.

Das digitale Zeitalter begann für „Wirtschaft und Gesellschaft“ 2007,
rückwirkend wurden zunächst alle Jahrgänge ab 1987 im Netz verfüg-
bar gemacht. Das Erscheinen des 40. Jahrgangs ist ein guter Anlass,
auch die ersten zwölf Jahrgänge (1975 bis 1986) zu digitalisieren und
zum Herunterladen anzubieten.

Günther Chaloupek
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Editorial

Konstruktiver Föderalismus statt Blockadehaltung

Die politischen Kräfte Österreichs konnten sich in den letzten Jahr-
zehnten zum Nachteil von Wirtschaft und Gesellschaft weder auf eine
Reform des föderalen Systems noch auf eine grundlegende Reform
des Finanzausgleichssystems einigen. Im Folgenden wird zunächst
auf die Interdependenz zwischen den föderalen Beziehungen und Re-
formen des Finanzausgleichs hingewiesen. Basierend auf den Fehlent-
wicklungen des Finanzausgleichs werden einige zentrale Reformnot-
wendigkeiten konkretisiert, darunter ein aufgabenorientierter Finanz-
ausgleich mit dem Ziel der Stärkung der Gemeindefinanzen, denen so-
wohl bei der Erfüllung sozialer Dienstleistungen als auch in ihrer Rolle
als Investoren eine bedeutende Stellung zukommt. Am Beispiel Kärn-
tens werden Chancen und Elemente eines konstruktiven Föderalismus
zugunsten der BürgerInnen aufgezeigt.

I. Interdependenz zwischen föderalen Beziehungen und
Finanzausgleich

Seit den 1970er-Jahren hat die Kritik an den Fehlentwicklungen des
österreichischen Finanzausgleichsystems trotz punktueller Verände-
rungen und trotz des Vorliegens zahlreicher Reformvorschläge zuge-
nommen. Das politische Reformversagen ist, wenngleich aus unter-
schiedlichen Gründen, hartnäckig und dauerhaft. Ein Alleingang des
Bundes für eine grundsätzliche Erneuerung des Finanzausgleichs
scheiterte trotz der Kompetenz-Kompetenz an der österreichischen
„Realverfassung“, derzufolge größere Änderungen gegen die Wider-
stände der Länder nicht durchgesetzt werden können. Weder war der
Bund in der Lage, Lösungen mit den Ländern zu realisieren, noch konn-
ten sich die Länder ihrerseits auf Reformen verständigen.

Ein zentraler Erklärungsgrund für das Ausbleiben von Reformen ist
ein tiefer Interessengegensatz bei der Verteilung der Mittel aus dem
Steuerverbund zwischen Bund und Ländern, aber auch zwischen Län-
dern und Gemeinden (Dominanz gemeinschaftlicher Bundesabgaben).
Konsens konnte nur dann erzielt werden, wenn es zu Zugeständnissen
kam, wie das etwa beim „Österreichischen Stabilitätspakt“ 2012 der
Fall war. Als Gegenleistung für die Übernahme der fiskalpolitischen Re-
geln der neuen Economic Governance der EU (Sixpack, Twopack, Fis-
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kalpakt) wurde der „länderfreundliche“ Finanzausgleich 2008 bis 2014
(zwischenzeitlich durch das Regierungsübereinkommen sogar bis
2016) verlängert. Die letzten Finanzausgleiche waren von tiefem Miss-
trauen zwischen den Finanzausgleichspartnern gekennzeichnet. Der
Dissens der Bund-Länder-Beziehungen geht jedoch über die Mittelver-
teilung (Finanzausgleich im engeren Sinn) weit hinaus und manifestiert
sich im föderalen System u. a. in der Ausgestaltung der Stabilitätspoli-
tik, dem fehlenden föderalen Grundkonsens über eine abgestimmte
und an strategischen Zielen ausgerichtete Investitionspolitik, der unzu-
reichenden Abstimmung der nationalen Reformprogramme im Rah-
men des „Europäischen Semesters“ und bei bedeutsamen, seit Lan-
gem eingeforderten Strukturreformen: z. B. Bildungsreform, Spitalsre-
form, Reform der Kinderbetreuung, Reform des Förderwesens, Reform
des Rechnungswesens mit dem Ziel einer transparenten Haushaltsfüh-
rung, aufgabenorientierter Finanzausgleich. Diese zu verortenden Blo-
ckaden sowie die Vertrauenskrise sind Ausdruck eines tiefgehenden
Föderalismuskonflikts zu Lasten der BürgerInnen und der Zukunfts-
chancen des Staates insgesamt.

Daraus lässt sich gemäß Helfried Bauer der Schluss ziehen, dass
zwischen den föderalen Beziehungen und dem Finanzausgleich ein
Zusammenhang besteht: Die Macht- und die Aufgabenverteilung im
Bundesstaat prägen auch die Zuteilung der Steuerquellen und der zur
Verteilung stehenden Mittel aus dem Steuerverbund auf Bundesländer
und Gemeinden. Dementsprechend zeigen die Erfahrungen anderer
Staaten, dass Reformen der föderalen Strukturen eine Modernisierung
der Finanzausgleichsysteme ermöglichen bzw. begünstigen. Zu nen-
nen ist etwa die Schweiz. Dort hat sich herausgestellt, dass dem Re-
formprozess selbst eine besondere Bedeutung zukommt. Am Beginn
dieses Prozesses stand 1994 ein Expertengutachten von fünf Schwei-
zer Finanzwissenschaftlern unter der Leitung von René L. Frey mit
Denkanstößen für die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Nach einer jah-
relangen parlamentarischen Behandlung wurde die NFA schließlich
von einer Mehrheit der Bevölkerung im Rahmen einer Volksab-
stimmung angenommen. Erst 2008, also 15 Jahre nach Erstellung des
Gutachtens, trat die NFA in Kraft. Die gesamten Reformarbeiten wur-
den von den Medien intensiv verfolgt. Dabei haben sich auch zahlrei-
che ExpertInnen aus Ökonomie, Politik- und Rechtswissenschaft zu
Wort gemeldet. In Österreich hingegen dominieren trotz des Vorhan-
denseins zahlreicher Expertisen Blockadehaltungen seit Jahren inno-
vative Reformansätze.
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II. Strukturreformen des Finanzausgleichs

Aus zahlreichen empirischen Befunden über und praktischen Erfah-
rungen mit dem Finanzausgleich in Österreich (von IHS, WIFO, KDZ-
Zentrum für Verwaltungsforschung) lässt sich der Reformbedarf des
österreichischen Finanzausgleichs im weiteren Sinn ableiten. Hand-
lungsbedarf besteht seit Jahrzehnten vor allem in den nachfolgend
skizzierten Bereichen:
– Die Kompetenz- und Aufgabenverteilung stammt im Wesentlichen

aus den 1920er-Jahren. Sie ist trotz des technischen, wirtschaftli-
chen sowie demografischen Wandels, der ökologischen Herausfor-
derungen sowie der supra- und internationalen Verflechtungen de
facto unverändert geblieben. Hinzukommen zahlreiche Schwächen,
die mit Ineffizienzen einhergehen.

– Heute sind viele Aufgaben Querschnittsmaterien, die kaum mehr der
einen oder anderen staatlichen Ebene zugeschrieben werden kön-
nen, sodass flexible Lösungen in Form von Vereinbarungen notwen-
dig sind.

– Das Kostentragungsprinzip, das auf eine Übereinstimmung der Ent-
scheidungsträger (Aufgaben- und Ausgabenverantwortung) mit den
Finanzierungsträgern (Finanzierungsverantwortung) abzielt, ist viel-
fach durchlöchert: Die Pflichtschulen sind immer noch das Parade-
beispiel, aber nur die Spitze des Eisbergs. Das hat Effizienzverluste
zur Folge, die empirisch wiederholt nachgewiesen wurden.

– Eng verknüpft mit der Frage der Zusammenführung der Ausgaben-,
Aufgaben- und Einnahmenverantwortung sind die Fragen des Ab-
baus der Mischfinanzierungen, der Verringerung der Transfers und
einer allfälligen Steuerhoheit von Ländern und Gemeinden zur Ver-
ringerung des Steuerverbunds.

– Die Zielorientierung des Finanzausgleichs fokussiert einseitig auf die
horizontale Verteilungsgerechtigkeit. Eine Weiterentwicklung, ver-
standen als Flexibilisierung des Finanzausgleichs im Hinblick auf
operationale, zeitlich limitierte Festlegungen politisch-strategischer
Ziele (z. B. nachhaltiges Wachstum, Klimaschutz) sowie die Sicher-
stellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts und der tatsäch-
lichen Gleichstellung von Frauen und Männern muss stärker in den
Fokus rücken.

– Bei der Herstellung von mehr Transparenz und Verantwortlichkeit
der öffentlichen Akteure für Mitteleinsatz und Resultate (Leistungen,
Wirkungen) wurden Fortschritte gemacht. Der Bund setzt derzeit
eine international beachtete Reform des Haushaltsrechts um, eine
akkordierte Umsetzung bei Ländern und Gemeinden fehlt hingegen
nach wie vor. Selbst nach dem Finanzskandal in Salzburg konnte
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kein Konsens für eine einheitliche Vorgangsweise gefunden werden.
Sie scheiterte am Widerstand der Länder.

– Dem Finanzausgleichssystem fehlt die Trennung von allokativen und
distributiven Zielen bei der Verteilung der Mittel des Steuerverbun-
des durch das Finanzausgleichsgesetz sowie im Transfersystem zur
Herstellung von Transparenz und Wirkungssicherheit. Durch eine
konsequente Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung kann das
Transfersystem deutlich eingeschränkt werden. Letztlich sollte ihnen
vor allem eine ergänzende Rolle zukommen, wobei allokative Zwe-
cke im Fokus stehen. Transfers hätten demnach in erster Linie den
Zweck, regionale spillovers, die von zentralörtlichen Leistungen aus-
gehen, abzugelten und den effizienten Mitteleinsatz zu fördern.

– Die bisher weitgehend auf die Einwohnerzahl, die abgestufte Ein-
wohnerzahl und auf Fixschlüssel abgestellte Verteilung der Ertrags-
anteile der Gemeinden ist nicht mehr zeitgemäß und sollte einer auf-
gabenorientierten Mittelverteilung Platz machen, bei der die jeweili-
gen Lasten auf Basis objektiver Kriterien und Indikatoren berücksich-
tigt werden. Es geht um einen Lastenausgleich für Aufgaben mit
räumlichen spillovers oder sonstige Lasten durch spezifische sozio-
ökonomische oder geografische Rahmenbedingungen.

– Auf kommunaler Ebene könnten umfassendere Gemeindestruktur-
reformen etwa durch Zusammenlegungen und substanzielle Koope-
rationen einen wichtigen Beitrag zur regionalen Entwicklung, Stär-
kung der Gemeindefinanzen, Verbesserung der Qualität sowie zur
Erhöhung der freien Mittel für Investitionen und zur Stärkung der Ge-
meindeautonomie leisten.
Zu den einzelnen Reformbereichen liegen kritische Analysen und

Vorschläge vor, die allerdings bisher nur in einschlägigen Fachkreisen
diskutiert, von der Politik und der interessierten Öffentlichkeit jedoch
noch nicht ausreichend in die Debatte aufgenommen wurden. Die
Kompetenz- und Aufgabenverteilung hingegen ist politisch heftig um-
stritten. Internationale Erfahrungen zeigen, dass punktuelle Reformen
nicht reichen, sondern dass der Fokus auf die gesamte Finanzaus-
gleichsarchitektur gleichsam als Fundament im Sinne der genannten
Module zu legen ist, da nur so eine konsistente Neuausrichtung des Fi-
nanzausgleichs zu erreichen ist. Punktuelle Reformen laufen Gefahr,
die Komplexität und Intransparenz des Finanzausgleichs weiter zu er-
höhen.
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III. Föderalismusreform als Voraussetzung für eine Erneuerung
des Finanzausgleichs

Vor dem Hintergrund der oben dargelegten Interdependenz stellt sich
die Frage der Planung und Gestaltung sowie der Durchsetzbarkeit des
Reformprozesses auf allen drei gebietskörperschaftlichen Ebenen.
Ohne eine Veränderung der Kompetenz- und Aufgabenverteilung er-
scheint eine Modernisierung des Finanzausgleichssystems wenig
wahrscheinlich. Für eine solche braucht es daher im Vorfeld eine De-
batte und Einigung auf zentrale Elemente des Föderalismus. Es ist
auch eine Grundsatzentscheidung darüber zu treffen, welches Födera-
lismusmodell angestrebt wird. Diese wäre dann handlungsleitend für
die Neuausrichtung der Aufgabenverteilung zwischen den einzelnen
gebietskörperschaftlichen Ebenen und einer allfälligen Reform der Zu-
ordnung der Steuerhoheiten.

Das föderale System Österreichs entspricht einer Mischung aus
„Vollzugsföderalismus“ und „Verhandlungsföderalismus“. Ersterer ist
gekennzeichnet durch eine Form dezentraler Aufgabenerfüllung, in der
die subnationalen Ebenen (Länder, Gemeinden) bestimmte Aufgaben
ohne eigene Entscheidungsbefugnis auf Basis zentraler Vorgaben er-
füllen und damit gesetzliche Anordnungen vollziehen (z. B. mittelbare
Bundesverwaltung). Der Nutzen dieser österreichischen Ausprägung
des Föderalismus wird von ExpertInnen, BeamtInnen und PolitikerIn-
nen vielfach als begrenzt angesehen. Zu diskutieren wäre daher ein
System des Föderalismus mit verbesserter und verstärkter Koopera-
tion und Koordination der Gebietskörperschaften untereinander, der
das abgestimmte Vorgehen der gebietskörperschaftlichen Ebenen im
Rahmen der jeweiligen Aufgabenerfüllung in den Fokus stellt, ergänzt
um Elemente eines Vergleichswettbewerbs zwischen Ländern, Be-
zirkshauptmannschaften und Gemeinden. Der kooperative Teil ist be-
sonders geeignet, die Effektivität und Effizienz der staatlichen Finanz-
politik zu erhöhen.

Der auf Vergleichswettbewerb ausgerichtete Teil schafft durch institu-
tionelle Voraussetzungen einen solidarischen und innovativen Entwick-
lungsprozess mit folgenden Zielen: klare Aufgabenverteilung sowie
Verantwortung für Einnahmen und Ausgaben nach dem Grundprinzip
„Wer bestellt, zahlt“ und Schaffung der Möglichkeit des Vergleichs von
Nutzen-Kosten-Relationen im Rahmen der Aufgabenerfüllung. Das
zielt auf ein Finanzmanagement, in dem Vergleichen und Lernen vom
Besten (best practice) stärker in den Fokus gerückt werden. Das kann
entscheidend dazu beitragen, die Qualität der Leistungen zu erhöhen
und eventuell auch die Ausgabenintensität der Aufgabenerfüllung zu
senken. Durch das Gegenüberstellen von Leistungen, Wirkungen und
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Belastungen erhalten BürgerInnen die Möglichkeit, „gutes“ vom
„schlechten Regieren“ zu unterscheiden.

Bildet ein derart weiterentwickeltes Föderalismuskonzept eine geeig-
nete Leitlinie für die Politik und hat es Chancen auf Umsetzung? Politik-
wissenschaftler stimmen zwar darin überein, dass Reformen des Fi-
nanzausgleichs Veränderungen der föderalen Beziehungen vorausset-
zen, über den Weg zur Überwindung der Blockade und somit einer
Weiterentwicklung des föderalen Systems herrscht hingegen Uneinig-
keit. Die Skepsis überwiegt. Während die einen eine Weiterentwicklung
der föderalen Grundstrukturen für ein schier aussichtsloses Unterfan-
gen halten (Ferdinand Karlhofer), sehen andere den österreichischen
Föderalismus grundsätzlich zwar auch in einer Sackgasse, aber räu-
men einer Änderung immerhin Chancen ein, wenn Effizienzgewinne
mit Demokratievorteilen im Sinne von stärkerer Bürgernähe kombiniert
werden (Anton Pelinka). Das Festhalten am unbefriedigenden Status
quo würde zu einer weiteren Delegitimierung des föderalen Systems in
Österreich führen, was aus demokratiepolitischer Sicht keineswegs
wünschenswert wäre. Die geeignete Kombination von Effizienzsteige-
rungen im Bundesstaat (zugunsten des Bundes) und Demokratiever-
besserungen (zugunsten der Länder) bedarf freilich eines konstrukti-
ven Diskurses, den es bislang wegen der Vertrauenskrise und dem
damit einhergehenden tiefen Föderalismuskonflikt nicht gegeben hat.
Ein solcher Diskurs kann Maß nehmen an europäischen Staaten, die
erfolgreich Reformen der staatlichen Grundstrukturen sowie eine Mo-
dernisierung des Finanzausgleichs umgesetzt haben. Der Weg zu
einer zeitgemäßen Balance der Machtverteilung zwischen den Ge-
bietskörperschaften macht eine Grundsatzdebatte über die förderalen
Strukturen und eine Aufgabe alter Denkmuster und Blockadehaltungen
notwendig.

IV. Stärkung der Gemeindefinanzen durch aufgabenorientierten
Finanzausgleich

Für die Gemeinden wird aufgrund knapper Budgetmittel ihre Aufga-
benerfüllung sowohl im Hinblick auf (soziale) Dienstleistungen als auch
in ihrer Rolle als bedeutsamste öffentliche Investoren zunehmend
schwieriger. Ein aufgabenorientierter Finanzausgleich und die Zurück-
drängung der vermischten Finanzierung bei der Aufgabenerfüllung
können Abhilfe schaffen.

Die bisher weitgehend auf die Einwohnerzahl, die abgestufte Einwoh-
nerzahl und auf Fixschlüssel abgestellte Verteilung der Ertragsanteile
der Gemeinden sollte durch eine vereinfachte und gleichzeitig aufga-
benorientierte Mittelverteilung ersetzt werden. Dabei sollen gemäß
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Peter Biwald objektive Kriterien und Indikatoren für die Abgeltung der
Lasten und unterschiedliche Typen von Aufgabenbereichen herange-
zogen werden:
– Basisaufgaben: Ein Großteil der Pflichtaufgaben sowie zentrale Ele-

mente der Aufgaben der Daseinsvorsorge sind als sogenannte Ba-
sisaufgaben (z. B. Meldewesen, baubehördliche Angelegenheiten,
Straßeninstandhaltung, Winterdienst) festzulegen und durch einen
Einwohnerschlüssel abzudecken.

– Sozio-demografisch und geografisch-topografisch bestimmte Aufga-
benlasten (Sonderlasten) sollen mithilfe von wenigen aufgaben-
orientierten Indikatoren (z. B. Anzahl der betreuten Kinder), welche
die genannten strukturellen Lasten möglichst gut widerspiegeln, ab-
gegolten werden.

– Aufgaben aus der zentralörtlichen Funktion sollen besondere Aufga-
ben im Zusammenhang mit der Bundes-, Landes- bzw. Bezirks-
hauptstadtfunktion, mit anderen zentralörtlichen Lasten – im Kultur
und Bildungsbereich etwa – sowie im Fall von Statutarstädten die
Bezirksverwaltungsagenden berücksichtigten. Für die zentralörtli-
chen Aufgaben können Indikatoren wie die entgangene Kommunal-
steuer als Verteilungsschlüssel genommen werden.
Die Gemeindeertragsanteile wären demnach in drei Töpfe aufzutei-

len, wobei jeder für sich nach eigenen Indikatoren – Pauschalsatz je
Einwohner/in für die Basisaufgaben, aufgabenorientierte Indikatoren
für die Sonderlasten sowie beispielsweise entgangene Kommunalsteu-
er für die zentralörtliche Funktion – auf die einzelnen Gemeinden ver-
teilt wird.

Ein weiteres, der Aufgabenorientierung entgegenstehendes Grund-
prinzip des Finanzausgleichs besteht in der vermischten Finanzierung
verschiedener öffentlicher Aufgaben. Das Prinzip der Ko-Finanzierung
der Gemeinden in Aufgabenbereichen, für die die Länder zuständig
sind, schwächt die Gemeindefinanzen und verhindert damit eine klare
aufgabenbezogene Aufgabenerfüllung der Gemeinden. Eine Stärkung
der Gemeindefinanzen erfordert auch eine zeitgemäße Immobilienbe-
wertung im Rahmen der Grundbesteuerung.

V. Kärnten – Chance auf einen konstruktiven Föderalismus
mit mehr Solidarität und neuer Demokratiequalität?

Die von früheren Kärntner Landesregierungen seit 1999 verfolgte
Budgetpolitik hat das Land mit leeren Kassen und ohne Entwicklungs-
perspektive zurückgelassen. Dazu kommt das Erbe der Hypo Group
Alpe Adria, das sich nunmehr als größter Finanzskandal der Zweiten
Republik herausstellt. Die Kärntner Bevölkerung hat sich mehr verdient
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als Klagen über leere Kassen und eine mögliche Insolvenz als Folge
von Bankenhaftungen, die ein Vielfaches des Landesbudgets aus-
machten und einer ungehemmten Expansion dieser Bank dienten.
Freilich, Kärnten wird einen Beitrag zur Bewältigung des Hypo-Skan-
dals schultern müssen, aber das Land und seine Menschen brauchen
gerade jetzt mehr denn je die Unterstützung des ganzen Staates.

Ein großes, neuartiges Föderalismusprojekt (Helfried Bauer, Bruno
Rossmann) könnte zeigen, wozu eine an einem Strang ziehende koor-
dinierte Politik von Bund, Ländern und Gemeinden fähig ist. Alles das,
was die Europäische Union den südeuropäischen Ländern zu wenig
bis gar nicht angedeihen ließ und lässt, könnte in Österreichs Süden
durch Zusammenarbeit exemplarisch vorgeführt werden. Da wäre ein-
mal die Mobilisierung jener Reserven zu nennen, die in den landes-
eigenen Fonds schlummern bzw. nach tradierten Gepflogenheiten ver-
teilt wurden. Sie könnten helfen, neue Beschäftigungs- und Ausbil-
dungschancen für junge Menschen zu finanzieren. Denn es gilt, die be-
reits über Generationen dauernde Abwanderung aus Kärnten zu stop-
pen. Nach der jüngsten Bevölkerungsprognose ist Kärnten das einzige
Bundesland mit absoluten Bevölkerungsrückgängen bis 2030, wobei
jener bei den unter 19-Jährigen besonders ausgeprägt ist: ein Alarm-
signal!

Clusterbildung durch Verknüpfung von angewandter Forschung mit
Betriebsgründung ist ein Rezept, das seit Jahren in der Steiermark,
Oberösterreich und in Norditalien mit Erfolg praktiziert wird. Auch euro-
päische Fördermittel könnten angesprochen und gleichzeitig interes-
sante und vielversprechende Partnerschaften mit Friaul und Slowenien
in Gang gebracht werden. Im Tourismus könnten neue Impulse abseits
von teuren und singulären Kulturveranstaltungen gesetzt werden. Ex-
pertInnen von Bund und Land könnten sich einbringen, brachliegende
Forschungskapazitäten (z. B. in den Fachhochschulen) genutzt wer-
den.

Ein weiterer Ansatz liegt in der seit Jahren diskutierten Gesundheits-
reform. Eine beschleunigte Realisierung der im Dezember 2012 grund-
sätzlich beschlossenen Zusammenarbeit in dem geplanten Landesge-
sundheitsfonds, mit dem ein neuer Kurs in der Gesundheitspolitik (Ziel:
längere Lebensdauer bei guter Gesundheit) eingeschlagen werden
soll, wäre ein weiteres Projekt einer rasch zu realisierenden Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Land.

In der Not wächst die Solidarität zwischen den Menschen. Diese alte
Erfahrung sollte nun in der einmaligen Situation praktiziert werden.
Dies wäre übrigens für Österreich insgesamt ein nicht ganz selbstloses
Projekt. Denn die Konsolidierungspolitik, die die Bundesregierung auf
Basis der neuen Economic Governance der EU dem gesamten Staat
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verordnet hat, bringt Kärnten kein nachhaltiges Wachstum, sondern
vielmehr weiter sinkende öffentliche Investitionen und zunehmende Ar-
beitslosigkeit. Zumindest die nächste Regierung wird im Jahr 2017 dem
Volk mitteilen müssen, dass die Schulden zwar relativ leicht reduziert
werden konnten, dass man aber durch Budgetkonsolidierung und
durch die anhaltende Blockade der föderalen Politik viele Chancen
nicht genützt hat.

Ein rascher, von Solidarität getragener nachhaltiger Impuls für einen
neuen Föderalismus kostet wenig Geld, erhöht die Transparenz und
würde so der Demokratie nützen. Denn „Föderalismus neu“ heißt nicht,
den Ländern die vom Bund eingehobenen Steuermittel ohne ausrei-
chende Koordinierung zur Verteilung zu überlassen, sondern heißt,
den Erfordernissen der BürgerInnen besser zu entsprechen und den
Menschen die Rechnung zwischen dem Nutzen von Landesaktivitäten
und deren Kosten aufzumachen. Beispielhafte Transparenz seitens der
Kärntner Landes- und Gemeindepolitik müsste auch andere Gebiets-
körperschaften zum Handeln anregen, was wiederum den demokratie-
politisch wichtigen Vergleich der Politikergebnisse in verschiedenen
Ländern erleichtern könnte. „Föderalismus neu“ sollte auch bedeuten,
die positiven wie negativen Erfahrungen im Lande Steiermark zu erfra-
gen, vielleicht da und dort zu nützen und damit eine Zusammenarbeit
zwischen den zwei südlichen Bundesländern zum Vorteil der Menschen
in Gang zu bringen. Denn die eingeleiteten Reformen der administrati-
ven Strukturen – z. B. Verbessern der Effektivität der Bezirkshaupt-
mannschaften, das Qualitätsmanagement der Landesverwaltung, das
neue Landeshaushaltsrecht und die neue Motivierung der steirischen
Beamtenschaft – könnte man nach den Jahren des Niedergangs gera-
de in Kärnten gut brauchen. Sie sind übrigens von einer neuformulier-
ten mutigen Landespolitik auf den Weg gebracht worden, nicht immer
fehlerfrei, wie das Beispiel der territorialen Reformen der Gemeinden
zeigt.

Demokratiegewinne etwa durch mehr Transparenz hätte die ganze
Republik nötig. In die oben angeführten mittelfristigen Projekte sowie
auch künftige andere sollten verstärkt die BürgerInnen eingebunden
werden. Und jedes Jahr sollten die KärntnerInnen erfahren, ob und wie
ihr Land lebenswerter geworden ist.
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Zwangsjacke Euro.
Die Fehlkonstruktion des Europäischen

Economic Governance-Systems
Arne Heise

1. Einleitung

Offen wie nie zuvor wird die europäische Integration – oder jedenfalls ein
wesentlicher Bestandteil: die gemeinsame Währung – infrage gestellt.
Von allen Enden des politischen und akademischen Spektrums, aber auch
aus allen Teilen der Europäischen Union wird die Auflösung der Europäi-
schen Währungsunion (EWU) in seiner gegenwärtigen Form gefordert,
weil sie angeblich weder den ökonomischen Interessen der gegenwärtig
scheinbar ökonomisch stärkeren Länder wie Deutschland oder Österreich
noch den despektierlich sogenannten PIIGS-Staaten1 diene, stattdessen
aber mit hohen, durch eine Auflösung der Währungsunion vermeidbaren
Kosten verbunden wäre.2

Demgegenüber halten die politisch Verantwortlichen in der EU weiter am
Projekt Euro fest; teilweise stehen eher politische Motive, teilweise die
Angst vor den unabsehbaren Folgen dahinter. Die EU-Kommission glaubt
gar, das europäische Economic Governance-System (EEGS), in welches
der gemeinsame Währungsraum eingebettet ist, sei der institutionalisierte
Garant realwirtschaftlicher Stabilität in einem nach der Weltfinanzkrise
von 2008-2010 zweifellos instabiler gewordenen weltwirtschaftlichem Um-
feld.3

Ich werde im Folgenden argumentieren, dass das vorhandene EU-Eco-
nomic Governance-System im zurückliegenden Krisenfall versagt hat und
den Euro zu einer Zwangsjacke macht, die einige Mitgliedsländer zu er-
drosseln droht. Nicht ein Ausstieg aus der Europäischen Währungsunion
wäre also eine vorwärtsweisende Politikoption, sondern eine grundlegen-
de Veränderung des EEGS.4
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2. Das europäische Economic Governance-System

Das europäische Economic Governance-System (EEGS) der Vor-
Krisenzeit ist durch eine komplexe Struktur von harten und weichen Koor-
dinierungsverfahren gekennzeichnet (vgl. Tab. 1): die Grundzüge der
Wirtschaftspolitik (GWP), die Europäische Beschäftigungsstrategie
(EBS), der Cardiff-Prozess (CP), die Offenen Koordinierungsmethode in
der Sozialpolitik (OMK [Sozialpolitik]) und der Europäische Makroökono-
mische Dialog (EMD)5 beschreiben Formen des Informationsaustausches
ohne Sanktionsmöglichkeiten und, wie Studien gezeigt haben, ohne klar
nachweisbare Koordinierungseffekte.6 Der Europäische Sozialdialog
(ESD) ist zwar für die Durchsetzung einiger EU-Richtlinien, die in nationa-
les Recht umgesetzt werden müssen, verantwortlich, doch lässt sein ex-
trem begrenzter Anwendungsbereich nur einen marginalen Einfluss auf
die Gestaltung der Sozialpolitik in den Mitgliedsstaaten der EU zu.

Tabelle 1: Das europäische Economic Governance-System vor der
Weltfinanzkrise

Prozess Politikfeld Koordinierung Dominanter
Akteur

Theoretische
Basis

Ergebnisse

GWP Wirtschafts- und
Finanzpolitik

Weich Frankreich
(nominell),
Deutschland
(substanziell)

Ökonomisten Nicht erkennbar

EBS Arbeitsmarkt-
politik

Weich (OMK) Frankreich,
EU-Kommission

Neoklassische
Angebotstheorie

Unbefriedigend
(s. Kok-Report),
Diskurs rahmend

CP Güter- und
Finanzmärkte

Weich Großbritannien Neoklassische
Markttheorie

Informations-
austausch

EMD Geld-, Finanz-
und Tarifpolitik

Weich Deutschland,
Österreich

Neo- bzw. Post-
keynesianismus

Informationsaus-
tausch, marginal

ESD Sozialpolitik
(Arbeitsschutz-,
Gesundheits- u.
Betriebspolitik)

Hart mittels
Regulierung

EU-Kommission Neo-
korporatismus

Einige Richt-
linien im Bereich
Arbeitsschutz,
Gleichstellung

OMK
(Sozial-
politik)

Sozialpolitik
(Gesundheit,
Rente)

Weich EU-Kommission Katalysator,
Diskurs rahmend

ESWP Finanzpolitik Hart mittels
Sanktionierung

Deutschland Neo-
ricardianisches
Äquivalenz-
theorem

Haushalts-
restriktion

Es scheint also in erster Linie der „Europäische Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt“ (ESWP) zu sein, der im Zusammenspiel mit der einheitlichen
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europäischen Geldpolitik die Koordinierung der Finanzpolitik in der Euro-
zone zu leisten hat. Auf Druck der deutschen Bundesregierung wurden im
Jahr 1997 die finanzpolitischen Konvergenzkriterien des Maastrichter Ver-
trags verhärtet und über die Vorlaufphase hinaus in die Existenzphase der
EWU hinein verlängert: Basierend auf der Verschuldungsarithmetik von
Domar (1944) einen langfristigen (nominellen) Wachstumstrend von 5%
und eine als nachhaltig anzusehende Schuldenstandsquote von 60% des
BIP unterstellend, kann eine Quote des strukturellen (also konjunkturbe-
reinigten) Defizits von 3% des BIP errechnet werden. Trotz der Existenz
einer „no bail-out“-Klausel im Maastrichter Vertrag, die eine EU-Fiskal-
union ausschloss und die fiskalische Verantwortlichkeit auf nationaler
Ebene beließ, wurden die Konvergenzkriterien als Selektionskriterium in
den Maastrichter Vertrag aufgenommen: Es sollten nur jene Länder in den
„Club“ der Währungsunion aufgenommen werden, die den Nachweis er-
bracht hatten, eine nachhaltige Finanzpolitik zu betreiben. Da die Vor-
laufzeit zur Einführung einer gemeinsamen Währung zu kurz war, um als
Ausdruck einer gemeinsamen Stabilitätskultur zu dienen, bestand die
deutsche Regierung unter Kanzler Kohl und Finanzminister Waigel dar-
auf, institutionelle Vorkehrungen auch für die Zeit nach dem Übergang in
die Währungsunion zu treffen. Der resultierende Europäische Stabilitäts-
und Wachstumspakt (ESWP) implementierte nicht nur einen Sanktions-
mechanismus, sondern „verhärtete“ auch noch die arithmetische Defizit-
Zielgröße: Nach den Konvergenzkriterien entsprach die 3%-Defizitgrenze
dem maximal akzeptablen (nachhaltigen) Niveau der strukturellen (also
konjunkturbereinigten) Netto-Neuverschuldung, während der ESWP die
Vorgabe für das strukturelle Defizit auf „nahe null oder im Überschuss“
verschärfte und somit die 3%-Grenze als maximale Größe des (konjunk-
turunbereinigten) Gesamtdefizits festlegte, die gerade noch sanktionsfrei
bleiben sollte.

Seit seiner Verabschiedung sieht sich der ESWP der Kritik ausgesetzt:
Diejenigen, die jede fiskalpolitische Orientierung jenseits des ausgegliche-
nen Haushalts ablehnen, weil sie von „Staatsversagen“ demokratischer
Regierungen ausgehen, die zwar einen Anreiz zum Ausgeben, nicht aber
zur Besteuerung (und folglich zur Verschuldung) hätten,7 halten die Sank-
tionsmöglichkeiten des ESWP ebenso für zu schwach und vage8 wie die-
jenigen, die „moralische Versuchung“ in einer Währungsunion ohne re-
striktiv-bindende Handlungsregeln für geradezu unvermeidlich halten,9
was in der Konsequenz zur Unterminierung der Glaubwürdigkeit einer auf
Preisstabilität ausgerichteten Geldpolitik führen müsste.10 Für sie war der
ESWP ein weiteres Beispiel für eine weiche und uneffektive Form der Ko-
ordinierung, die nicht die notwendigen Anreize für gewünschte Verhal-
tensänderungen beinhalte und die Tatsache, dass der ESWP in vielen
Jahren von fast allen Mitgliedsstaaten der Eurozone sanktionsfrei gebro-
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chen wurde, wird als der empirische Nachweis der Ineffektivität angese-
hen.

Einem Blick in die empirische Faktenwelt hält allerdings diese Kritik nicht
stand: Tatsächlich lässt sich eine markante finanzpolitische Verhaltensän-
derung seit der Unterzeichnung des Maastrichter Vertrages und der Vor-
bereitung auf die notwendige Einhaltung zunächst der Konvergenzkrite-
rien und später des ESWP feststellen.

Abbildung 1: Haushaltsdefizite in der EU 1980-2005

Quelle: European Commission – Ameco-Datenbank; hier entnommen: Schuknecht (2005).

Wie der Abbildung 1 zu entnehmen ist, haben sich die Budgetdefizite der
Länder, die später die Eurozone formen sollten, ab Mitte der 1990er Jahre
im Durchschnitt von –5% des BIP auf rund –2,5% des BIP etwa halbiert
(„euro area“) – und dies gilt, noch mehr als für den EWU-Durchschnitt, vor
allem für die Länder, die vor Verabschiedung des Maastrichter Vertrags zu
den Ländern mit den höchsten öffentlichen Defiziten („worst 3“) gehörten.

Tabelle 2 zeigt zudem, dass seit der Einführung der gemeinsamen Wäh-
rung und mithin der Geltung des ESWP im Jahr 1999 die Schuldenstands-
quote in der Eurozone um 9,9 Prozentpunkte – und damit weit mehr als im
OECD-Durchschnitt (–1,1 Prozentpunkte) oder den USA (–2,2 Prozent-
punkte) gesunken ist. Vor allem aber sollte erwähnt werden, dass einige
jener Länder, die als „PIIGS“-Länder verunglimpft wurden und auf Notfall-
hilfe im Rahmen der jüngsten Eurokrise zurückgreifen mussten, zu den
„Musterknaben der Haushaltskonsolidierung“ gehörten: So fiel die Schul-
denstandsquote Irlands zwischen 1998 und 2007 um 33,3 Prozentpunkte,
in Spanien um 28 Prozentpunkte und in Italien immerhin um 19,8 Prozent-
punkte.
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Tabelle 2: Haushaltskonsolidierung vor der Weltfinanzkrise

Land
Schuldenstandsquote

1998
Schuldenstandsquote

2007
Differenz

Eurozone 81,5 71,6 –9,9

OECD 74,2 73,1 –1,1

Deutschland 62,2 65,3 +3,1

Griechenland 97,7 112,9 +15,2

Italien 132,6 112,8 –19,8

Irland 62,1 28,8 –33,3

Spanien 64,2 36,2 –28,0

USA 64,2 62,0 –2,2

Japan 113,2 167,0 +53,9

Quelle: OECD Economic Outlook.

Tabelle 3: Strukturelle Defizite während des Konjunkturzyklus
1999-2005

Land 1999 2000 20001 2002 2003 2004 2005

Eurozone –1,4 –0,8 –2,6 –2,8 –2,8 –2,8 –2,5

USA 0,6 1,2 –0,4 –3,1 –4,1 –4,2 –4,0

GB 1,1 3,3 0,2 –2,3 –3,9 –4,2 –4,2

Quelle: European Commission – Ameco-Datenbank.

Und schließlich liefert Tabelle 3 Belege dafür, dass der ESWP nicht nur
die finanzpolitische Ausrichtung über den gesamten Konjunkturzyklus hin-
weg restriktiv beeinflusste, sondern auch den diskretionären Handlungs-
spielraum in Zeiten des wirtschaftlichen Abschwungs beschnitt – so z. B.
während des konjunkturellen Einbruchs, der auf den Anschlag auf das
New Yorker World Trade Center vom 9. September 2001 folgte: Während
die strukturellen Haushaltsdefizite in der Eurozone niemals die 3%-Marke
überstiegen, konnten in den USA und in Großbritannien deutlich stärkere
Konjunkturstimuli verabreicht werden.11

Kurz zusammengefasst kann wohl festgehalten werden, dass der
ESWP vor Ausbruch der Weltfinanzkrise zwar nicht in einer strikten, wort-
wörtlichen Auslegungen des „Verfahrens bei übermäßigem Defizit“ erfüllt
wurde, gleichwohl zeigt sich ein starker restriktiver Verhaltenseffekt. Dar-
über hinaus beschnitt der ESWP die diskretionären Interventionsmöglich-
keiten der Finanzpolitik in keynesianischer Politikorientierung. Dies bringt
uns zu einer anderen kritischen Einschätzung des ESWP: Während die
vorgenannten Kritiker für Regeln plädierten, die so strikt und unflexibel wie
möglich sein sollten und deren ungemäße Anwendung beklagten, verwarf
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die zweite Gruppe von Kritikern die Inflexibilität und Starrheit des ESWP
auf anderer Grundlage:12 Eine Kritik betraf den „one size fit’s all“-Charak-
ter des ESWP, der auf Länder von recht unterschiedlichem Entwicklungs-
stand angewendet wurde. Ein anderes Problem, und entsprechende Kritik
am ESWP, erwächst aus der intendierten Unterdrückung diskretionärer
(struktureller) Defizite zur konjunkturellen Stabilisierung einer Volkswirt-
schaft: Wenn der ESWP strikt nach seinen Prinzipien des ausgeglichenen
(strukturellen) Haushalts umgesetzt würde, verbliebe den nationalen Re-
gierungen kein Spielraum für diskretionäre finanzpolitische Reaktionen –
was besonders problematisch werden kann, wenn man bedenkt, dass
auch die europäisierte Geldpolitik nicht mehr für nationale Stabilisierungs-
zwecke zur Verfügung steht.13 Sollten das strukturelle Budget dennoch für
Stabilisierungszwecke innerhalb des 3%-Limits des ESWP genutzt wer-
den, müssen die automatischen Stabilisatoren entsprechend beschnitten
werden und die Finanzpolitik würde in ein prozyklisches Muster verfal-
len.14

Schließlich, und dies ist vielleicht die harscheste Kritik am ESWP, argu-
mentiert die „Koordinierungsliteratur“, dass ein adäquater makroökonomi-
scher Policy-mix zur Maximierung des Wirtschafts- und Beschäftigungs-
wachstums unter den Anforderungen einer nachhaltigen Finanzpolitik
institutionell so ausgestaltet werden muss, dass das immanente Gefange-
nendilemma gelöst werden kann.15 Eine vorher festgelegte Fiskalregel ist
im besten Falle überflüssig, im schlechtesten Falle kontraproduktiv.

Nimmt man diese Kritik ernst, dann ist der ESWP nicht nur eine unbe-
deutende Unannehmlichkeit („a minor nuisance“ – Eichengreen/Wyplosz
[1998]), sondern er mag sehr wohl der schlechten ökonomischen Wachs-
tumsperformanz der Eurozone in den ersten zehn Jahren ihrer Existenz
vor der Weltfinanzkrise zugrunde liegen,16 wie er auch eine angemessene
Krisenreaktion und einen wachstumsförderlichen (kooperativen) Policy-
mix behindern kann.

3. Die Zwangsjacke unter Krisenbedingungen

Wenn die letztgenannten Kritiker des europäischen Economic Gover-
nance-Systems recht haben, darf man nicht erwarten, dass sich die Politi-
kreaktion im Falle eines (negativen) exogenen Schocks, wie ihn die Welt-
finanzkrise nach 2008 zweifellos darstellte, an den realwirtschaftlichen
Anforderungen der verschiedenen Regionen der Eurozone bemisst, son-
dern an den restriktiven Koordinierungsprinzipien des ESWP oder, anders
ausgedrückt, am vorhandenen finanzpolitischen Handlungsspielraum.
Konkret heißt dies, dass eine empirische Kontrolle ergeben müsste, dass
sich die Dimensionen der nationalen Stabilisierungsprogramme nicht an
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den Ausmaßen der Konjunktureinbrüche (gemessen an der Differenz zwi-
schen potenzieller und aktueller Produktion = Outputlücke), sondern an
den im Rahmen des EWSP verbliebenen Handlungsspielräume orientie-
ren.

In der Tat stellen die Abbildungen 2 und 3 einige empirische Evidenz zur
Verfügung, dass genau diese Politikrekationen in der Eurozone vorfindlich
sind: Abb. 2 zeigt, dass fast keinerlei Korrelation zwischen dem externen
Schock der Weltfinanzkrise (gemessen in Größen der kumulierten Pro-
duktionslücke in den Jahren 2009 und 2010 – output gap) und der Größe
des jeweiligen nationalen Konjunkturpakets der Mitglieder der Eurozone
(fiscal stimulus) in Prozent des BIP besteht. Dieser Sachverhalt wird noch
offensichtlicher, wenn der finanzpolitische Handlungsspielraum der natio-
nalen Regierungen betrachtet wird (Abbildung 3): Nimmt man den von der
EU-Kommission (2009b) gebildeten Index „Fiscal space“ in den Blick, der
ESWP-Kriterien (wie die Schuldenstandsquote) und, somit, institutionel-
len Druck ebenso erfasst wie Kriterien, die Marktdruck abbilden (wie ver-
deckte Belastungen des Finanzsektors oder Leistungsbilanzungleichge-
wichte),17 wird eine eindeutige (positive) Korrelation zwischen den
finanzpolitischen Handlungsspielräumen und der Größe der nationalen
Konjunkturprogramme erkennbar: Wer also über keinen in der Weise der
EU-Kommission definierten Handlungsspielraum mehr verfügte, konnte
auf die unerwarteten Ereignisse der Weltfinanzkrise nicht mehr angemes-
sen reagieren – ein Ergebnis, dass sich vollkommen in die Beschlüsse des

Abbildung 2: Finanzpolitische Reaktion während der
Weltfinanzkrise in der Eurozone

Anmerkung: Output gap misst die Differenz zwischen aktuellem und potenziellem Output in
den Jahren 2009 und 2010, „Fiscal stimulus“ in 0,1% des BIP: 10 = 1% of GDP.
Quelle: European Commission – Ameco-Datenbank und European Commission (2009b).

40. Jahrgang (2014), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft

23



Abbildung 3: Finanzpolitische Orientierung und „Fiscal space“
während der Weltfinanzkrise in der Eurozone

Anmerkungen: Fiscal space wird gemessen durch den gleichnamigen Index der Europäi-
schen Kommission; vgl. European Commission (2009b). Die Niederlande sind als starker
Abweichler (der seinen finanzpolitischen Spielraum nicht nutzt) hier nicht berücksichtigt.
Würden sie berücksichtigt werden, fiele der R-Quadrat-Testwert auf 0,3336.
Quelle: European Commission (2009b).

„European Economic Recovery Plan“ (EERP) einfindet, die der Europäi-
sche Rat der Staats- und Regierungschefs im Dezember 2008 verab-
schiedete und der sich expressis verbis auf die Restriktionen des ESWP
bezieht.18

Die inhärente Logik des europäischen Economic Governance-Systems
– beklagt von den Kritikern – besagt, dass derjenige nicht angemessen auf
exogene Schocks reagieren kann und mithin realwirtschaftliche Verluste
erleiden muss, der in der Vergangenheit (soll heißen: unter besseren Be-
dingungen) schludrig mit seinen öffentlichen Finanzen umgegangen ist.
Ob man nun dieser Logik bereit ist zu folgen – die als „erzieherisches Hilfs-
mittel“ nur dann geeignet wäre, wenn sie konsequent verfolgt würde – oder
nicht, so muss sie doch im Falle einer tiefen Rezession wie der Weltfinanz-
krise erneut geprüft werden, denn sie mag ansonsten zu einer institutio-
nellen Vorkehrung werden, die eine konjunkturelle Erholung behindert:
Wenn der fiskalische Stimulus eines zu mageren Konjunkturprogrammes
keine konjunkturelle Wende auszulösen vermag, kann eine Volkswirt-
schaft sehr leicht in einen Teufelskreis aus nicht-nachhaltigen und regel-
widrigen Budgetdefiziten, daraus folgenden Konsolidierungsmaßnahmen,
negativen realwirtschaftlichen Auswirkungen und persistenten oder gar
steigenden Haushaltsdefiziten geraten.19 Auch hierfür, also die Tatsache,
dass einige Mitgliedsländer in einen derartigen Teufelskreis geraten sind,
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gibt es empirische Belege. Oder anders ausgedrückt: Das europäische
Economic Governance-System hat systematisch zur Vertiefung ökonomi-
scher Krisen beigetragen statt sie zu dämpfen oder gar zu überwinden hel-
fen.

Abbildung 4: Fiskalische Belastung, Austeritätsmaßnahmen und
Produktionslücken 2010-2012

Quelle: Ameco-Datenbank; IMK Report 71 (2012); European Economy statistical annex
spring 2012; eigene Berechnungen.

Wie vorher gezeigt wurde, war der konjunkterelle Impuls der Jahre 2009
und 2010 im Rahmen des „European Economic Recovery Programme“ –
zumindest teilweise wegen beschränkter finanzpolitischer Handlungs-
spielräume (fiscal space) – nicht an den realwirtschaftlichen Notwendig-
keiten ausgerichtet, die sich im Zuge der Weltfinanzkrise herausbildeten.
Die Differenz zwischen einem angemessenen20 und dem tatsächlich ver-
abreichten Fiskalstimulus wird als finanzpolitische Belastung (fiscal strain)
bezeichnet. Wie die Abbildungen 4-6 zeigen, besteht eine mit der Länge
des betrachteten Zeitraumes zunehmende Korrelation (was sich in der Zu-
nahme des Korrelationskoeffizienten R2 von 0,44 in Abb. 4 über 0,55 in
Abb. 5 auf 0,73 in Abb. 6 ausdrückt) zwischen der anfänglichen finanzpoli-
tischen Belastung aufgrund fehldimensionierter Konjunkturprogramme
(fiscal strain), den Austeritätsprogrammen (fiscal austerity), die das „Ver-
fahren bei übermäßiger Verschuldung“ des ESWP bzw. die Konditionen
der Hilfskredite durch den ESM/IWF erzwangen, und den sich auftuenden
Produktionslücken (output gap): Nimmt man also den gesamten Zeitraum
von 2010-2013, dann werden etwa 73 Prozent der kumulierten Produk-
tionslücke (also des Wachstumseinbruchs) in den Jahren 2011-2013
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durch die Dimension der konjunkturellen Impulse und die Größe der nach-
folgenden Sparprogramme erklärt.

Abbildung 5: Austeritätsmaßnahmen und Produktionslücken
2011-2012

Quelle: Ameco Datenbank; IMK Report 71 (2012); European Economy statistical annex
spring 2012; eigene Berechnungen.

Die Reaktionen der internationalen Finanzmärkte, die jene Regierun-
gen, die ihre Haushalte nicht wie gewünscht konsolidieren, durch Erhö-
hung der Risikoprämien auf historisch einmalige Niveaus „bestrafen“, ver-
stärken den Stress zusätzlich. Für manche Kommentatoren sind die
ansteigenden Risikoprämien auf Staatsschuldverschreibungen die Haupt-
ursache der anhaltenden Eurokrise, erfordern sie doch haushaltspoliti-
sche Anpassungsmaßnahmen, die ohne negative Wachstumseffekte
nicht vorstellbar sind. Doch obwohl die kurzfristige Liquiditätsbereitstel-
lung und die langfristige Solvenz von Staatshaushalten zweifellos durch
diese widrigen Reaktionen der Finanzmarktteilnehmer beeinflusst wer-
den, soll doch hier mithilfe der vorgelegten Evidenz argumentiert werden,
dass diese Finanzmarktreaktionen nicht ursächlich für die Eurokrise
sind.21 Andere Kommentatoren betrachten die Risikoprämien schließlich
lediglich als Ausdruck unsoliden finanzpolitischen Verhaltens in der Ver-
gangenheit. Doch wie neuere empirische Arbeiten zeigen,22 werden die
Risikoprämien nur zu einem geringen Teil durch sogenannte Fundamen-
taldaten wie Schuldenstände und Defizitniveaus (für die die nationalen
Regierungen sicher eine gewissen Verantwortlichkeit tragen) bestimmt.
Dies lässt viel Erklärungsspielraum für fundamentale Unsicherheit in
einem keynesianischen Sinne über Finanzmarktentwicklungen, die Zu-
kunft der EWU im Allgemeinen und die Mitgliedschaft einzelner Staaten in
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der EWU im Besonderen (wofür die Regierungen einzelner Staaten nur
sehr eingeschränkte Verantwortung tragen), was sicher ein gutes Argu-
ment für eine gemeinsame bzw. gemeinschaftliche Verantwortung für den
Zugang zum internationalen Finanzmarkt zu akzeptablen Konditionen (z.
B. vermittelt durch den ESM) beinhaltet.

Abbildung 6: Finanzpolitische Belastung, Austeritätsmaßnahmen
und Produktionslücken 2010-2013

Quelle: Ameco-Datenbank; IMK Report 71 (2012); European Economy statistical annex
spring 2012; eigene Berechnungen.

4. Lösungen?

Hier wird argumentiert, dass es der institutionelle Rahmen der Politikko-
ordinierung in der EU (und, vor allem, in der Eurozone) ist – das europäi-
sche Economic Governance-System also –, der systematisch einige Mit-
gliedsländer der Eurozone auf einen Entwicklungspfad zwingt, der
ökonomisch suboptimal ist und sich als gesellschaftlich fatal erweisen
könnte. Die Reformen des EEGS, die in Dutzenden von Notgipfeln des Eu-
ropäischen Rates durchgedrückt wurden, haben zwar die Einfriedung der
Krise bewirkt und fehlende Notfallinstitutionen wie den EFSF/ESM nach-
träglich geschaffen. Und doch hat die Krisenbekämpfung in der Eurozone
nicht funktioniert – weder in der Verhinderung einer Stagnation, noch im
Umgang mit den Haushaltsproblemen oder auch nur in einer Beruhigung
der Finanzmärkte – , weil die Behandlung wesentlich darin bestand, die
gleiche „Vorkrisen-Medizin“ nur in höherer Dosierung zu verabreichen.23

Das europäische Economic Governance-System basiert politisch auf
gegenseitigem Misstrauen, das vom politökonomischen Vorkrisen-Main-
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stream der Wirtschaftswissenschaft genährt wird: Dieser weist nicht nur
die systematischen und positiven Langfristeffekte einer aktiven Stabilisie-
rungspolitik zurück, sondern reduziert den komplexen Prozess nationaler
Haushaltspolitik in demokratischen Gesellschaften auf simples Renten-
streben und moralische Versuchung, was durch strikte und restriktive Re-
geln begrenzt werden muss. Das Versagen dieses Systems, das in der
Weltfinanzkrise und der daraus folgenden Eurokrise deutlich wurde, ver-
langt nicht nur eine radikale Reform, sondern gleichermaßen eine Verab-
schiedung der dahinter stehenden Ideen und Ideologien – eine Situation,
die übrigens sehr an die Entwicklungen nach der Weltwirtschaftskrise
Mitte der 1930er-Jahre erinnert, als der Keynesianismus in Wirtschafts-
theorie und -politik sich durchzusetzen begann und die westlichen Wohl-
fahrtsstaaten entstanden. Hier kann nicht der Platz sein, um über das ge-
naue Aussehen eines angemesseneren und effektiveren Economic
Governance-Systems zu spekulieren, da aber die Weltfinanzkrise die
Grenzen eines Systems der Struktur „governance without government“
(allerdings mit Regierungen im Plural, die in ihren nationalen Regierungs-
und Entscheidungskontexten verhaften bleiben) aufgezeigt hat, dessen
institutionellen Strukturen in neoliberaler Ära entstanden, kann gemut-
maßt werden, dass eine Wirtschaftsregierung („Gouvernement Economi-
que“)24 basierend auf erneuerten (post-)keynesianischen Prinzipien einen
notwendigen Schritt zum dauerhaften Erhalt der gemeinsamen Währung
in der EU und einer weiterhin positiven Integrationsdynamik sind.

Anmerkungen
1 Das Akronym „PIIGS“ steht für: Portugal, Irland, Italien, Griechenland und Spanien.
2 Hier kann nur eine Auswahl geboten werden: Streeck (2013), Meyer (2012), Hankel et

al. (2011), Lafontaine (2013)
3 Vgl. European Commission (2009a).
4 Dies wird etwas ausführlicher begründet in Heise (2013).
5 Der EMD ist in Tab. 1 grau unterlegt, weil er der einzige Prozess im Rahmen des Euro-

päischen Economic Governance-Systems ist, der auf einem klar vom ökonomischen
Mainstream abweichenden theoretischen Fundament basiert. Er wurde 1999 unter
deutscher Ratspräsidentschaft eingeführt, als sich in einer kurzen Phase mehrheitlich
sozialdemokratisch geführter Regierungen in der EU ein kleines „window of opportunity“
für den damaligen deutschen Finanzminister Oskar Lafontaine eröffnete, die makroöko-
nomisch ausgerichtete Wirtschaftspolitik in der Eurozone zu verändern. Mit dem Rück-
tritt von Lafontaine vom Amte des Finanzministers nahm die wirtschaftspolitische Orien-
tierung der Bundesregierung eine grundsätzliche angebotspolitische Perspektive ein
und das „window of opportunity“ auf EU-Ebene schloss sich. Obwohl der EMD weiterhin
existiert, wurde er doch nie ernsthaft in Kraft gesetzt; vgl. Koll/Hallwirth (2010).

6 Vgl. z. B. Deroose/Hodson/Kuhlmann (2008).
7 Vgl. z. B. Alesina/Perotti (1995), Buchanan/Wagner (1977).
8 Vgl. z. B. Schuknecht (2005).
9 Vgl. z. B. Beetsma (1999).
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10 Vgl. z. B. Artis/Winkler (1999).
11 Im Zusammenspiel mit einer ebenfalls expansiveren Geldpolitik in den USA und Groß-

britannien ergab sich ein makroökonomischer Policy-mix, der besser in der Lage war,
den rezessiven Schock vom 9. September zu verarbeiten als in der Eurozone: Die
durchschnittlichen Wachstumsraten 2001-2005 lagen in Großbritannien bei 2,9%, in
den USA bei 2,4% und in der Eurozone nur bei 1,7%.

12 Einen guten Überblick über die verschiedenen Argumentationen bietet: Heipertz (2003).
13 Vgl. De Grauwe (1998).
14 Vgl. Eichengreen (1996).
15 Vgl. Collignon (2008).
16 Vgl. Heise (2008).
17 Folgende Variablen definieren den Index „Fiscal space“: a) die (Brutto-)Schuldenstands-

quote, b) offene Verbindlichkeiten des Finanzsektors, c) mittelfristige Steuerausfälle,
d) Leistungsbilanzsalden und e) die nicht-diskretionäre öffentliche Ausgabenquote.

18 Vgl. European Commission (2008).
19 Die Wahrscheinlichkeit, in einen derartigen Teufelskreis zu geraten, steigt, wenn die

Konsolidierungsprogramme unter den Bedingungen einer allgemeinen Krise bzw. im
Umfeld weitverbreiteter Stagnation durchgeführt werden; wenn also der Verlust an hei-
mischer Nachfrage nicht ohne weiteres bzw. nicht gefahrlos mittels merkantilistischer
Politik durch ausländische Nachfrage kompensiert werden kann.

20 Als angemessen wird ein Fiskalimpuls gewertet, wenn er sich aus der Größe der Pro-
duktionslücke errechnet.

21 Vgl. auch Cafiso (2012).
22 Vgl. Pusch (2012).
23 Eine genauer Analyse der Reformen leiste ich in Heise (2011).
24 Zweifellos ist der Begriff Wirtschaftsregierung („Gouvernement Economique“) recht

ungenau und institutionell unspezifisch. Hier soll damit lediglich die historische Lektion
gemeint sein, dass eine Währungsunion, die dauerhaften Bestand hatte, immer von der
Formung einer Politischen Union samt eines unitarischen Akteurs begleitet war; vgl.
z. B. Heise/Görmez Heise (2010).
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Zusammenfassung

Von allen Enden des politischen und akademischen Spektrums und aus allen Teilen der
EU wird die Auflösung der Europäischen Währungsunion (EWU) in seiner gegenwärtigen
Form gefordert, weil sie angeblich nicht den ökonomischen Interessen der Teilnehmerlän-
der diene, stattdessen aber mit hohen, durch eine Auflösung der Währungsunion vermeid-
baren Kosten verbunden wäre.

Demgegenüber halten die politisch Verantwortlichen weiter am Projekt Euro fest. Die
EU-Kommission glaubt sogar, das europäische Economic Governance-System (EEGS), in
welches der gemeinsame Währungsraum eingebettet ist, sei der institutionalisierte Garant
realwirtschaftlicher Stabilität in einem nach der Weltfinanzkrise von 2008 bis 2010 zweifel-
los instabiler gewordenen weltwirtschaftlichem Umfeld.

Ich werde im Folgenden argumentieren, dass das EU-Economic Governance-System im
zurückliegenden Krisenfall versagt hat und den Euro zu einer Zwangsjacke macht, die
einige Mitgliedsländer zu erdrosseln droht.

Abstract

The persistence of the European Monetary Union (EMU) is being questioned from all dif-
ferent political and economic orientations arguing that it is not in the economic interest of its
member states to maintain the EMU but involving costs that could be avoided if EMU would
be abandoned.

In stark contrast to these opinions, most actors that are politically responsible cling to the
project Euro and the European Commission even believes that the European Economic
Governance System (EEGS), in which the Eurozone is embedded, is the institutionalized
guarantor of stability of the real economy in an environment which has become more insta-
ble after the World Financial Crisis after 2008.

This paper argues that – contrary to the European Commission’s claim – the EEGS has
failed in managing the aftermath of the World Financial Crisis appropriately and that it has
turned the Euro into a straightjacket which threatens to strangle some its member state.
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Haben die knappen Weltersparnisse
die US-Immobilienblase finanziert?

Bemerkungen zur „Global Saving Glut“-These
aus saldenmechanischer Sicht

Fabian Lindner

Unter der Mehrheit der ÖkonomInnen besteht der merkwürdige Kon-
sens, das Kreditangebot sei durch die laufende Ersparnis der Haushalte li-
mitiert. Mehr noch: Würde der Staat oder das Ausland durch Defizite die
knappe Ersparnis absorbieren, könnten die Unternehmen keine Kredite
mehr aufnehmen und müssten ihre Investitionen verringern. Der Kredit-
topf wäre dann leer, und Kreditnehmer müssten auf spätere Sparanstren-
gungen warten. Dies ist die „Loanable Funds“-Theorie, die Theorie „aus-
leihbarer Gelder“, die zuerst explizit von Dennis Robertson in den 1930er-
Jahren formuliert wurde.1 Diese Theorie bildet bis heute die Grundlage für
die im ökonomischen Mainstream akzeptierte Analyse nationaler wie in-
ternationaler Wirtschaftspolitik. Aus dieser Analyse wird abgeleitet, dass
Haushalte, Regierungen und ganze Länder mehr sparen müssten, damit
Unternehmen mehr Kredite erhielten.

Diese Sicht bildet die Grundlage der Forderung nach der Kapitaldeckung
in der Rente2 und staatlicher Austeritätspolitik.3 Sie bildet auch die Grund-
lage der Theorie der globalen Ersparnisschwemme („Global Saving Glut“),
die der ehemalige Vorsitzende der US-Zentralbank Federal Reserve, Ben
Bernanke (2005, 2010), entwickelt hat. Nach dieser Theorie seien die USA
durch ihre geringe Ersparnisbildung auf ausländische Ersparnis aus asia-
tischen und rohstoffexportierenden Ländern angewiesen, um ihre Immobi-
lieninvestitionen zu finanzieren. Die globale Ersparnisschwemme sei
damit Mitauslöser für die US-Immobilienkrise. Diese These der globalen
Ersparnisschwemme soll im Folgenden als Anwendung der Doktrin „aus-
leihbarer Gelder“ kritisiert werden.

Dazu wird in einem ersten Teil gezeigt, dass und welche zeitgenössi-
schen Ökonomen dieser Doktrin tatsächlich anhängen. In einem zweiten
Teil wird anhand einfacher und trivialer Buchhaltungsregeln gezeigt, dass
dieser Doktrin jede Grundlage fehlt: Das Kreditangebot ist niemals durch
die Ersparnis limitiert, sondern im Gegenteil die Ersparnis oft durch den
Kredit. Darüber hinaus wird gezeigt, dass die höhere Geldersparnis eines

33

40. Jahrgang (2014), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft



Sektors in der Volkswirtschaft immer die Ersparnis aller anderen Sektoren
senkt. In der Realität ist vieles genau umgekehrt, wie es die Loanable
Funds-Theoretiker behaupten.4

Das folgt daraus, dass Loanable-Funds-Theoretiker Dinge miteinander
vermengen, die ganz unterschiedlich sind: nämlich die Ersparnis in Form
höherer Sachvermögensbildung (Investition), das Geldsparen (Erhöhung
des Nettogeldvermögens) und die Kreditgewährung (reine Finanztransak-
tion). Der Ökonom Wolfgang Stützel (1978, 1979) nannte solche Gleich-
setzungen ganz unterschiedlicher Dinge „Problemverschlingungen“. Stüt-
zel hat mit seiner „Saldenmechanik“ die hier verwendete Methode entwi-
ckelt, großspurige Aussagen der theoretischen Volkswirtschaftslehre auf
ihre Konsistenz mit trivialen Buchhaltungssätzen zu prüfen.

In einem dritten Teil wird die auf der Loanable Funds-Theorie basieren-
de These der „globalen Ersparnisschwemme“ empirisch untersucht. Es
wird sich zeigen, dass die USA als Emittent der globalen Reservewährung
weder zur Finanzierung ihrer Leistungsbilanzdefizite noch ihrer heimi-
schen Investitionen auf ausländische Ersparnis oder Kredit angewiesen
waren oder sind. Die größten Auslandsgläubiger der USA waren nicht die
Leistungsbilanzüberschussländer China oder Südostasien, wie Bernanke
schreibt, sondern europäische Banken. Diese konnten den USA aber erst
Kredit geben, nachdem sie sich selbst in den USA die dafür nötigen Dollar
geliehen hatten – schließlich braucht ein Amerikaner zur Konstruktion
sowie zum Kauf eines Hauses Dollar und nicht Euro oder Yuan. Es ist
merkwürdig, dass der Vorsitzende gerade derjenigen Zentralbank, die in
letzter Instanz jeden Dollar herstellt, annimmt, die USA seien auf Kredit
aus dem Ausland angewiesen, wenn nur sie, aber nicht das Ausland Dol-
lar herstellen kann.

1. Loanable Funds, die Konkurrenz um Ersparnis und
die „globale Ersparnisschwemme“

Dass die Loanable-Funds-Theoretiker tatsächlich Ersparnis und Kredit-
angebot gleichsetzen, wird im Folgenden anhand einschlägiger Zitate ge-
zeigt. In seinem Einführungsbuch in die Makroökonomik schreibt etwa
Gregory Mankiw:

„Saving is the supply of loans [meine Hervorhebung] – individuals lend their
saving to investors, or they deposit their saving in a bank that makes the loan
for them. Investment is the demand for loanable funds – investors borrow
from the public directly by selling bonds or indirectly by borrowing from
banks. […] At the equilibrium interest rate, saving equals investment, and the
supply of loans equals the demand.“5
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Die These, Ersparnis sei gleich dem Kreditangebot, ist auch die Grund-
lage für Bernankes Theorie der internationalen Ersparnisschwemme:6

„All investment in new capital goods must be financed in some manner. In a
closed economy without trade or international capital flows, the funding for
investment [meine Hervorhebung] would be provided entirely by the coun-
try’s national saving. By definition, national saving is the sum of saving done
by households […] and saving done by businesses (in the form of retained
earnings) less any budget deficit run by the government (which is a use rat-
her than a source of saving).“

Aus der Gleichsetzung von Ersparnis und Kreditangebot folgt, dass die
Kreditvergabe durch die Ersparnis limitiert ist. Nähme etwa der Staat den
durch Haushaltsersparnis limitierten Kredit auf, müssten sich Unterneh-
men bei der Kreditaufnahme einschränken. Mankiw dazu, in einem Artikel
mit Laurence Ball (1995, S. 96-98):

„Budget deficits […] reduce national saving. […] A decline in national saving
reduces the supply of loans available to private borrowers, which pushes up
the interest rate (the price of a loan).“

Nicht nur Defizite des Staates, auch Defizite des Auslands – die den hei-
mischen Leistungsbilanzüberschüssen entsprechen – würden zum „Ex-
port von Ersparnis“ führen, die dann für die Finanzierung heimischer Inve-
stitionen fehlen würde.

Wie schmerzlich das aus Sicht der Vertreter ausleihbarer Fonds ist, for-
muliert besonders zugespitzt Hans- Werner Sinn anhand der deutschen
Leistungsbilanzüberschüsse:

„Deutschland exportierte seine Ersparnisse, anstatt sie in Kredite für die in-
ländische Wirtschaft umzusetzen [meine Hervorhebung]. Allein im Jahr
2008 exportierten die Deutschen 60% ihrer laufenden Ersparnisse ins Aus-
land, während sie nur 40% zu Hause investierten. Die gesamtwirtschaftliche
Ersparnis betrug in diesem Jahr 277 Mrd. Euro, 111 Mrd. Euro wurden netto
in Deutschland investiert, und 166 Mrd. Euro flossen netto als Kapitalexport
ins Ausland. Definitionsgemäß war dies auch der Überschuss der deutschen
Leistungsbilanz.“7

Umgekehrt könnte ein Land mit zu wenig Ersparnis und damit zu wenig
Kredit Ersparnis importieren. Bernanke (2005) dazu:

„[…] well-developed international capital markets allow savers to lend [meine
Hervorhebung] to those who wish to make capital investments in any coun-
try, not just their own. Because saving can cross international borders [meine
Hervorhebung], a country’s domestic investment in new capital and its do-
mestic saving need not be equal in each period. If a country’s saving ex-
ceeds its investment during a particular year, the difference represents ex-
cess saving that can be lent on international capital markets [meine Hervor-
hebung]. By the same token, if a country’s saving is less than the amount re-
quired to finance domestic investment, the country can close the gap by bor-
rowing from abroad.“
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Nur sei das Problem mit dem Import knapper ausländischer Ersparnis,
dass diese nicht mehr für Ausländer zu haben sei. Ronald McKinnon
(2001, S. 227) schreibt dazu:

„For more than twenty years the world’s richest, most mature industrial eco-
nomy has drawn heavily on the world’s limited pool of saving [meine Hervor-
hebung] to support high consumption in the 1980s by the federal govern-
ment, and in the 1990s by households.“

Die Zitate sollten ausreichend belegen, dass führende Mainstream-
Volkswirte sich darin einig sind, Sparen und Kredit seien identisch und hö-
here Ersparnis die Voraussetzung für eine Ausweitung des Kredites und
damit der Investitionen. Diese Theorie ist nicht neu. Der deutsche Ökonom
Wilhelm Lautenbach schrieb schon im Jahr 1936:8

„Wie funktioniert der Kreditapparat, wenn der Staat große Ausgaben durch
Kredit finanziert? Woher kommen die Mittel? Die meisten, die die Frage stel-
len, und es sind keineswegs nur Laien, haben dabei die Vorstellung, als
gäbe es irgendeinen begrenzten Vorrat an Geld oder Kredit. Mit dieser Vor-
stellung verknüpft sich gewöhnlich die besorgte Frage, ob der Staat durch
seine Kreditansprüche nicht der Wirtschaft den Kredit verknappe.“

Ganz ähnlich schrieb Otto Donner (1942, S. 185):
„Viele stellen sich vor, die Kreditversorgung geschehe aus einem Topf mit
begrenztem Inhalt. Dehne der Staat seine Kreditnachfrage mehr und mehr
aus, so müsse das Kreditreservoir bald restlos ausgeleert sein. […] Im Sinne
solcher Gedankengänge glaubte der französische Generalstab bei Aus-
bruch des Krieges im Jahre 1914 an eine Kriegsdauer von nur wenigen Mo-
naten, weil die Finanzierung eines modernen Krieges während einer länge-
ren Periode nicht möglich sei.“

Im Folgenden soll gezeigt werden, dass diese Sicht eines begrenzten
Spartopfes schlicht Unsinn ist. Die hier zu beweisende These hat Hans
Gestrich im Jahr 1944 deutlich formuliert: „Das Kreditvolumen ist in keiner
Weise abhängig von der Menge der Geldersparnisse. Es hängt von der
Fähigkeit und Bereitwilligkeit der Banken ab, Kredit zu gewähren, der an-
dererseits auch eine Bereitwilligkeit zur Kreditverschuldung gegenüber-
stehen muss.“9 Um das zu zeigen, braucht es eigentlich nur triviale Buch-
haltungssätze. Diese werden im Folgenden erläutert.

2. Wie Leistungsbilanzen, Ersparnisse und Finanzierung
zusammenhängen

Um den Unterschied zwischen Sparen und Kredit genau zu verstehen,
reichen einfache Konzepte der Buchhaltung, wie sie in jedem betriebswirt-
schaftlichen Einführungsbuch gelehrt werden.10 Jede Wirtschafterin, ob
Unternehmen, Haushalt, Bank oder ein ganzes Land hat eine Bilanz, in
der der Bestand ihres Vermögens und ihrer Verbindlichkeiten festgehalten
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wird. Auf der Aktivseite steht ihr Vermögen, auf der Passivseite ihre Ver-
bindlichkeiten und ihr Reinvermögen (oder Eigenkapital).

Das Bruttovermögen einer Wirtschafterin besteht aus ihrem Sachvermö-
gen, sv (Maschinen, Häuser etc.), und ihrem Bruttogeldvermögen, gv:

1) Bruttovermögen = sv + gv
Das Geldvermögen einer Wirtschafterin besteht aus ihren finanziellen

Forderungen gegenüber anderen Wirtschafterinnen. Das Geldvermögen
lässt sich weiter unterteilen in Zahlungsmittel, m, und alle übrigen Forde-
rungen, üf:

2) gv = m + üf
Eine Zahlung ist definiert als die Erfüllung einer Schuld.11 Zahlungsmittel

sind somit die Mittel, mit denen Schulden erfüllt werden können. Dement-
sprechend können alle übrigen Forderungen nicht zur Erfüllung von Schul-
den verwendet werden. Sie geben Haltern gerade das Recht auf Erhalt
von Zahlungsmitteln.

Unter die übrigen Forderungen fallen etwa Aktien, Anleihen, Kredite, De-
rivate oder Versicherungspolicen. Es hängt allerdings vom Kontext ab,
wann eine Forderung ein Zahlungsmittel ist und wann nicht.

Zum Beispiel akzeptieren Nichtbanken die Einlagen bei Geschäftsban-
ken als Zahlungsmittel, die Geschäftsbanken untereinander aber nur Zen-
tralbankgeld; in den USA wird man den Euro kaum als Zahlungsmittel ak-
zeptieren, in vielen Ländern der Welt aber den Dollar. Das wird in der
Diskussion über den internationalen Kredit der USA noch deutlicher ge-
zeigt.

Die Unterscheidung zwischen Zahlungsmitteln und übrigen Forderun-
gen ist zentral für das Verständnis von Finanzkrisen. Eine Finanzkrise ist
eine Krise, in der viele WirtschafterInnen aus Mangel an Zahlungsmitteln
in Schwierigkeiten geraten, ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukom-
men. Ihnen droht die Insolvenz.

Um das Nettovermögen oder Reinvermögen, rv (für Unternehmen: das
Eigenkapital), einer Wirtschafterin zu ermitteln, müssen vom Vermögen
die Verbindlichkeiten, vb, abgezogen werden (der Konvention der Geld-
vermögensrechnung etwa der Bundesbank folgend zählen wir darunter
auch Aktien):12

3) rv = sv + gv – vb
Schließlich wird es sich als nützlich erweisen, die Differenz zwischen

dem Bruttogeldvermögen und den Verbindlichkeiten gesondert als
Nettogeldvermögen, ngv, zu definieren:

4) gv – vb = m + üf – vb = ngv
Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Bilanz einer beliebigen Wirtschaf-

terin. Je nach Art einer Wirtschafterin finden sich unterschiedliche Aktiv-
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und Passivposten in ihrer Bilanz. Unternehmen halten vor allem Sachver-
mögen und relativ wenig Geldvermögen; sie sind meist langfristig ver-
schuldet und haben ein hohes Eigenkapital (Reinvermögen). Private
Haushalte halten sowohl Geld- als auch Sachvermögen auf ihrer Bilanz,
wobei ihr Sachvermögen meist vor allem aus Immobilien besteht etc. Die
Aktiva der Banken bestehen vor allem aus Kreditforderungen oder ande-
ren Geldvermögensbeständen; ihre Verbindlichkeiten sind vor allem kurz-
fristige Schulden wie etwa Depositen. Sie haben meist ein relativ sehr viel
geringeres Eigenkapital als andere Wirtschaftseinheiten.

Tabelle 1: Bilanz einer beliebigen Wirtschaftseinheit

Aktiva Passiva

Bruttogeldvermögen, gv:
– Zahlungsmittel, m
– Übrige Forderungen, üf:

o Aktien
o Anleihen
o Kredite etc.

Verbindlichkeiten, vb:
– Schulden
– Aktien

Sachvermögen, sv:
– Maschinen
– Häuser etc.

Reinvermögen, rv

Um zu verstehen, welche und wie sich Bilanzposten einer Wirtschafterin
verändern, werden im deutschsprachigen Raum drei Flüsse voneinander
unterschieden: Ertrag und Aufwendung; Einnahme und Ausgabe und Ein-
zahlung und Auszahlung.13

Ertrag und Aufwendung, bzw. Einkommen, y, und Konsum, c, verändern
das Reinvermögen einer Wirtschafterin:

5) Erträge – Aufwendungen = y – c = rv
Änderungen des Reinvermögens sind genau „Sparen“, wie man es in

der ökonomischen Theorie versteht. Da das Reinvermögen aus Sachver-
mögen und Nettogeldvermögen besteht, fallen unter das Konzept „Spa-
ren“ zwei verschiedene Konzepte, die streng auseinandergehalten wer-
den müssen, nämlich die Veränderung von Sachvermögen, die man auch
Investition, i, nennt (also sv i) und die Veränderung von Nettogeldver-
mögen:

6) s = y – c = i + ngv
Unterscheidet man nicht klar zwischen diesen beiden Konzepten, die

man unter „Sparen“ zusammenfasst, entstehen die größten Verwirrungen.
So ist etwa die Diskussion zwischen Neoklassikern und Keynesianern, ob
höhere Ersparnis Voraussetzung für Investitionen oder umgekehrt höhere
Investitionen Voraussetzung für höhere Ersparnis ist, aus rein buchhalteri-
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scher Sicht wenig ertragreich: Die Investition ist per Definition Ersparnis,
weil sie das Vermögen erhöht, nämlich das Sachvermögen.

Interessant wird die Diskussion erst, wenn man etwa danach fragt, ob
höhere Nettogeldvermögensbildung dazu führt, dass auch mehr Sachver-
mögensbildung stattfindet oder umgekehrt, ob die Sachvermögensbildung
zu höherer Geldvermögensbildung führt.

Um diese Frage zu beantworten, muss man wissen, wie sich das Netto-
geldvermögen überhaupt ändern lässt, wie man also Geld spart. Mit „Geld-
sparen“ meinen wir nicht die Ansammlung von Zahlungsmitteln, sondern
die Erhöhung von Nettogeldvermögen, wie es in Gleichung 4) formuliert
ist: Darunter fällt eine Erhöhung der Zahlungsmittel, eine Erhöhung der
übrigen Forderungen und/oder eine Verringerung der Verbindlichkeiten.

Flüsse, die das Nettogeldvermögen ändern, werden Einnahmen und
Ausgaben genannt:

7) Einnahmen – Ausgaben = ngv
Unter Einnahmen und Ausgaben fallen Käufe und Verkäufe von Waren

und Dienstleistungen (zwischen Ländern Exporte und Importe genannt),
Löhne, Kapitaleinkommen (Zinsen, Dividenden etc.) oder Transfers (Steu-
ern, Subventionen etc.). Nimmt eine Wirtschafterin mehr ein als sie aus-
gibt, spart sie; gibt sie mehr aus als sie einnimmt, entspart sie – natürlich
immer nur Nettogeldvermögen.

Erzielt etwa eine Wirtschafterin einen Ausgabenüberschuss, kauft dafür
aber in genau gleicher Höhe Maschinen (Investitionsgüter), ist die Ände-
rung ihres Reinvermögens, also ihr gesamtes Sparen, gleich null. Denn
sie hat ihr Nettogeldvermögen verringert, aber im gleichen Maße ihr
Sachvermögen erhöht. Wenn sie aber ihr Nettogeldvermögen verändert,
ist noch nichts darüber ausgesagt, in welcher Form sie es ändert, ob sie
also ihren Zahlungsmittelbestand ändert, ihren Bestand übriger Forderun-
gen oder ihre Verbindlichkeiten.

Die dritte Art der Flüsse sind schließlich die Einzahlungen und Auszah-
lungen. Sie verändern den Zahlungsmittelbestand einer Wirtschafterin:

8) Einzahlung – Auszahlung = m
Tabelle 2 zeigt die verschiedenen Flüsse, die die Bilanzposten, wie sie in

Tabelle 1 gezeigt werden, verändern:
– Unter der Überschrift „Produktion“ (Zeilen 1 bis 3) werden die Erträ-

ge der Wirtschaftseinheiten gefasst, die aus Produktion rühren. Ab-
schreibungen, die Aufwendungen sind, werden nicht gezeigt. Wir
nehmen also an, dass sie schon von der Produktion abgezogen
werden, sodass die Produktion Nettoproduktion ist.

– Unter der Leistungsbilanz (Zeilen 4 bis 7) werden alle Einnahmen
und Ausgaben der WirtschafterInnen verbucht.

– In der Kapitalverkehrsbilanz (Zeilen 8 bis 10) werden alle finanziel-
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len Transaktionen, also die Änderungen der Zahlungsmittel, der
übrigen Forderungen und der Verbindlichkeiten, verbucht.

– Und unter der Überschrift Einkommen (Zeilen 11 bis 14) werden alle
Erträge und Aufwendungen verbucht.

Die Tabelle ist vergleichbar mit Godley und Lavoies (2007, S. 39) „Trans-
actions Flow“-Matrix, unterscheidet aber klarer zwischen Ausgaben/Ein-
nahmen und Produktion. In den Spalten finden sich verschiedene Wirt-
schaftssektoren (Unternehmen, Haushalte und Banken). Es ließen sich
beliebig andere Wirtschaftseinheiten und Sektoren hinzufügen.

Durch die klare Unterscheidung der drei Flüsse haben wir das analyti-
sche Rüstzeug, die Theorie ausleihbarer Gelder kritisch zu analysieren.
Es bietet sich an, dies an einem einfachen Beispiel zu tun, in dem drei
WirtschafterInnen – eine Bank, ein Haushalt und ein Unternehmen – in
einer geschlossenen Volkswirtschaft ohne Staat miteinander interagieren.
Die Zusammenhänge wären exakt gleich, ließe man die drei Wirtschafte-
rInnen aus drei verschiedenen Ländern heraus handeln.

2.1 Kreditvergabe in der Realität

Nehmen wir an, das Unternehmen möchte eine Maschine herstellen, mit
der es später Konsumgüter produzieren kann. Es möchte also investieren.
Um die Maschine herzustellen, braucht es ArbeiterInnen. Nehmen wir nun
weiter an, das Unternehmen habe nicht genug Geld, um die ArbeiterInnen
zur Produktion der Maschine zu bezahlen. Bevor es die ArbeiterInnen ein-
stellen und die Maschine produzieren kann, muss es bei der Bank einen
Kredit aufnehmen.

Glaubt die Bank, das Unternehmen verfüge über genug Bonität, richtet
sie ihm einfach ein Konto mit der vereinbarten Summe ein. Da es sich bei
der Kreditgewährung um eine Finanztransaktionen handelt, werden alle
Vorgänge der Kreditvergabe in der Kapitalverkehrsbilanz (Tabelle 2, Zei-
len 8 bis 10) gebucht.

Da nach dem Prinzip der doppelten Buchhaltung jede Wirtschaftseinheit
zwei Buchungen vornehmen muss, ergeben sich für eine Transaktion zwi-
schen zwei Einheiten vier Buchungseinträge:

1. Das neue Deposit des Unternehmens ist eine höhere Verbindlichkeit
der Bank (+ vb).

2. Dieser höheren Verbindlichkeit entspricht eine höhere Forderung ge-
genüber dem Unternehmen, der Kredit (+ üf ).

3. Das Unternehmen erhöht seinen Bestand an Zahlungsmitteln (es hat
eine Einzahlung, + m), das ihm auf seinem Konto von der Bank gut-
geschrieben wird.

4. Das Unternehmen erhöht seine Verbindlichkeiten (+ vb), also die
Schuld, die es gegenber der Bank eingegangen ist.
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Aus den Buchungsvorgängen wird sofort ersichtlich, dass zur Kreditver-
gabe kein Einkommen entstanden ist oder jemand auf Konsum verzichten
musste: Weder gab es einen Ertrag noch eine Aufwendung, das Reinver-
mögen hat sich nicht verändert. Es ist auch zu keiner Einnahme oder Aus-
gabe gekommen, sodass das Nettogeldvermögen der Einheiten gleich ge-
blieben ist.

Tabelle 2: Produktion, Leistungsbilanz, Zahlungsbilanz,
Einkommen und Ersparnis: Kreditaufnahme
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Produktion 1) Konsumgüter
2) Investitionsgüter
3) Gesamtproduktion = 1) + 2)

Leistungsbilanz:
Einnahmen (+)/
Ausgaben (–)

4) Verkäufe/Käufe
5) Arbeitsleistung
6) Kapitalleistung
7) Transfers

Kapitalverkehrs-
bilanz

8) Zahlungsmittel
9) Übrige Forderungen

10) Verbindlichkeiten

+∆m

+∆vb
+∆üf
+∆vb

+∆m
+∆üf
+2*∆vb

Einkommen 11) ∆ngv = 4) + 5) + 6) + 7) = 8) + 9) – 10)
12) Konsum
13) Investitionen (Anlagen + Läger)

)= 2) + 1) – 12)
14) Gesamteinkommen = 11) + 12) + 13)

Ersparnis 15) = 14) – 12) = 11) + 13)

Es ist nur zu einer Einzahlung gekommen, der allerdings keine Auszah-
lung gegenübersteht: Das Unternehmen hat mehr Zahlungsmittel. Da die
Zahlungsmittel durch die Kreditvergabe neu entstanden sind, hat die Bank
ihren Bestand an Zahlungsmitteln nicht verringert, sodass sie keine Aus-
zahlung vorgenommen hat.

Kurz: Die Bank schafft Kredit und Geld aus dem Nichts.14 Das kann die
Bank so lange, wie alle Nichtbanken bereit sind, Bankeinlagen (Verbind-
lichkeiten der Bank) als Zahlungsmittel zu akzeptieren, was der Normalfall
in entwickelten Volkswirtschaften ist. Hyman Minsky (1986, S. 255) hat das
eingängig so beschrieben: „[…] everyone can create money; the problem
is to get it accepted.“ Das Merkmal moderner Volkswirtschaften ist eben,
dass die Einlagen bei Banken als Zahlungsmittel akzeptiert werden.
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Freilich ist die Bank dadurch eingeschränkt, dass sie auch in Zentral-
bankgeld (Bargeld, Einlagen bei der Zentralbank) zahlen muss, wenn je-
mand seine Einlagen in bar ausgezahlt bekommen möchte. Die Bank
muss sich dann von jemand anderem Zentralbankgeld leihen, was dann
zu weiteren Ein- und Auszahlungen, wieder aber nicht zu Erträgen und
Aufwendungen oder Einnahmen und Ausgaben führt. Für den Fall der
USA und ihrer ausländischen Gläubiger wird das weiter unten noch ge-
nauer erörtert.

In der Sprache der Buchhaltung ist die Kreditvergabe eine reine Finanz-
transaktion.15 Eine solche Transaktion verändert per Definition nicht das
Nettogeldvermögen, braucht also weder Geldersparnis noch macht es sie
notwendig.

Unter die Kategorie reiner Finanztransaktionen fallen auch Käufe und
Verkäufe von Aktien, Anleihen etc.: Beim Kauf etwa einer Anleihe vermin-
dert ein Käufer seinen Zahlungsmittelbestand und erhöht seinen Bestand
an übrigen Forderungen; der Verkäufer vermindert seinen Bestand an An-
leihen und erhöht seinen Bestand an Zahlungsmitteln. Geschieht das über
nationale Grenzen hinweg, nennt man es internationalen Kapitalverkehr.

2.2 Was passiert beim Sparen?

Nun gehen wir einen Schritt weiter. Das Unternehmen hat nun Zahlungs-
mittel zur Verfügung und kann ArbeiterInnen einstellen, die ihm seine Ma-
schine bauen. Nehmen wir weiter an, dass das Unternehmen auch Kon-
sumgüter produziert, Cp, die von den Arbeitern gekauft werden (das
Superskript p steht für Produktion, also für die produzierten Güter, die in
Tabelle 2 in den Zeilen 1 bis 2 aufgeführt sind).

Das Unternehmen muss dann Zahlungen für den Lohn der Arbeiter leis-
ten (Lohn w mal Arbeit l: w*l), die bei ihm sowohl Investitionsgüter als auch
Konsumgüter produzieren; es muss Zinszahlungen an die Bank leisten
(Zinssatz int mal ausstehende Schuld vb–1: int*vb–1) und erhält von den Ar-
beitern Einzahlungen für die Konsumgüter, die es verkauft, C. Löhne,
Zinszahlungen, Kauf und Verkauf von Waren und Dienstleistungen wer-
den als Einnahmen und Ausgaben in der Leistungsbilanz erfasst:

9) Einnahme – Ausgabe = Einzahlung – Auszahlung = m =
C – wl – int*vb–1

Die Ein- und Auszahlungen des Unternehmens entsprechen in diesem
Beispiel auch den Ausgaben und Einnahmen. Die Identität von Ausgaben
und Einnahmen und Auszahlungen und Einzahlungen gilt freilich nur, so-
lange alle Einnahmen und Ausgaben bar (oder sofort per Banküberwei-
sung) bezahlt werden. Würden die Haushalte ihre Konsumgüter etwa
durch Aufnahme von Konsumentenkrediten finanzieren, würden die Un-
ternehmen zwar Einnahmen erzielen, aber keine Einzahlungen.

42

Wirtschaft und Gesellschaft 40. Jahrgang (2014), Heft 1



43

40. Jahrgang (2014), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft

T
ab

el
le

3:
V

er
ka

u
f

u
n

d
K

au
f,

P
ro

d
u

zi
er

en
,K

o
n

su
m

ie
re

n
u

n
d

S
p

ar
en

a)
H

au
sh

al
t

b
)

U
n

te
rn

eh
m

en
c)

B
an

k
G

es
am

t-
w

ir
ts

ch
af

t
=

a)
+

b
)

+
c)

P
ro

du
kt

io
n

1)
K

on
su

m
gü

te
r

2)
In

ve
st

iti
on

sg
üt

er
3)

G
es

am
tp

ro
du

kt
io

n
=

1)
+

2)

C
p

Ip Y
p

C
p

Ip Y
p

Le
is

tu
ng

sb
ila

nz
:

E
in

na
hm

en
(+

)/
A

us
ga

be
n

(–
)

4)
V

er
kä

uf
e/

K
äu

fe
5)

A
rb

ei
ts

le
is

tu
ng

6)
K

ap
ita

lle
is

tu
ng

7)
T

ra
ns

fe
rs

–C +w
l

+C –w
l

–i
nt

*v
b –

1
+i

nt
*v

b –
1

0 0 0

K
ap

ita
lv

er
ke

hr
s-

bi
la

nz
8)

Z
ah

lu
ng

sm
itt

el
9)

Ü
br

ig
e

F
or

de
ru

ng
en

10
)

V
er

bi
nd

lic
hk

ei
te

n

+∆
m

–∆
m

0

E
in

ko
m

m
en

11
)

∆n
gv

=
4)

+
5)

+
6)

+
7)

=
8)

+
9)

–
10

)
12

)
K

on
su

m
13

)
In

ve
st

iti
on

en
(A

nl
ag

en
+

Lä
ge

r)
)=

2)
+

1)
–

12
)

14
)

G
es

am
te

in
ko

m
m

en
=

11
)

+
12

)
+

13
)

w
l–

C
C Y

H
=

w
l

C
–

w
l–

in
t*

vb
–1

Ip
+

C
p

–
C

=
Ip

+
IL

Y
U

=
Ip

+
C

p
–

w
l–

in
t*

vb
–1

in
t*

vb
–1

Y
B

=
in

t*
vb

–1

0 C Ip
+

IL

Y
G

=
Y

p
=

C
p

+
Ip

E
rs

pa
rn

is
15

)
=

14
)

–
12

)
=

11
)

+
13

)
S

H
=

w
l–

C
S

U
=

Ip
+

C
p

–
w

l–
in

t*
vb

–1
S

B
=

in
t*

vb
–1

S
G

=
Ip

+
IL



Alle Zusammenhänge zeigt Tabelle 3: Die Unternehmen produzieren
eine bestimmte Anzahl an Konsumgütern und Investitionsgütern (Zeilen 1
bis 3), erhalten Einnahmen und machen Ausgaben entsprechend Glei-
chung 9) (Zeilen 4 bis 7 in Tabelle 3). Ihr Einkommen ist gleich ihren Erträ-
gen, nämlich die neu produzierten Güter, von denen die Aufwendungen
(hier auch gleich den Ausgaben) abgezogen werden (Zeile 14).

Das Unternehmenseinkommen YU sind die Gewinne des Unterneh-
menssektors. Da Unternehmen per Definition nicht konsumieren, ist ihr
Einkommen und ihr Gewinn gleich ihrer Ersparnis (Zeile 14 = 15). Die In-
vestition (Sachvermögensbildung, Ip, plus Veränderungen der Lager, IL)
des Unternehmens gehört zu seinem Gewinn, da die Produktion von
Sachvermögen ein Ertrag ist, der positiv als Gewinn in der Gewinn- und
Verlust-Rechnung verbucht wird.

Die Haushalte erhalten die Lohnzahlungen und kaufen Konsumgüter
(Zeilen 4 bis 7). Ihr Einkommen ist gleich ihren Lohneinnahmen. Weil sie in
diesem Beispiel kein Sachvermögen bilden, ist ihre Ersparnis gleich ihrem
Lohneinkommen abzüglich ihrer Konsumausgaben.

Wie viel haben die Haushalte, die Unternehmen, die Banken und die
ganze Volkswirtschaft nun gespart? Die Ersparnis der Haushalte ent-
spricht ihren Lohneinkommen abzüglich ihrer Konsumausgaben; die Er-
sparnis der Unternehmen ihrem Sachvermögensbau und der Differenz
zwischen ihren Umsätzen und den Lohn- und Zinsausgaben. Das Sparen
der Banken entspricht ihren Zinseinnahmen (sie zahlen im Beispiel keine
Zinsen auf die Depositen, sonst wäre die Ersparnis der Banken gleich der
Differenz aus Kredit- und Einlagenzinsen).

Das Sparen der gesamten Volkswirtschaft ist die Summe all dieser Spar-
vorgänge und in der Spalte „Gesamtwirtschaft“ in Zeile 15) abgetragen:
Die Gesamtersparnis der Volkswirtschaft ist gleich den neu hergestellten
Anlagen, Ip, plus den Lagern, IL, die sich ergeben, wenn die Haushalte we-
niger Konsumgüter kaufen, C, als von den Unternehmen hergestellt wur-
den, Cp.

Dass nur die Sachvermögensbildung als Gesamtersparnis übrig bleibt,
ergibt sich daraus, dass sich alle Ausgaben und Einnahmen und damit
auch alle Veränderungen von Nettogeldvermögen in der Gesamtwirt-
schaft zu null addieren. Jeder Ausgabe steht eine Einnahme gegenüber,
wie sich anhand der Leistungsbilanz leicht sehen lässt. Damit entspricht
jedem Nettogeldvermögensaufbau einer Gruppe von WirtschafterInnen
der Abbau von Nettogeldvermögen aller anderen WirtschafterInnen.

Allgemein ausgedrückt: Eine Wirtschafterin kann nur dann Geld sparen,
wenn alle übrigen WirtschafterInnen betragsgemäß genau so viel entspa-
ren. Das gilt für jede empirische Wirtschaft, egal welche Konstellation an
Ausgaben und Einnahmen wir annehmen und welche Sektoren und Wirt-
schaftseinheiten wir betrachten. Deswegen bleibt in der Gesamtwirtschaft
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(der Weltwirtschaft oder einer geschlossenen Wirtschaft) nur die Sachver-
mögensbildung, also die Investition, als Ersparnis übrig. Genau deswegen
sind Investitionen und Ersparnis in der Gesamtwirtschaft identisch. Dieser
Satz gilt vollkommen unabhängig davon, wie hoch die Ersparnis einzelner
WirtschafterInnen oder Gruppen von WirtschafterInnen ist.

Die Identität von Ersparnis und Investitionen bedeutet nicht – wie es die
Loanable-Funds-Theoretiker interpretieren –, dass die Haushaltserspar-
nis (oder die Haushalts- plus die Staatsersparnis) gleich der Gesamter-
sparnis und damit der Investitionen ist. Ganz gleich, wie hoch das Geld-
sparen einer Gruppe von Wirtschafterinnen ist – genauso groß ist das
Geldentsparen des Rests der Wirtschaft, und immer bleibt nur die Sach-
vermögensbildung übrig. Es gibt überhaupt keinen Grund, ex ante anzu-
nehmen, die Sachvermögensbildung würde genau dem Geldsparen der
Haushalte entsprechen.

Das können wir leicht sehen, wenn wir überlegen, was geschieht, wenn
die Haushalte aus ihren Einkommen genauso viel ausgeben, wie sie verdie-
nen, also gar nicht sparen; mehr ausgeben, als sie verdienen, also entspa-
ren, und schließlich weniger ausgeben, als sie verdienen, und damit sparen.

Sparen die Haushalte nicht und geben genauso viel für Konsumgüter
aus, wie sie an Lohneinkommen eingenommen haben, fließt den Unter-
nehmen genauso viel Geld wieder zu, wie sie vorher an Löhnen ausge-
zahlt haben. Die volkswirtschaftliche Gesamtersparnis ist weiterhin gleich
der Höhe der Investitionen der Unternehmen.

Das Positive für die Unternehmen: Da sie einen Kredit zur Bezahlung
zusätzlicher ArbeiterInnen für die Produktion von Investitionsgütern auf-
genommen hatten, die Arbeiter aber ihre Gehälter per Kauf den Unterneh-
men wieder zur Verfügung stellen, können die Unternehmen ihre Schul-
den bei der Bank wieder tilgen. Allgemein ausgedrückt: Je weniger die
Haushalte sparen, desto mehr Liquidität haben die Unternehmen und
desto weniger Kredit brauchen sie! Das ist nun genau das Gegenteil des-
sen, was die Loanable-Funds-Theoretiker behaupten.

Noch klarer wird es, wenn wir annehmen, die Haushalte würden mehr
ausgeben, als sie an Löhnen erhalten, also entsparen. Logisch notwendig
bekommen die Unternehmen dann mehr Zahlungsmittel per Verkauf von
Waren, als sie selbst an Löhnen ausgezahlt haben. Wenn sie in der näch-
sten Periode mehr ArbeiterInnen einstellen wollen, um zusätzliche Ma-
schinen herzustellen, brauchen sie gar keinen Kredit mehr aufzunehmen!

Freilich müssen die Haushalte dann entweder ihr bestehendes Brutto-
geldvermögen vermindern oder neue Schulden aufnehmen, also entspa-
ren. Die höhere finanzielle Stabilität des Unternehmenssektors ginge be-
sonders bei der Schuldenfinanzierung von Konsumgütern zulasten der
finanziellen Gesundheit der Haushalte.

Schließlich nehmen wir an, die Haushalte würden ganz im Sinne der
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Loanable-Funds-Theorie sparen und somit weniger ausgeben, als sie an
Einkommen erhalten. Dann haben die Unternehmen logisch notwendig
weniger Geld, als wenn die Haushalte nicht gespart hätten. In erster In-
stanz führt die Geldersparnis der Haushalte nicht zur höheren Kreditver-
gabe an die Unternehmen, sondern dazu, dass den Unternehmen nicht
mehr so viel Geld zufließt, wie sie selbst ausgegeben haben.

Wollen die Unternehmen trotz Defiziten ihre Ausgaben aufrechterhalten,
müssten sie mehr Kredit aufnehmen. Damit würden sie aber ihre Solvenz
verringern. Sie würden sich auf höhere Zinszahlungen und damit höhere
Ausgaben in der Zukunft verpflichten. Das aber würde ihr Risiko erhöhen,
zahlungsunfähig zu werden und würde somit ihre Bonität mindern. Mögli-
che Kreditgeber – ob Haushalte oder Banken – werden eher zögern, den
Unternehmen ihr Geld zu leihen. Sie werden sich das höhere Risiko wahr-
scheinlich durch höhere Zinsen abgelten lassen.

Auch dieser Schluss steht wieder in hartem Kontrast zu den Folgerun-
gen der Loanable-Funds-Theoretiker. Diese nehmen ja an, durch Sparen
stünde mehr Geld auf den Finanzmärkten zur Verfügung, was die Zinsen
senken und Unternehmen zur Kreditaufnahme und höheren Investitionen
motivieren würde.

Aber durch das Sparen ist ja nicht mehr Geld vorhanden, das die Banken
jetzt irgendwohin verleihen könnten. Was die Haushalte mehr haben,
haben die Unternehmen um genau den gleichen Betrag weniger. Durch
die Geldersparnis der Haushalte steht nicht mehr Geld zur Verfügung, es
ist nur anders verteilt.

Alle Schlüsse gelten genauso, wenn in unsere Modellwirtschaft noch
das Ausland und der Staat aufgenommen werden: Senkt der Staat seine
Ausgaben, um selbst zu sparen, verringert er notwendig die Einnahmen
des Rests der Wirtschaft, also des Privatsektors. Streicht er Aufträge und
Subventionen, haben die Unternehmen weniger Einnahmen und Geld;
streicht er Sozialtransfers und öffentliche Leistungen, haben die Haushal-
te weniger Einnahmen und Geld. Wenn das Ausland weniger kauft, fallen
die Exporte etc.

Insgesamt macht das Beispiel deutlich, dass die Ersparnis Folge der
Kreditgewährung war und nicht umgekehrt: Hätte das Unternehmen den
Kredit nicht bekommen, hätte es keine Ausgaben finanzieren können, und
die Haushalte hätten kein Einkommen. Ohne Einkommen hätten sie auch
nicht sparen können. Ohne den Kredit hätte das Unternehmen auch keine
Maschine bauen können, sodass – ob die Haushalte nun sparen, nicht
sparen oder entsparen – die gesamtwirtschaftliche Ersparnis null gewe-
sen wäre.
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2.3 Geldersparnis in den USA vor und nach der Krise

Die Entwicklung in den USA vor und nach der Großen Rezession der
Jahre 2008/2009 war ein ideales Experiment, um die Folgen der Verände-
rung der Geldersparnis der Haushalte und des Staates für die Unterneh-
men zu illustrieren.

Aus der vorherigen Diskussion und Tabelle 3 wissen wir, dass die Ein-
kommen der Unternehmen gleich ihrer Ersparnis sind (weil Unternehmen
nicht konsumieren), die Ersparnis sich aus Sachvermögensbildung und
Nettogeldvermögensbildung zusammensetzt und gleich dem Unterneh-
mensgewinn ist:

10) YU = IU + ngvU

Ferner wissen wir, dass sich die Nettogeldvermögensänderung aller
Sektoren (Unternehmen, U, Haushalte, H, Staat, St, und Ausland, Ausl) zu
null addiert, weil jede Ausgabe einer Wirtschafterin die Einnahme einer
anderen Wirtschafterin ist:

11) 0 = (EinnahmeU – AusgabeU) + (EinnahmeH – AusgabeH) +
(EinnahmeSt – AusgabeSt) + (EinnahmeAusl – AusgabeAusl) =

ngvU + ngvH + ngvSt + ngvAusl

Löst man 11) nach der Nettogeldvermögensbildung der Unternehmen
auf und setzt das in die Definitionsgleichung zum Unternehmensgewinn
10) ein, ergibt sich, dass der Unternehmensgewinn gleich der Sachvermö-
gensbildung des Unternehmenssektors (seine Investitionen) abzüglich
der Geldersparnis aller anderen Sektoren ist:

12) YU = IU – ngvH – ngvSt – ngvAusl

Da die Nettogeldvermögensbildung genau den Ausgabe-Einnahme-
Salden entspricht, bedeutet Gleichung 12), dass eine positive (negative)
Nettogeldersparnis der anderen Sektoren immer einer negativen (positi-
ven) Nettogeldersparnis des Unternehmenssektors entspricht. Sparen die
anderen Sektoren, indem sie weniger ausgeben als sie einnehmen, ent-
spart der Unternehmenssektor im gleichen Maße und gibt mehr aus, als er
einnimmt.

Das Sparen aller andern Sektoren vermindert also (bei gleich bleiben-
den Investitionen) die Gewinne der Unternehmen; das Entsparen aber er-
höht sie.16 Hinter diesen Aussagen steht keine Verhaltensannahme, son-
dern alle Gleichungen sind immer gültige Identitäten.

Abbildung 1 zeigt auf Grundlage der US-Finanzierungsrechnung (der
Flow of Funds) die Zusammensetzung der Gewinne der US-Unterneh-
men. Alle Balken addieren sich genau zu den Gewinnen der Unterneh-
men, die als schwarze Linie dargestellt werden. Daraus geht deutlich her-
vor, wie die Defizite des Staates und die Überschüsse des Auslands (die
den Defiziten der USA entsprechen) genau umgekehrt gewirkt haben, wie
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es die Vertreter der Loanable-Funds-Doktrin meinen: Realisiert der Staat
ein Defizit – gibt er mehr aus, als er einnimmt –, erhöht er eins zu eins die
Unternehmensgewinne und damit die Möglichkeit der Unternehmen, ihre
Investitionen aus einbehaltenen Gewinnen zu finanzieren. Sie müssen
dann weniger Kredit aufnehmen.

Umgekehrt haben die staatlichen Überschüsse der späten 1990er-Jahre
und des Jahres 2000 die Gewinne eins zu eins vermindert. Im ersten
Quartal 2000 waren sie sogar leicht negativ. Da niemand in der Wirtschaft
entsparen wollte – die Salden der Haushalte und des Staates waren aus-
geglichen –, ist es kein Wunder, dass die Unternehmen kaum mehr Barre-
serven hatten, um Dividenden auszuschütten, sodass im März 2000 die
Aktienpreisblase platzte. Erst als die staatlichen Defizite unter George
Bush wieder stiegen, erholten sich auch die Unternehmensgewinne.

Abbildung 1: Gewinne der US-Unternehmen

Quelle: Federal Reserve Flow of Funds, eigene Berechnungen.

Weiter erkennt man, dass die positive Ersparnis der Haushalte zwischen
2001 und 2003 die Unternehmensgewinne verringert hat. Umgekehrt hat
das Entsparen der Haushalte zwischen 2004 und 2007 die Gewinne er-
höht. Das Gros ihrer Defizite haben die Haushalte durch Schuldenaufnah-
me finanziert. Die höhere finanzielle Stabilität der Unternehmen ist also
durch die stetige Verschlechterung der finanziellen Stabilität der Haushal-
te erkauft worden.

Als die Haushalte keine Kredite mehr bekamen, mussten sie plötzlich
anfangen zu sparen, um ihre Schulden abzubauen. Der starke Fall der
Haushaltsausgaben für Konsumgüter und Immobilien war der Auslöser
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der Großen Rezession. Dass der Staat ein Defizit akzeptiert hat, indem er
seine Ausgaben nicht im gleichen Maße verringert hat, wie seine Steuer-
einnahmen gefallen sind, hat die Gewinne der Unternehmen wieder er-
höht.

Auch ab 2008 sieht man wieder: Der Staat hat die Liquidität der Unter-
nehmen durch seine Defizite nicht verringert, sondern ganz im Gegenteil
enorm erhöht. Die Defizite des Staates haben den US-Unternehmen seit
2008 trotz Wirtschaftskrise zur Rekordgewinnen verholfen, während sie
ihre Investitionen stark eingeschränkt haben.

Auch sieht man in Abbildung 1 keine positive Korrelation zwischen dem
Geldsparen der Haushalte und den Unternehmensinvestitionen, an die die
Loanable-Funds-Theoretiker glauben, eher im Gegenteil: Als die Haus-
haltsersparnis in den Jahren 2001 bis 2003 und dann ab 2008 gestiegen
ist, sind die Investitionen gesunken. Das ist nicht weiter verwunderlich,
schließlich macht es wenig Sinn, bei einem Einbrechen des Absatzes zu-
sätzliche Produktionskapazitäten aufzubauen.

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass kaum etwas so ist, wie
die Loanable-Funds-Theoretiker es glauben:

– Zur Kreditvergabe ist keine Ersparnis notwendig.
– Es ist eher umgekehrt: Damit jemand Ersparnis bilden kann, müs-

sen vorher Kredite vergeben werden.
– Das höhere Geldsparen einer Gruppe von Wirtschaftern führt dazu,

dass der Rest der Wirtschaft weniger und nicht mehr Geld (präziser:
Nettogeldvermögen) hat.

– Es gibt keine notwendige Korrelation zwischen der Geldersparnis
der Haushalte oder sonst einer Gruppe von Wirtschaftern und der
gesamten Sachvermögensbildung.

Alle diese Sätze gelten sowohl für Beziehungen von WirtschafterInnen
innerhalb eines Landes als auch zwischen WirtschafterInnen verschiede-
ner Länder. Wie genau die Defizite der verschiedenen WirtschafterInnen
in den USA – des Landes insgesamt sowie der privaten US-Haushalte – fi-
nanziert wurden, wird im nächsten Teil genau erläutert. Es wird gezeigt,
dass weder die Haushalte noch die gesamte USA wesentlich auf Finanzie-
rung aus dem Ausland angewiesen waren, auch wenn die USA ihre Netto-
verbindlichkeiten gegenüber dem Ausland stark erhöht haben.

3. Bernankes Saving Glut und die Finanzierung der USA

3.1 Die USA sind nicht auf Kredite aus dem Ausland angewiesen

Nach der Saving Glut-These, die von der Identität von Sparen und Kre-
ditvergabe ausgeht, seien die USA auf Kredit aus dem Ausland angewie-
sen. In der Realität ist das aber nicht der Fall, weil der Großteil der Welt
den US-Dollar als Zahlungsmittel akzeptiert. Den Dollar kann aber in letz-
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ter Instanz nur die US-Zentralbank herstellen, keine andere Zentralbank.
Warum sollten die USA in ihrer Gesamtheit auf Geld angewiesen sein,
dass sie selbst umsonst und ohne Beschränkung herstellen können?

Der US-Dollar ist die weltweite Reservewährung. Der Großteil der inter-
nationalen Transaktionen sowohl im Warenhandel als auch auf den inter-
nationalen Finanzmärkten ist in Dollar denominiert– selbst bei Transaktio-
nen, bei denen kein Amerikaner Partei ist. Zum Beispiel werden zwischen
den südostasiatischen Ländern über 80% der Export- und Importrechnun-
gen in Dollar ausgestellt. Selbst in den europäischen Ländern werden
noch an die 30% der Exporte und Importe in Dollar berechnet.17 Auch die
wichtigen Rohstoffe wie Öl oder Weizen werden in Dollar gehandelt. Der
Großteil – über 50% im Jahr 2012 – der international emittierten Anleihen
sind in Dollar denominiert.18 90% aller Devisentransaktionen beinhalten
den Dollar.19

Das heißt, selbst wenn kein Amerikaner involviert ist, brauchen Nicht-
Amerikaner US-Dollar für die Begleichung ihrer Zahlungen gegenüber an-
deren Nicht-Amerikanern. Das führt dazu, dass Nicht-Amerikaner Dollar
nachfragen und auch bei Transaktionen mit Amerikanern Dollar als Zah-
lungsmittel akzeptieren. Der Rest der Welt erhält netto aber nur US-Dollar,
wenn er sie durch Leistungsbilanzüberschüsse gegenüber den USA ver-
dient oder dort ausleiht.

Importiert etwa ein US-Amerikaner Waren aus China oder Südostasien,
muss er sich weder in China noch in Südostasien Geld leihen, sondern bei
seiner örtlichen US-Geschäftsbank. Nach dem gleichen Prinzip wie in Ta-
belle 2 richtet die ihm ein Konto ein, von dem aus er die Summe zur Beglei-
chung seiner Importrechnung in das Exportland überweist. Die ausländi-
schen Exporteure geben sich entweder damit zufrieden, nun über eine
Einlage bei einer US-Geschäftsbank zu verfügen, oder sie wollen ihre
Rechnung tatsächlich in Bargeld, also Zentralbankgeld, bezahlt bekom-
men. Die US-Geschäftsbank muss dann ihren Bestand an Zentralbank-
geld verringern oder sich – in letzter Instanz bei der US-Zentralbank Fed –
Zentralbankgeld leihen und dem Exporteur zahlen.

Da der Exporteur den Dollar als Zahlungsmittel akzeptiert, erhöht er sein
Geldvermögen durch einen Leistungsbilanzüberschuss, der Amerikaner
verringert seines durch ein Defizit. Da die Transaktion über Grenzen hin-
weg gegangen ist, hat die USA in ihrer Gesamtheit ihre Verbindlichkeiten
erhöht: Bei Barzahlung sind die Dollar die Verbindlichkeit der US-
Zentralbank, die jetzt von Ausländern gehalten werden; bei Überweisung
der Bank ist die Verbindlichkeit eine Forderung von Ausländern gegen-
über einer US-Geschäftsbank.

Wie auch immer gezahlt wird, die Verbindlichkeit der USA ist eine Forde-
rung des chinesischen Exporteurs gegenüber den USA. Aber auch wenn
die Verbindlichkeiten der USA gegenüber dem Ausland steigen: Der Im-
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portüberschuss des Amerikaners wurde nicht von seinem ausländischen
Handelspartner finanziert, sondern von der US-Bank. Das können Ameri-
kaner so lange machen, wie Ausländer US-Dollar als Zahlungsmittel ak-
zeptieren.

Auch hat der Exporteur seine Ersparnis nicht „exportiert“, sondern erst
durch die Transaktion und die Annahme des Dollar bilden können. Hätte
die US-Bank dem US-Importeur keinen Kredit gegeben, hätten die USA
nichts im Ausland kaufen können und der Exporteur hätte keine Einnah-
men und damit auch keine Geldersparnis realisieren können.

Natürlich können Ausländer, die durch Einnahmenüberschüsse gegen-
über den USA oder durch Kreditaufnahme in den USA Dollar verdient oder
geliehen haben, diese auch wieder in den USA verleihen. Es ist nicht aus-
geschlossen, dass auch Ausländer Transaktionen von US-Inländern fi-
nanzieren. Das wird später noch genauer gezeigt.

Aber die USA in ihrer Gesamtheit sind nicht auf diese Kreditvergabe an-
gewiesen. Wollte etwa China seine Währungsreserven nicht mehr in Form
von US-Staatspapieren halten, seine Überschüsse also nicht mehr in den
USA anlagen, kann die US-Zentralbank diese Papiere ohne Probleme auf-
kaufen und damit die Finanzierung des Staates sicherstellen. Im Rahmen
des Quantitative Easing tut sie genau das.

Das heißt insgesamt, die USA sind nicht auf Kredite aus dem Ausland
angewiesen. Wieder ist genau das Gegenteil dessen der Fall, was Vertre-
ter der Theorie ausleihbarer Gelder behaupten: Nicht-Amerikaner sind auf
US-Dollar angewiesen, denn für Nicht-Amerikaner sind die Dollar knapp,
nicht für Amerikaner! Die USA können ihre Verbindlichkeiten gegenüber
dem Ausland so lange erhöhen, wie Ausländer den Dollar zur Zahlungs-
mittel akzeptieren. Die USA geben sich damit ständig selbst Kredit, auch
wenn das dadurch geschaffene neue Geld im Ausland landet und Auslän-
der formal zu Gläubigern der USA werden.

So schreibt McKinnon (2001, S. 232) ganz richtig (und im Kontrast zu
dem nur wenige Seiten vorher zu lesenden Satz, die USA seien auf die in-
ternational beschränkte Ersparnis angewiesen):

„The closest analogy to the United States’ position is that of a central bank
that issues fiat money within its own national monetary domain. Although
banknotes and coins may formally be liabilities of the central bank, in practi-
ce they never have to be redeemed, because the private sector’s demand for
domestic money is ongoing. Analogously, on an international scale, the col-
lectivity that is the United States can issue to the rest of the world liquid
claims on itself that „never“ have to be redeemed.“

Sparen die USA insgesamt mehr – reduzieren sie also ihre Importe rela-
tiv zu ihren Exporten –, ist klar, dass alle anderen Länder genau um den
gleichen Betrag ihre Ersparnis verringern müssen, denn sie exportieren ja
nun weniger in die USA. Das war ab der Finanzkrise 2008ff. genau der Fall
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(siehe Abbildung 1). Im gleichen Maße verdienen dann Nicht-Amerikaner
weniger Dollar. Laufen ihre Zahlungsverpflichtungen weiter auf Dollar,
wären sie darauf angewiesen, sich diese in den USA zu leihen. In genau
dem Maße erhöht sich aber auch ihre Anfälligkeit für ein plötzliches Ver-
siegen der Dollarkredite. Das ist auch einer der Gründe, warum die ganze
Welt und vor allem Europa so stark von der US-Finanzkrise erschüttert
wurde. Das soll im Folgenden genauer erläutert werden.

3.2 Warum europäische Banken die größten Bruttogläubiger
der USA sind

Die größten Auslandsgläubiger der USA sind nicht die Länder mit Leis-
tungsbilanzüberschüssen gegenüber den USA wie China oder Japan –
wie Bernanke mit seiner Sparschwemmen-These meint –, sondern euro-
päische Länder, die oft ausgeglichene oder sogar defizitäre Leistungsbi-
lanzsalden hatten. Das war auch die Grundlage für viel Kritik an Ben Ber-
nankes Saving-Glut-These.20

Abbildung 2 zeigt die Leistungsbilanzsalden der USA nach Regionen,
Abbildung 3 den Aufbau von Verbindlichkeiten der USA (Forderungen des
Rests der Welt gegenüber den USA) nach Regionen. Man sieht einen
deutlichen Unterschied zwischen der regionalen Verteilung der Leistungs-
bilanzsalden und dem Forderungsaufbau: Die USA haben China und Ja-
pan gegenüber hohe Defizite, Großbritannien und dem Rest Europas ge-
genüber sehr viel geringere. Beim Aufbau der Forderungen verhält es sich
umgekehrt: Das Gros der Forderungen gegenüber den USA haben Groß-

Abbildung 2: Leistungsbilanzsaldo nach Regionen in % des BIP

Quelle: Bureau of Economic Analysis (Macrobond).
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Abbildung 3: Aufbau von Verbindlichkeiten der USA nach
Gläubigerregionen in % des BIP

Quelle: Bureau of Economic Analysis (Macrobond).

britannien und das restliche Europa aufgebaut. China, Japan und der Rest
der Asien-Pazifik-Region machen nur einen geringen Teil des Forde-
rungsaufbaus aus.

Der Hauptteil dieses Forderungsaufbaus hat mit den Leistungsbilanzsal-
den nichts zu tun, sondern ist auf reine Finanztransaktionen zurückzufüh-
ren: Ein Beispiel für diese Transaktionen ist das Verhalten europäischer
Banken, die US-amerikanischen Geldmarktfonds (money market mutual
funds) besicherte Geldmarktpapiere (asset-backed commercial papers,
ABCP) verkauft haben – sich also bei diesen Fonds verschuldet haben.
Mit den so erhaltenen Dollar haben sie strukturierte US-Hypotheken von
US-Investmentbanken gekauft. Europäische Banken sind damit zu Inter-
mediären zwischen Amerikanern geworden und mussten sich, bevor sie in
den USA Kredit gewährten, selbst dort verschulden.21

In Tabelle 4, die die Zahlungsbilanzen der involvierten WirtschafterInnen
zeigt, wird der Vorgang in zwei Schritten gezeigt. In Schritt 1 führt der Ver-
kauf der Geldmarktanleihe (+∆üfABCP) zu einer Zunahme der US-Verbind-
lichkeiten gegenüber Ausländern, da ja die europäische Bank die Dollar
erhält (eine Forderung gegenüber den USA). Die Forderungen der USA
gegenüber Ausländern steigen um den gleichen Betrag, weil der Geld-
marktfonds nun die Geldmarktanleihe hält, die eine Verbindlichkeit der eu-
ropäischen Bank ist (+∆vbABCP).

Überweist die europäische Bank in Schritt 2 das Geld wieder in die USA,
um sich eine strukturierte Hypothekenanleihe zu kaufen (+∆üfCDO), ändert
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sich die Höhe der US-Bruttoforderungen und -verbindlichkeiten nicht,
denn die USA führen insgesamt einen Passivtausch durch: die Dollar, die
die Verbindlichkeit einer Bank sind (Zentralbank oder Geschäftsbank)
werden gegen eine Verbindlichkeiten einer Investmentbank in Form einer
strukturierten Hypothekenanleihe getauscht (+∆vbCDO).

Die US-Investmentbank kauft mit dem Geld Hypotheken von Hypothe-
kenbanken auf (in der Tabelle nicht gezeigt). Die Hypothenkenbanken lei-
hen das Geld dann US-Häuserkäufern usw. Über all diese Schritte sind
europäische Banken Gläubiger von US-Amerikanern geworden. Aber der
Dollar, der bei den Hypothekennehmern ankommt, ist nur über Europa
umgeleitet worden, er kommt ursprünglich aus den USA – die doch nach
Loanable-Funds-Sicht eigentlich gar nicht genug Ersparnis gehabt hätten,
um so viele Kredite an europäische Banken vergeben zu können (siehe
Abbildung 1).

Tabelle 4: Kapitalverkehrsbilanztransaktionen zwischen den USA
und Europa

1. Geldmarktfonds kauft ABCP von europäischer Bank

USA
Europäische Bank

a) Geldmarktfonds b) US-Investmentbank

1) Zahlungsmittel
2) Übrige Forderungen
3) Verbindlichkeiten

–∆m$

+∆üfABCP

+∆m$

+∆vbABCP

2. Europäische Bank kauft strukturierte Hypothekenanleihe von US-Investmentbank

USA
Europäische Bank

a) Geldmarktfonds b) US-Investmentbank

4) Zahlungsmittel
5) Übrige Forderungen
6) Verbindlichkeiten

+∆m$

+∆vbCDO

–∆m$

+∆üfCDO

Es ist wieder klar: Für all diese reinen Finanztransaktionen, in der ein
US-Geldmarktfonds europäischen Banken einen Kredit gewährt hat und
diese wiederum den US-Investmentbanken, war keine Ersparnis nötig.
Aber durch die Transaktionen sind die europäischen Banken zu den größ-
ten Auslandsgläubigern der USA geworden; die USA aber auch zu großen
Gläubigern europäischer Banken.

Diese reinen Finanztransaktionen haben das Risiko der europäischen
Banken stark erhöht. Die ABCP, mit denen sie sich vor allem bei den Geld-
marktfonds verschuldet haben, sind sehr kurzfristige Finanzierungsinstru-
mente. Sie haben eine durchschnittliche Laufzeit von nur 90 Tagen.22 Die
Zweckgesellschaften der europäischen Banken, die damit (indirekt über
strukturierte Hypothekenverschreibungen) Hypotheken von teilweise 30-
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jähriger Laufzeit finanzierten, mussten sich dementsprechend immer wie-
der über den Dollar-Geldmarkt und die Neuauflage von ABCP refinanzie-
ren. Sie waren also ständig darauf angewiesen, sich in kurzen Abständen
erneut Dollar zu leihen.

Wie Daten zur ABCP-Finanzierung nach Regionen von Acharya und
Schnabl (2010) zeigen, waren vor allem europäische Banken in ABCP
verschuldet, mehr noch als US-Banken (Abbildung 4). Unter den europäi-
schen Banken waren das vor allem deutsche und britische Banken.

Abbildung 4: Verschuldung in Asset-Backed Commercial Papers
nach Region der Bank, in Mrd. US-Dollar

Quelle: Acharya und Schnabl (2010).

Nachdem die Häuserpreise in den USA anfingen zu fallen und zuneh-
mend Hypothekenschuldner insolvent wurden, verloren die US-Geld-
marktfonds zusehends das Vertrauen, dass die ABCP, deren Erträge von
den Erträgen der Hypotheken abhingen, noch risikolos seien, und waren
nicht mehr bereit, auslaufende ABCP zu verlängern. Das brachte 2007 zu-
erst die deutsche IKB in Bedrängnis, deren Zweckgesellschaft keine Refi-
nanzierung mehr fand und damit ohne staatliche Rettung insolvent gewe-
sen wäre. Kurz darauf bekam auch die französische Bank BNP Paribas
Probleme mit ihrer Refinanzierung.

Das heißt, zuerst wurden nicht chinesische oder andere Banken aus den
Leistungsbilanzüberschussländern von der US-Krise getroffen – und noch
nicht mal US-Banken –, sondern europäische Banken. Die Länder mit
Leistungsbilanzüberschüssen gegenüber den USA waren kaum im Markt
für strukturierte Hypotheken engagiert.

Dass europäische Banken in Dollar verschuldet waren und ihre Forde-
rungen in Dollar im Laufe der Häusermarktkrise immer mehr an Wert ver-
loren, bedeutete, sie brauchten auch Dollar, um ihren Zahlungsverpflich-
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tungen gegenüber ihren US-Schuldner (den Geldmarktfonds) nachzu-
kommen.

Als die privaten US-Gläubiger nicht mehr zur kurzfristigen Kreditvergabe
bereit waren, ersetzte die US-Zentralbank Federal Reserve die Finanzie-
rung. Über die sog. „Term Auction Facility“ (TAF) stellte sie ab Ende 2007
kurzfristige Dollar-Kredite zur Verfügung, die vor allem die US-Niederlas-
sungen europäischer Banken nutzen. Britische Banken (z. B. Barcleys,
RBS, Bank of Scotland) und deutsche Banken (darunter viele Landesban-
ken) nahmen einen Großteil der kurzfristigen Kredite in Anspruch.23 Nach
der Pleite der Investment Bank Lehman Brothers im September 2008 er-
hielten europäische Banken auch durch ihre nationalen Zentralbanken
Dollar-Kredite, die sie sich von der Federal Reserve liehen. Das heißt,
auch bei reinen Finanztransaktionen gilt: Die USA geben sich in letzter In-
stanz selbst Kredit.

Keine Ersparnis hat in irgendeinem Moment die Kredite an die USA und
an europäische Banken begrenzt. Die Kreditvergabe der europäischen
Banken war abhängig von ihrer Einschätzung der Risiken, von der Ban-
kenregulierung und der Verfügbarkeit von US-Dollar. Interessanterweise
war die Regulierung europäischer Geschäftsbanken sehr viel laxer als die
amerikanischer Geschäftsbanken (nicht freilich amerikanischer Invest-
mentbanken). Besonders deutsche und britische Banken konnten fast
ohne Kapital Zweckgesellschaften aufbauen, die zur Finanzierung struktu-
rierter Hypothekenkredite kurzfristige ABCP emittierten.24

Will man das Kreditangebot erklären, darf man sich also nicht auf die Er-
sparnis konzentrieren, sondern auf die Regulierung. Die Ersparnis, bzw.
genau das Entsparen der US-Haushalte, war Folge des reichlichen Kre-
dits. Ohne den Kredit hätten die Haushalte keine Ausgabenüberschüsse
finanzieren können, hätten also gar nicht entsparen können.

4. Zusammenfassung

Wichtige und einflussreiche Vertreter der Mainstream-Volkswirtschafts-
lehre glauben noch immer an die These, die Ersparnis limitiere in irgend-
einer Weise den Kredit.

Diese Sicht ist weder logisch noch empirisch aufrechtzuerhalten. Sie
folgt aus einer reinen „Problemverschlingung“. Die Krediterzeugung ist
eine reine Finanztransaktion, der keine Ersparnis vorausgeht, und die
Geldersparnis einer Gruppe von WirtschafterInnen verringert immer die
Geldersparnis aller anderen WirtschafterInnen. Bilden Haushalte oder der
Staat also mehr Nettogeldvermögen durch Ausgabenzurückhaltung, ver-
ringern sie die Liquidität des Unternehmenssektors, ohne dass nur ein
Kredit vergeben worden wäre.
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Dass die gesamtwirtschaftliche Ersparnis gleich der Sachvermögensbil-
dung ist, hat nichts damit zu tun, dass Haushalte ihre Geldersparnisse in
irgendeiner Weise über das Bankensystem den Unternehmen zur Verfü-
gung stellen. Es ist die Folge davon, dass die Nettogeldersparnis in der
Gesamtwirtschaft immer null ist, wie hoch auch immer die Geldersparnis
einzelner Wirtschafterseinheiten ist.

Am Fall von Ben Bernankes These weltweiter Ersparnisschwemme wird
das besonders deutlich: Die USA mussten nicht auf knappe Ersparnisse
aus dem Rest der Welt zurückgreifen, um ihre Häuserinvestitionen zu fi-
nanzieren. Die Häuser wurden in letzter Instanz immer durch Kredit aus
den USA finanziert, auch wenn sich europäische Banken wegen der in Eu-
ropa besonders laxen Regulierung als Intermediäre betätigt haben.

Auch zur Realisierung ihrer Importüberschüsse sind die USA nicht auf
Kredit und noch weniger auf Ersparnis aus dem Ausland angewiesen. Sie
produzieren selbst die Reservewährung, die für alle Nicht-Amerikaner
knapp ist. So ist es kein Wunder, dass in der Finanzkrise die US-Zentral-
bank als Kreditgeber letzter Instanz für europäische Banken einspringen
musste.

Kritisiert man zu Recht die zu hohe Kreditvergabe vor der Krise, darf
man nicht auf die Höhe der Geldersparnis der Haushalte oder des Staates
als Ursache schauen. Die Ausgabenüberschüsse (das Entsparen) der
US-Haushalte, aber auch europäischer Volkswirtschaften wie Spanien, Ir-
land oder Griechenland waren Folge der reichlich und billig angebotenen
Kredite, nicht deren Ursache.25 Das heißt, die Banken- und Finanzmarkt-
regulierung müsste in den Mittelpunkt der politischen und wirtschaftlichen
Debatte gestellt werden.

Wie gefährlich die „Spartopftheorie“ des Kredits ist, zeigt sich in der aktu-
ellen Eurokrise. Die durch die Troika oktroyierte staatliche Austeritätspoli-
tik in Europa gepaart mit der Sparanstrengung von Haushalten, die ihre
Hypothekenkredite verringern müssen, hat zu einer schweren Rezession
geführt, die die Legitimität des europäischen Einigungsprozesses unter-
gräbt. Es müsste heute klar ersichtlich sein, dass die kontraproduktive
staatliche Defizitreduzierung den Unternehmen eben nicht den Weg zu
neuen Krediten freimacht, sondern ihnen ganz im Gegenteil Liquidität ent-
zieht und sie in die Insolvenz treibt.

Europa hat die Lehren aus der Großen Depression der 1930er-Jahre
vergessen. Auch damals wurde die angebliche Notwendigkeit staatlichen
Sparens in der Krise durch die Spartopftheorie des Kredits legitimiert,26

wie die Zitate Wilhelm Lautenbachs und Hans Gestrichs in der Einleitung
zeigen. Beide hatten selbst erlebt und studiert, wie diese Doktrin 1930 bis
1932 in Deutschland die Wirtschaftskrise verschärfte und wie sie den
Grund für die Nazi-Herrschaft legte.

Dabei war das Tragische der Großen Depression in Deutschland, dass
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nicht nur orthodoxe Wirtschaftswissenschaftler, sondern auch einflussrei-
che Sozialdemokraten wie etwa der ehemalige Finanzminister und marxi-
stische Theoretiker Rudolf Hilferding gegen keynesianische Ausgaben-
programme argumentierten.27 Genau solche Programme waren von
Lautenbach zusammen mit einem der Begründer des Ordoliberalismus,
Wilhelm Röpke, 1931 in der Brauns-Kommission als auch vom Dachver-
band der deutschen Gewerkschaften, vor allem von Wladimir Woytinsky,
entwickelt und gefordert worden.

Die einzige Partei, die 1932 höhere Ausgaben des Staates zur Steige-
rung der Beschäftigung forderte, war die NSDAP. Was die demokrati-
schen Parteien versäumten, wurde von Hitler und seinem Wirtschaftsmini-
ster Hjalmar Schacht umgesetzt. Der griff auf Teile der Pläne Lautenbachs
und Woytinskys zurück und konnte durch die schnellen Beschäftigungser-
folge die Nazi-Diktatur festigen. Auch im Ausland sprach man vor dem
Krieg vom „deutschen Wirtschaftswunder“.28 Joan Robinson schrieb dazu:
„I do not regard the Keynesian revolution as a great intellectual triumph.
On the contrary, it was a tragedy because it came so late. Hitler had al-
ready found how to cure unemployment before Keynes had finished ex-
plaining why it occurred.“29 Die Verwechslung von Sparen und Kredit ist
keine lässliche Sünde.

Anmerkungen
1 Robertson (1934) siehe Bibow (2000) für einen historischen Überblick über die Entste-

hung dieser Theorie.
2 Börsch-Supan und Gasche (2010).
3 Cochrane (2009), Fama (2009).
4 Lindner (2013b).
5 Mankiw (1997) 63.
6 Bernanke (2005).
7 Sinn (2010).
8 Lautenbach (1952) 95.
9 Gestrich (1947) 26f.

10 Etwa Kaiser (2008).
11 Ebendort 25.
12 Deutsche Bundesbank (2012).
13 Kaiser (2008).
14 Stobbe (1994) 197-199.
15 Ebendort 100f.
16 Das ist auch die Grundlage der Gewinngleichung von Kalecki (1942), die auch von Lau-

tenbach (1952) formuliert wurde.
17 Goldberg und Tille (2006).
18 ECB (2013).
19 Ebd.
20 Acharya und Schnabl (2010), Borio und Disyatat (2011), Shin (2012).
21 Acharya und Schnabl (2010), Shin (2012).
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22 Brunnermeier (2009).
23 Shin (2012).
24 Acharya und Schnabl (2010).
25 Lindner (2013a).
26 Klausinger (2001).
27 Garvey (1975).
28 Bucerius (1947).
29 Robinson (1972) 8.
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Zusammenfassung

Unter der Mehrheit der Mainstream-ÖkonomInnen besteht Konsens, dass das Kreditan-
gebot durch die laufende Ersparnis der Haushalte limitiert sei. Würde der Staat oder das
Ausland durch Defizite die knappe Ersparnis absorbieren, könnten die Unternehmen keine
Kredite mehr aufnehmen und müssten ihre Investitionen verringern. Dies ist die „Loanable
Funds“-Theorie. Ben Bernankes „Global Saving Glut“-These setzt auf dieser Sicht auf:
Danach seien die USA auf die knappen Ersparnisse Ostasiens und der rohstoffexportie-
renden Länder angewiesen gewesen, um ihren Immobilienboom zu finanzieren.

Der Artikel zeigt anhand einfacher Buchhaltungssätze, dass Kredit niemals durch lau-
fende Ersparnis beschränkt ist, sondern oft genau umgekehrt gilt, dass die Möglichkeit,
Ersparnis zu bilden, von der Kreditgewährung abhängt. Das zeigt sich auch im Verhältnis
der USA zu ihren Handelspartnern und Gläubigern: Da Nicht-Amerikaner den US-Dollar
als Zahlungsmittel akzeptieren, aber nur die USA Dollar herstellen können, verschulden
sich Amerikaner zur Finanzierung ihrer Leistungsbilanzdefizite in letzter Instanz bei sich
selbst. Jeden Dollar, den Nicht-Amerikaner in den USA investieren, mussten sie sich vor-
her in den USA verdienen oder leihen. Durch ihre Defizite erlauben die USA anderen Län-
dern erst, Einkommen und Ersparnis zu bilden.

Abstract

There is a consensus among the majority of economists that the credit supply is limited
by current household saving. If governments or foreigners ran deficits, they would absorb
this limited saving so that firms could not borrow any longer and had to reduce their invest-
ment. This is the „Loanable Funds“ theory. Ben Bernanke’s „Global Saving Glut“ thesis is
based on this view: according to Bernanke, the US depended on South Aast Asian and
commodity exporting countries’ scarce saving to finance the US real estate boom.
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Using simple accounting rules, the article shows however that credit is never limited by
current saving. Often, the exact opposite it true: people can only save after others have
taken on credit and paid incomes. This is also the case with the US and its trade partners
and creditors: since non-Americans accept the US-Dollar as a means of payment, which
only the US can produce, Americans give credit to themselves to finance their current
account deficits. Each Dollar that non-Americans invest in the US has either been earned
or borrowed in the US before. By their deficits, the US does not absorb scarce saving but
allows other countries to increase their income and saving.
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Die Vermögensverteilung in Österreich
und das Aufkommenspotenzial

einer Vermögenssteuer*
Paul Eckerstorfer, Johannes Halak, Jakob Kapeller,

Bernhard Schütz, Florian Springholz, Rafael Wildauer

1. Einleitung

Vermögen wird in Österreich seit dem Aufheben der Vermögens- (1993)
und der Erbschaftssteuer (2008) nur mehr einer sehr geringen bis gar kei-
ner Besteuerung unterzogen. Der Anteil der vermögensbezogenen Steu-
ern am gesamten Steueraufkommen liegt mit 1,2% (2011) deutlich unter
dem OECD-Schnitt von 5,4%.1 Nachdem Bankenrettungen und steigende
Arbeitslosenzahlen nicht nur hier, sondern weltweit die Staaten vor Finan-
zierungsschwierigkeiten stellen, rückt neuerdings die Vermögenssteuer
auch international wieder ins Zentrum der Debatte. Gegenstand einer sol-
chen Steuer ist das Nettovermögen (Gesamtvermögen abzüglich Schul-
den), wobei natürlich vom Gesetzgeber Ausnahmen für gewisse Vermö-
gensbestandteile eingeführt werden können. Island und Spanien führten
sie während der Krise wieder ein, und unlängst erregte der IWF mediale
Aufmerksamkeit, als er auf das beträchtliche Aufkommenspotenzial einer
Vermögenssteuer hinwies: Eine Besteuerung der reichsten 10% der Be-
völkerung könne bei einem Steuersatz von 1%, so der IWF, in den Euro-
Ländern ein Aufkommen von etwa 1% des BIP generieren.2

Eine Vermögenssteuer ist aber nicht nur ein wirtschaftspolitisches In-
strument zur Einnahmengenerierung für den Staat, sie ist auch ein gesell-
schaftspolitisches Instrument, um einer zunehmenden Ungleichverteilung
der Vermögen entgegenzuwirken. Zunehmende Vermögenskonzentra-
tion kann sowohl aus sozialer als auch aus ökonomischer Sicht eine Ge-
fahr für die Stabilität einer Gesellschaft darstellen.3 So zeigen Wilkinson
und Pickett (2007), dass das Niveau gesellschaftlicher Ungleichheit in

63

40. Jahrgang (2014), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft

* In diesem Artikel geäußerte Meinungen stellen die privaten Ansichten der Autoren dar
und decken sich daher nicht notwendigerweise mit jenen der nachfolgend genannten
Institutionen, in denen diese beschäftigt sind. Teile dieses Beitrags sind bereits unter
dem Titel „Reichtumsverteilung in Österreich“ in der Nummer 36/4 (2013) der Wirt-
schafts- und sozialpolitischen Zeitschrift (WISO) erschienen.



einem direkten Zusammenhang mit gesellschaftlichen Problemstellungen
wie Lebenserwartung, Bildungsleistung, Selbstmordraten, Fettleibigkeit,
Teenager-Schwangerschaften, mentalen Krankheiten, Fremdenfeindlich-
keit, Drogenkonsum und Inhaftierungsraten steht.

Eine zentrale Rolle im öffentlichen Diskurs spielt das Aufkommenspo-
tenzial einer Vermögenssteuer. Um dieses für diverse Ausgestaltungsva-
rianten abschätzen zu können, bedarf es allerdings genauer Daten bezüg-
lich der vorhandenen Vermögen und deren Verteilung. Hierzu war die
Datenlage in Österreich bis vor Kurzem eher spärlich: Die wenigen existie-
renden Studien bezogen sich aufgrund der Datenlage immer nur auf Sub-
komponenten des Gesamtvermögens (z. B. Finanzvermögen).4 Seit Kur-
zem gibt es allerdings mit dem von der EZB koordinierten und den
einzelnen europäischen Nationalbanken durchgeführten „Household Fi-
nance and Consumption Survey“ (HFCS) erstmals eine umfassende
haushaltsbezogene Erhebung zur Vermögenssituation und den disaggre-
gierten Vermögensbestandteilen (Finanzvermögen, Sachvermögen,
Schulden etc.), welche einen bislang nicht möglichen Einblick in die Ver-
mögenssituation österreichischer Privathaushalte erlaubt.

Generell sind derartige Erhebungen mit zahlreichen Schwierigkeiten
konfrontiert, die antizipiert werden müssen, um zu einer möglichst reali-
tätsgetreuen Einschätzung zu gelangen: Sie können falsche Angaben und
Antwortverweigerungen enthalten und repräsentieren die Vermögensver-
teilung nicht vollständig, da die oberste Spitze der VermögensinhaberIn-
nen zumeist gar nicht in der Befragung auftaucht.5

Während die meisten dieser Nachteile im Zuge des Survey-Designs des
HFCS Berücksichtigung finden und daher im Rahmen der Durchführung
der Befragung antizipiert werden, korrigiert das Design des HFCS nicht für
die fehlende Repräsentativität bei den größten Vermögen.6 Dies stellt eine
Einschränkung der Anwendbarkeit dieser Daten dar, die ganz besonders
für Fragen nach Vermögenskonzentration und Vermögensbesteuerung
relevant ist. Schließlich besitzt die betreffende Personengruppe einen
hohen Anteil des Gesamtvermögens und ist für eine seriöse Aufarbeitung
der Vermögenssituation daher von besonderer Bedeutung.

Zum Ausgleich dieser Verzerrung ergänzen wir den HFCS-Datensatz
mit einer Schätzung des obersten Segments der Vermögensverteilung auf
Basis eben jener HFCS-Daten. In der ökonomischen Literatur hat sich zur
statistischen Erfassung der Vermögensverteilung die Annahme einer Pa-
reto-Verteilung etabliert.7

Dieser Beitrag stellt zuerst den zugrunde liegenden HFCS-Datensatz
sowie die daraus hervorgehenden Ergebnisse vor (Abschnitt 2). Anschlie-
ßend folgt eine Behandlung der zur Datenkorrektur verwendeten Methode
(Abschnitt 3) sowie eine Präsentation der daraus resultierenden neuen Er-
gebnisse (Abschnitt 4). Abschnitt 5 stellt schließlich die Frage nach den
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Implikationen der hier vorgenommenen Korrektur für das geschätzte Auf-
kommen einer Vermögenssteuer, wobei sechs verschiedene hypotheti-
sche Steuermodelle simuliert und die jeweiligen Resultate verglichen wer-
den. Abschnitt 6 fasst die Ergebnisse nochmals zusammen.

2. Vermögensverteilung laut HFCS

Die Datenerhebung für den HFCS erfolgte im Rahmen persönlicher In-
terviews. Hierfür wurden insgesamt 2.380 österreichische Haushalte er-
folgreich interviewt. Jedem Haushalt wurde entsprechend seiner Reprä-
sentativität ein statistisches Gewicht zugeordnet. Typischerweise kommt
es im Rahmen von Befragungen zu „sensiblen“ Daten wie Einkommen
oder Vermögen immer wieder zu fehlenden Antworten etwa aufgrund von
Antwortverweigerungen. Im Rahmen des HFCS wurde diesem Problem
mittels der Methode der multiplen Imputation entgegengewirkt. Hierbei
werden fehlende Werte im Nachhinein durch geschätzte Werte ersetzt.
Dieses „Imputieren“ der Daten wird fünfmal wiederholt, um eine gewisse
Streuung der so geschätzten Ergänzungswerte zu erreichen, was letztlich
zu fünf sogenannten Implicates führt, die sich nur in den imputierten Wer-
ten voneinander unterscheiden. Diese Methode ermöglicht es, unvollstän-
dige Beobachtungen entsprechend zu ergänzen – sie kann aber weder
einer systematischen Verzerrung der Angaben (beispielsweise einer er-
höhten Anzahl von Falschangaben in gewissen Segmenten der Vermö-
gensverteilung) noch dem Problem der Nichtteilnahme besonders vermö-
gender Haushalte entgegenwirken.8

Abbildung 1 zeigt die Verteilung der österreichischen Vermögen nach
Vermögensklassen, wie sie sich aus dem HFCS ergibt. Die Balken zeigen
an, welcher Anteil der österreichischen Bevölkerung sich in der entspre-
chenden Vermögenskategorie befindet. Die oberste Vermögensklasse
beginnt hier mit einem Nettovermögen (Bruttovermögen abzüglich Schul-
den) von 500.000 Euro und umfasst etwas mehr als 11% der Bevölkerung.

Auf Basis der HFCS-Daten lassen sich aber freilich auch wesentlich ge-
nauere Darstellungen berechnen. Ein Beispiel hierfür ist Tabelle 1, die für
die Perzentile 95 bis 100 der Vermögensverteilung das kumulierte sowie
das durchschnittliche Vermögen zeigt. Eine Darstellung der gesamten
Perzentil-Liste findet sich in Eckerstorfer et al. (2013), Anhang I.

Eine andere Variante, um die Verteilung des bestehenden Vermögens
abzubilden, ist das Heranziehen einer kumulierten Verteilungsfunktion.
Diese zeigt, wie sich die erwarteten Werte (d. h. die anzutreffenden Ver-
mögen) relativ zur Bevölkerung verhalten und ermöglicht Aussagen wie:
„Die oberen 20% der Vermögensverteilung haben ein Nettovermögen grö-
ßer als 310.000 Euro“ oder „MillionärInnen finden sich nur in den oberen
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5% der Vermögensverteilung“. Zur leichteren Interpretation sind in der
nachstehenden Abbildung einige Orientierungshilfen eingetragen.

Abbildung 3 zeigt eine etwas augenfälligere Darstellung derselben Ver-
mögensverhältnisse anhand der HFCS-Daten. Hier wird das Vermögen
bestimmter Segmente der Vermögensverteilung gemäß der sich aus dem
HFCS ergebenden Anteilen am Gesamtvermögen abgebildet.

Abbildung 1: Die Nettovermögensverteilung in Österreich nach
Vermögensklassen auf Basis der HFCS-Daten

Quelle: Replikation; Original in Fessler et al. (2012) 41.

Tabelle 1: Vermögensverteilung der obersten 5 Perzentile

Perzentil Gesamtvermögen im Perzentil Durchschnittsvermögen im Perzentil

96 D 38,8 Mrd. D 1,0 Mio.

97 D 48,7 Mrd. D 1,3 Mio.

98 D 65,5 Mrd. D 1,7 Mio.

99 D 94,1 Mrd. D 2,5 Mio.

100 D 237,0 Mrd. D 6,4 Mio.

Quelle: eigene Berechnungen.

66

Wirtschaft und Gesellschaft 40. Jahrgang (2014), Heft 1



Abbildung 2: Verteilungsfunktion der österreichischen privaten
Nettovermögen auf Basis der HFCS-Daten

Abbildung 3: Darstellung von relativen Nettovermögensanteilen
mittels der HFCS-Daten
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3. Zur Korrektur des fehlenden Reichtums: Eine Methode
zur Schätzung des österreichischen Privatvermögens

Typisch für die Verteilung von Einkommen und Vermögen ist, dass diese
ab einem gewissen Schwellenwert durch ein Potenzgesetz abbildbar er-
scheinen – eine Eigenschaft, die sich in der Annahme einer Pareto-
Verteilung widerspiegelt. Dieser ursprünglich von Vilfredo Pareto (1896)
für die Einkommensverteilung Italiens identifizierte Zusammenhang wur-
de in zahlreichen Studien zur Schätzung des oberen Einkommens- und
Vermögenssegmentes herangezogen.9 Hervorzustreichen ist jedenfalls,
dass Einkommen und Vermögen eben nur ab einem gewissen Schwellen-
wert paretoverteilt sind. Altzinger (2009) etwa gibt für die Verteilung von
Einkommen die obersten 20% als Richtwert an.10

Die hier angewandte Strategie zur Schätzung der obersten Vermögen
folgt dabei im Wesentlichen drei Schritten: Zuerst wird auf Basis der ver-
fügbaren Daten für einen oberen Abschnitt der Verteilung eine Pareto-
Verteilungsfunktion geschätzt. Der genaue Schwellenwert ergibt sich
dabei rein aus statistischen Kriterien. In einem zweiten Schritt werden alle
HFCS-Beobachtungen mit einem Nettovermögen größer als 4 Mio. Euro,
also etwa das reichste Prozent der Haushalte (oberstes Vermögensper-
zentil), aus den Daten entfernt. Der Grund hierfür ist, dass in diesem Be-
reich zwar reiche Haushalte (bis rund. 20 Mio. Euro), aber eben keine be-
sonders reichen Haushalte (mit einem Vermögen größer als 20 Mio. Euro)
erfasst sind, jedoch die vorhandenen Datensätze im HFCS als für das ge-
samte Perzentil repräsentativ behandelt werden.11 In einem dritten Schritt
werden Haushalte mit einem Vermögen größer als 4 Mio. Euro auf Basis

Abbildung 4: Veranschaulichung der Methode zur Datenkorrektur
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der geschätzten Pareto-Verteilung generiert und den Daten hinzugefügt.
So wird sichergestellt, dass auch extrem reiche Haushalte im Sample vor-
handen sind. Die nachstehende Abbildung 4 fasst die hier implementierte
Vorgangsweise schematisch zusammen. Alle relevanten Rechenschritte
sind in Eckerstorfer et al. (2013), Anhang II und Anhang IV, im Detail dar-
gestellt.

3.1 Bestimmung der Verteilungsparameter

Bei der Anwendung der Pareto-Verteilung ist die Wahl eines geeigneten
Ansatzpunktes für die Verteilung von zentraler Relevanz. Gesucht wird
dabei jener Schwellenwert X, für den gilt, dass alle Vermögenswerte grö-
ßer als X paretoverteilt sind. Obgleich die Wahl dieses Ansatzpunktes eine
beträchtliche Implikation für die Ergebnisse mit sich bringen kann, wird
dieser nur in seltenen Fällen mit Hilfe statistischer Methoden bestimmt,
sondern zumeist der Literatur oder theoretischen Erwägungen entlehnt.12

In unserer Studie wurde primär die erste Strategie verfolgt und der relativ
geeignetste Ansatzpunkt isoliert. Im Detail wurde diese Operation wie folgt
durchgeführt: Zuerst wurden die Schwellenwerte für die Perzentile 71-100
bestimmt und über alle fünf Imputationen mit Hilfe eines Maximum Likeli-
hood-Schätzers13 die entsprechenden Parameterwerte errechnet. Dies
liefert für jedes Implicate 30 verschiedene Pareto-Verteilungen (jeweils mit
einem der Perzentile 71-100 als Ansatzpunkt). Die resultierenden Spezifi-
kationen der Verteilungsfunktion wurden in einem zweiten Schritt mit Hilfe
eines für diese Fragestellung geeigneten statistischen Tests, dem Cra-
mer-von-Mises-Test, auf ihre Plausibilität in Relation zu den zugrunde lie-
genden Daten hin überprüft. Eine wichtige methodische Anmerkung in die-
sem Kontext ist, dass die Nullhypothese dieser Tests annimmt, die Daten
entsprächen einer Pareto-Verteilung mit den jeweiligen Parametern.
Gemäß dieser Interpretation sind hohe p-Werte bei den Tests als Signum
für die entsprechende Verteilung auszulegen, da in diesen Fällen die Null-
hypothese nicht verworfen werden kann.

Tabelle 2: Nettovermögen und geschätzte Pareto-Alphas
am Schwellenwert des 78. Perzentils

Imputation Paretos Alpha Ansatzpunkt für Pareto-Verteilung

#1 1,29 Nettovermögen von 281.242 Euro

#2 1,15 Nettovermögen von 287.809 Euro

#3 1,33 Nettovermögen von 289.811 Euro

#4 1,25 Nettovermögen von 293.161 Euro

#5 1,37 Nettovermögen von 288.422 Euro

Durchschnitt 1,28 Nettovermögen von 288.089 Euro
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Hier wurde ersichtlich, dass gerade die Daten am oberen Rand der Ver-
teilung als Ansatzpunkte für eine formale Modellierung nur wenig vertrau-
enswürdig scheinen, da hier die statistischen Resultate stark mit der je-
weils verwendeten Grundgesamtheit schwanken. Umgekehrt gibt es
Bereiche konstanterer Schätzungen (etwa rund um das 80. Perzentil), in
denen sich die Schwankungen über die Grundgesamtheit bzw. zwischen
den Imputationen innerhalb eines relativ stabilen Korridors einpendeln.
Der konkrete Ansatzpunkt für die Pareto-Verteilung wurde schließlich in
zwei Schritten gewählt. Zuerst wurde ein Intervall bestimmt, in dem der
Test über alle fünf Imputationen p-Werte größer als 0,2 erreichte. Um in
diesem Intervall den aus statistischer Sicht vertrauenswürdigsten Ansatz-
punkt zu bestimmen, wurde in Folge nach jenem Punkt gesucht, in dem
das Minimum der fünf p-Werte im jeweiligen Perzentil maximal ist. Für den
Cramer-von-Mises-Test ist dies das 78. Perzentil. Dieses wurde in der
Folge als Ansatzpunkt mit der geringsten statistischen Unsicherheit identi-
fiziert und als Basis für alle weiteren Berechnungen verwendet. Tabelle 2
zeigt die geschätzten Werte für die Pareto-Alphas sowie die Nettovermö-
gen der jeweiligen Ansatzpunkte (Schwellenwert des 78. Perzentils) über
alle fünf Imputationen.

3.2 Elimination und Ergänzung von Haushalten

Die Korrektur des vorhandenen Datensatzes erfolgt in insgesamt vier
Schritten: Zuerst werden dabei all jene Beobachtungen im HFCS elimi-
niert, die ein Nettovermögen von über 4 Mio. Euro aufweisen (jener Teil
der Daten, der als nicht repräsentativ erachtet wurde). Durch diese Maß-
nahme gehen relativ wenig Haushalte verloren (je nach Imputation zwi-
schen 8 und 30 Beobachtungen, die zwischen 11.374 und 44.081 Haus-
halte repräsentieren), wobei man hier analog zum bereits Gesagten
annimmt, dass in diesen Beobachtungen besonders reiche Haushalte
nicht bzw. nicht ausreichend abgebildet sind.

In einem zweiten Schritt wird die jeweilige kumulative Pareto-Vertei-
lungsfunktion mit den zuvor geschätzten Parametern herangezogen und
auf Basis einer Schlussrechnung die Zahl der Haushalte errechnet, die ein
Nettovermögen über 4 Mio. Euro aufweisen.14 Diese Vorgangsweise im-
pliziert, dass zur Ergänzung fehlender Haushalte nur auf die qualitativ
hochwertigen Daten aus der HFCS-Erhebung zurückgegriffen werden
muss und – im Gegensatz zu anderen derartigen Ansätzen15 – vergleichs-
weise weniger verlässliche Quellen (z. B. Reichenlisten) nicht in die ent-
sprechenden Berechnungen einfließen.

Der nächste Schritt erfordert die Generierung der gerade berechneten
Anzahl an Haushalten mit einem Nettovermögen über 4 Mio. Euro. Diese
erfolgt mittels Ziehung aus der zuvor ermittelten Verteilungsfunktion,
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wobei hierzu der gewichtete Durchschnitt aus fünf Ziehungen verwendet
wird und die Anzahl der zu ziehenden Haushalte von Imputation zu Impu-
tation unterschiedlich ist (die entsprechenden Werte liegen dabei zwi-
schen 22.982 und 40.252 Haushalte). Diese werden in der Folge dem
HFCS-Datensatz mit einem Gewicht von 1 hinzugefügt. Jeder gezogene
Haushalt repräsentiert damit exakt einen Haushalt der Grundgesamtheit
der österreichischen Bevölkerung.

Zuletzt müssen die durch die vorgenommene Modifikation nicht mehr
völlig konsistenten Gewichtungen der Original-Haushalte korrigiert wer-
den.16 Dabei werden die Nettoveränderungen innerhalb der jeweiligen Im-
putationen (diese bewegen sich zwischen +17.000 und –4.000 Haushal-
ten) in Relation zur Gesamtbevölkerung gesetzt und die originalen Ge-
wichte dementsprechend abgeschmolzen bzw. aufgewertet.17

Einen letzten nennenswerten Faktor bildet die vorgenommene „De-
ckelung“ der Zufallsziehung. Die zufällig zu ziehenden Vermögenswerte
wurden mit einer Milliarde Euro gedeckelt. Obgleich das Modell eine
durchaus realistische Anzahl an MilliardärInnen schätzt (ca. 30 Milliar-
därshaushalte), haben wir uns entschieden, die entsprechende Ziehung
zu begrenzen, da die Schätzung des äußersten Randes einer Verteilung
immer mit besonders hoher Unsicherheit behaftet ist. Daher enthalten die
verwendeten Stichproben aus Gründen der kalkulatorischen Vorsicht
keine MilliardärInnen.

4. Die Vermögensverteilung in Österreich
unter Berücksichtigung der Datenkorrektur

Eine erste zentrale Frage hinsichtlich der hier vorgenommenen Daten-
modifikation ist die Auswirkung der Berücksichtigung der Spitzenvermö-
gen auf die Gesamtstruktur der Stichprobe. Um diesen Aspekt zu analy-
sieren, zeigt Abbildung 5 in Analogie zu Abbildung 1 wiederum die auf
Vermögensklassen aufgeteilte Gesamtbevölkerung. Veränderungen in
den Werten bzw. der Darstellung werden dabei fett hervorgehoben. In die-
ser Variante der aggregierten Darstellung ist nur eine minimale Verände-
rung erkennbar. Zu sehen ist dabei lediglich, dass die Zahl der Haushalte
mit einem Nettovermögen über D 500.000 aufgrund der Korrektur der
Stichprobe leicht ansteigt und dass sich analog dazu Anteile der anderen
Vermögensklassen leicht reduzieren.

Auch eine Replikation der Perzentilliste wie in Tabelle 1 bringt vergleich-
bare Ergebnisse: Besonders eklatant ist nur der Vermögensstand des
reichsten Perzentils gewachsen, nämlich um 98,6%. Damit steigt auch
das sich aus der Schätzung ergebende gesamte Nettovermögen signifi-
kant von etwa 1000 Mrd. Euro auf etwa 1249 Mrd. Euro. Die nachstehende
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Tabelle 3 zeigt die Daten der obersten fünf Perzentile. Die gesamte modifi-
zierte Perzentilliste findet sich wiederum in Eckerstorfer et al. (2013), An-
hang III.

Abbildung 5: Die Nettovermögensverteilung in Österreich nach
Vermögensklassen auf Basis der modifizierten HFCS-Daten

Quelle: Replikation von Abbildung 1; Unterschiede hervorgehoben.

Tabelle 3: Die Nettovermögen der reichsten fünf Perzentile auf
Basis der modifizierten HFCS-Daten

Perzentil Gesamtvermögen im Perzentil Durchschnittsvermögen im Perzentil

96 D 40,4 Mrd. D 1,1 Mio.

97 D 50,8 Mrd. D 1,3 Mio.

98 D 66,6 Mrd. D 1,8 Mio.

99 D 101,0 Mrd. D 2,7 Mio.

100 D 469,1 Mrd. D 12,7 Mio.

Analog zu Abbildung 3 zeigt Abbildung 6 die veränderten Vermögens-
verhältnisse (Nettovermögen) anhand des Anteils verschiedener Vermö-
gensgruppen. Beachtenswert ist hier, dass der Anteil des obersten Pro-
zents von 22,9% auf 37% des Gesamtvermögens ansteigt.
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Abbildung 6: Darstellung von relativen Nettovermögensanteilen
mittels der korrigierten HFCS-Daten

5. Anwendungsfall Vermögensbesteuerung

Um ein Beispiel für die praktische Anwendbarkeit der modifizierten
Daten zu geben und die Implikationen dieser Modifikation für die Praxis zu
illustrieren, werden nun im vorliegenden Kapitel verschiedenste hypotheti-
sche Vermögenssteuervarianten auf deren Aufkommen hin geschätzt. An
dieser Stelle sei zu erwähnen, dass es in Österreich in der Vergangenheit
bereits eine Vermögenssteuer gab, welche allerdings 1993 abgeschafft
wurde.18 Bei den hier vorgeschlagenen Vermögenssteuermodellen wer-
den, im Unterschied zu der ursprünglichen Variante, ausschließlich Haus-
halte (und damit keine Körperschaften) als Steuersubjekte herangezogen.
Das in Körperschaften gebundene Vermögen wird dabei allerdings in den
folgenden Modellrechnungen nicht ignoriert – vielmehr ist es als Bestand-
teil der Privatvermögen der Haushalte auch relevant für die Bestimmung
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der jeweiligen Bemessungsgrundlagen. Firmenvermögen wird hier also
auf der Ebene der Privathaushalte, die Firmen besitzen, besteuert – die
Firmen selbst werden daher nicht als Steuersubjekte behandelt.

Im Folgenden werden sechs verschiedene Steuertarife auf Basis von
vier unterschiedlichen Kombinationen von Annahmen analysiert: Zuerst
wird der jeweilige Tarif schlicht mit den unveränderten Originaldaten
durchgerechnet. Eine zweite Simulation liefert ein Schätzergebnis für den
modifizierten Datensatz. Eine dritte Anwendung liefert ein Schätzergebnis
auf Basis der modifizierten Daten und unter Berücksichtigung von Aus-
weicheffekten seitens der Steuersubjekte. Zur Quantifizierung dieser Ef-
fekte wurden in der entsprechenden Literatur etablierte Größen herange-
zogen.19 Schließlich wird in der letzten Variante untersucht, wie sich sehr
starkes Ausweichverhalten auf die Aufkommensschätzung auswirkt. Zu
diesem Zweck wird von den doppelten Werten von Bach und Beznoska
(2012) ausgegangen.20 Dabei stehen im Nachfolgenden vor allem die er-
rechneten Steueraufkommen im Vordergrund – es können aber auch je-
derzeit alternative Indikatoren im Modell bestimmt werden (z. B. Anzahl
der betroffenen Haushalte).

Bei den ersten beiden simulierten Tarifen handelt es sich um lineare
Steuermodelle mit einem Freibetrag von 500.000 Euro (was in etwa eine
Besteuerung des obersten Dezils bedeuten würde) in Modell I und 1 Mio.
Euro in Modell II. Der Steuersatz beträgt jeweils 1%. Bei den anderen vier
Modellen handelt es sich jeweils um progressive Tarife. Das erste dieser
Modelle besteht aus einem zweistufigen Steuertarif mit einem Freibetrag
von 1 Mio. Euro und eher niedrigen Steuersätzen (0,3% zwischen 1 und 2
Mio., darüber 0,7%). Die verbleibenden Tarife sind jeweils dreistufig: Va-
riante 2 hat einen Freibetrag von 700.000 Euro (Steuersätze: 700.000-
1 Mio.: 0,5%; 1-2 Mio.: 1%; >3 Mio.: 1,5%) und Variante 3 von 1 Mio. Euro
(Steuersätze: 1-2 Mio.: 0,7%; 2-3 Mio.: 1%; >3 Mio.: 1,5%). Variante 4 be-
steht schließlich aus einem Steuermodell, bei dem das Ausmaß der Be-
steuerung mit steigendem Vermögen überproportional ansteigt. Im Detail
sieht dieser Tarif einen Freibetrag bis 2 Mio. Euro vor – ab diesem Punkt
würde ein Steuersatz von 1% (bis 10 Mio.), 2% (zwischen 10 und 100 Mio.)
und 5% (ab 100 Mio.) schlagend werden.

Die nachstehende Tabelle 4 zeigt die geschätzten Steueraufkommen
unter Berücksichtigung der hier angenommenen Freibeträge und Steuer-
sätze. Der Effekt der Datenkorrektur ist für alle Modelle eine Erhöhung des
erwarteten Steueraufkommens, wobei dieser Effekt für progressive Tarif-
modelle wesentlich stärker ausfällt als für lineare Modelle. Dieses Ergeb-
nis war freilich zu erwarten: Die Korrektur am oberen Ende der Vertei-
lungsstatistik wirkt sich notwendigerweise gerade im Kontext progressiver
Steuertarife, die verstärkt auf den oberen Rand der Vermögensverteilung
zugreifen, stärker aus. Interessant ist dabei insbesondere, dass eine
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Schätzung der Originaldaten die lineare, also am wenigsten progressive
Lösung als aufkommensstärkste Variante aufweist, während für die modi-
fizierten Daten die progressivste aller Tarifvarianten auch jene mit der
höchsten Aufkommensintensität darstellt. Allerdings wäre im Falle einer
solchen Tarifgestaltung vermutlich mit wesentlich stärkeren Ausweichef-
fekten zu rechnen, als hier angenommen wurde.

Tabelle 4: Resultate Vermögenssteuersimulationen
(Aufkommensschätzung)
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Lineares Modell I
Freibetrag: 500.000
Steuersatz: 1%

D 4,3 Mrd. D 6,8 Mrd. D 5,1 Mrd. D 4,4 Mrd.

Lineares Modell II
Freibetrag: 1 Mio.
Steuersatz: 1%

D 3,0 Mrd. D 5,4 Mrd. D 4,1 Mrd. D 3,5 Mrd.

Progressive Steuer I
Freibetrag: 1 Mio.
Steuersatz: 1-2 Mio.: 0,3%;  >2 Mio.: 0,7%

D 1,6 Mrd. D 3,3 Mrd. D 2,6 Mrd. D 2,2 Mrd.

Progressive Steuer II
Freibetrag: 700.000
Steuersatz: 700.000-2 Mio.: 0,5%;
2-3 Mio.: 1%; >3 Mio.: 1,5%

D 3,4 Mrd. D 7,0 Mrd. D 5,4 Mrd. D 4,6 Mrd.

Progressive Steuer III
Freibetrag: 1 Mio.
Steuersatz: 1-2 Mio.: 0,7%; 2-3 Mio.: 1%;
>3 Mio.: 1,5%

D 3,3 Mrd. D 6,9 Mrd. D 5,3 Mrd. D 4,5 Mrd.

Progressive Steuer IV
Freibetrag: 2 Mio.
Steuersatz: 2-10 Mio.: 1%;
10-100 Mio.: 2%; >100 Mio.: 5%

D 2,2 Mrd. D 8,5 Mrd. D 6,5 Mrd. D 5,4 Mrd.

Dennoch gilt auch für die weniger stark progressiven Tarife derselbe Zu-
sammenhang: Auch diese gehen – bei Verwendung der modifizierten
Daten – mit einem höheren Steueraufkommen einher.

Die Validität der hier angegebenen Schätzungen hängt dabei im We-
sentlichen davon ab, inwieweit ein etwaig zu implementierendes Steuer-
modell tatsächlich die im HFCS abgebildeten Vermögenswerte erfasst.
Hier sind institutionelle und rechtliche Rahmenbedingungen und damit die
genaue legistische Definition der Steuerbemessungsgrundlage bzw. des
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Besteuerungsmodus von entscheidender Relevanz und können massiven
Einfluss auf die Schätzergebnisse nehmen. Zumindest die nachstehen-
den drei Aspekte sind für die Validität der Schätzung von besonderer Be-
deutung: Erstens beruhen die hier vorliegenden Schätzung auf der An-
nahme, dass eine etwaige Besteuerung auf Haushaltsbasis vorgenom-
men wird und auch die vorgeschlagenen Freibeträge auf dieser Ebene an-
gesetzt werden. Würde man hier ein alternatives Prinzip implementieren –
etwa eine Besteuerung auf Personenbasis –, wären völlig andere Werte
zu erwarten. Zweitens basieren die hier angenommenen Parameter zur
Beschreibung von Ausweicheffekten nicht auf einer eigenen empirischen
Untersuchung sondern wurden aus Bach und Beznoska (2012) übernom-
men, woraus sich eine gewisse Unsicherheit hinsichtlich der Brauchbar-
keit dieser Parameter zur Beschreibung der österreichischen Situation er-
gibt. Aus diesem Grund wurde auch eine Variante mit verdoppelten Aus-
weicheffekten modelliert (siehe Tabelle 4), um die Folgen einer möglichen
Unterschätzung von Ausweichreaktionen zu illustrieren. Drittens stellt sich
noch die Frage nach der Übereinstimmung zwischen den im HFCS ange-
gebenen Werten, die auf einer Selbsteinschätzung der Haushalte beru-
hen, und den im Rahmen eines etwaigen Besteuerungsmodell implemen-
tierten Bemessungsgrundlagen. In diesem Kontext ist es offensichtlich,
dass eine definitorische Übereinstimmung zwischen den angegebenen
Daten und einem etwaigen Steuermodell entscheidend für die Brauchbar-
keit der in Tabelle 4 abgebildeten Schätzungen ist. So wird etwa im HFCS
der ungefähre Marktwert von Immobilien angegeben – würde man hier al-
lerdings eine Besteuerung auf Basis der Einheitswerte anstelle von Markt-
werten vorsehen, ergäbe sich eine massive Änderung für das erwartete
Aufkommen, da Einheitswerte oft nur einen Bruchteil der Marktwerte aus-
machen. Eine ähnliche Beobachtung kann im Zusammenhang mit dem
Firmenvermögen notiert werden: Hier wurden die Haushalte nach dem
Wiederverkaufswert ihres Betriebs gefragt, wobei unklar bleibt, nach wel-
chen Kriterien einzelne Haushalte ihr Firmenvermögen bewerten. Würde
man eine etwaige Besteuerung auf typischen Wertermittlungsmethoden
für Firmen fundieren, die zumeist auf den erwarteten Cashflows der kom-
menden Jahre basieren, könnte sich auch in diesem Kontext eine signifi-
kante Differenz zwischen den im HFCS erhobenen und den zur Besteue-
rung veranschlagten Werten ergeben. In Summe sind die obigen Schät-
zungen also als vorsichtige Projektionen zu werten, wobei die sich erge-
benden Unsicherheiten weniger aus einer mangelnden Verlässlichkeit des
Datensatzes resultieren, sondern vorwiegend der Frage, inwieweit die in
einem etwaigen Steuermodell abgebildeten institutionell-rechtlichen An-
nahmen mit den im Rahmen des HFCS erhobenen Daten korrespondie-
ren, geschuldet sind.

Weiters ist zu konstatieren, dass die Auswirkungen der Untererfassung
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im Bereich der oberen Vermögensschichten im Rahmen der HFCS-
Erhebung einen wesentlich stärkeren Einfluss haben als die fehlende In-
korporation von Ausweicheffekten im Bereich der Steuersubjekte. Die Si-
mulationsergebnisse unter Berücksichtigung von Untererfassung und
Ausweicheffekten liefern wesentlich höhere Ergebnisse als eine Simula-
tion auf Basis der Originaldaten, die beide Aspekte unberücksichtigt lässt.

6. Resümee

Der vorliegende Beitrag liefert eine erste Schätzung für das Aufkommen-
spotenzial einer Vermögenssteuer in Österreich. Möglich gemacht wurde
eine solche Schätzung durch das erstmalige Vorliegen genauer Daten zur
Vermögensverteilung in Österreich durch die von der OeNB erhobenen
HFCS-Daten. Allerdings können diese Daten nicht vorbehaltlos übernom-
men werden, da eine Untererfassung der besonders reichen Haushalte
vorliegt. Diese fehlende Erfassung wurde deshalb zuerst mittels Pareto-
Verteilung korrigiert. Für die Schätzung der Pareto-Verteilung wurde dabei
etwas mehr als das obere Fünftel der HFCS-Daten herangezogen. Der
genaue Ansatzpunkt der Verteilung wurde dabei mit Hilfe eines geeigne-
ten statistischen Tests (Cramer-von-Mises) bestimmt. Anschließend wird
der vorhandene HFCS-Datensatz durch Zufallsziehungen aus dieser Ver-
teilung ergänzt, um das oberste Vermögenssegment (Nettovermögen 4
Mio. Euro) besser abbilden zu können. Zugleich werden alle im HFCS vor-
handenen Haushalte mit einem Vermögen über 4 Mio. entfernt.

Es zeigt sich, dass eine solche Korrektur erhebliche Auswirkungen auf
die Ergebnisse hat. So steigt dadurch das geschätzte Gesamtvermögen
von etwa 1.000 Mrd. Euro auf 1.249 Mrd. Euro, wovon der Großteil des Zu-
gewinns auf das oberste Perzentil entfällt (das Vermögen dieses Perzen-
tils steigt um 98,6%). Daraus ergibt sich u. a., dass die reichsten 10% der
ÖsterreicherInnen nicht 61% (HFCS), sondern 69% des Gesamtvermö-
gens besitzen.

Darauf aufbauend wurden sechs hypothetische Vermögenssteuerva-
rianten auf ihr Aufkommenspotenzial hin geschätzt. Hier zeigt sich, dass
das Aufkommenspotenzial naturgemäß von den Steuermodellen abhängt
bzw. auch von den unterstellten Ausweichreaktionen. Die Effekte der
durchgeführten Datenkorrektur auf das geschätzte Steueraufkommen
sind für progressiv gestaltete Modelle relativ gewichtiger als für solche mit
linearem Steuertarif.
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Anmerkungen

1 AKOÖ (2013).
2 IWF (2013).
3 Guttmann, Plihon (2010); Stiglitz (2012)
4 Beer et al. (2006) verwendeten OeNB-Daten zu Finanzvermögen aus dem Jahr 2004

und kamen zu dem Ergebnis, dass das durchschnittliche Finanzvermögen bei 51.790
EUR (Median: 21.855 EUR) liegt. Hahn und Magerl (2006) schätzten die Vermögens-
verteilung über die Disaggregation von VGR-Daten und kamen dabei zu Ergebnissen,
welche mit jenen von Beer et al. (2006) konsistent sind.

5 Hoeller et al. (2012); Avery Elliehausen, Kennickell (1986).
6 Siehe dazu auch Fessler et al. (2012) 36.
7 Siehe hierzu beispielsweise Alvaredo, Saez (2009); Bach, Beznoska (2012); Bach,

Beznoska, Steiner (2010); Davies et al. (2007), Durán-Cabré, Esteller-Moré (2010),
Kopczuk, Saez (2004), Radner, Vaughan (1987).

8 Für nähere Details siehe Albacete et al. (2013).
9 Vgl. u. a. Altzinger (2009); Atkinson (2006); Cowell (2009); Cowell (2011); Klass et al.

(2006).
10 Vgl. Altzinger (2009) 7.
11 Aus der jährlich vom Trend Magazin veröffentlichten Reichenliste ist etwa ersichtlich,

dass es in Österreich einige Milliardäre gibt. Dies ist ein weiteres Indiz dafür, dass der
HFCS die besonders reichen Haushalte nicht sehr gut abbilden kann.

12 Vgl. beispielhaft Bach et al. (2010); Bach, Beznoska (2012).
13 Clauset et al. (2009).
14 Hierzu wird aus dem HFCS-Datensatz die Anzahl der Haushalte zwischen dem jeweili-

gen Ansatzpunkt für die Pareto-Verteilung und der 4-Millionen-Grenze entnommen und
in die entsprechende Formel eingefügt. Die entsprechende kumulative Dichtefunktion
(hier: CDF) liefert den Prozentanteil all jener Haushalte, die sich über dem Ansatzpunkt,
aber unterhalb der 4-Millionen-Grenze befinden. Daraus ergibt sich die folgende
Schlussrechnung zur Bestimmung der Zahl der Haushalte mit einem Nettovermögen
größer als 4 Millionen Euro (X = Zahl der zu ergänzenden Haushalte, Y = Zahl der Haus-
halte zwischen Ansatzpunkt und 4 Millionen):

( )
X

Y CDF
CDF

=
⋅ −1

15 Vgl. Bach et al. (2010); Bach, Beznoska (2012).
16 Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass die sich aus Schritt 2 ergebende Anzahl der

Haushalte mit einem Nettovermögen größer als 4 Millionen Euro nicht identisch ist mit
der Anzahl der aus dem Datensatz eliminierten Haushalte (Schritt 3).

17 Für die Implicates 1, 3, 4 und 5 ist die Anzahl der neu hinzugefügten Haushalte größer
als jene der eliminierten Haushalte (jene mit einem Vermögen über 4 Millionen Euro).
Hier müssen also die Gewichte der im Datensatz verbleibenden Haushalte proportional
abgeschmolzen werden. In Implicate 2 ist die Anzahl der eliminierten Haushalte größer
als die Zahl der neu generierten Haushalte. Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass im
Vergleich zu den anderen Implicates die Anzahl der Haushalte mit einem Vermögen
über 4 Millionen Euro deutlich höher ist und dadurch eine größere Zahl an Haushalten
aus dem Sample entfernt werden muss. In der Folge müssen hier also die Gewichte der
verbleibenden Haushalte proportional aufgewertet werden.

18 Das Gesamtaufkommen der Vermögenssteuer 1993 in Österreich betrug 612 Mio.
Euro. Der damalige proportional gestaltete Steuersatz betrug 1% mit persönlichen Frei-
beträgen in Höhe von jeweils 10.900 Euro (150.000 Schilling) für den Steuerpflichtigen,
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die Ehegattin sowie für jedes minderjährige Kind. Zusätzlich war ein Altersfreibetrag in
gleicher Höhe für Personen über 60 Jahre vorgesehen. Auch Körperschaften, deren
Vermögen hauptsächlich über die Einheitswerte des Betriebsvermögens ermittelt wur-
den, wurde die gleiche Freigrenze von ebenfalls 10.900 Euro gewährt. Zur Bewertung
von Grundstücken und Immobilien wurde der sogenannte Einheitswert für die Steuerbe-
messung herangezogen. Da der Einheitswert für die meisten Grundstücke und Immobi-
lien seit 1973 nicht valorisiert wurde, lag dieser weit unter dem tatsächlichen Verkehrs-
wert. Dies führte zu einer massiven Unterbewertung des Grundbesitzes, was sich auch
am relativ niedrigen Anteil natürlicher Personen am Gesamtaufkommen widerspiegelt;
Meichenitsch (2006).

19 In Übereinstimmung mit Bach und Beznoska (2012) unterstellen wir einen Rückgang
der Bemessungsgrundlage von 24% bei Finanzvermögen sowie 13% bei Firmenvermö-
gen. Weil Immobilienvermögen nicht ins Ausland transferiert werden kann, berücksichti-
gen Bach und Beznoska (2012) hier keine Ausweichreaktionen. Da die steuerliche
Erfassung des Verkehrswertes einer Immobilie in der Praxis mit einigen Schwierigkeiten
verbunden sein wird, nehmen wir jedoch aus Vorsichtsgründen einen Rückgang der
Bemessungsgrundlage bei Immobilien von 20% an.

20 Dies ergibt 48% bei Finanzvermögen und 26% bei Firmenvermögen. Bei Immobilienver-
mögen behalten wir die Annahme von 20% bei.
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Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag schätzt das Aufkommenspotenzial einer Vermögenssteuer für
Österreich. Möglich gemacht wird eine solche Schätzung durch die erste umfassende
Erhebung zum Vermögen österreichischer Privathaushalte im Rahmen des von der Euro-
päischen Zentralbank koordinierten und von der Oesterreichischen Nationalbank für
Österreich durchgeführten „Household Finance and Consumption Survey“ (HFCS). Trotz
akribischer Erhebung und sorgfältiger statistischer Aufbereitung der gesammelten Daten
besteht allerdings ein Problem hinsichtlich der fehlenden oder unzureichenden Erfassung
der obersten Vermögensbestände, die in den Händen einiger weniger Haushalte konzen-
triert sind. Damit geht eine systematische Unterschätzung des Gesamtvermögens privater
Haushalte in Österreich sowie eine Verzerrung der tatsächlichen Vermögensverteilung
einher. Um diese Verzerrung zu kompensieren, greift der vorliegende Beitrag auf die in der
ökonomischen Literatur etablierte Annahme einer Pareto-Verteilung der obersten Vermö-
gensbestände zurück. Bei dieser Methode wird zuerst eine geeignete Spezifikation der
Pareto-Verteilung nach statistischen Kriterien bestimmt und in Folge der oberste Rand der
Vermögensverteilung durch eben jene Pareto-Verteilung korrigiert. Durch diese Korrektur
steigt das Gesamtvermögen der privaten Haushalte von etwa 1.000 Mrd. Euro auf 1.249
Mrd. Euro an, wobei sich die Korrektur am stärksten auf den Vermögensbestand des reich-
sten Prozents aller Haushalte auswirkt. Dieser steigt von durchschnittlich 6,4 Mio. Euro um
98,6% auf 12,7 Mio. Euro. Das sich daraus ergebende Aufkommenspotenzial einer Vermö-
genssteuer hängt vom verwendeten Steuermodell und von den unterstellten Ausweichre-
aktionen ab. Der Einfluss der Datenkorrektur auf das geschätzte Aufkommenspotenzial
zeigt sich am stärksten bei den progressiv gestalteten Steuermodellen.

Abstract

This paper estimates the potential revenues of a wealth tax for Austria. This becomes
possible due to the first comprehensive survey on Austrian household wealth (Household
Finance and Consumption Survey, HFCS), which was coordinated by the European Cen-
tral Bank and conducted by the Austrian National Bank. Surveys concerning sensitive data
such as personal wealth do, however, face the problem that they do not accurately capture
the top of the distribution, i.e. the wealthiest households. Since a considerable amount of
wealth is concentrated in the hands of very few households, this leads to an underestima-
tion of total wealth as well as biased results concerning the distribution of wealth. In order to
compensate for this shortcoming, we employ the common assumption that the wealthiest
households can be described by a Pareto distribution. Here we first specify a proper Pareto
distribution according to statistical criteria and then use this Pareto distribution to correct
the upper part of the wealth distribution. Due to this correction, total private wealth increa-
ses from about 1,000 billion Euros to 1,249 billion Euros, where the correction has the lar-
gest impact for the richest 1% of households. The wealth of the latter increases by 98.6%,
i.e. from 6.4 billion.Euros to 12.7 billion Euros. The potential revenue of a wealth tax
depends on the applied tax model as well as the assumed behavioural responses. The
impact of the data correction is most apparent for progressive tax models.
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Die OECD-PIAAC-Ergebnisse:
Ein unerhörter Weckruf für Österreich!

Valerie Bösch, Robert Jellasitz, Johannes Schweighofer

1. Einleitung

Mit PISA ist es der OECD gelungen, in den entwickelten Industrielän-
dern eine Bildungsdebatte ungeahnten Ausmaßes zu entfachen; genauer
genommen, eine grundlegende Diskussion über vergleichbare Leistungs-
standards von SchülerInnen im Alter von 15-16 Jahren. Seit 2008 arbeite-
te die OECD an einer anderen Erhebung, mit dem Arbeitstitel „Erwachse-
nen-PISA“ (oder PIAAC – Programme for Assessing Adult Competences
bzw. Survey of Adult Skills). Bei dieser Untersuchung wurden Erwachsene
im Alter zwischen 16 und 65 Jahren befragt und getestet, und zwar in den
Bereichen Lesen, Mathematik und Problemlösen im Bereich Informations-
technologien. Dabei ging es nicht um die Bewertung von Schulwissen,
sondern um Alltagskompetenzen, also um Problemstellungen des tägli-
chen Lebens, von denen alle betroffen sind, unabhängig von ihrer sozialen
Stellung, dem Einkommen, dem biografischen Hintergrund oder anderen
Merkmalen.

Erstmals liegen mit den PIAAC-Daten auch für Österreich detaillierte In-
formationen zur Größe und zu den Charakteristika der Gruppe mit sehr ge-
ringen Kompetenzen vor. Im Rahmen von PIAAC wurde zwar nicht das
Konzept des „funktionalen Analphabetismus“ verwendet, die so bezeich-
nete Gruppe dürfte allerdings grosso modo den Personen mit sehr gerin-
gen Lesekompetenzen entsprechen. Die „Breite“ der Gruppe – in einem
Doppelsinn: hinsichtlich Größe und Zusammensetzung – stellt eine große
Herausforderung dar und weist auf einen dringenden politischen Hand-
lungsbedarf hin.

In Österreich stecken die bildungspolitischen Debatten seit Jahrzehnten
fest in ideologischen Bahnen. Daran konnten die Ergebnisse von PISA nur
wenig ändern. Der stark ideologisierte Zugang zu Bildungsfragen und die
große Bedeutung des sozialen Hintergrundes für unterschiedliche Bil-
dungskarrieren sind weiterhin Hauptprobleme; ein Umstand, der von der
OECD auch an anderer Stelle festgehalten wurde: „In other words, stu-
dents from richer families with well-educated parents tend to attend the
best-performing schools and those with lower socio-economic status and
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less-educated parents attend the lowest performing schools.“1 Ob die Er-
gebnisse von PIAAC daran etwas ändern werden, bleibt abzuwarten. Die
Reaktionen nach der Veröffentlichung der ersten Berichte im Oktober
2013 lassen nichts Gutes erwarten.

Die Rezeption der PIAAC-Ergebnisse in den österreichischen Medien
zeigt das bekannte Bild: Bildungsdiskussionen in Österreich sind nahezu
ausschließlich auf die Erstausbildung und damit zusammenhängende
Fragen fokussiert. Die Erwachsenenbildung führt im Vergleich dazu nicht
nur finanziell, sondern auch im Hinblick auf politstrategische Überlegun-
gen ein Schattendasein. Im Rahmen der ersten Erhebungswelle von
PIAAC wurden die Kompetenzen der Altersjahrgänge 1947 bis 1996 erho-
ben, die Erstausbildung liegt somit für den Großteil dieser Gruppe lange
zurück. Lebensbegleitendes Lernen als umfassender Begriff im Zusam-
menhang mit Kompetenzerwerb, -erhalt und -verlust spielte aber weder in
der „Bildungsdiskussion“ im Rahmen des Wahlkampfs im September
2013 kurz vor der Präsentation der PIAAC-Ergebnisse noch in der darauf
folgenden Diskussion der Ergebnisse eine Rolle. Diese Engführung ist
den AkteurInnen, die die großen „bildungspolitischen“ Herausforderungen
detailreich beschwören, anscheinend nicht bewusst: Die genannten Pro-
bleme und angebotenen Lösungen beginnen und enden traditionell bei
der Schulpolitik. Die PIAAC-Erhebung könnte einen Anlass bieten, die
Perspektive zu erweitern. Eine andere „Rahmung“ der bildungspolitischen
Debatte könnte schließlich auch dazu führen, dass diese dynamisiert wird
und man nicht weiterhin wie das Kaninchen vor der Schlange auf zwei
oder drei Teilaspekte starrt, die noch dazu bis auf Weiteres blockiert schei-
nen.

Dieser Artikel soll erste Antworten darauf geben, was die PIAAC-Ergeb-
nisse für die Bildungsdiskussion bedeuten können, wer die Hauptproblem-
gruppen sind und welche Schlüsse daraus gezogen werden können. In
Kapitel 2 wird zunächst der methodische Hintergrund der Untersuchung
dargestellt. Daran anschließend erörtert Kapitel 3 die Hauptergebnisse,
mit einem Schwerpunkt hinsichtlich Problemgruppen. Kapitel 4 stellt dar,
wie Kompetenzen und Alter zusammenhängen und ob niedrigere Kompe-
tenzen bei den älteren Befragten mit ihrem Alter oder mit Kohorteneffekten
erklärt werden können. Im fünften Kapitel beschreiben wir den Zusam-
menhang von Kompetenzen mit den erreichten Bildungsabschlüssen und
dem Bildungshintergrund. Kapitel 6 zeigt, wie die Kompetenzen mit dem
Migrationshintergrund zusammenhängen und welche Ursachen dahinter
stecken können. Im siebten Kapitel wird auf den Bereich des informellen
Lernens genauer eingegangen. Kapitel 8 geht schließlich der Frage nach,
ob es einen Zusammenhang zwischen Kompetenzen und Einkommen
bzw. Wohlstandsniveaus gibt. Kapitel 9 schließt mit Schlussfolgerungen,
die aus den Ergebnissen gezogen werden können.
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2. Methodischer Hintergrund

Für das Verständnis der Ergebnisse ist die Bedeutung des Kompetenz-
begriffes im Rahmen der PIAAC-Erhebung wichtig. So geht es zum Bei-
spiel bei den Mathematik-Kompetenzen nicht darum, wie gut jemand rech-
nen kann, sondern wie alltagsmathematische Probleme – also Fragestel-
lungen, die im weiteren Sinn etwas mit Mathematik zu tun haben, wie die
Interpretation von Grafiken – gelöst werden können. Um dies zu verdeutli-
chen, wird in diesem Kapitel zunächst der Ablauf und Hintergrund der Er-
hebung beschrieben. Danach gehen wir auf die Testbeispiele und die Ska-
lierung der Kompetenzpunkte ein.

2.1 Design und Ablauf der Erhebung

Die Erhebung „Survey of Adult Skills“ fand in Österreich zwischen Au-
gust 2011 und März 2012 statt. 5.130 Personen im Alter von 16 bis 65 Jah-
ren nahmen daran teil. Sie mussten einen Befragungsteil (Hintergrundfra-
gebogen) und einen Testteil absolvieren. Der Hintergrundfragebogen
enthält Informationen zu den soziodemografischen Merkmalen, zur Bil-
dungs- und Erwerbskarriere und zu konkreten Anforderungen am jeweili-
gen Arbeitsplatz. Ein Interview dauerte insgesamt ca. 100 Minuten. Die
zuerst absolvierte Befragung beanspruchte rund 40 Minuten. Danach wur-
den Kompetenztests durchgeführt, die ungefähr eine Stunde dauerten
(kein Zeitlimit). Die Tests konnten entweder computerbasiert oder in einer
Papiervariante absolviert werden. Daher wurden Computerkenntnisse zu-
nächst im Rahmen der Befragung ermittelt sowie anschließend in Form
einfacher Übungen am Computer („Computer-Maus-Test“) überprüft. Der
Anteil der Personen mit mangelnden Computerkenntnissen oder Perso-
nen, die sich weigerten, den Test am Computer durchzuführen („Compu-
terverweigerInnen“) macht insgesamt 15,5% (880.000 Personen) aus. Sie
erhielten Hefte, in denen sie die Testaufgaben handschriftlich lösen konn-
ten. Alle anderen lösten die Aufgaben am Computer.2

Die Entwicklung und Durchführung der Kompetenztests orientierte sich
an konzeptuellen und methodologischen Standards, die im Rahmen ver-
schiedener Vorläuferprojekte entstanden sind. Der „Survey of Adult Skills“
knüpft somit an andere Erhebungen wie z. B. den „International Adult Lite-
racy Survey“ (IALS) oder den „Adult Literacy and Life Skills Survey“ (ALL)
sowie an das „Programme for International Student Assessment“ (PISA)
an.3 Der Kompetenzbegriff, der allen diesen Erhebungen zugrunde liegt,
orientiert sich an typischen Herausforderungen, die in unterschiedlichen
Lebensbereichen zu bewältigen sind. Kennzeichnend ist daher nicht ein
Bezug zu einem konkreten Bildungsbegriff oder zu konkreten (z. B. berufs-
bezogenen) Ausbildungsinhalten, sondern eine Orientierung an alltagsre-
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levanten Problemstellungen. Gefragt ist weniger ein Faktenwissen oder
ein naturwissenschaftliches oder technisches Verständnis, sondern die
Fähigkeit, mit Informationen umzugehen, kürzere oder längere, einfache-
re oder komplexere Texte und darin enthaltene Aussagen und Argumenta-
tionen zu verstehen und damit lösungsorientiert arbeiten zu können. Die
Testaufgaben sind an Alltagsdokumente wie z. B. Presseartikel, Stellenin-
serate, Gebrauchsanweisungen, Werbeprospekte oder Anmeldeformula-
re angelehnt und beziehen sich auf unterschiedliche Lebensbereiche (Ar-
beit, Freizeit, Familie, Gesundheit). Die Befragten werden sozusagen in
unterschiedlichen Rollen adressiert (als Eltern, Erwerbstätige, Konsumen-
tInnen, StaatsbürgerInnen u. a.).

2.2 Testbeispiele

Einfachere Aufgaben des „Survey of Adult Skills“ erfordern lediglich die
Identifikation von wenigen Informationen, die leicht zu finden sind und ein-
deutig formuliert sind. Schwierigere Beispiele enthalten längere Texte,
mehrere, zum Teil auch widersprüchliche Informationen und Argumenta-
tionen. Im Bereich Problemlösen erhöht sich der Schwierigkeitsgrad da-
durch, dass das Problem nicht eindeutig ist, ein mehrstufiges Vorgehen
notwendig ist und unterschiedliche Werkzeuge (z. B. Webbrowser, Mail-
programm, Kalender) zur Lösung des Problems herangezogen werden
müssen. Typische Aufgaben sind etwa die Interpretation einer einfachen
Grafik, die in einem Zeitungsartikel enthalten sein könnte (z. B. Anstieg
oder Absinken der Geburtenrate in verschiedenen Jahrzehnten oder ein
Wahlergebnis); die Suche nach einem Buch oder einer Autorin/einem
Autor auf einer simulierten Bibliothekseite im Internet; Verständnisfragen
zu einem Beipackzettel eines Medikaments oder die Identifikation und der
Gebrauch einer bestimmten Arbeitsplatzbörse anhand einer Trefferliste
mit verschiedenen Arbeitsplatzportalen.

Nachfolgend werden zwei Beispiele für Aufgabenstellungen aus dem
Bereich Lesen zur Veranschaulichung dargestellt:4

Bei den „Regeln im Kindergarten“ (Abbildung 1) geht es darum, irrele-
vante und ablenkende Informationen auszuscheiden und die wesentliche
Information, nämlich die Antwort auf die gestellte Frage zu geben: „Wann
sollen die Kinder spätestens im Kindergarten eintreffen?“ Es handelt sich
bei dieser Aufgabe um einen geringen Schwierigkeitsgrad (etwa im Be-
reich von 200-250).5

Das zweite, mittelschwere Beispiel (Abbildung 2) zur Bibliothekssuche
hat einen Schwierigkeitsscore von 289 Punkten, was der Kompetenzstufe
3 entspricht.
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Abbildung 1: Einfache Aufgabenstellung im Bereich Lesen

Abbildung 2: Mittelschwere Aufgabenstellung im Bereich Lesen

2.3 Skalierung

Die Skalierung erfolgte auf der Grundlage der Item Response Theory
(IRT). Sowohl die verschiedenen Testaufgaben als auch die Responden-
tInnen wurden auf einer Skala verortet, die sich von 0 bis 500 Punkte er-
streckt. Diese 500 Punkte wurden dann bei den Feldern Lesefähigkeit und
Alltagsmathematik in sechs und beim Problemlösen in vier Kompetenzstu-
fen unterteilt. Mittels genauerer Beschreibungen (Deskriptoren) werden
die Anforderungen für die jeweiligen Kompetenzniveaus erläutert.6 Die
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sechs Kompetenzlevels für Lesen und Alltagsmathematik reichen vom
niedrigsten Niveau „Unter 1, Bereich von 0-175 Punkte“, über „Level 1,
176-225 Punkte“, „Level 2, 226-275 Punkte“, „Level 3, 276-325 Punkte“,
„Level 4, 326-375 Punkte“, und schließlich zum höchsten Kompetenzni-
veau „Level 5, mehr als 376 Punkte“.

Aus dieser Vorgangsweise folgen mehrere Konsequenzen für die Inter-
pretation der Ergebnisse:

• Es wird erstens von kontinuierlichen Kompetenzdimensionen ausge-
gangen. Im Unterschied zum Konzept des „funktionalen Analphabe-
tismus“, das dichotom codiert ist (kann/kann nicht sinnerfassend lesen
bzw. ist/ist nicht AnalphabetIn), wird im Rahmen von PIAAC davon
ausgegangen, dass Personen über mehr oder weniger Kompetenzen
in den verschiedenen Bereichen verfügen. Es kann daher kein starker
„Sprung“ ausgemacht werden, der eine eindeutige, trennscharfe di-
chotome Konzeptualisierung rechtfertigen würde. Dies ermöglicht
eine differenziertere Beschreibung von Kompetenzverteilungen und
Zusammenhängen.

• Zweitens liegt der Skalierung ein probabilistisches Verständnis
zugrunde. Im Unterschied zu deterministischen Modellen, die von der
Annahme eindeutiger Rangordnungen ausgehen (wer ein schwierige-
res Beispiel löst, darf nicht an einem einfacheren scheitern) wird hier
einem konkreten Punkteergebnis eine Wahrscheinlichkeit zugeord-
net, mit der ein Beispiel mit einem konkreten Schwierigkeitsgrad
gelöst werden kann.7 Für den „Survey of Adult Skills“ wurde eine Ant-
wortwahrscheinlichkeit (RP Value, Response Probability Value) von
67% gewählt.

Wie ist demnach ein konkreter Kompetenzwert zu interpretieren? Eine
Person mit einem Kompetenzwert von 300 Punkten kann ein 300-Punkte
Beispiel in 67% der Fälle richtig lösen. Eine „typische Person“ auf der
Kompetenzstufe 3 wird also ein „typisches Beispiel“ der Kompetenzstufe 3
mit einer Wahrscheinlichkeit von 2/3 richtig beantworten. Ein einfacheres
Beispiel wird sie mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit lösen (z. B. eine Aufga-
be mit dem Schwierigkeitsgrad 250 in 95% der Fälle); an einem schwieri-
geren Beispiel wird sie wahrscheinlich scheitern, es ist aber nicht ausge-
schlossen, dass sie es ebenfalls lösen kann (ein Beispiel mit 350 Punkten
kann sie zu 28% richtig beantworten).

3. Hauptergebnisse in den Bereichen Lesen, Alltagsmathematik
und Problemlösen: Wie groß sind die Problemgruppen?

Bevor genauer auf die Frage eingegangen wird, wie groß die nach
PIAAC gemessenen Problemgruppen sind, werden zunächst die Haupter-
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gebnisse der OECD-Untersuchung dargestellt: Wie sind die Kompetenzen
in den teilnehmenden Ländern verteilt?8

3.1 Hauptergebnisse, Mittelwerte und Streuung

Ein erheblicher Teil der Population im Alter von 16 bis 65 Jahren muss in
den drei getesteten Kompetenzbereichen zur Gruppe mit geringen Kom-
petenzen gezählt werden – d. h. etwa für den Bereich Lesen und Mathe-
matik Personen in den Kompetenzstufen „Unter 1, 1 und 2“. Im Bereich
Lesen macht diese Gruppe im Durchschnitt der teilnehmenden Länder
etwa 50% aus und ist damit gleich groß wie die Gruppe mit höheren Kom-
petenzniveaus, also auf den Kompetenzstufen 3, 4 und 5. Beim Problem-
lösen überwiegt die Gruppe mit geringen Kompetenzen deutlich (siehe
weiterführend unten).

Zwischen den Ländern gibt es erhebliche Unterschiede: Die Problem-
gruppen im Lesen und Mathematik in Italien und Spanien sind etwa dop-
pelt so groß wie in Japan und Finnland. Für alle drei Kompetenzbereiche
liegen die Länder Finnland, Schweden, Norwegen und die Niederlande an
der Spitze.

Wie Abbildung 3 zeigt, sind die Unterschiede zwischen durchschnittli-
chen RespondentInnen verschiedener Länder viel geringer als die Unter-
schiede zwischen Personen mit hoher und geringer Kompetenz eines
Landes: Eine Person mit geringen Kompetenzen und eine Person mit
hohen Kompetenzen in Finnland unterscheiden sich in den Kompetenz-
punkten viel stärker als eine durchschnittliche Person im besten Land,
Japan, und eine durchschnittliche Person im schlechtesten Land, Italien.
Dieses Phänomen zeigt sich nicht nur beim Ländervergleich, sondern
auch in anderen Bereichen (z. B. beim Vergleich von unterschiedlichen
Bildungsabschlüssen oder Alterskohorten). Der Mittelwert der Lesekom-
petenzen liegt in Italien bei 250 Punkten, in Japan bei 296 Punkten, das er-
gibt eine Differenz von 46 Punkten. Wird die Verteilung innerhalb eines
Landes an der 5. bzw. 95. Perzentilgrenze gemessen, so beträgt der Ab-
stand im Durchschnitt ca. 152 Punkte. Er ist also 3,3-mal so groß wie der
Abstand der Ländermittelwerte. Im Bereich Alltagsmathematik ist dieser
Unterschied sogar 4,1-mal größer. Ein bemerkenswertes Ergebnis, das
näher betrachtet werden sollte.

Die Abbildung 3 zeigt darüber hinaus, dass es keine einfache Korrelation
zwischen Durchschnitt und Streuung gibt. Finnland und Japan beispiels-
weise haben beide einen hohen Mittelwert, aber in Finnland ist dieser Um-
stand verbunden mit einer hohen Streuung, in Japan mit einer niedrigen!
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Abbildung 3: Verteilung der Kompetenzen im Bereich Lesen –
Mittelwert und Perzentile

Quelle: OECD Data Explorer (http://piaacdataexplorer.oecd.org/ide/idepiaac/).

3.2 Wie groß sind die nach PIAAC gemessenen Problemgruppen?

Ein großer Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter hat erhebli-
che Probleme bei vergleichsweise einfachen Aufgabenstellungen des All-
tags: Wie Tabelle 1 (auf S. 86) zeigt, ist in vielen Ländern der Anteil der
Personen mit einem niedrigen Kompetenzniveau (auf den Niveaus unter
1, 1 und 2) größer als jener auf einem hohen Niveau (auf den Levels 3, 4
und 5). Im Bereich der Lesefähigkeit beispielsweise umfasst die weiter ge-
fasste Problemgruppe einen Bereich von 69,7% der Wohnbevölkerung in
Italien bis 27,6% in Japan. Der harte Kern der Problemgruppe mit einem
sehr niedrigen Kompetenzniveau von unter 1 und 1 reicht von 27,7% bis
4,9%. Diese Personengruppe hat fundamentale Probleme beim Lesen,
Rechnen und bei digitalen Anwendungen. In absoluten Größen erschei-
nen die Problemlagen tatsächlich besorgniserregend: 27,8 Mio. Personen
in Deutschland, 104,6 Mio. in den USA, 23,4 Mio. in Frankreich, aber auch
2,9 Mio. in Österreich bleiben unterhalb des Kompetenzlevels von 3.

Bei der Problemgruppe im engeren Sinn (Personen auf Kompetenzstufe
1 oder darunter) muss man in Österreich von einer Größenordnung von
knapp einer Million Erwachsenen (970.000) ausgehen, die gravierende
Probleme mit Texten aller Art haben dürften (Fließtext, Darstellungen in
Tabellenform oder Grafiken). Hochgerechnet würden 870.000 Personen
im Bereich Lesekompetenz einen Wert unter 226 erreichen. Rechnet man
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die Personen dazu, die aufgrund kognitiver Beeinträchtigungen oder zu
geringer Lese- oder Deutschkenntnisse nicht an der Erhebung teilnehmen
konnten (rund 100.000), ergeben sich die bereits genannten 970.000 Per-
sonen. Dasselbe gilt für die entsprechenden Anteile im Bereich Alltagsma-
thematik.

Die Größe dieser Gruppe liegt im oberen Bereich des von Bildungsex-
pertInnen erwarteten Ausmaßes. Im internationalen Vergleich liegt Öster-
reich im Durchschnitt: Die 870.000 Personen entsprechen 15,3% der Po-
pulation in Österreich, im OECD-Durchschnitt beträgt der Anteil der
Personen mit sehr geringen Kompetenzen 15,5%. Der harte Kern der Pro-
blemgruppe ist in Ländern wie Italien (27,7%) oder Spanien (27,5%) fast
doppelt so groß. Auch in Ländern wie Frankreich (21,6%), Polen (18,8%),
den USA (17,5%), Deutschland (17,5%) oder Irland (17,4%) ist dieser An-
teil deutlich höher. Den mit Abstand niedrigsten Anteil weist Japan auf
(4,9%), aber auch Länder wie Finnland (10,6%), die Slowakei (11,6%), die
Niederlande (11,7%) und die Tschechische Republik (11,8%) schneiden
wesentlich besser ab als Österreich.

Im Bereich Alltagsmathematik erzielt Österreich ein besseres Ergebnis
als im Bereich Lesekompetenz. Mit einem Anteil von 14,3% ist die „Pro-
blemgruppe“ in diesem Bereich deutlich kleiner als im OECD-Durchschnitt
(19%). Die größten Anteile weisen auch hier wieder Italien (31,7%) und
Spanien (30,6%) auf, gefolgt von den USA (28,7%), Frankreich (28%), Ir-
land (25,2%), Nordirland (24,4%) und England (24,1%). Auch im Hinblick
auf die alltagsmathematischen Kompetenzen hat Japan (8,1%) den
kleinsten Anteil an Personen mit sehr niedrigen Kompetenzen. Aber auch
Länder wie die Tschechische Republik (12,9%), die Niederlande (13,2%),
Belgien/Flandern (13,4%) und die Slowakei (13,8%) weisen hier gute Er-
gebnisse auf.

Die Interpretation der Ergebnisse im Bereich Problemlösen ist insofern
schwieriger, als eine relativ große Gruppe gar keinen Kompetenzwert auf-
weist, weil sie diesen Testteil nicht absolvieren konnte: Personen konnten
entweder schon bei der Befragung angeben, keine Computererfahrung zu
haben, die Durchführung der Tests mittels Computer verweigern oder
scheiterten an einem einfachen Test der Computerkenntnisse. Addiert
man die Anteile dieser unterschiedlichen Gruppen mit ungenügenden
Computerkenntnissen und den Anteil der Personen, die Kompetenzwerte
unter der Stufe 1 aufweisen (maximal 240 Punkte), dann ergeben sich fol-
gende Werte: Der Anteil der Gruppe mit niedriger Problemlösungskompe-
tenz (im Zusammenhang mit Computer-basierten Problemen und Lösun-
gen) beträgt in Österreich 34,8% und liegt damit im OECD-Durchschnitt
(36,7%). Wesentlich höhere Anteile zeigen sich in Polen (61,8%), aber
auch in Irland (44,7%) oder Japan (44,4%). Am kleinsten ist diese Gruppe
in Norwegen (25%), Schweden (25,1%), Dänemark (28%) und Finnland
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(29,5%). Aber auch für diese Länder gilt: Mindestens ein Viertel der 16- bis
65-Jährigen kann relativ einfache Probleme, deren Lösung die Nutzung
von Webbrowsern oder Mailprogrammen erfordert, nicht lösen und ist im
Hinblick auf diesen in Zukunft wahrscheinlich wichtiger werdenden Kom-
petenzbereich als „Problemgruppe“ anzusehen. In ökonomischer Hinsicht

Tabelle 1: Wie groß sind die Problemgruppen?
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Japan 27,6 22,5 4,9 4,0 36,2 64,2

Finnland 37,1 1,3 10,6 0,4 42,1 58,3

Niederlande 38,1 4,3 11,7 1,3 41,4 56,2

Australien 41,7 6,3 12,6 1,9 52,2 59,3

Schweden 42,3 2,6 13,3 0,8 43,4 55,9

Norwegen 42,4 1,4 12,3 0,4 43,0 56,8

Flandern (Belgien) 43,6 3,2 14,0 1,0 41,1 60,3

Estland 47,3 0,4 13,0 0,1 50,5 71,9

Slowakei 47,9 1,9 11,6 0,5 45,9 74,1

Kanada 48,1 11,5 16,4 3,9 54,2 61,5

Durchschnitt 48,8 15,5 52,0 66,1

Tschechien 49,3 3,6 11,8 0,9 47,6 66,2

England/Nord 49,6 20,3 16,4 6,7 57,5 63,6

Dänemark 49,7 1,8 15,7 0,6 45,0 60,9

Korea 49,9 18,1 12,9 4,7 58,3 69,3

USA 50,0 104,6 17,5 36,6 61,3 64,5

Deutschland 51,5 27,8 17,5 9,5 49,3 62,5

Österreich 52,5 2,9 15,3 0,9 47,4 65,8

Irland 55,0 1,7 17,4 0,5 63,2 74,2

Polen 55,3 15,2 18,8 5,1 61,1 80,8

Frankreich 57,4 23,4 21,6 8,8 61,8

Spanien 66,6 20,8 27,5 8,6 70,7

Italien 69,7 27,7 27,7 11,0 70,5

Quelle: OECD (2013a); Anmerkung: ohne Personen mit mangelnder Lese- und Sprachfä-
higkeit, das sind in Österreich 1,8% der Population.
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sind damit die Optionen hinsichtlich wissens- und technologieintensiver
Innovationsstrategien deutlich eingeschränkt.

Wie sind diese Ergebnisse für Österreich nun in Bezug auf ein konkretes
Beispiel zu interpretieren? Zwei Millionen Menschen mit einem Kompe-
tenzniveau von 2 können im zuvor beschriebenen Bibliotheksbeispiel (Ab-
bildung 2) das Buch mit einer Wahrscheinlichkeit von 28% richtig identifi-
zieren. 870.000 Personen lösen das Beispiel überhaupt nur mit einer
Wahrscheinlichkeit von 7% oder weniger. Wenn man in Betracht zieht,
dass dieses Beispiel und vergleichbare Beispiel auf Niveau 3 sehr einfach
sind, sind diese Ergebnisse äußerst besorgniserregend. Für Deutschland
bedeutet das, dass etwa 20 Mio. Personen (von 54 Mio.) große Probleme
haben, mit Beispielen auf Niveau 3 umzugehen. In den USA beläuft sich
die entsprechende Zahl auf 90 Mio. Erwachsene. Und im Bereich „Pro-
blemlösen in digitaler Umgebung“ ist die Problemgruppe sogar noch grö-
ßer, nämlich zwischen 80,8% in Polen, 55,9% in Schweden und 65,8% in
Österreich.

3.3 Personen mit sehr niedrigen Kompetenzen –
Nicht nur die „üblichen Verdächtigen“!

Mit der ersten PIAAC-Erhebung sind nun differenziertere Aussagen zur
Größe und Zusammensetzung der Gruppe mit sehr geringen Lesekompe-
tenzen möglich.9 Die Betrachtung der Kompetenzen zeigt, dass die Grup-
pe relativ heterogen ist und eine Gleichsetzung z. B. mit formal gering qua-
lifizierten Personen nicht zutreffend wäre. Die beiden Gruppen sind zwar
in etwa gleich groß, allerdings keineswegs deckungsgleich!

Bei genauerer Betrachtung der Zusammensetzung der Gruppe mit sehr
geringen Kompetenzen zeigen sich zwar vermutete Zusammenhänge
(z. B. weisen Jüngere eine höhere Problemlösungskompetenz im Zusam-
menhang mit neuen Technologien auf als Ältere), im Folgenden wird am
Beispiel der Gruppe mit besonders geringen Lesekompetenzen aber ge-
zeigt, dass die politischen Herausforderungen, die sich daraus ergeben,
größer und vielschichtiger sein könnten, als der erste Blick vermuten lässt.

Das Risiko, der Gruppe mit besonders geringen Lesekompetenzen an-
zugehören, ist für Männer und Frauen annähernd gleich. Der stärkste Zu-
sammenhang mit sehr niedrigen Kompetenzwerten zeigt sich für die Va-
riablen Bildungsabschluss, Migrationshintergrund und Beruf. 31% der
Personen mit maximal Pflichtschulabschluss sind in dieser Gruppe zu fin-
den, hingegen nur 2,8% der Personen mit tertiären Bildungsabschlüssen.
Kreuzt man die Variablen Geburtsland und Erstsprache, dann zeigt sich
folgendes Bild: 11,8% der in Österreich Geborenen, die als Erstsprache
Deutsch angeben, haben geringe Lesekompetenzen. Bei den im Ausland
geborenen Personen mit einer anderen Erstsprache trifft das auf 39,2% zu
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(siehe auch Kapitel 5 und 6). Ein Vergleich der Berufsgruppen zeigt, dass
37,7% der Hilfsarbeitskräfte sehr geringe Lesekompetenzen aufweisen,
bei den Handwerks- und verwandten Berufen und den Dienstleistungsbe-
rufen/VerkäuferInnen trifft das auf 18,5% bzw. 18,4% zu.

Diese Zusammenhänge sind nicht überraschend. Der Schluss, dass
sich die Gruppe der Personen mit sehr geringen Lesekompetenzen in
Österreich vorwiegend aus Personen mit Migrationshintergrund und Hilfs-
arbeitskräften bzw. Personen mit geringer formaler Qualifikation zusam-
mensetzt, wäre allerdings unzutreffend. Bezieht man nämlich die Größe
der jeweiligen Gruppen in die Betrachtung ein, ergibt sich in absoluten
Zahlen ein anderes Bild: Rund 393.000 Personen mit maximal Pflicht-
schulabschluss gehören zwar dieser Gruppe an, aber ebenso viele mit
Lehrabschluss oder BMS. 262.000 im Ausland geborenen Personen mit
einer anderen Erstsprache als Deutsch stehen 536.000 Personen gegen-
über, die in Österreich geboren sind und als Erstsprache Deutsch ange-
ben. Personen mit sehr geringen Lesekompetenzen sind auch nicht vor-
wiegend in Hilfstätigkeiten zu finden: Den rund 112.000 Hilfsarbeitskräften
mit sehr geringen Lesekompetenzen stehen als größte Gruppe 120.000
Personen in Dienstleistungsberufen/VerkäuferInnen sowie rund 88.000
Personen mit sehr geringen Lesekompetenzen in Handwerks- und ver-
wandten Berufen gegenüber. Die beiden letztgenannten Gruppen ma-
chen immerhin 40% aller Beschäftigten mit sehr geringen Kompetenzen
aus. Bei Überlegungen hinsichtlich potenzieller Zielgruppengrößen für Ba-
sisbildungskurse u. Ä. ist daher darauf zu achten, dass zwar die Risiken
bzw. relative Anteile zwischen den einzelnen Gruppen sehr unterschied-
lich sind, die Zielgruppe aber eben nicht auf die „üblichen Verdächtigen“ zu
beschränken ist!

Es ist also von einer großen, heterogenen Gruppe auszugehen, für die
differenzierte Angebote bzw. Lösungsansätze entwickelt werden müssen.

4. Verlieren wir Alltagskompetenzen mit dem Alter?

In den meisten Ländern, die sich an PIAAC beteiligt haben, zeigt sich ein
eindeutig negativer Zusammenhang zwischen Alter und Kompetenzen, d.
h. ältere Jahrgänge weisen niedrigere durchschnittliche Kompetenzni-
veaus in allen drei Domänen auf. Dieses Muster tritt am deutlichsten im
Bereich Problemlösen zutage, in der Alltagsmathematik am schwäch-
sten.10 Es handelt sich bei PIAAC jedoch nicht um eine Längsschnittanaly-
se, bei der die Entwicklung der Kompetenzen im Lebensverlauf von ein-
zelnen Individuen dargestellt werden kann. Es ist eine Querschnittserhe-
bung, deren Stichprobe sich aus unterschiedlichen Alterskohorten
zusammensetzt; also Gruppen von Geburtsjahrgängen, die von 1947 bis
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1996 reichen. Wegen dieses „Schnappschusses“ auf einzelne Kohorten
zu einem bestimmten Zeitpunkt (2011/2012) sind in der Analyse drei
Aspekte zu unterscheiden:

• Alterungseffekte: Im Lebensverlauf werden die Kompetenzniveaus
durch die unterschiedlichsten Einflussfaktoren verändert, beginnend
mit der Primärausbildung in der Schule (und eventuell Universität), hin
zur beruflichen Weiterbildung und den Erfahrungen an verschiedenen
Arbeitsplätzen, aber auch im Bereich der Familie und in der Freizeit.
Derartige Effekte können auf individueller Ebene nur mit Längsschnitt-
untersuchungen erfasst werden. Da diese aber naturgemäß sehr viel
Zeit in Anspruch nehmen, liegen nur wenige Studien dazu vor. Eine
„zweitbeste“ Lösung wären „künstliche Längsschnittuntersuchungen“,
bei denen beispielsweise die Kompetenzen der Jugendlichen und
mittleren Jahrgänge in einer der Vorgängerstudien von PIAAC (IALS
oder ALL) verglichen werden mit der entsprechenden „älter geworde-
nen“ Gruppe in PIAAC (siehe unten).

• Kohorteneffekte: Unterschiedliche Gruppen von Geburtsjahrgängen
finden unterschiedliche ökonomische, gesellschaftliche und bildungs-
politische Rahmenbedingungen vor, die Quantität und Qualität des
Kompetenzerwerbes beeinflussen. Die älteste Gruppe in der PIAAC-
Stichprobe hat beispielsweise die obere Sekundarstufe Ende der
1960er-Jahre besucht, die jüngste nach 2000, also unter offensichtlich
sehr unterschiedlichen Sozialisationsbedingungen.

• Struktureffekte: Sie resultieren aus der unterschiedlichen Zusammen-
setzung der Altersgruppen hinsichtlich des erreichten Ausbildungsni-
veaus, des sozio-ökonomischen Hintergrundes, des Erwerbsverhal-
tens, Migrationsstatus etc. In den einzelnen Länderberichten und
Untersuchungen zu PIAAC, die bisher veröffentlicht wurden, werden
die Verteilungen der Kompetenzen nach Altersgruppen häufig zwei-
fach (adjusted und unadjusted) dargestellt. Die Berücksichtigung die-
ser Struktureffekte führt in den meisten Ländern dazu, dass die Unter-
schiede in den erreichten Kompetenzniveaus kleiner werden.11

A priori sollten die Differenzen in den erreichten Kompetenzniveaus zwi-
schen den verschiedenen Geburtsjahrgängen nicht allzu groß sein, denn
es werden bei PIAAC ja Schlüsselkompetenzen zur Bewältigung von Her-
ausforderungen des Alltags getestet – und nicht etwa Schulbeispiele. Aber
natürlich haben sich die Alltagsherausforderungen in den letzten fünfzig
Jahren geändert, insbesondere im Bereich von Informations- und Kommu-
nikationstechnologien; ein Umstand, der in den unterschiedlichen Kompe-
tenzniveaus sichtbar wird.

95

40. Jahrgang (2014), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft



4.1 Alterungseffekte

Wie entwickeln sich die Kompetenzen im Verlauf des Lebens einzelner
Individuen? Wie Studien12 zeigen, sind alle erdenklichen Verläufe mög-
lich, die davon abhängen, welche Erfahrungen Menschen im Verlauf ihres
Lebens gemacht haben. In einer sehr lang angelegten Untersuchung, der
sogenannten „Seattle Longitudinal Study“13, die seit 1956 in sieben Wellen
die Kompetenzen der TeilnehmerInnen gemessen hat, zeigen sich insbe-
sondere zwei Effekte: (1) In einer Querschnittsbetrachtung der Altersko-
horten weisen die jüngeren Gruppen in den Bereichen „Schlussfolgerndes
Denken“, „Sprachverständnis“ und „Räumliche Orientierung“ deutlich bes-
sere Ergebnisse auf; keine Unterschiede zeigen sich in den Bereichen
„Rechnen“ und „Sprachfluss“. (2) Diese Ergebnisse sind zumindest im Al-
tersbereich von 25 bis 67 Jahren nicht auf die Verschlechterung der indivi-
duellen Kompetenzen zurückzuführen (mit der Ausnahme von „Rechnen“,
wo ein Abfall ab dem 53. Lebensjahr sichtbar wird). Erst ab dieser Alters-
schwelle bis zu einem Lebensalter von 88 Jahren treten deutliche Ver-
schlechterungen in allen gemessenen Bereichen zu Tage, mit der Aus-
nahme von „Sprachfähigkeit“, bei der der Abfall geringer ausfällt.
Insgesamt verläuft die Entwicklung der individuellen Kompetenzen für ver-
schiedene Personen recht unterschiedlich, wie eine weitere Längsschnitt-
analyse, die 1000 SchulabbrecherInnen in der Oberstufe im Raum Port-
land (Oregon, USA) über den Zeitraum 1998-2007 verfolgt hat, zeigt:
„Some adults’ proficiency or engagement in literacy or numeracy practices
increase over time, some decrease, while some change relatively little.“14

Treibende Faktoren sind persönliche Merkmale, Teilnahme an Fortbil-
dungsprogrammen und Erfahrungen wie etwa Beschäftigungsaufnahmen
oder auch die Familiengründung. Weitere Studien zu biologisch bedingten
Alterungseffekten zeigen zudem, dass „mit fortschreitendem Alter zwar
das kulturell geprägte Wissen und die Lebenserfahrungen zunehmen, je-
doch auch die Schnelligkeit der Verarbeitung neuer und die gleichzeitige
Verarbeitung mehrerer Informationen und das logische Denkvermögen
abnehmen.“15 Aus diesen Untersuchungen wäre für die PIAAC-Ergebnis-
se der Schluss zu ziehen, dass die Unterschiede nach Altersgruppen
wahrscheinlich nicht auf Alterungseffekte zurückzuführen sind.

Neben diesen tatsächlichen Längsschnittanalysen auf individueller
Ebene können auch „Quasi-Längsschnitte“ von korrespondierenden Al-
tersgruppen in vergleichbaren Untersuchungen betrachtet werden, etwa
im Vergleich der Vorgängerstudien IALS (1994-1998) und ALL (2003-
2007) mit PIAAC (deren Konzepte jedoch nicht in allen Aspekten ver-
gleichbar sind).16 Das allgemeine Kompetenzniveau hat sich, wenn etwa
der Bereich Lesen betrachtet wird, in den Jahren zwischen IALS und
PIAAC in geringem Ausmaß, aber signifikant geändert. In Schweden, den
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USA, Deutschland, Kanada und anderen Ländern ist es gesunken, wohin-
gegen in Australien, England, Italien ein Anstieg zu verzeichnen war. In
Kanada, aber auch in England hat sich zudem das gemessene Kompe-
tenzniveau der Altersgruppe 55-65 deutlich verbessert, was v. a. auf das
höhere Ausbildungsniveau zurückzuführen sein dürfte. Werden nun Al-
tersgruppen verglichen, die korrespondieren – d. h. beispielsweise, dass
die Jugendlichen im Alter von 16-24 Jahren mit der Altersgruppe der 32-
bis 40-Jährigen in PIAAC in Verbindung gesetzt werden oder die Gruppe
der 35- bis 44-Jährigen mit jener der 51- bis 60-Jährigen – dann zeigt sich
bei den Jüngeren tendenziell eine Verbesserung, bei den Älteren eine
Verschlechterung.17 Diese Ergebnisse können als schwaches Indiz für Al-
terungseffekte interpretiert werden; schwach deshalb, weil die Unterschie-
de nicht selten nur knapp die Signifikanzgrenze überschreiten.

4.2 Kohorteneffekte

Abbildung 4 zeigt, dass es ein typisches Muster im Kompetenzverlauf
nach Geburtsjahrgängen, nämlich ein „umgedrehtes U“, gibt. Die niedrige-
ren Kompetenzen der älteren Geburtsjahrgänge können aufgrund des
eben beschriebenen geringen Alterungseffekte vor allem als Kohortenef-
fekt (oder Struktureffekt) interpretiert werden:

• Dieser Verlauf der Kompetenzniveaus ist für viele Länder typisch:
Einem Anstieg von der jüngsten Altersgruppe bis zum Alter von etwa
30 Jahren folgt ein mehr oder minder kontinuierlicher Rückgang der
gemessenen Kompetenzen nach Altersgruppen. Zwei extreme Län-
der sind in diesem Zusammenhang Südkorea und England/Nordir-
land: In Südkorea ist der Abfall besonders stark ausgeprägt. Im Ge-
gensatz dazu weist in England/Nordirland die älteste Gruppe sogar
ein höheres Niveau aus als die jüngste;18 die Situation ist in den USA
ähnlich. Das österreichische Bild entspricht nahezu dem OECD-
Durchschnitt.

• In Abbildung 4 sind Durchschnittswerte nach Altersgruppen darge-
stellt. Diese verschleiern jedoch eine erhebliche Varianz der Werte
innerhalb der Gruppen, ein Umstand, der dazu führt, dass sich die
Kompetenzniveaus der Altersgruppen über weite Bereiche „überlap-
pen“. So schneidet etwa das oberste Quartil, also die besten 25%, bei
der Gruppe der 55- bis 65-Jährigen beim Lesen besser ab als alle
Jugendlichen zwischen 16 und 24 Jahren unterhalb des Durch-
schnitts. Oder einfacher formuliert: Es gibt viele Ältere, die besser
Lesen, Rechnen und Problemlösen können als Jugendliche, auch
wenn das nicht für den Durchschnittsvergleich der Altersgruppen gilt!

• Die Unterschiede in den Kompetenzniveaus sind interessanterweise
besonders klein bei Mathematik. Wird die Altersgruppe der 16- bis 19-
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Jährigen mit der Gruppe der 60- bis 65-Jährigen verglichen, so zeigt
sich für die OECD insgesamt ein Vorsprung der Jungen von 16
PIAAC-Punkten, in Österreich liegt er bei 17,3 Punkten. Besonders
groß sind sie im Bereich Problemlösen in einer IT-Umgebung (die ent-
sprechenden Werte für die OECD bzw. Österreich liegen bei Unter-
schieden von 36 bzw. 29,9 Punkten). Die Differenzen beim Lesen lie-
gen zwischen den Werten von Mathematik und Problemlösen.

• Was bedingt die dargestellten Ergebnisse? Interessanterweise zeigt
sich dieser Kompetenzverlauf nach Altersgruppen auch, wenn man
nach Geschlecht, Geburtsland, Sprache unterscheidet. Selbst bei den
Bildungsniveaus lässt sich kein Muster erkennen, wie zum Beispiel,
dass der gemessene Kompetenzverlust bei Personen mit tertiären
Abschlüssen niedriger ausfiele, weil sie im Lebensverlauf mehr Wei-
terbildung betreiben und mehr Training am Arbeitsplatz genießen.

Abbildung 4: Kompetenzniveaus nach Alter im Bereich Lesefähigkeit

Quelle: OECD Data Explorer (http://piaacdataexplorer.oecd.org/ide/idepiaac/).

4.3 Struktureffekte

Ein weiterer möglicher Grund für die Kompetenzunterschiede nach Alter
ist die unterschiedliche Zusammensetzung der Altersgruppen hinsichtlich
des erreichten Bildungsniveaus, sozio-demografischer Merkmale, Staats-
bürgerschaft etc. Dies wird als Struktureffekt bezeichnet. Der augenfällig-
ste Unterschied zwischen den Altersgruppen ist im Anstieg der Bildungs-
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beteiligung zu sehen. Die meisten Personen, die in den 1950er-Jahren die
Schule verlassen haben, haben dies ohne einen Abschluss auf oberer Se-
kundarstufe gemacht. Jene, die in den 1980/90er-Jahren die Schule ver-
lassen haben, besitzen meistens einen derartigen Abschluss.19 Die OECD
korrigiert in einer Regression die unterschiedliche Zusammensetzung der
Altersgruppen hinsichtlich Geschlecht, Ausbildung, Migrationshinter-
grund/Sprache, Beruf und sozioökonomischem Hintergrund und kommt
zu folgenden Ergebnissen:20

• Für den OECD-Durchschnitt weichen die korrigierten von den nicht
korrigierten Differenzen in den Kompetenzniveaus im Bereich Lesen
zwischen den Altersgruppen 16-24 und 55-65 Jahren nicht voneinan-
der ab; beide Werte liegen bei etwa 25 Punkten. Dies liegt zum einen
daran, dass der Länderdurchschnitt positive und negative Abweichun-
gen nach Korrektur ausgleicht, dass aber auch Faktoren wie Ausbil-
dungsniveau und Migrationshintergrund in unterschiedliche Richtun-
gen wirken.

• Es gibt erhebliche Länderdifferenzen: In Irland, Australien und teil-
weise auch in Frankreich und Korea verringern sich die Unterschiede
zwischen den Altersgruppen nach Berücksichtigung anderer Fakto-
ren. In Finnland, Dänemark und insbesondere in Deutschland ist das
Gegenteil der Fall – hier vergrößern sich die Differenzen nach Korrek-
tur.

• Die Fälle Südkorea und Deutschland werfen einige weitere Fragen
auf: Bei Südkorea wird der steile Abfall der Kompetenzen v. a. mit der
extremen Bildungsexpansion begründet. Wird um diese (und andere)
Faktoren korrigiert, verringert sich die Differenz in den gemessenen
Kompetenzen zwischen den Altersgruppen jedoch nur von etwa 50
auf 40 Punkte.21 Während die OECD für Deutschland nach Korrektur
von weiteren Einflussfaktoren zu dem Ergebnis kommt, das sich die
Differenzen erhöhen, kommt der deutsche Bericht22 – obwohl beinahe
dieselben Faktoren berücksichtigt wurden – zum gegenteiligen Resul-
tat: Die Unterschiede verkleinern sich nach deutscher Lesart von 25
auf 15 Punkte deutlich. Diese Korrekturverfahren sind offensichtlich
mit erheblichen Unsicherheiten verbunden.

Zusammenfassend kann festgehalten werden: Der in der Abbildung 4
zutage tretende Rückgang der Kompetenzniveaus nach Alter ist v. a. als
Kohorteneffekt zu lesen, wobei in den bisherigen Analysen noch nicht
gänzlich klar geworden ist, welche Faktoren genau dafür verantwortlich
sind.
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5. Bildung und Kompetenzen

Der soziale Hintergrund einer Person beeinflusst deren weiteren Bil-
dungsweg und das weitere Leben. Das zeigen die Ergebnisse vieler Stu-
dien, wie zum Beispiel der PISA-Erhebung unter SchülerInnen. Mit PIAAC
kann nun auch der Zusammenhang zwischen der Bildung einer Person
und ihren Kompetenzen erfasst werden. Eine höhere Bildung kann sich
nicht nur direkt, durch einen längeren Schulbesuch, positiv auf die Kompe-
tenzen einer Person auswirken, sondern auch dadurch, dass andere Be-
rufswege eingeschlagen werden, bei denen die Kompetenzen mehr ge-
nutzt werden oder Weiterbildung eine wichtigere Rolle spielt.

5.1 Bildungsabschluss und Kompetenzen

Personen, die eine höhere Schule (AHS oder BHS) abgeschlossen
haben, haben im Mittel rund 40 Punkte höhere Lesekompetenzen als Per-
sonen ohne Matura (siehe Abbildung 5). Personen mit Matura erreichen
durchschnittlich rund 300 Punkte, während jene mit Lehrabschluss im
Durchschnitt 261 Punkte und mit höchstens Pflichtschulabschluss 252
Punkte haben. Bei den Personen mit Matura (AHS, BHS und Hochschu-
le/Universität) befindet sich ein Großteil – über 80% – in den Kompetenzni-
veaus 3 bis 5. Bei den Personen mit Lehrabschluss liegt dieser Anteil nur
bei rund 35% und bei Personen mit maximal Pflichtschule bei 30%. Es
haben also rund zwei Drittel der Personen mit Pflichtschule oder Lehre
niedrige Kompetenzen (Kompetenzniveaus unter 1, 1 und 2) und ein Vier-
tel sehr niedrige Kompetenzen im Lesen (unter 1 und 1). Die Ergebnisse
für Mathematikkompetenzen sind ähnlich, die Mittelwerte jedoch leicht
höher.

In einer Analyse, die den Effekt der Ausbildung alleine berücksichtigt,
also zwei Personen vergleicht, die sich nur im Bildungsabschluss unter-
scheiden, nicht aber in anderen Faktoren wie Geschlecht, Alter, Erstspra-
che, Geburtsland und Bildungshintergrund, bleibt der Unterschied groß:
Eine Person mit maximal Pflichtschule hat ein fast 15-mal so hohes Risiko,
niedrige Kompetenzen zu haben, wie eine Person mit Tertiärabschluss
und ein immerhin noch 7,6-mal so hohes Risiko wie eine Person mit Matu-
ra.23 Im internationalen Vergleich hat die Ausbildung besonders in den
USA, Frankreich und Belgien (Flandern) einen starken Einfluss auf die
Kompetenzen. Besonders gering ist der Unterschied in Zypern und Est-
land, aber auch in Japan und Norwegen.

Die Mittelwerte sagen jedoch wenig über die Kompetenzen nach unter-
schiedlichem Bildungsabschluss aus, denn die Unterschiede innerhalb
der Bildungsabschluss-Gruppen sind sehr groß, größer als die Unter-
schiede zwischen den Bildungsabschlüssen. In Österreich erreichen 90%
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der Personen mit Lehre ein Ergebnis zwischen 201 und 317 Punkten; der
Unterschied innerhalb der Gruppe der LehrabsolventInnen beträgt also
fast 120 Punkte. Die Hälfte der Personen mit Lehrabschluss, also die 50%
in der Mitte der Verteilung, haben zwischen 237 und 285 Punkte; also im-
merhin noch ein Unterschied von 48 Punkten. Daher sind, obwohl auf den
ersten Blick Personen mit höherer Ausbildung im Mittel höhere Kompeten-
zen haben, die Überschneidungen zwischen den Gruppen beträchtlich
(siehe Abbildung 5). So hat das Viertel mit den niedrigsten Kompetenzen
der Personen mit Matura weniger Punkte als das beste Viertel der Perso-
nen mit Lehrabschluss. Die obere Hälfte der Personen mit maximal Pflicht-
schule deckt sich bezüglich der Lesekompetenzen mit der unteren Hälfte
der Personen mit AHS oder Hochschulabschluss.

Abbildung 5: Bildungsabschluss und Verteilung der Lese-
Kompetenzniveaus

Quelle: OECD Data Explorer (http://piaacdataexplorer.oecd.org/ide/idepiaac/).

Das bedeutet, dass viele Personen, die ihre Ausbildung abgebrochen
oder die Schule nach der Pflichtschule verlassen haben, ähnliche Kompe-
tenzen aufweisen wie manche Personen mit Hochschulabschluss. Letzte-
re konnten jedoch ein Studium absolvieren, was den Zugang zu besser
bezahlten Arbeitsplätzen ermöglicht, und ihre Fähigkeiten weiter ausbau-
en. Das Bildungssystem scheint also die Potenziale und Fähigkeiten der
Menschen nicht voll auszunutzen.
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5.2 Bildung, Alter und Kompetenzen

Interessante Ergebnisse bringt der Vergleich der Kompetenzen der jün-
geren Personen (16-34), die sich nicht mehr in Ausbildung befinden, mit
jenen der Gesamtbevölkerung: Obwohl insgesamt die Jüngeren höhere
Kompetenzen haben, liegt der Mittelwert bei den Jugendlichen mit maxi-
mal Pflichtschulabschluss unter jenem aller Personen mit höchstens
Pflichtschulabschluss. Von den 16- bis 34-Jährigen (nicht in Ausbildung)
haben 35% mit maximal Pflichtschule sehr niedrige Kompetenzen (Niveau
unter 1 und 1), von den 16- bis 65-Jährigen „nur“ 25%. Im Gegensatz dazu
ist die Gruppe mit sehr geringen Kompetenzen bei allen anderen Bil-
dungsabschlüssen (Lehre, BMHS, AHS, Uni) bei den Jüngeren kleiner als
in der Gesamtbevölkerung. Von Personen mit Lehrabschluss haben zum
Beispiel 9,5% bei den 16- bis 34-Jährigen (nicht in Ausbildung) sehr niedri-
ge Kompetenzen; bei den 15- bis 65-Jährigen hingegen 16,2%.

Personen, die in den letzten Jahren die Schule abgebrochen haben oder
die nur die Pflichtschule absolviert haben, haben somit niedrigere Kompe-
tenzen als frühere Generationen; der Abstand zu den Personen mit Matu-
ra, aber auch zu jenen mit Lehre scheint zu steigen. Insgesamt absolvie-
ren zwar weniger Personen nur eine Pflichtschule,24 diese Gruppe bleibt
jedoch weiter zurück. Obwohl das Bildungsniveau der Bevölkerung insge-
samt zunimmt, bleiben Ungleichheit und der Einfluss der sozialen Un-
gleichheit bestehen.25

5.3 Bildungshintergrund und Kompetenzen

Auch der Bildungshintergrund der Personen, gemessen am Bildungsab-
schluss der Eltern, hat einen maßgeblichen Einfluss auf die Kompetenzen.
Einerseits erhöht ein hoher Bildungsabschluss der Eltern die Wahrschein-
lichkeit, selbst eine höhere Ausbildung zu absolvieren, wie viele Studien
zeigen. Andererseits gibt es auch einen direkten Effekt des Bildungshin-
tergrundes: Wenn man Personen vergleicht, die das gleiche Geschlecht,
Alter, Geburtsland, Erstsprache und den gleichen Bildungsabschluss
haben, hat eine Person, deren Eltern maximal die Pflichtschule abge-
schlossen haben, ein rund doppelt so hohes Risiko, in die Kompetenzstu-
fen unter 1 oder 1 zu fallen, wie jemand mit zumindest einem Elternteil mit
tertiärer Ausbildung.26 Dabei werden aber viele indirekte Effekte (z. B. Ef-
fekt der Ausbildung der Eltern auf die eigene Ausbildung) nicht berück-
sichtigt. Die soziale Ungleichheit hat somit starke Auswirkungen auf die
Ausbildung und die Kompetenzen.27

Im internationalen Vergleich hat der Bildungshintergrund in Zypern, Est-
land, Australien, Japan, Irland, Schweden und Norwegen einen geringe-
ren Einfluss auf die Lesekompetenzen. Der Unterschied zwischen Perso-
nen, deren Eltern weniger als Sekundarstufe II abgeschlossen haben, und

102

Wirtschaft und Gesellschaft 40. Jahrgang (2014), Heft 1



Personen, bei denen zumindest ein Elternteil eine tertiäre Ausbildung ab-
geschlossen hat, liegt unter 35 Punkten. Besonders groß ist der Unter-
schied in den USA, Deutschland und Polen und Frankreich mit über 50
Punkten. Österreich liegt mit rund 40 Punkten in etwa im OECD-Durch-
schnitt. Kontrolliert man um Alter, Geschlecht, Erziehung, Migrationshin-
tergrund, Sprache und Beruf, bleibt der Unterschied immer noch bei knapp
20 Punkten.

Fassen wir zusammen:

• Je höher der Bildungsabschluss, umso größer sind im Durchschnitt
die Kompetenzen.

• Die Überschneidungen zwischen den Bildungsabschlüssen sind
jedoch beträchtlich. Die Unterschiede in den Kompetenzen innerhalb
eines Bildungsabschlusses sind weit größer als die Unterschiede zwi-
schen den Bildungsabschlüssen.

• Die Kompetenzen der jüngeren sind bei allen Bildungsabschlüssen
höher (siehe auch Kapitel 4), nicht jedoch bei Personen mit nur Pflicht-
schulabschluss, wo sich die Population wahrscheinlich stark verän-
dert hat.

• Der Bildungshintergrund, also die Bildung der Eltern, hat einen direk-
ten Effekt auf die Kompetenzen.

6. Migrationshintergrund als Risikofaktor?

Personen mit Migrationshintergrund haben im Durchschnitt niedrigere
Kompetenzwerte als Personen, die in Österreich geboren sind und
Deutsch als Erstsprache erlernten. Dieses Kapitel geht der Frage nach,
was Gründe dafür sein könnten. Die Unterschiede können zum einen das
Resultat niedrigerer Kompetenzen dieser Personen sein, zum anderen
aber auch daran liegen, dass sie über schlechtere Lese- und Mathematik-
kompetenzen in deutscher Sprache verfügen, in einer anderen Sprache
aber wesentlich besser abschneiden könnten (Spracheffekt). Gründe für
die niedrigeren Kompetenzen sind u. a., dass die Gruppe der MigrantIn-
nen eine andere sozioökonomische Zusammensetzung hat (z. B. niedri-
gere Ausbildung) oder auch Benachteiligungen etwa am Arbeitsmarkt
eine Rolle spielen.

6.1 Einfluss von Geburtsland und Erstsprache auf die Kompetenzen

In Österreich sind rund 82% der Befragten im Inland geboren und haben
Deutsch als Erstsprache erlernt, 2% eine andere Erstsprache. 4% sind im
Ausland geboren mit Deutsch als Erstsprache; 12% sind im Ausland gebo-
ren und haben eine andere Erstsprache. Insgesamt schneiden Personen
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mit Deutsch als Erstsprache besser ab als Personen mit einer anderen
Erstsprache. Im Ausland geborene Personen mit einer anderen Erstspra-
che als Deutsch erreichen im Bereich der Lesekompetenzen durchschnitt-
lich 237 Punkte, während der Mittelwert von in Österreich geborenen Per-
sonen mit Deutsch als Erstsprache bei 274 liegt. Der Unterschied beträgt
somit 37 Punkte. Gleichzeitig ist die Streuung bei Personen, die nicht in
Österreich geboren sind oder die Deutsch nicht als Erstsprache erlernten,
weit höher. 90% der Personen mit Deutsch als Erstsprache, die in Öster-
reich geboren sind, erreichen zwischen 206 und 337 Punkten, der Unter-
schied beträgt rund 130 Punkte. Bei Personen mit anderer Erstsprache,
die im Ausland geboren wurden, beträgt der Unterschied knapp 180 Punk-
te (139-316). Abbildung 6 zeigt die Verteilung der Kompetenzniveaus
nach Erstsprache/Geburtsland. Die zweite Generation, Personen die in
Österreich geboren sind mit anderer Erstsprache als Deutsch, holt gegen-
über den Personen ohne Migrationshintergrund auf, die Kompetenzen
sind dennoch niedriger, vor allem was die höheren Kompetenzniveaus be-
trifft.

Abbildung 6: Verteilung der Lese-Kompetenzniveaus

Quelle: OECD Data Explorer (http://piaacdataexplorer.oecd.org/ide/idepiaac/).

Österreich liegt beim Unterschied zwischen Personen, die im Inland ge-
boren sind und die Testsprache als Erstsprache erlernten, und Personen,
die im Ausland geboren sind und eine andere Erstsprache haben, etwa im
OECD-Schnitt (37 Punkte). Besonders groß ist der Unterschied in Schwe-
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den, Flandern (Belgien), Finnland und den Niederlanden (mehr als 50
Punkte), während er in der Slowakei, Tschechien und Irland besonders
klein ist (unter 20 Punkte). Berücksichtigt man Unterschiede hinsichtlich
Alter, Geschlecht, Bildung, sozioökonomischen Hintergrund und Beruf, re-
duziert sich der Unterschied in Österreich auf 31 Punkte. Ein internationa-
ler Vergleich ist allerdings schwierig, da sich die Migrationspopulationen
sowohl quantitativ als auch qualitativ in den einzelnen Ländern erheblich
unterscheiden.28

6.2 Bildung, Bildungshintergrund und Beruf:
Unterschiede zwischen Erstsprache und Geburtsland

Gründe für das schlechtere Abschneiden lassen sich u. a. in der Bildung,
aber auch dem Beruf finden. Der Bildungsstand der im Ausland geboren
Personen unterscheidet sich von im Inland geborenen: Der Anteil der Per-
sonen mit niedrigerer Bildung (maximal ISCED 3C kurz – entspricht in
etwa maximal Pflichtschule) wie auch jener der Personen mit tertiärer Bil-
dung (ISCED 5A/6) ist höher. Wie Abbildung 7 zeigt, haben 21% der in
Österreich Geborenen mit deutscher Erstsprache maximal Sekundar-
stufe I (ISCED 1,2, 3 kurz oder weniger) absolviert, während es 58% der in
Österreich Geborenen mit nicht-deutscher Erstsprache und immerhin
noch 35% der im Ausland Geborenen mit nicht-deutscher Erstsprache
sind. Der Anteil der Personen mit tertiärer Ausbildung ist bei den nicht in
Österreich Geborenen höher (20% bei Deutsch als Erstsprache und 15%
bei nicht-deutscher Erstsprache).

Auffällig ist dabei, dass in Österreich Geborene mit einer anderen Erst-
sprache als Deutsch wesentlich schlechtere Bildungsabschlüsse erzielen
als Personen mit deutscher Erstsprache und auch als Personen, die im
Ausland geboren wurden. Das Bildungssystem scheint also wenig in der
Lage zu sein, diese Personen zu integrieren und ihnen eine längere Bil-
dungskarriere zu ermöglichen. Der Anteil der Personen mit sehr niedrigen
Kompetenzen (Kompetenzniveaus 1 und unter 1) ist zwar bei in Österreich
Geborenen mit anderer Erstsprache geringer als bei im Ausland Gebore-
nen. Dafür ist der Anteil der Personen in Stufe zwei, also mit immer noch
niedrigen Kompetenzen, besonders groß. 72% der Personen mit nicht-
deutscher Erstsprache befinden sich, obwohl sie in Österreich geboren
wurden, in den Kompetenzniveaus zwei oder niedriger.

Zwischen Personen, die (nicht) in Österreich geboren sind und (nicht)
Deutsch als Erstsprache haben, unterscheidet sich neben der Bildung
auch der Bildungshintergrund stark: 25% der in Österreich Geborenen mit
deutscher Erstsprache haben Eltern, die maximal die Pflichtschule absol-
viert haben; bei 19% hat mindestens ein Elternteil eine tertiäre Ausbildung.
Bei Personen mit nicht-deutscher Erstsprache hat hingegen rund die Hälf-
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Abbildung 7: Bildungsabschluss nach Geburtsland und Erstsprache

Quelle: OECD Data Explorer (http://piaacdataexplorer.oecd.org/ide/idepiaac/), eigene Be-
rechnungen.

te der Eltern maximal die Pflichtschule abgeschlossen und bei 16% zumin-
dest ein Elternteil einen tertiären Bildungsabschluss. Bei Personen, die im
Ausland geboren sind und Deutsch als Erstsprache angeben, haben
knapp 40% zumindest ein Elternteil mit tertiärer Ausbildung und nur 18%
Eltern mit maximal Pflichtschule.

Neben Bildung und Bildungshintergrund sind auch der Beruf und die
Möglichkeiten, sich dort weiterzuentwickeln, wichtig für die Entwicklung
der Grundkompetenzen. Im Ausland geborene Personen arbeiten öfter,
trotz ähnlicher Ausbildung, in weniger qualifizierten Tätigkeiten. Vor allem
bei im Ausland geborenen gering Qualifizierten ist der Anteil der Perso-
nen, die in unqualifizierten Berufen arbeiten, höher (siehe Abbildung 8).

Da Personen in weniger qualifizierten Tätigkeiten seltener an Weiterbil-
dungen teilnehmen und auch das informelle Lernen eine geringere Rolle
spielt (siehe Kapitel 7), hat dies zusätzlich dazu, dass sie ihre Fähigkeiten
im Beruf weniger ausbauen können, negative Effekte auf die Kompeten-
zen. 82% der Personen, die in qualifizierten Tätigkeiten arbeiten, nahmen
im letzten Jahr an einer formalen oder nicht formalen Weiterbildung mit
Bezug zur Arbeit teil. Bei Personen in einfachen Tätigkeiten trifft das nur
auf 44% zu.

Fassen wir zusammen:

• Die Kompetenzwerte der Personen mit Migrationshintergrund sind im
Durchschnitt geringer, die Kompetenzunterschiede innerhalb der Per-
sonen mit Migrationshintergrund sind größer. Die zweite Generation
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Abbildung 8: Anteil der Personen in unterschiedlich qualifizierten
Tätigkeiten nach Ausbildung und Geburtsland29

Quelle: OECD Data Explorer (http://piaacdataexplorer.oecd.org/ide/idepiaac/).

von MigrantInnen, die in Österreich zur Schule geht, kann jedoch nur
wenig aufholen.

• Dies hängt eng mit der Bildung und der mangelnden Inklusion im Bil-
dungssystem zusammen. Über die Hälfte der in Österreich geborenen
Personen mit einer anderen Erstsprache als Deutsch erreicht nur
einen Pflichtschulabschluss.

• Im Ausland geborene Personen üben, auch mit höheren Bildungsab-
schlüssen, häufiger niedrig qualifizierte Tätigkeiten aus. Besonders
groß ist der Unterschied zwischen im Inland und im Ausland Gebore-
nen in den ausgeübten Berufen bei den gering Qualifizierten.

7. Die Rolle des informellen Lernens – Lernen am Arbeitsplatz?

Neben der Erstausbildung sowie der Weiterbildung im Rahmen des for-
malen Bildungssystems spielen auch das nicht formale und das informelle
Lernen eine wesentliche Rolle im Zusammenhang mit der Kompetenzent-
wicklung von Erwachsenen.30 Vor dem Hintergrund der bisherigen empiri-
schen Evidenz ist davon auszugehen, dass sich die Ungleichheit hinsicht-
lich des Kompetenzerwerbs (und -erhalts) im Lebensverlauf verstärkt,
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wenn nicht politisch gegengesteuert wird. Ungleiche Voraussetzungen
und Ergebnisse in der Erstausbildung setzen sich über die ungleiche Be-
teiligung an Weiterbildung im Erwachsenenalter und auch über die mehr
oder weniger eingeschränkten Möglichkeiten zum informellen Lernen auf
den verschiedenen Arbeitsplätzen fort. Die PIAAC-Daten ermöglichen nun
eine fundiertere Diskussion darüber, ob bzw. in welchem Ausmaß Weiter-
bildung Benachteiligungen bei der Erstausbildung kompensieren kann
und welche Lernorte und -formate in diesem Zusammenhang einen positi-
ven Effekt haben könnten.

7.1 Weiterbildung in Österreich

Im Zusammenhang mit politischen Maßnahmen und Strategien zur
Kompetenzentwicklung im Lebensverlauf sind die verschiedenen Lernorte
und -formen (formal, nicht formal und informell) sowie deren Zusammen-
wirken zu berücksichtigen. Die österreichische Weiterbildungsdiskussion
sowie die politischen Maßnahmen und Ansätze fokussieren jedoch bisher
vor allem auf nicht formales Lernen.

Ein Ziel, das in allen politischen Strategien zum Lebensbegleitenden
Lernen immer wieder genannt wird, ist die Erhöhung der Weiterbildungs-
beteiligung (generell sowie im Speziellen für bestimmte Zielgruppen mit
bisher unterdurchschnittlicher Beteiligung). Auch die LLL-Strategie der
österreichischen Bundesregierung („LLL:2020“) enthält das Ziel, die allge-
meine Weiterbildungsbeteiligung vom Ausgangswert 13,7% (2010) auf
20% (2020) zu steigern.

Die Weiterbildungsbeteiligung in Österreich liegt zwar über dem EU-
Durchschnitt, ist aber sehr selektiv. Die berufliche Weiterbildung kommt
vor allem jüngeren, männlichen und höher qualifizierten Beschäftigten in
größeren Betrieben zugute. Diese Schieflage konnte durch die bisher ein-
gesetzten Fördermaßnahmen nicht ausgeglichen werden. Personen mit
geringer formaler Qualifikation beteiligen sich wesentlich seltener an Wei-
terbildung, während höher Qualifizierte sowohl bei der betrieblichen Wei-
terbildung als auch bei der selbstfinanzierten Weiterbildung eine deutlich
höhere Einbeziehung bzw. Beteiligung aufweisen.31 Bildungsbenachteilig-
te finden aus unterschiedlichen Gründen einerseits weniger Möglichkeiten
vor, ihre Kompetenzen zu erweitern bzw. zumindest zu erhalten und wei-
sen andererseits auch eine geringe Motivation zu Weiterbildungsaktivitä-
ten auf, weil sie diese aus Zeit- und/oder Geldmangel nicht realisieren kön-
nen oder z. B. aufgrund früherer negativer Lernerfahrungen davor zurück-
schrecken.
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7.2 Wie können Personen mit geringen Kompetenzen erreicht werden?

Die Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung bisher benachteiligter
Gruppen betrifft aber nur eine Facette des Problems. Mit organisierter
nicht formaler Weiterbildung (Kurse, Seminare u. Ä.) werden sogenannte
„bildungsferne“ Personen kaum erreicht. „Schulähnliche“ Formate werden
trotz finanzieller Förderungen nicht angenommen. Lernen im Arbeitspro-
zess, begleitet durch lernförderliche Formen der Arbeitsorganisation, dürf-
te daher für diese Gruppe eine wichtige und erfolgversprechende Strate-
gie sein.32 Hier sind vor allem die Unternehmen und die Sozialpartner
gefragt.

Ein interessantes Ergebnis der PIAAC-Erhebung in diesem Zusammen-
hang ist die relative hohe Erwerbstätigenquote der Personen mit sehr ge-
ringen Lesekompetenzen (maximal Kompetenzstufe 1). Zwar liegt diese in
Österreich mit rund 62% eindeutig unter der entsprechenden Quote der
Personen auf Kompetenzstufe 4 und 5 (81%), sie liegt aber über dem
OECD-Durchschnitt (57%). Höhere Erwerbstätigkeitsquoten der Perso-
nen mit sehr geringen Lesekompetenzen weisen Länder wie Japan
(67,4%), Korea (67%) oder die USA (64,4%) auf, deutlich niedrigere Werte
zeigen sich in der Slowakei (41,3%), Irland (46,4%), Spanien (46,9%),
Finnland (47,4%) oder Schweden (51,7%).

Auch hier zeigt sich also – wie schon bei der näheren Betrachtung der
Zusammensetzung der Gruppe der Personen mit sehr geringen Kompe-
tenzen – ein möglicherweise kontraintuitives Bild. Personen mit sehr ge-
ringen Kompetenzen sind in Österreich keine „Randgruppe“: Weder ist die
Gruppe klein (sie umfasst rund eine Million Personen), noch leben diese
Personen irgendwo „versteckt“, abseits der für die „Mehrheitsgesellschaft“
üblichen Anforderungen und Herausforderungen. Fast zwei Drittel der
Personen mit sehr geringen Lesekompetenzen sind demnach erwerbstä-
tig und somit (wenn auch prekär und mit höherem Arbeitslosigkeitsrisiko)
in den Arbeitsmarkt integriert. Die Betriebe bzw. Arbeitsplätze spielen
daher eine wichtige Rolle, wenn es um die Verbesserung der Kompeten-
zen dieser „Risikogruppe“ geht. Oder eher: Sie sollten bzw. könnten diese
spielen. Die Ergebnisse der PIAAC-Erhebung weisen nämlich darauf hin,
dass die entsprechenden Arbeitsplätze auch einen Abbau bzw. Verlust
von Kompetenzen begünstigen können („Use it or lose it“), sofern diese
nicht in anderen Lebensbereichen erhalten bzw. ausgebaut werden.

7.3 Arbeitsorganisation und Kompetenzen

Im Rahmen der PIAAC-Studie wurden auch Arbeitsplatzmerkmale im
Hinblick auf erforderliche und anwendbare Kompetenzen und damit auch
auf Möglichkeiten des informellen Lernens untersucht. Abgefragt wurden
u. a. verschiedene Formen und Häufigkeiten von Lesen, Schreiben, Rech-
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nen und IKT-Einsatz am Arbeitsplatz. Für drei Viertel der Hilfsarbeitskräfte
spielen demnach Lesen und Schreiben am Arbeitsplatz nahezu keine
Rolle, beim Rechnen trifft das auf mehr als vier Fünftel zu.

Die möglicherweise naheliegende Bemerkung, dass Hilfstätigkeiten
eben eher voraussetzungsarm sind und fast schon definitionsgemäß
durch geringe Anforderungen und wenig Möglichkeiten hinsichtlich Kom-
petenzentwicklung charakterisiert werden können, ließe sich allerdings
dahingehend widerlegen, dass sich hier im internationalen Vergleich Un-
terschiede zeigen,33 die auf gewisse Handlungsspielräume hinsichtlich
Arbeitsorganisation und damit auch möglicherweise einhergehende Un-
terschiede hinsichtlich beruflicher Mobilität und Weiterentwicklungspoten-
ziale für Hilfsarbeitskräfte verweisen.

Ein einfacher Zusammenhang zwischen dem Einsatz von Kompetenzen
am Arbeitsplatz und den im Rahmen von PIAAC gemessenen Kompeten-
zen ist aber aus mindestens zwei Gründen ebenfalls fraglich:

Erstens setzt sich die Gruppe der Personen mit sehr geringen Kompe-
tenzen wie oben dargestellt nicht ausschließlich aus Hilfsarbeitskräften
zusammen, sondern besteht auch aus Personen, die in Bereichen be-
schäftigt sind, in denen der Einsatz dieser Kompetenzen eine größere
Rolle spielt (z. B. Handel, Beherbergung und Gastronomie). Das Problem
dürften vielmehr die (eingeschränkten) Lernmöglichkeiten am Arbeitsplatz
sein, die mit ebenfalls in der PIAAC-Erhebung abgebildeten Charakteris-
tika der Arbeitsplätze wie Arbeitsautonomie oder Möglichkeiten zum inter-
aktiven informellen Lernen zu tun haben.

Zweitens weisen zwar z. B. Hilfsarbeitskräfte in Österreich deutlich nied-
rigere Kompetenzwerte auf als Hilfsarbeitskräfte in anderen Ländern (z.B.
238 Punkte bei der Lesekompetenz gegenüber einem OECD-Durch-
schnitt von 250 Punkten), dieser Unterschied muss aber nicht unbedingt
mit den Arbeitsplätzen zu tun haben. Es könnte sich auch um Komposi-
tionseffekte handeln. In anderen Ländern sind anscheinend mehr jüngere,
höher qualifizierte (bzw. noch in Ausbildung befindliche) Personen als
Hilfsarbeitskräfte beschäftigt. Die Anteile der Personen mit sehr geringen
Kompetenzen unter den Hilfsarbeitskräften liegen im internationalen Ver-
gleich weit auseinander: Während in Österreich 37% der Hilfsarbeitskräfte
sehr geringe Lesekompetenzen aufweisen (ein ähnlicher Anteil zeigt sich
z. B. mit 34% in Deutschland), trifft das nur für 18% der Hilfsarbeitskräfte in
Finnland zu. Die Hilfsarbeitskräfte in Finnland sind allerdings im Vergleich
zu den Hilfsarbeitskräften in Österreich oder Deutschland jünger und
haben wesentlich häufiger einen Abschluss auf Sekundarstufe II.

Eine Bewertung dieser Unterschiede ist ohne weiterführende Analysen
nicht möglich. Die beobachteten Differenzen könnten z. B. auf die Rolle
der jeweiligen Bildungssysteme mit unterschiedlichen Formen und unter-
schiedlicher Bedeutung der Berufsausbildung und damit verbundene un-
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terschiedliche Formen der Einmündung in den Arbeitsmarkt verweisen.
Wenn berufliche Ausbildung und Spezialisierung vor allem auf Arbeitsplät-
zen und nicht im Bildungssystem stattfindet, wäre eine temporäre Hilfs-
oder Anlerntätigkeit für große Gruppen von jüngeren Beschäftigten zu er-
warten. Denkbar wäre allerdings auch eine Verfestigung dieses Status z.
B. aufgrund einer mangelnden Nachfrage nach mittleren Qualifikationen.
Für die Beantwortung der Frage, ob ein höherer oder niedrigerer Anteil an
Personen mit sehr geringen Kompetenzen unter Hilfsarbeitskräften positiv
oder negativ zu bewerten ist bzw. wodurch diese Unterschiede zu erklären
sind und welcher politische Handlungsbedarf damit verbunden sein könn-
te, wären aber Verlaufsanalysen bzw. Längsschnittdaten notwendig.

Außerdem könnte die vergleichsweise hohe Erwerbstätigenquote der
Personen mit sehr geringen Kompetenzen in Österreich dazu führen, dass
vergleichbare Personen in anderen Ländern nicht in vergleichbaren Ar-
beitsmarktsegmenten zu finden sind, weil sie gar nicht beschäftigt sind
und durch die geringere Erwerbsbeteiligung der Personen mit sehr gerin-
gen Kompetenzen die Kompetenzwerte in bestimmten Branchen und Be-
rufen höher sind als in anderen Ländern. In diesem Zusammenhang wer-
den aber durch die verfügbaren Daten mehr Fragen aufgeworfen, als im
Rahmen dieses Artikels beantwortet werden können.

Zusammenfassend kann festgehalten werden: Lernen am Arbeitsplatz
bzw. im Arbeitsprozess in Form von informellem Lernen wird in Österreich
im Vergleich zu anderen Lernformen und –orten bisher nicht systematisch
diskutiert, könnte aber vor allem für sogenannte „bildungsferne“ Gruppen
eine wichtige Rolle spielen. Die Ergebnisse der ersten PIAAC-Erhebung
zeigen, dass z. B. Hilfsarbeitskräfte in Österreich niedrigere Kompetenz-
werte aufweisen als Hilfsarbeitskräfte in anderen Ländern und der Ge-
brauch ihrer Lese-, Schreib- und Rechenkompetenzen auf dem Arbeits-
platz eine geringere Rolle spielt. Derartige Unterschiede könnten auf
wenig lernförderliche Arbeitsumgebungen und damit Verbesserungspo-
tential z. B. hinsichtlich Arbeitsorganisation hinweisen.

8. Der Einfluss der Kompetenzen auf Einkommen, Wohlstand
und Arbeitslosigkeit

8.1 Verteilung von Einkommen und Kompetenzen

In welchem Zusammenhang stehen nun Einkommen und Kompeten-
zen? Würde man davon ausgehen, dass mehr Fähigkeiten mit höheren
Einkommen entlohnt werden, so müsste sich ein klarer Zusammenhang
zwischen den Kompetenzen und dem Einkommen zeigen. Nimmt man die
Kompetenzen als Annäherung für die Produktivität, müsste ein Mitarbeiter
bzw. eine Mitarbeiterin dementsprechend mehr oder weniger Lohn erhal-
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ten. Die ersten Berichte zu PIAAC34 identifizieren einen Zusammenhang
zwischen Einkommen und Kompetenzniveaus. Höhere Einkommen sind
in der Tendenz mit höheren Kompetenzwerten und mit einem höheren An-
teil an Personen in höheren Kompetenzstufen verbunden, dies gilt beson-
ders ab der Mitte der Verteilung. Die OECD schätzt den Effekt von Kompe-
tenzen und Bildungsabschlüssen auf das Einkommen.35 In Österreich
führt eine Steigerung der Kompetenzen um eine Standardabweichung (44
Punkte) zu 6,7% höheren Löhnen. Bildung hat jedoch einen weit stärkeren
Einfluss auf die Höhe der Einkommen, gegeben den Einfluss der Kompe-
tenzen.

Abbildung 9 gibt einen Überblick über die Lesekompetenzen in den Ein-
kommensdezilen: Die Personen in den unteren 10 Prozent der Einkom-
men (gemessen als Bruttostundeneinkommen, siehe Abbildung 9) haben
im Mittel 267 Punkte, das fünfte Dezil 277 Punkte und das oberste Ein-
kommensdezil 299 Punkte. Insgesamt sind die Überschneidungen zwi-
schen den Einkommensdezilen jedoch beträchtlich und die Unterschie-
de zwischen den Einkommen mit 32 Punkten um einiges geringer
als zwischen z. B. Personen mit unterschiedlichen Bildungsabschlüssen.
Die Kompetenzunterschiede innerhalb der Einkommensgruppen sind mit
114-145 Punkten jedoch vergleichbar groß.

Die Ungleichverteilung der Einkommen ist aber um einiges größer als
die Ungleichverteilung der Kompetenzen. Abbildung 10 stellt die Einkom-
mensunterschiede und die Unterschiede in den Kompetenzen gegenüber,
jeweils gemessen als Abstand vom Median. Die durchgehenden Linien

Abbildung 9: Lesekompetenz nach Einkommensdezilen

Quelle: OECD Data Explorer (http://piaacdataexplorer.oecd.org/ide/idepiaac/).
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zeigen das Verhältnis des 9. bzw. 1. Dezils zum Median für die Einkom-
men; diese werden mit den unterbrochenen Linien dem Verhältnis von 9.
bzw. 1. Dezil zum Median für die Kompetenzen gegenübergestellt. Wie die
Abbildung zeigt, sind die Unterschiede in der Verteilung der Kompetenzen
weit geringer als die Unterschiede in der Einkommensverteilung und, be-
sonders auffällig, weichen die Einkommen weit deutlicher in positiver
Richtung vom Median ab als die dazugehörigen Kompetenzen. Die hohen
Einkommen scheinen also deutlich überbezahlt!

Abbildung 10: Verteilung von Einkommen und Lesekompetenzen:
jeweils erstes bzw. neuntes Dezil zu Median

Quelle: Eurostat SES; OECD Data Explorer.

8.2 Auswirkungen von Verbesserungen der PIAAC-
Kompetenzniveaus auf Wohlstand und Arbeitslosigkeit?

„Ich bekomme eine nahezu perfekte Vorhersage der künftigen wirtschaft-
lichen Entwicklung einer Nation, wenn ich mir die Testergebnisse von
Schülern dieses Landes in Mathe und Naturwissenschaften anschaue.“36

Ein Großteil der ökonomischen Theorie identifiziert auf makroökonomi-
scher Ebene drei Kanäle, über die sich Bildung auf Wachstum auswirken
kann: 1) Bildung erhöht das Humankapital und steigert damit Produktivität
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und Wachstum (augmented neoclassic growth theories). 2) Bildung erhöht
die innovative Kapazität von Volkswirtschaften (endogene Wachstums-
theorie, Lucas, Romer). Im Gegensatz zu traditionellen neoklassischen
Wachstumsmodellen hat Bildung hier, auch wenn sie nicht weiter steigt,
einen andauernden Effekt durch das Schaffen neuer Ideen. 3) Bildung er-
leichtert die Transmission von neuem Wissen, Technologien etc., ein Um-
stand, der das Wachstum steigern kann. Um in diesen Theorien die Effek-
te von Bildung auf das Wirtschaftswachstum zu schätzen, werden
quantitative und qualitative Indikatoren, wie die durchschnittliche Zahl der
Jahre in Bildung, das Ausmaß der Alphabetisierung, internationale Tester-
gebnisse wie z. B. PISA verwendet. Die Studien finden meist einen signifi-
kanten positiven Zusammenhang zwischen den quantitativen Indikatoren
und dem Wirtschaftswachstum. In den letzten Jahren werden aber immer
öfter auch qualitative Indikatoren, wie kombinierte internationale Tester-
gebnisse, verwendet. Diese haben ebenfalls positive Effekte, allerdings
werden bei dieser Herangehensweise die Wirkungen der quantitativen In-
dikatoren zum Teil insignifikant.

Als Beispiel für eine empirische Untersuchung des Zusammenhanges
von Bildung und Wachstum können die Arbeiten von Hanushek/Wöß-
mann37 angeführt werden: Sie verknüpfen Daten aus verschiedensten
Schülertests (TIMSS, PISA und Vorläufer) über den Zeitraum 1964-2003
und versuchen die Effekte auf das Wachstum pro Kopf (in Kaufkraftstan-
dards) zu ermitteln, unter Berücksichtigung von anderen Faktoren wie An-
zahl der Schuljahre, Wohlstandsniveau 1960 u. a. und unter Verwendung
von verschiedenen Kausalitätstests (Instrumentenvariablenschätzer, Pe-
riodentrennung, Difference-in-Difference etc.). Es werden u. a. folgende
Szenarien gerechnet, wobei der Horizont bis 2090 (etwa die Dauer eines
Menschenlebens) reicht:

• Könnten die Länder ihre PISA-Mathematik-Ergebnisse auf das
Niveau von Finnland (um ca. 50 oder eine halbe Standardabweichung
auf 546 Punkte) anheben, so würde sich das (abdiskontierte) Wachs-
tum im OECD-Raum um kumulierte 606% bzw. jährlich um 0,87 Pro-
zentpunkte (Österreich: 0,67 Prozentpunkte) steigern.

• Könnten sich alle Problemgruppen durch eine Anhebung des Niveaus
auf ca. 400 Punkte durch zusätzliche Anstrengungen verbessern,
dann würde sich OECD-weit das jährliche Wachstum um 0,68 Pro-
zentpunkte (Österreich 0,52%) erhöhen.

• Der Einfluss auf das Wachstum scheint dabei vom Anteil der Problem-
gruppen ebenso auszugehen wie von jenem der Gruppe mit Spitzen-
leistungen.

Insgesamt ergeben diese Untersuchungen über einen langen Zeitraum
ein enormes Wachstumspotenzial, das durch eine Erhöhung der (PISA-)
Ergebnisse erreicht werden könnte.
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Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus diesen Überlegungen für
die PIAAC-Ergebnisse ziehen? Gegenwärtig liegen noch keine Untersu-
chungen vor, die mit jenen Studien, die PISA-Daten verwendeten, ver-
gleichbar wären. Das hängt auch mit dem Umstand zusammen, dass die
PIAAC-Erhebung bis dato nur zu einem Zeitpunkt (2011/2012) durchge-
führt wurde. Setzt man beispielsweise die Niveaus von Wohlstand (BIP
pro Kopf) und PIAAC-Kompetenzniveaus in Mathematik in ein Verhältnis,
so zeigt sich nur ein schwach positiver Zusammenhang.38 Ein Ergebnis,
das v. a. darauf zurückzuführen ist, dass das BIP pro Kopf von sehr vielen
Faktoren beeinflusst wird. Würde man um diese korrigieren, würde sicher-
lich ein engerer Zusammenhang sichtbar werden.

9. Fazit

Die PIAAC-Erhebung liefert erstmals Daten über die Lese-, Mathematik-
und Problemlösungskompetenzen der 16- bis 65-Jährigen in einer gro-
ßen Zahl von Ländern und kann damit dazu beitragen, Fragen zu beant-
worten wie: Gibt es große Unterschiede zwischen den Ländern? Wie groß
sind die Problemgruppen mit sehr niedrigen Kompetenzen? Welche Be-
deutung haben die Schulbildung, die Weiterbildung und welche das Ler-
nen am Arbeitsplatz für die Kompetenzentwicklung? Wer ist besonders
gefährdet, niedrige Kompetenzen zu haben? Nach der Präsentation der
PIAAC-Ergebnisse im Oktober 2013 wurden die Ergebnisse in den Me-
dien und in der Politik sehr verkürzt diskutiert; unter der Prämisse, wie ist
Österreich im Vergleich zu anderen Ländern positioniert – ungefähr im
Durchschnitt und in Mathematik ein bisschen besser, es könnte also
schlimmer sein. Ein genauerer Blick auf die Ergebnisse zeigt aber, wie in
diesem Artikel klar werden sollte, einen großen Handlungsbedarf in eini-
gen Bereichen (u. a. bei gering Qualifizierten, MigrantInnen, Älteren), aber
auch positive Hinweise. So schneiden zum Beispiel Jugendliche durch-
wegs besser ab als Ältere, die kulturpessimistische Klage über „die Ju-
gend“ und Lehrlinge, die immer schlechter werden, scheint somit nicht an-
gebracht

In Österreich kann rund eine Million Menschen der Gruppe mit sehr nied-
rigen Kompetenzen zugeordnet werden. Niedrige Kompetenzen betreffen
damit nicht nur Personen mit geringer Schulbildung, die überwiegend ar-
beitslos oder in voraussetzungsarmen Tätigkeitsfeldern zu finden sind (z.
B. Hilfsarbeitskräfte), sondern auch erwerbstätige Personen mit mittlerem
bzw. höherem Bildungsabschluss. Es ist eine große (immerhin knapp
jede/r Sechste der 16- bis 64-Jährigen), heterogene Gruppe, für die diffe-
renzierte Angebote bzw. Lösungsansätze entwickelt werden müssen.

Relativ gesehen ist das Risiko, sehr niedrige Kompetenzen zu haben, für
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Personen mit lediglich Pflichtschulabschluss besonders groß. Dies hängt
eng mit der Bildungsvererbung und der mangelnden Inklusion im Bil-
dungssystem, in dem u. a. „bildungsferne“ Personen und MigrantInnen in
wesentlich geringerem Maße Abschlüsse erreichen, zusammen. Dass
Personen es nicht geschafft haben, im Bildungssystem genügend Grund-
kompetenzen zu erreichen, wirkt sich auch auf den Beruf (weniger „lernin-
tensive“ Arbeitsplätze) sowie die Beteiligung an Weiterbildung aus und
kann daher oft nicht mehr aufgeholt werden. Die Ergebnisse der Migran-
tInnen (und hier vor allem der 2. Generation) verweisen auf einen integra-
tionspolitischen Handlungsbedarf, der über Bildungspolitik im engeren
Sinn hinausgeht und auch Politikfelder wie Sozialpolitik oder Arbeitsmarkt-
politik tangiert.

Interessant ist die große Streuung innerhalb der Bildungsabschlüsse.
Auch der internationale Vergleich von AbsolventInnen zeigt, dass Sekun-
darstufe II keinesfalls gleich Sekundarstufe II oder eine Tertiärbildung
nicht gleich tertiär ist, was die Kompetenzen betrifft.39 Das obere Viertel
der Personen mit maximal Pflichtschule schneidet in Österreich besser ab
als das untere Viertel der HochschulabsolventInnen, was viele Fragen der
Gerechtigkeit aufwirft, wie zum Beispiel deren Positionierung am Arbeits-
markt oder der angeblichen Entlohnung nach individueller Produktivität.

Lernen am Arbeitsplatz sowie Weiterbildung sind ebenfalls ausschlag-
gebend für den Kompetenzerwerb und -erhalt. Im Gegensatz zum Bil-
dungssystem und zu Weiterbildung wird das Lernen am Arbeitsplatz und
Lernen im Arbeitsprozess (informelles Lernen) in Österreich bisher nicht
systematisch diskutiert. Es könnte aber, vor allem für sogenannte „bil-
dungsferne“ Gruppen, eine maßgebliche Rolle spielen. Zudem sind diese
Bereiche wichtig, um die Kompetenzen zu erhalten. Im Durchschnitt wei-
sen Ältere geringere Kompetenzen auf. Dies hängt zwar vor allem damit
zusammen, dass sie andere Voraussetzungen vorfanden, wie zum Bei-
spiel im Bildungssystem, es gibt aber auch Alterungseffekte, denen da-
durch, dass Kompetenzen in Arbeit und Freizeit viel verwendet werden,
entgegengewirkt werden kann.

Die Ergebnisse von PIAAC öffnen somit ein breites Diskussionsfeld und
bringen Fragestellungen und Probleme auf den Tisch, die bisher vernach-
lässigt wurden: Der Kompetenzerwerb findet nicht nur im Schulsystem,
sondern auch später statt, und es gibt eine große Zahl an Personen,
denen es nicht möglich ist, grundlegende Kompetenzen zu erwerben bzw.
zu erhalten. Die Diskussion darf sich nicht, wie bei PISA, nur auf das Bil-
dungssystem beschränken, sondern muss darüber hinausgehen. Die Er-
gebnisse können und sollen ein Anlass dafür sein, eine Bildungsdebatte
zu beginnen, die über die bisherigen „Schuldebatten“ hinausgeht, indem
die unterschiedliche Probleme verschiedener Zielgruppen in unterschied-
lichen Lebensphasen in den Blick genommen werden.
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Anmerkungen
1 OECD Skills Strategy for Austria (2014), 39.
2 Detailliertere Informationen zum Ablauf der Erhebung finden sich in Statistik Austria

(2013a) sowie OECD (2013b)
3 Im Rahmen des von der OECD initiierten und koordinierten Projekts „Definition and

Selection of Competencies“ (DeSeCo) wurden ab Mitte der 1990er Jahre von ExpertIn-
nen konzeptuelle Grundlagen erarbeitet, an denen sich auch die Frameworks für die im
Rahmen von PIAAC getesteten Kompetenzdomänen orientierten. (vgl. Rychen/Salga-
nik 2001 und 2003, OECD 2012). Es wurden bei der PIAAC-Erhebung nicht ausschließ-
lich neue Testaufgaben entwickelt. Die Verwendung von sogenannten „linking items“
(items, die schon in Vorgängererhebungen verwendet wurden) sollte sicherstellen, dass
für Länder, die an mehreren Large-Scale-Assessments teilgenommen haben auch
Trendaussagen möglich sind.

4 Eine Vielzahl weiterer Beispiele findet sich etwa in Statistik Austria (2013a), 22ff.
5 Die OECD gab für einige konkrete Beispiele, wie jenes zu den Kindergartenregeln, lei-

der keinen genauen Schwierigkeitsgrad an, weil diese Beispiele letztendlich im eigentli-
chen Test nicht verwendet wurden.

6 Im technischen Bericht (OECD 2013c), der von der OECD gemeinsam mit dem für die
wissenschaftliche Begleitung und Umsetzung verantwortlichen internationalen Konsor-
tium herausgegeben wurde, sind alle methodischen Entscheidungen und deren techni-
sche Umsetzung umfassend dokumentiert.

7 Im Unterschied zu den Vorgängerstudien IALS und ALL wurde für den Survey of Adult
Skills ein RP Value (Response Probability) von 67% gewählt (IALS/ALL: 80%). Für Zeit-
reihen bzw. Längsschnittbetrachtungen im ersten Ergebnisbericht der OECD (2013a)
wurden daher die Werte für IALS und ALL neu skaliert, um für Trendaussagen vergleich-
bar zu sein. Umgekehrt wird auch die Position der Items des Survey of Adult Skills auf
der Skala unter der Annahme eines RP-Werts von 80% angegeben (OECD 2013b,
Annex A).

8 Detaillierte Darstellungen der Hauptergebnisse finden sich etwa in OECD (2013a),
Chapter 2 und Statistik Austria (2013a), Kapitel 2.

9 Nachdem sich Österreich vor PIAAC nicht an internationalen Erhebungen zu Kompe-
tenzen von Erwachsenen beteiligte und auch in Österreich keine entsprechende Erhe-
bung durchgeführt wurde, beruhen die bisherigen Diskussionen mangels Daten auf
Schätzungen, die sich an Daten aus der Bildungsstatistik, Erhebungen aus anderen
Ländern oder PISA-Ergebnissen orientierten. Auf dieser Grundlage wurde bisher von
einer Größenordnung von 10-20% der Wohnbevölkerung im Erwerbsalter ausgegan-
gen. Die Level One Studie zu funktionalem Analphabetismus in Deutschland (Grotlüs-
chen/Riekmann 2012) weist beispielsweise für die 18-64-Jährigen einen Anteil von etwa
14,5% funktionalen AnalphabetInnen aus.

10 OECD (2013a) 104ff, Statistik Austria (2013) 78ff, Rammstedt (2013) 78ff, Department
for Business, Innovation & Skills (2013) 62ff, Statistics Canada (2013) 27ff.

11 Die beiden Begriffe „Kohorteneffekt“ und „Struktureffekt“ sind nicht völlig trennscharf:
Die höhere Bildungsbeteiligung von jüngeren Altersgruppen etwa ist sowohl Ausdruck
veränderter Rahmenbedingungen (Kohorteneffekt), als auch einer unterschiedlichen
Zusammensetzung der Gruppen.

12 Schaie et al. (2006), Reder (2012), Statistics Canada (2011).
13 Schaie et al. (2006) 20f.
14 Reder (2012) 2.
15 Siehe die in Rammstedt (2013) 78 zitierte Literatur.
16 Siehe Fußnote 7 und Department for Business, Innovation & Skills (2013) 145ff, OECD
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(2013a) 195ff, OECD (2013b), Chapter 5, 73ff, Statistics Canada (2011), Chapter 1,
21ff.

17 Department for Business, Innovation & Skills (2013), Table 6.5., 154, OECD (2013),
Figure 5.4b (L) 197.

18 Ein Umstand, der im Vereinigten Königreich zu einer heftig geführten Schuldebatte
Anlass gab.

19 OECD (2013a) 105.
20 OECD (2013a) 107, Schleicher (2013).
21 OECD (2013a), Figure 3.2 (L), 107.
22 Rammstedt (2013), Abbildung 4.3, 82.
23 vgl. Statistik Austria (2013a) 87 und 41.
24 Betrachtet man die Personen ab 35, also die Bevölkerungsgruppen, bei denen nur noch

ein sehr kleiner Teil in Ausbildung ist, sinkt der Anteil der Personen mit max. Haupt-
schule: Bei den 35- bis 44-Jährigen liegt er bei 17%, bei den 45- bis 54-Jährigen bei 19%
und bei den 55- bis 64-Jährigen bei 27%. Im Gegensatz dazu liegt der Anteil der Perso-
nen mit Hochschulabschluss bei den 25- bis 34-Jährigen bei 14%, bei den 55- bis 65-
Jährigen bei nur 7% (Quelle: Statistik Austria, Registerzählung 2011). Insgesamt nimmt
vor allem der Anteil der Personen mit BHS als auch jene der Personen mit Universitäts-
abschluss zu.

25 Vgl. auch Rammstedt (2013) 96.
26 Vgl. Statistik Austria (2013a) 41.
27 Vgl. Rammstedt (2013) 96.
28 Vgl. Rammstedt (2013).
29 OECD (2013a) unterscheidet zwischen „elementary occupations“, „semi-skilled blue-

collar occupations“, „semi-skilled white-collar occupations“ und „skilled occupations“.
Dies entspricht in etwa folgendem Schema: Hilfsarbeitskräfte, (an-)gelernte manuelle
Tätigkeiten (z. B. landwirtschaftliche FacharbeiterInnen, Handwerksberufe, Anlagen-/Ma-
schinenbedienerInnen), (an-)gelernte Angestellte (z. B. Angestellte im Dienstleistungs-
gewerbe, Handel) und qualifizierte Tätigkeiten (z. B. ManagerInnen, TechnikerInnen)

30 Unter formalem Lernen wird Bildung im regulären Schul- oder Hochschulbereich ver-
standen. Nicht-formales Lernen bezieht sich auf organisierte Lernaktivitäten z. B. im
Rahmen von Kursen oder Seminaren. Informelles Lernen ist nicht institutionalisiert,
weniger strukturiert und kann an allen möglichen Orten und in verschiedenen Formen
stattfinden (z. B. Lesen von Büchern oder Zeitschriften, Lernen über Fernsehen, Radio,
Videofilme oder mittels Computer, Lernen von Freunden, Familienangehörigen, Ar-
beitskollegInnen etc.).

31 Vgl. Statistik Austria (2009, 2013b). Die Beteiligungsmuster korrespondieren mit der
Finanzierungsstruktur, die diese Form der Selektivität begünstigt bzw. reproduziert.
Lassnigg/Vogtenhuber/Osterhaus (2012) zeigen in einer international vergleichenden
Untersuchung der Weiterbildungsfinanzierung, dass in Österreich die Ausgaben der
Gebietskörperschaften gegenüber den betrieblichen und privaten Ausgaben sowie den
Ausgaben im Bereich der Arbeitsmarktpolitik gering sind. Vor allem die Ausgaben im
Rahmen der Arbeitsmarktpolitik sowie die Ausgaben der privaten Haushalte sind im
internationalen Vergleich sehr hoch. Länder mit einer weniger ungleichen Weiterbil-
dungsbeteiligung weisen auch höhere öffentliche Finanzierungsanteile auf. Weiterbil-
dung von Personen mit geringer formaler Qualifikation findet in Österreich im Unter-
schied zu anderen Ländern vor allem in Form von arbeitsmarkpolitischen Maßnahmen
statt.

32 Vgl. CEDEFOP (2011).
33 Die Anforderung, Briefe, kurze Miteilungen oder E-Mails zu lesen, spielt in Österreich für
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70% der Hilfsarbeitskräfte überhaupt keine Rolle, während das z. B. in Finnland oder
Norwegen nur auf knapp die Hälfte dieser Gruppe zutrifft. Der Anteil der Hilfsarbeits-
kräfte, die mit dieser Anforderung zumindest einmal pro Woche konfrontiert sind, beträgt
in Finnland mehr als ein Drittel und ist rund doppelt so hoch wie der entsprechende
Anteil in Österreich. Allerdings dürfte der Zusammenhang zwischen diesen Anforderun-
gen bzw. eingesetzten Kompetenzen und den im Rahmen von PIAAC gemessenen
Kompetenzen nicht eindeutig sein, wie gerade diese beiden Beispiele zeigen: Während
die durchschnittliche Lesekompetenz der Hilfsarbeitskräfte in Finnland mit 267 Punkten
29 Punkte über dem Wert der österreichischen Hilfsarbeitskräfte liegt, ist dieser Wert in
Norwegen mit 238 Punkten gleich hoch wie in Österreich. Ein weiterer Hinweis auf die
Notwendigkeit ausführlicher und vertiefender multivariater Analysen.

34 Vgl. OECD (2013a), Statistik Austria (2013).
35 Kontrolliert für Alter, Geschlecht, Geburtsland und Dauer der Beschäftigung (siehe

OECD 2013a, 232).
36 Ludger Wößmann, Interview in „Die Zeit“, 26. 9. 2013.
37 Hanushek/Wößmann 2008, 2012, Wößmann/Piopiunik 2009, OECD 2010.
38 OECD (2013a), 244.
39 Siehe OECD (2013a), 119.

Zusammenfassung

Die Ergebnisse der internationalen OECD-Studie zu Kompetenzen von Erwachsenen
(PIAAC, Survey of Adult Skills) haben in Österreich bisher nur wenig Resonanz hervorge-
rufen. Einerseits scheint man sich der Tragweite der Ergebnisse nicht klar zu sein – immer-
hin verfügen etwa eine Million Personen nicht über ausreichend Kompetenzen, um am
gesellschaftlichen und beruflichen Leben vollwertig teilnehmen zu können – andererseits
ist die Vielzahl an Resultaten und Analysen nicht einfach zu überblicken. Die Arbeit legt
einen Fokus auf Personen mit besonders niedrigen Kompetenzen, auf Kompetenzniveaus
von Älteren, Personen mit Migrationshintergrund, die Rolle des informellen Lernens am
Arbeitsplatz und Verteilungsfragen. Dabei sollte klar werden, dass dem Kompetenzerwerb
an Schulen und Universitäten am Beginn der Berufslaufbahn zwar eine wichtige Rolle für
die weitere Karriere zukommt, dass aber der einseitige Blick auf die Erstausbildung die
Möglichkeiten des Kompetenzerwerbes in späteren Jahren (Stichwort: lebensbegleitendes
Lernen) vernachlässigt und damit zu einer Engführung in der Debatte führt.

Abstract

Until recently, the OECD Survey of Adult skills (also called „PIAAC“) did not cause any
major reactions from stakeholders in Austria. This came somewhat as a surprise as one of
the main results shows that approximately one million people in Austria are not able to fully
participate in daily and working life due to lacking skills and competences. But maybe it is
just the tremendeous volume of empirical results released that is difficult to digest in such a
short time. This paper sheds light on the following aspects: How large is the group of very
low achievers? Which competences do older people and persons with migrants back-
ground own? What can be said regarding informal learning at the work place? One of the
main conclusions of the article refers to role of lifelong learning – though early education
has long-term effects, the enhancement of skills and competences in the course of adult
careers and work experiences is of crucial importance, too.
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Angebotsstrukturen von stationären
Pflegeleistungen in Österreich:

Eine empirische Bestandsaufnahme1

Romy Müller, Engelbert Theurl

1. Einleitende Bemerkungen

Die Bereitstellung (Angebot/Finanzierung) von Pflegeleistungen ist der-
zeit in vielen europäischen Staaten im Umbruch. Die Ursachen dafür sind
vielfältig. Ordnungspolitisch hat die Diskussion der Binnenmarktregelun-
gen der EU für die Bereiche Soziale Dienstleistungen bzw. Öffentliche
Auftragsvergabe die Perspektive auf mögliche institutionelle Designs in
diesem Sektor erweitert. Zeitlich schon wesentlich früher hat das Konzept
des „Internal Market“ im National Health Service Großbritanniens zu einer
Änderung der Sichtweisen über geeignete Governance-Strukturen auch
bei den übrigen Sozialleistungen – insbesondere im Pflegesektor – ge-
führt.2 Anstöße in eine ähnliche Richtung hat in den USA das Entho-
ven’sche Konzept des „Managed Care“ bzw. der „Managed Competition“
gegeben.

Darüber hinaus haben grundlegende gesellschaftliche Paradigmen-
wechsel (z. B. Veränderung der Geschlechterrollen, Substitution von reli-
giös bzw. ideologisch fundiertem Vertrauen durch Vertrauen in die profes-
sionelle Qualität von Leistungsanbietern, gleichzeitig sinkendes Vertrauen
in die Selbststeuerungskraft von professionellen Systemen und Substitu-
tion der Selbststeuerung durch auf externe Experten gestützte Evaluie-
rung [Stichwort: Evidence Based Nursing]) die Pflegedebatte befruchtet
und den Rahmen der Leistungsbereitstellung verändert.3

Diese ordnungs- und gesellschaftspolitischen Anstöße sind zumindest
teilweise auch Ausfluss fundamentaler Änderungen in den sozio-
ökonomischen und sozio-demografischen Rahmenbedingungen der Be-
reitstellung/Finanzierung von Pflegeleistungen. Es sind dies: die säkular li-
near ansteigende Lebenserwartung, der Rückgang in den Geburtenraten,
Verschiebungen in der Altersstruktur der Bevölkerung, ein geändertes
ökonomisches Umfeld mit gestiegenen Mobilitätsanforderungen am Ar-
beitsmarkt, geänderte Familien-, Haushalts-, Geschlechter- und Wohn-
strukturen. Diese Veränderungen haben wichtige Konsequenzen für das
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Angebot und die Finanzierung von Pflegeleistungen und zeigten in vielen
Staaten die Brüchigkeit bisher praktizierter Konzepte auf und machten es
notwendig die bisherige Arbeitsteilung zwischen Familie, Nonprofit-Orga-
nisationen, dem Staat sowie kommerziellen Anbietern zu hinterfragen.4

Die Bereitstellung von Pflegeleistungen erfolgt teilweise in einem Drei-
ecksverhältnis. Der marktübliche duale Austausch „Leistung gegen Ent-
gelt“ zwischen dem Leistungsanbieter und dem Leistungsnutzer ist zumin-
dest partiell durchbrochen bzw. modifiziert. Diese Dreiecksbeziehung ent-
steht durch das Einschalten eines „Finanzintermediärs“. Sind Individuen
risikoavers, dann wirkt dies prinzipiell wohlfahrtssteigernd, weil der Fi-
nanzintermediär Ausgabenschocks, die durch das individuell nicht vorher-
sehbare Ereignis Pflegebedürftigkeit entstehen, abmildert und dadurch zu
einer Glättung des Konsumpfades beiträgt. Diese Erweiterung der Trans-
aktionspartner um den Finanzintermediär hat auch zur Konsequenz, dass
Pflegevorsorge in zwei – wenngleich interdependente – Aufgaben zerfällt,
die auch unterschiedlichen ordnungspolitischen Ausgestaltungsoptionen
zugänglich sind:

ii. die Absicherung/Finanzierung des Pflegerisikos und
ii. die Organisation/Produktion/Remuneration von Pflegeleistungen (Pfle-

geeinrichtungen).
Der folgende Beitrag spart Aufgabe (i) weitgehend aus und konzentriert

sich auf ausgewählte Aspekte von Aufgabe (ii) in Österreich. Trotzdem ist
es notwendig, kurz auf das „historische Erbe“ in Aufgabe (i) einzugehen,
weil damit wesentliche Einsichten in die bestehenden Strukturen in Aufga-
be (ii) gewonnen werden können. Das Absicherungssystem von Pflegeri-
siken in Österreich beruht historisch auf einer Finanzierungspartnerschaft
„Privat/Öffentlich“. Allerdings erscheint diese Finanzierungspartnerschaft
ökonomisch suboptimal. Diese Suboptimalität, die sich insbesondere in
der Zeit vor dem Pflegegeldsystem 1993 überdeutlich manifestierte,5 leitet
sich einerseits aus der polit-ökonomischen Gründungskonstellation bzw.
-rationalität der Sozialsysteme vom Bismarck-Typ und andererseits aus
der historischen Entwicklung der Armenfürsorge ab. Wichtige Weichen-
stellungen sind dabei: die Fokussierung der Leistungserbringung im Ge-
sundheitswesen auf die Wiederherstellung von Erwerbsfähigkeit und
Gesundheit und daraus folgend die Nachrangigkeit der Pflege, die Schnitt-
stellenproblematik zwischen Gesundheits- und Pflegeabsicherung, der
starke Verweis des Pflegerisikos auf das familiäre System und – subsidiär
dazu – auf das System der Sozialhilfe, welches sich seinerseits aus der
dezentral organisierten Armenfürsorge des Mittelalters bzw. des Absolu-
tismus entwickelte.6 Mit der starken Zunahme der Nachfrage nach extra-
familiärer Pflege in den 80er-Jahren des letzten Jahrhunderts führte diese
Weichenstellung zwangsläufig zu einer Transformation der Aufgabe der
Sozialhilfe. Diese war als unterstes Netz der sozialen Absicherung konzi-
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piert, wurde aber aufgrund familiärer Überforderungen zunehmend für die
Abdeckung eines „Normalrisikos“ herangezogen. Angesichts der vielfach
katastrophalen ökonomischen Auswirkungen des Pflegerisikos, der nur
eingeschränkten Risikostreuung der auf einem Bedürftigkeitsnachweis
(means test) beruhenden Sozialhilfe und der durch eben diesen induzier-
ten negativen Spar- und Vermögensbildungsanreize konnte dieses Sy-
stem die Aufgabe der „Absicherung“ nur unzureichend erfüllen. Subopti-
mal war die Finanzierungspartnerschaft „Privat/Öffentlich“ damit letztlich
deswegen, weil sie dem individuellen und familiären Bedürfnis auf Glät-
tung des Konsumpfades nur sehr eingeschränkt Rechnung getragen hat.
Diese negativen Effekte wurden durch den im Pensionsversicherungssy-
stem implementierten „Hilflosenzuschuss“ nur unzureichend kompensiert.

Das Pflegegeldsystem 1993 sowie wichtige flankierende und weiterfüh-
rende Maßnahmen sozialrechtlicher Natur in den Folgejahren haben
einen Teil dieser Mängel beseitigt.7 Im Pflegegeldsystem wurden die be-
stehenden organisatorische Infrastrukturen genutzt, die Institutionen-
Neutralität und damit die Wahlfreiheit in der Pflegeversorgung durch das
Prinzip des „Geldtransfers“ verwirklicht, Unterschiede in den Ansprüchen
durch das Finalprinzip weitgehend beseitigt, der Bedürftigkeitsnachweis
zumindest im Bereich der Geldtransfers abgeschafft und gleichzeitig die
Gefahr der moralischen Versuchung (moral hazard) durch die Verwirkli-
chung eines rigorosen Idemnitätsprinzip8 in der Leistungsgewährung wirk-
sam eingeschränkt.

Die historische Entwicklung der Pflegevorsorge in enger Verzahnung mit
der auf der Bundesländerebene gesteuerten Sozialhilfe bzw. Armenfür-
sorge hat aber dazu geführt, dass im Angebot von stationären Pflegeleis-
tungen kommunale Institutionen eine gewichtige Rolle spielen und große
Unterschiede in den Angebotsstrukturen und -dichten zwischen den Bun-
desländern existieren. Die dezentrale Steuerung der Pflege auf der Bun-
desländerebene ist auch ein Grund dafür, dass österreichweite Informa-
tionen über wichtige Dimensionen der stationären Pflege (z. B. das Pflege-
angebot differenziert nach Rechtsträgern und disaggregiert nach Regio-
nen, Informationen über Preise bzw. Preisbildungsformen in Pflegeheimen,
Inputintensitäten und -strukturen, Indikatoren für Pflegequalität auf einer
intermediären und finalen Ebene) in der Vergangenheit nicht systematisch
erhoben wurde.9

Der nachfolgende Beitrag hat es sich zum Ziel gesetzt, diese Informa-
tionslücke zu verkleinern. Aufgabe des Beitrages ist es das stationären
Pflegeangebotes in Österreich darzustellen. Die Schwerpunkte liegen
dabei auf einer Bestandsaufnahme der stationären Pflegekapazitäten, der
Struktur der Rechtsträger und der regionalen Differenzierung des Pflege-
angebots. Der Beitrag stellt einen Querschnitt für das Jahr 2010 in den Mit-
telpunkt. Entwicklungen des Pflegeangebotes über die Zeit werden aus
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Gründen der eingeschränkten Datenverfügbarkeit bzw. -vergleichbarkeit
nur partiell präsentiert. Der Beitrag konzentriert sich auf das stationäre
Pflegeangebot und blendet semi-stationäre bzw. ambulante Pflegeange-
bote sowie Angebote im informellen Sektor (Familie, Nachbarschaftshilfe)
aus. Unberücksichtigt bleiben dabei auch die Pflegeangebote in Kranken-
anstalten. Aufbauend auf der Darstellung des Status quo werden ausge-
wählte Dimensionen des Pflegeangebotes einer vertieften Analyse/Dis-
kussion unterworfen.

Dies gilt insbesondere für die regionalen Unterschiede in der bereitge-
stellten Pflegekapazität in Verknüpfung mit der Rechtsträgerstruktur von
Pflegeeinrichtungen. Erst die Verknüpfung von bereitgestellter Pflegeka-
pazität und Rechtsträgerstruktur in regional sinnvoll abgegrenzten Einhei-
ten macht es möglich, Aussagen über die Auswirkungen von Rechtsträ-
gerstrukturen zu formulieren. Österreichweit – mit Einschränkungen aber
auch bundesländerweit – aggregierte Informationen verschleiern die gro-
ßen regionalen Unterschiede im Pflegeangebot. Sie sind daher auch zur
Analyse der Auswirkungen von Rechtsträger- bzw. Angebotsstruktur (z. B.
Wettbewerbsintensität am „Pflegemarkt) auf verschiedene Leistungsindi-
katoren der Pflege ungeeignet.

Diese Feststellung ist im Lichte der aktuellen internationalen wissen-
schaftlichen Diskussion über die Pflege zu sehen. In den Pflegewissen-
schaften – vor allem in deren ökonomischer Ausrichtung – hat sich näm-
lich in den letzten Jahren eine äußerst intensive Diskussion darüber
entwickelt, (i) welche Effekte die Art der Eigentümerschaft (öffentlich, pri-
vat-gemeinnützig, privat-gewinnorientiert) an stationären Pflegeeinrich-
tungen auf die Leistung von Pflegeheimen – dabei insbesondere auf die
Pflegequalität – hat,10 (ii) ob es im Hinblick auf die Pflegequalität einen op-
timalen Mix in der Eigentümerstruktur auf dem „relevanten Markt“ gibt11

und (iii) welche Rolle der Wettbewerb bzw. die Arbeitsteilung zwischen
Pflegeheimen auf die Pflegequalität hat.12 Im Lichte dieser Erkenntnisin-
teressen und der empirischen Ergebnisse dieser Literatur verfolgt der
nachfolgende Beitrag ein eingeschränktes Anliegen. Im Vordergrund steht
die Bestandsaufnahme wichtiger Dimensionen des stationären Pflegean-
gebotes in Österreich. Eine durch normative Kriterien geleitete Evaluie-
rung dieser Strukturen erfolgt nur partiell. Ebensowenig ist die Identifika-
tion bestehender und zukünftiger Versorgungslücken intendiert. Die
skizzierten Fragestellungen (i)-(iii), die Teil einer solchen Evaluierung sein
sollten, lassen sich für stationäre Pflegeeinrichtungen in Österreich auch
nicht beantworten. Dazu fehlt derzeit eine adäquate Informationsgrundla-
ge, konkret mangelt es an Daten zu verschiedenen Dimensionen der Leis-
tung von Pflegeheimen – insbesondere Indikatoren für die Pflegequalität –
auf der Ebene einzelner Einrichtungen (Mikrodaten) in einer ausreichen-
den Stichprobengröße.
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Der Beitrag gliedert sich wie folgt. In Gliederungspunkt 2.1 werden die
wichtigsten ordnungspolitischen Regelungen, die für das Pflegeangebot
relevant sind, dargestellt. In Gliederungspunkt 2.2 wird die Vorgangsweise
in der Datenerhebung kurz beschrieben und werden wichtige Abgrenzun-
gen vorgenommen. In Gliederungspunkt 2.3 wird die Angebotsstruktur
nach verschiedenen Trägern und Regionen disaggregiert analysiert und
evaluiert. In Gliederungspunkt 2.4 werden ausgewählte Implikationen des
empirischen Befundes detaillierter diskutiert. In Gliederungspunkt 3 wer-
den weiterführende Forschungsfragen und Schlussfolgerungen aufgezeigt.

2. Das Angebot an stationärer Pflege in Österreich

2.1 Ordnungspolitische Rahmenbedingungen des Pflegeangebotes
in Österreich

Die Darstellung des Angebots stationärer Pflegeleistungen kann sich
nicht in einer rein quantitativen Darstellung von Pflegekapazitäten (z. B.
geordnet nach Regionen und nach Rechtsträgern) erschöpfen. Vielmehr
gilt es, auch den Ordnungsrahmen, innerhalb dessen stationäre Pflege-
leistungen angeboten werden, zu beschreiben. Bis in die frühen 90er-Jah-
re des letzten Jahrhunderts gab es in keinem österreichischen Bundes-
land generelle und explizite Richtlinien über wichtige Parameter für den
Marktzutritt von Anbietern im Bereich der stationären Pflege13 (z. B. Errich-
tungs- und Betriebsvoraussetzungen, Qualitätsstandards, Trägereigen-
schaften). Vereinzelt fanden sich Regelungen in den Sozialhilfegesetzen
oder Verordnungen, wie zum Beispiel in einer Verordnung zum Salzburger
Sozialhilfegesetz, die bereits 1978 Richtlinien für die Errichtung und den
Betrieb von Alten- und Pflegeheimen fixierte14 – jedoch war man auch hier
von umfassenden Vorgaben weit entfernt. Erst durch das Bekanntwerden
der Vorfälle im Krankenhaus Lainz (1989) erkannte man den dringenden
Handlungsbedarf und unternahm ernsthafte Schritte für eine österreich-
weite gesetzliche Regelung eines allgemeinen „Heimrechtes“ bzw. „Heim-
vertragsrechtes“ unabhängig vom Status der zu Pflegenden (Selbstzahler
vs. Sozialhilfeempfänger) und unabhängig vom Einrichtungsbetreiber. Ein
erster Schritt war die Ausarbeitung eines Entwurfs zu einem Bundespfle-
geheimgesetz (1990), eine Initiative, die 1992 letztlich an der fehlenden
Bundeszuständigkeit in dieser Materie scheiterte. Im Rahmen der Pflege-
vorsorgereform 1993 verpflichteten sich der Bund und die Bundesländer
„im Rahmen der ihnen verfassungsrechtlich zugeordneten Kompetenzbe-
reiche ein umfassendes Pflegeleistungssystem an Geld- und Sachleistun-
gen zu schaffen“ (Art.1 [2]) und „die Vorsorge […] bundesweit nach glei-
chen Zielsetzungen und Grundsätzen zu regeln“ (Art. 1 [1]).
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Dabei sind neben der Rechtsmaterie „Pflegegeld“ im Wesentlichen zwei
Rechtsbereiche von besonderer Relevanz: (i) das Heimrecht (inklusive
dem Heimvertragsrecht) und (ii) das Sozialhilferecht bzw. das Recht der
bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMS). Das Heimrecht umfasst in
erster Linie Regelungen für die Errichtung, den Betrieb und die Aufsicht
von stationären Pflegeheimen und Pflegeeinrichtungen.15 Diese Rege-
lungen sind (mittlerweile) in eigenen Heimverordnungen (OÖ, NÖ) oder
Heimgesetzen der Bundesländer verankert und legen qualitative und
quantitative Mindeststandards für Pflegeeinrichtungen fest.16 Zudem wer-
den darin die Bewilligungspflicht und die Anerkennung von Pflegeeinrich-
tungen geregelt, wodurch öffentlichen Organen (Ländern oder Bezirksver-
waltungsbehörden) teilweise das Recht zur bedarfsorientierten Angebots-
steuerung übertragen wird. Das Angebot im Pflegesektor wird daher nicht
umfassend durch den Markt reguliert, sondern teilweise direkt durch die
Bundesländer kontrolliert. Diese entscheiden über die Bewilligung/Aner-
kennung von Einrichtungen, und deren Entscheidungen orientieren sich –
nach Bundesländern allerdings stark differenziert – an den aktuellen Be-
darfs- und Entwicklungsplänen (BEP) der Länder. In den Heimgesetzen
und Heimverordnungen finden sich zum Teil auch Regelungen hinsichtlich
der Arten von Trägern, die im jeweiligen Bundesland Anerkennung finden,
wodurch direkt auf die Trägerstruktur Einfluss genommen wird.17

Das Sozialhilferecht bzw. in Nachfolge das Recht der BMS regelt den
Anspruch auf finanzielle Unterstützung bei stationärem Pflegebedarf,
wenn die dadurch entstehenden Kosten nicht in vollem Umfang von den
Pflegebedürftigen (inklusive Pflegegeld) und deren Angehörigen gedeckt
werden können. Es beeinflusst damit über den Umstand, dass die große
Mehrheit der Pflegebedürftige solche Mittel in Anspruch nehmen, indirekt
die Angebotsstruktur. Prinzipiell wird Unterstützung nur für die Pflege in
von den Ländern anerkannten Einrichtungen, mit denen eine Tarifverein-
barung besteht, gewährt. Dabei sind die Detailregelungen bezüglich der
Anerkennung privater gewinnorientierter Träger österreichweit sehr inho-
mogen und aufgrund der zum Teil unpräzisen Gesetzesformulierungen
auch nicht immer eindeutig. Aus detaillierten Recherchen bei den zustän-
digen Landesregierungen ergibt sich, dass in drei von neun Bundeslän-
dern private gewinnorientierte Träger von Pflegeheimen von der Refun-
dierung über die Sozialhilfe/Mindestsicherung ausgeschlossen sind. In
Oberösterreich, Wien und Tirol wird (zumindest) der Status der privaten
Gemeinnützigkeit für Zuzahlungen vorausgesetzt. In allen anderen Bun-
desländern haben, nach Auskunft der Landesregierungen, private ge-
winnorientierte Träger zumindest die Möglichkeit, anerkannt zu werden –
jedoch müssen die Einrichtungen die qualitativen und quantitativen Vor-
aussetzungen nach dem jeweiligen Heimrecht erfüllen, von Seiten der
Landesregierung bzw. Bezirksverwaltungsbehörde bewilligt sein und mit
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diesen einen privatrechtlichen Vertrag abschließen. Der Vertragsab-
schluss beinhaltet zumeist auch Vereinbarungen hinsichtlich der Heimtari-
fe. In den meisten Bundesländern dürfen die in privaten kommerziellen
Einrichtungen verrechneten Tarife nicht höher sein als jene in gemeinnüt-
zigen Einrichtungen. In welchem Umfang private gewinnorientierte Träger
im jeweiligen Bundesland im Endeffekt an der Bereitstellung stationärer
Pflegedienstleistungen beteiligt werden, ist jedoch von Bundesland zu
Bundesland unterschiedlich und hängt von den jeweiligen Strategien der
Landesregierungen ab.

Hinsichtlich der Qualität der Angebote unterliegen alle anerkannten Ein-
richtungen den Qualitätskontrollen der Landesregierungen bzw. Bezirks-
verwaltungen. Damit wird ein gewisser qualitativer und quantitativer Min-
deststandard bei der Bereitstellung stationärer Pflege gewährleistet.18

Zusätzlich wurde nach einer ersten Pilotphase 2009 das Nationale Quali-
tätszertifikat (NQZ) eingeführt. Es ist ein „österreichweit einheitliches […]
Fremdbewertungsverfahren zur objektiven Bewertung der Qualität der
Leistungserbringung von Alten- und Pflegeheimen in Österreich“19 und hat
zum Ziel, Anreize für eine über die gesetzlichen Mindestvorgaben hinaus-
gehende Qualität in der Leistungserbringung zu setzen. Damit soll die
Qualität von Alten- und Pflegeheimen für die Klienten sichtbar und besser
vergleichbar gemacht werden.

Aus einer ordnungspolitischen Warte lässt sich zusammenfassend kon-
statieren, dass es durch die gesetzlichen Änderungen in den letzten zwan-
zig Jahren gelungen ist,

iii. das Angebot von stationären Pflegeleistungen – wenngleich nach
Bundesländern stark differenziert – teilweise aus der „Welt der So-
zialhilfe“20 herauszulösen,

iii. die Rolle/Verpflichtung der Bundesländer für die Organisation des
Angebots an Pflegekapazitäten expliziter zu machen,

iii. die Rechte der Klienten im Sinne des Konsumentenrechts zu veran-
kern und zu stärken,

iv. die Auswahlverfahren zur Bereitstellung der öffentlich benötigten
Pflegekapazitäten zwischen potenziellen Leistungsanbietern (z. B.
öffentliche vs. private gemeinnützige vs. private gewinnorientierte)
„offener bzw. neutraler“ zu gestalten. Letzteres impliziert eine stärke-
re Trennung der öffentlichen Verantwortlichkeit für das Pflegeange-
bot und die Ausgestaltung der Eigentümerschaft an den Ressourcen,
die für die Produktion von Pflegeleistungen notwendig sind.

Die Preise für stationäre Pflegeplätze variieren stark zwischen dem Seg-
ment der Selbstzahler (eigene finanzielle Mittel + Pflegegeld) auf der einen
Seite und jenen Pflegebedürftigen, die auf Mittel aus der Sozialhilfe (bzw.
dem BMS) angewiesen sind. Im Bereich der Selbstzahler (insgesamt ca.
25% der Pflegebedürftigen im österreichischen Durchschnitt) sind die
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Preise nicht reguliert. Preisdifferenzierungen zwischen dem Segment der
Selbstzahler und dem jener Pflegebedürftigen, die auf zusätzliche öffentli-
che Mittel zurückgreifen müssen, finden sich grundsätzlich in allen For-
men von Heimträgerschaften. Systematische und österreichweite Infor-
mationen über Preise für Selbstzahler existieren derzeit nicht. Für
öffentliche bzw. öffentlich finanzierte Heimplätze sind die Preise reguliert
und orientieren sich an gesetzlichen Tarifvorgaben in den einzelnen Bun-
desländern. Die Tarifvorgaben der Bundesländer folgen aber keiner ein-
heitlichen Systematik. Unterschiede lassen sich vor allem in folgenden
Punkten feststellen: (i) in der Differenzierung/Nichtdifferenzierung zwi-
schen Selbstzahlern und Pflegebedürftigen mit öffentlicher Unterstützung,
(ii) im Geltungsbereich und in den Orientierungsindikatoren der Tarife (z.
B. einheitliche Tarife für alle Leistungsanbieter vs. diskretionäre Spielräu-
me in Abhängigkeit von regionalen Spezifika, Abstufung der Tarife nach
der Pflegeintensität), (iii) in der Stringenz der Fixierung der Tarife durch die
öffentliche Regulierungsbehörde.

Tabelle 1 gibt über die tarifliche Situation in den Bundesländern für
Heimbewohner mit öffentlicher Unterstützung in stationären Einrichtungen
für das Jahr 2010 Auskunft. In Tabelle 1 sind die selbst errechneten durch-
schnittlichen Nettotarife in der stationären Pflege differenziert nach Pfle-
gestufe 1-7 auf Monatsbasis dargestellt. Die Tarife setzen sich zumeist
aus einem von der Pflegestufe unabhängigen Grundtarif und einem Zu-
schlag abhängig von der Pflegestufe zusammen. Es sei betont, dass es
sich dabei um Durchschnittswerte handelt. Tabelle 1 zeigt, dass die Tarif-
niveaus im Durchschnitt stark streuen (Spreizung: höchster Wert [Wien]
zu niedrigstem Wert [Salzburg]: 1,56) und dass die Zuschläge für die Pfle-
geintensität sehr unterschiedlich sind z. B. niedrige Zuschläge in Wien
(Spreizung Pflegestufe 7 zu Pflegestufe 2: 1,5), hohe Zuschläge in Tirol,
Salzburg, Vorarlberg, Niederösterreich (z. B. Spreizung Pflegestufe 7 zu
Pflegestufe 2 in Niederösterreich: 2,2). Zudem unterscheiden sich die Ta-
rife innerhalb der Bundesländer zwischen den Einrichtungen relativ stark
(z. B. sehr geringe Variation der Tarife beispielsweise in Vorarlberg, Salz-
burg, Steiermark, Niederösterreich; große Variationen der Tarife u. a. in
Tirol, Kärnten, Wien).21

2.2 Zur Vorgangsweise bei der Datenerhebung

Da die Organisation der Pflege in Österreich in den Kompetenzbereich
der Bundesländer fällt, gibt es bis heute keine zentral durchgeführte, bun-
desländerübergreifende Pflegestatistik, aus der das Pflegeangebot, diffe-
renziert nach Trägern und nach Regionen, ersichtlich wird.22 Vereinzelt
finden sich Informationen auf der Ebene der Länder, jedoch ist auf Basis
dieser Zahlen ein Vergleich zwischen den Bundesländern und über ver-
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schiedene Jahre hinweg kaum möglich, da in den einzelnen Bundeslän-
dern unterschiedliche Kategorisierungen und Erhebungsmethoden zur
Anwendung kommen und keine Kontinuität in den Statistiken feststellbar
ist. Aus diesem Grunde wurden, wenn nicht anders vermerkt, die Informa-
tionen zur Angebotsstruktur in Österreich selbst erhoben. Durch die exak-
te geografische Verortung der einzelnen Einrichtungen können die Ange-
botsstrukturen bis auf die Gemeindeebene heruntergebrochen werden. Im
Folgenden werden die Angebots- und Trägerstrukturen aber auf Bezirks-
niveau aggregiert. Ausgangsdokument der Datenerhebung sind Informa-
tionen des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz (BMASK). In den vom BMASK veröffentlichten Broschüren
„Altenheime und Pflegeheime in Österreich“ (zitiert als 2010a, b, c) finden
sich nach Bundesländern geordnet alle stationären geriatrischen Pflege-
einrichtungen mit jeweils einem zweiseitigen Datenblatt zu den Eigen-
schaften der Einrichtung. Stichtag des Abschlusses der Datenerhebung
war der 1.8.2010. Nach dem BMASK gelten als Heime im Sinne der Publi-
kation solche, die Wohnmöglichkeiten und/oder Pflege für ältere Men-
schen anbieten. Die Informationen des BMASK basieren auf Selbstaus-
kunft der Heimverwaltungen. Hinsichtlich der Trägerschaft wird in den
Informationen des BMASK ausschließlich zwischen öffentlichen und pri-
vaten Einrichtungen unterschieden, die weitere Unterscheidung zwischen
privaten gemeinnützigen und privaten gewinnorientierten Einrichtungen
fehlt. Alle privaten Einrichtungen, bei denen keine eindeutige Zuordnung
zu einer der beiden Kategorien möglich war, wurden daher persönlich kon-
taktiert. Mögliche Fehlerquellen in den nachfolgenden Darstellungen erge-
ben sich daher durch falsche telefonische Auskünfte von Seiten der Ein-
richtungsleitung bzw. auch durch falsche Angaben in den Broschüren des
BMASK, die ebenfalls auf Selbstauskunft der Heimverwaltungen beru-
hen.23

Die Heimplätze lt. Definition des BMASK lassen sich je nach Ausmaß
des Pflegeangebotes in unterschiedliche Subkategorien unterteilen, und
zwar in Pflegeplätze, Pflegewohnplätze und reine Wohnplätze. Unter
Wohnplätzen versteht man Wohnangebote für SeniorInnen, die eine bei
Bedarf anfallende intensivere Pflege (meist über Pflegestufe 3 lt. Pflege-
geldregelung) ausschließen. Zumeist ist in der Folge eine Übersiedelung
in ein Pflegeheim oder eine Pflegestation notwendig. Unter Pflegeplätzen
versteht man Wohn- und Pflegeangebote, für deren Inanspruchnahme
das Vorliegen von Pflegebedürftigkeit (meist über Pflegestufe 3) Voraus-
setzung ist. Wohnplätze mit Pflege sind Wohnangebote, für die der Träger
Vorkehrungen getroffen hat, um im Bedarfsfall die notwendige Pflege und
Betreuung in derselben Wohneinheit durchführen zu können. Im Zuge der
Datenerhebung ergaben sich deutliche Hinweise, dass die obigen Katego-
risierungen aus unterschiedlichen Gründen in den empirischen Erhebun-
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gen Unschärfen aufweisen, insbesondere in der Abgrenzung von Wohn-
plätzen mit Pflege.24 Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, wurden in
der statistischen Auswertung die Pflegewohnplätze den Pflegeplätzen zu-
gerechnet. Pflegekapazitäten, die von Krankenanstalten angeboten wer-
den, sind in dieser Auswertung nicht erfasst.25 Die Darstellung betont den
Querschnitt im Jahre 2010, Informationen über die Entwicklung über die
Zeit stehen nur sehr lückenhaft zur Verfügung und werden daher nur am
Rande präsentiert.26 Dies gilt insbesondere für regional (z. B. auf Bezirks-
ebene) und strukturell (z. B. für die Trägerstruktur) vertiefte Aussagen.

2.3 Stationäre Pflegekapazitäten – Ein Überblick über Entwicklung
und Struktur

Empirische Untersuchungen von mehreren Autoren bzw. die eigene Er-
hebung lassen den Schluss zu, dass die Pflegekapazitäten (Zahl der
Heimplätze)27 im Zeitraum 1983-2010 um ca. 54% gestiegen sind, und
zwar von 48.800 auf 75.000 Heimplätze. Im Vergleich dazu vergrößerte
sich die Bevölkerungsgruppe der über 74-Jährigen28 um 30%. Abbildung 1
zeigt die Veränderung der Versorgungsdichte im Zeitraum 1997-2010.

Abbildung 1: Die Entwicklung der Versorgungsdichte
(Heimplätze/1.000 Einwohner im Alter >74) in Österreich 1983-2010

Quellen: eigene Berechnungen auf Basis von Badelt (1989) für 1983; Schmid (2002) für
1997; Schaffenberger/Pochobradsky (2004) für 2002; Riedel/Kraus (2010) für 2006 und
eigener Erhebungen für 2010; Bevölkerungszahlen: Statistik Austria (2012).

Die Versorgungsdichte in Österreich hat sich zwischen 1983 und 2002
von 102 auf 123 Heimplätze pro 1.000 EinwohnerInnen im Alter über 74
erhöht, sinkt dann im Jahr 2006 und steigt dann im Jahr 2010 wiederum
auf 112 Heimplätze an. Die Verringerung seit 1997 kann zum einen mit der
demografischen Entwicklung und dem starken Wachstum der Bevölke-
rungsgruppe über 74 erklärt werden. Zum anderen sind die generelle Um-
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strukturierung im Pflegesektor und die Schwerpunktverlagerung von sta-
tionären hin zu ambulanten und mobilen Pflegeangeboten dafür verant-
wortlich. Das kritische Symptomniveau, welches zur Inanspruchnahme
stationärer Pflegeangebote führt, ist im Zeitverlauf gestiegen. Teilweise
finden sich die rechtlichen Grundlagen für diesen Anstieg explizit in den
Sozialhilfe/Mindestsicherungsregelungen der einzelnen Bundesländer. In
Niederösterreich beispielsweise werden Pflegebedürftige erst ab Pflege-
stufe 3 in stationäre Einrichtungen aufgenommen; in der Steiermark, in
Oberösterreich und im Burgenland sogar erst ab Pflegestufe 4. In niedri-
geren Pflegestufen wird der Bedarf vor allem durch kostengünstigere am-
bulante und mobile Pflegeangebote gedeckt.

Empirisch lässt sich diese Entwicklung auch an der Verschiebung in der
Typologie der Heimplätze ablesen. Im Jahr 2010 waren 83% aller Heim-
plätze Pflegeplätze (inklusive Wohnplätze mit Pflege), und nur 17% wur-
den als Wohnplätze (mit Option auf geringfügige Pflegeleistungen meist
bis zur Pflegestufe 3) geführt. Im Jahr 1997 betrug das Verhältnis „Pflege-
plätze : Wohnplätze“ noch 72% : 28%.29

Tabelle 2 zeigt einen Vergleich der Pflegeeinrichtungen bzw. Pflegeplät-
ze disaggregiert nach Rechtsträger in den Jahren 1983 und 2010. Die Da-
tenquellen, die beiden Jahren zugrunde liegen, erscheinen prinzipiell ver-
gleichbar, trotzdem ist in der Interpretation aus den bereits genannten
Gründen Vorsicht angebracht. Insgesamt zeigt sich ein absoluter Anstieg
der Kapazitäten sowohl hinsichtlich der Zahl der Pflegeeinrichtungen als
auch hinsichtlich der Pflegeplätze. Die Daten signalisieren zudem, dass
die durchschnittliche Einrichtungsgröße leicht gesunken ist. In der Träger-
struktur ergeben sich deutliche Verschiebungen im Zeitablauf. Der Anteil
der öffentlichen Träger ist im Zeitraum 1983-2010 sowohl hinsichtlich der
Pflegeeinrichtungen (67% → 51%) als auch hinsichtlich der Platzkapazi-

Tabelle 2: Trägerstruktur von Pflegeeinrichtungen in Österreich –
Vergleich der Jahre 1983 und 2010
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Öffentlich 343 67 37.130 76 434 51 45.585 61

Privat gemeinnützig 137 27 9.601 20 250 30 20.385 27

Privat gewinnorientiert 30 6 1.876 4 163 19 9.168 12

Total 510 100 48.807 100 847 100 75.136 100

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis eigener Erhebungen und auf Basis von Badelt
(1989) 168.
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tät (76% → 61%) deutlich gesunken. Dieser Reduktion stehen steigende
Anteile einerseits privater gemeinnütziger Träger (Pflegeeinrichtungen
27% → 30%; Platzkapazität (20% → 27%) und privater-gewinnorientierter
Träger (Pflegeeinrichtungen 6% → 19%; Platzkapazität (4% → 12%) ge-
genüber. Insgesamt zeigt sich im betrachteten Zeitraum in der aggregier-
ten Betrachtung eine substanzielle Verschiebung des Angebots in seiner
Eigentümerstruktur. Die derzeitige Datenlage erlaubt es nicht, diese Ver-
schiebungen auf regionaler Ebene zu präsentieren. Die Daten für 2010
lassen aber den eindeutigen Schluss zu, dass insbesondere die steigen-
den Anteile des privaten gewinnorientierten Angebots regionsbezogen
sind (insbesondere Steiermark, teilweise Kärnten und Burgenland), wäh-
rend sich in der Mehrheit der Bundesländer im Anteil des privaten gewinn-
orientierten Angebots kaum substanzielle Änderungen ergeben haben.
Anekdotische Evidenz für einzelne Bundesländer (Bezirke) zeigt zudem
eine geringfügige Substitution kommunaler Angebote durch säkulare, pri-
vate gemeinnützige Träger in diesem Zeitraum.

Die Differenzierung der Einrichtungen nach der „Art der Heimplätze“ und
damit nach dem „Zielklientel“ gestaltet sich schwierig, weil wie bereits be-
tont (i) in den einzelnen Bundesländern unterschiedliche Terminologien
verwendet werden und sich (ii) die Strukturen im Umbruch befinden. So
wird in einigen Bundesländern die Unterscheidung von Pflegeplätzen und
Wohnplätzen mit Pflege nicht mehr vorgenommen. Die empirischen Be-
funde messen also teilweise nur Unterschiede in den Etiketten. Im bun-
desweiten Durchschnitt wurden 2010 nach eigenen Berechnungen 83%
aller Heimplätze als Pflegeplätze (Pflegeplätze im engeren Sinne + Wohn-
plätze mit Pflege) eingeordnet, 17% waren Wohnplätze (mit Option auf ge-
ringfügige Pflegeleistungen). Eine Disaggregation nach Bundesländern
ergibt ein deutlich differenzierteres Bild. In allen Bundesländern außer in
Wien (52%) stellen Pflegeplätze (inklusive Wohnplätze mit Pflege) über
88% der Heimkapazitäten dar, der Rest entfällt auf reine Wohnplätze
(Schwankungsbreite in den Bundesländern ohne Wien zwischen 12%
(Tirol) und 2,5% (Oberösterrreich). Die Kategorie „Wohnplätze mit Pflege“
schwankt in ihrem Anteil zwischen 5% in Wien und 63% in Salzburg.

Eine weitere Einsicht gewinnt man, wenn man die einzelnen Einrichtun-
gen nach ihrem Prozentanteil an den einzelnen Heimplatzkategorien un-
terteilt. In Tabelle 3 sind die diesbezüglichen Informationen dargestellt.
Der Anteil der jeweiligen Heimplatzkategorie ist in %-Intervallen (0, 1-33,
34-66, 67-99, 100) gemessen, wobei die Werte nicht nach der Kapazität
der Einrichtungen (Zahl der Heimplätze) gewichtet werden. 79% der
Heime bieten keine reinen Wohnplätze an, während 2,7% der Heime als
reine Wohnheime zu klassifizieren sind. 43% der Heime sind als reine
Pflegeheime zu klassifizieren, während ca. 60% der Heime nur Wohnpfle-
ge anbieten.
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Tabelle 3: Klassifizierung der Einrichtungen nach der Art der
„Heimplätze“ 2010

Pflegeplätze Wohnpflege Pflege gesamt Wohnplätze

0% 32,9 59,5 2,7 79,2

1-33% 7,2 6,7 4,9 8,4

34-66% 6,6 2,0 4,8 4,8

67-99% 9,9 2,0 8,4 4,9

100% 43,4 29,4 79,2 2,7

Quelle: eigene Erhebungen und Berechnungen.

Hinsichtlich der Größe der Einrichtungen ergeben sich im Vergleich der
Jahre 2010 und 1983 nur geringfügige Verschiebungen. Öffentliche Ein-
richtungen bieten mit 105 Betten (1983: 108 Betten) die höchste Kapazität
im Durchschnitt an, gefolgt von privaten gemeinnützigen Trägern (2010:
82 Betten, 1983: 70 Betten) und privaten gewinnorientierten Trägern
(2010: 56 Betten, 1983: 62 Betten). Die Durchschnittsbettenzahl über alle
Einrichtungen ist von 96 im Jahr 2010 auf 89 Betten gesunken.

2.4 Das Pflegeangebot im regionalen Quervergleich

Abbildung 2 zeigt den Rohbefund der stationären Pflegeeinrichtungen
für das Jahr 2010 in einer österreichweiten Perspektive und in einer exak-
ten geografischen Verortung der Einrichtungen. Die Darstellung ist diffe-
renziert nach Rechtsträgern, die Größe der Kreise gibt die Pflegekapazitä-
ten gemessen in Heimplätzen an. Der Rohbefund lässt bereits einige
auffällige regionale Muster erkennen, die aber erst später analysiert wer-
den sollen. Tabelle 4 zeigt einerseits die Versorgungsdichte (Heimplätze
pro 1000 Einwohner >74) differenziert nach Bundesländern (letzte Zeile).
Es ergibt sich ein differenziertes Bild mit der größten Versorgungsdichte in
Wien (151) und der geringsten im Burgenland (73). Tabelle 4 informiert
auch über die Rechtsträgerstruktur (als Anteil an der Heimplatzkapazität),
gegliedert nach Bundesländern.

Die Eigentümerstruktur erweist sich zwischen den Bundesländern als
äußerst heterogen, wobei sich andererseits auch Bundesländer-Cluster
abzeichnen. In Vorarlberg, Tirol, Salzburg, Oberösterreich und Wien spie-
len private gewinnorientierte Einrichtungen keine bzw. eine nur sehr ein-
geschränkte Rolle (Zeile 3). In Tirol, Salzburg und Oberösterreich wird das
nicht gewinnorientierte Kapazitätsangebot durch öffentliche (Gemeinden,
Gemeindeverbände) Träger (rd. 80%) dominiert, während in Vorarlberg
(49%) und Wien (31%) das private gemeinnützige Angebot substanzielle
Ausmaße erreicht. Insbesondere in der Steiermark (36%), aber auch in
Kärnten (22%), in Niederösterreich (22%) und mit Abstrichen im Burgen-
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land (13%) ist das private gewinnorientierte Angebot erheblich. Im Bur-
genland sticht die große Bedeutung des privaten gemeinnützigen Sektors
(69%) und des privaten Sektors insgesamt (82%) hervor. Die Steiermark
weist auf der Landesebene ein sehr „ausgewogenes“ Verhältnis in der Ei-
gentümerstruktur auf.

Tabelle 4: Versorgungsdichte und Eigentümerstruktur stationärer
Pflegeeinrichtungen differenziert nach Bundesländern – 2010

B K OÖ NÖ S ST T V W

(1) Öffentlich 17 34 82 59 81 33 81 51 65

(2) Privat gemeinützig 69 44 16 18 18 31 19 49 31

(3) Privat gewinnorientiert 13 22 2 22 1 36 0 0 4

(4) Nicht gewinnorientiert (1) + (2) 86 78 98 78 99 64 100 100 96

(5) Privat (2) + (3) 82 66 18 41 19 67 19 49 35

(6) Versorgungsdichte 73 95 113 85 139 109 114 94 151

Legende:
(1)-(5) Versorgungsstruktur: Prozentanteil an den Heimplätzen.
(6) Versorgungsdichte: Heimplätze/1.000 Einwohner über 74 Jahren.

Die Darstellung auf der Bundesländerebene enthüllt eine Reihe interes-
santer Spezifika des stationären Pflegeangebots in Österreich. Für Aussa-
gen über räumliche Unterschiede in der Versorgung mit stationären Pfle-
geleistungen und für gehaltvolle Aussagen über die Auswirkungen der
Eigentümerstruktur auf die wichtige Indikatoren der Pflegeleistung er-
scheint das Aggregationsniveau aber zu hoch. Deswegen werden in der
Folge die Pflegedichte und die Eigentümerstrukturen auf der Ebene der
Bezirke30 analysiert.

Die empirische Analyse (vgl. Abbildung 3) zeigt große Unterschiede in
der Versorgungsdichte (Heimplätze/1.000 Einwohner >74 auf Bezirksebe-
ne) mit Pflegeheimbetten in einem österreichweiten Vergleich. Die beob-
achteten Unterschiede sollen einer näheren Betrachtung unterzogen wer-
den. Im ersten Schritt soll analysiert werden, ob die beobachteten
Unterschiede in erster Linie zwischen den Bundesländern auftreten oder
ob sie Reflex einer großen Heterogenität im Versorgungsangebot inner-
halb der Bundesländer sind. Diese Zerlegung der Heterogenität in eine
„Innerhalb-Bundesländer-Komponente“ und eine „Zwischen-Bundeslän-
der-Komponente“ ist angesichts der großen Bedeutung der Bundesländer
als Steuerungsinstanz von stationären Pflegeleistungen von großer so-
zialpolitischer Aussagekraft. Im Rahmen von statistischen Konzepten zur
Beschreibung von Ungleichheit werden Maßzahlen angeboten, um die
Zerlegung in diese beiden Komponenten vorzunehmen. Die nachfolgende
Dekomposition folgt dem Theil-Index.31 Wien wurde im Rahmen der Ana-
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Abbildung 2: Standorte von stationären Pflegeeinrichtungen in Österreich, 2010
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lyse nicht berücksichtigt, weil Versorgungsunterschiede zwischen den Be-
zirken des Bundeslandes Wien aus mehreren Gründen nicht mit Versor-
gungsunterschieden in Bundesländern mit großer Flächenausdehnung
(z. B. Niederösterreich, Steiermark) verglichen werden können. Die empi-
rische Analyse ergibt, dass rd. 71,5% der bundesweit konstatierten Unter-
schiede in der Versorgungsdichte auf bundesländerinterne Unterschiede
und 28,5% auf Unterschiede zwischen den Bundesländern zurückzufüh-
ren ist. Angesichts der großen Bedeutung der Bundesländer in der Steue-
rung der stationären Pflegeleistungen sind die großen Unterschiede inner-
halb der Bundesländer zumindest bemerkenswert.

Abbildung 3: Versorgungsdichte (Heimplätze/1.000 Einwohner >74),
Aggregationsniveau: Politische Bezirke, 2010

Quelle: eigene Erhebungen und Berechnungen.

In einem zweiten Schritt soll analysiert werden, welche Faktoren die Un-
terschiede in der Versorgungsdichte zwischen den Bezirken erklären kön-
nen. Die nachfolgende empirische Analyse soll auf Basis von Aggregats-
daten auf Bezirksebene erste Anhaltspunkte dafür geben. Sie kann aber
eine fundierte empirische Analyse, die auf mikroökonomisch basierten
Verhaltensmodellen von Angebot und Nachfrage nach stationären Pflege-
kapazitäten und auf Mikroinformationen über einzelne Einrichtungen bzw.
Klienten beruht, nicht ersetzen. Die Ergebnisse (Koeffizienten) aus der ag-
gregierten Betrachtung dürfen auch nicht ohne Weiteres auf die Mikroebe-
ne übertragen werden. Im Folgenden stellt die absolute Zahl der bereitge-
stellten Pflegekapazitäten gemessen in Heimplätzen (bedtotal) auf der
Bezirksebene die zu erklärende Variable. Als Variablen, die Unterschiede
in den Pflegekapazitäten erklären können, werden verwendet:
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• Die Zahl der Personen mit einem Lebensalter über 74 (pop75): Diese
Größe wird als ein wichtiger Indikator für den Bedarf an stationären
Pflegeleistungen angesehen.

• Anteil der privat (gewinnorientiert und gemeinnützig) angebotenen
Heimplätze (shareprivate): Es wird unterstellt, dass die Anzahl der pri-
vat angebotenen Heimplätze positiv mit der Zahl der Heimplätze kor-
reliert ist. Einschränkend ist allerdings anzumerken, dass die Richtung
der Kausalbeziehung nicht eindeutig ist.

• Haushaltsstrukturen und Lebensformen (family01): Es gibt eine breite
Übereinstimmung, dass die Nachfrage nach stationären Heimplätzen
von einer Reihe von sozio-ökonomischen Größen abhängen, die
nichts mit dem „Pflegebedarf“ im engeren Sinne zu tun haben. Eine
solche einflussreiche Größe sind Haushaltsstrukturen bzw. Einstel-
lungen zu Haushalt/Familie. Um für diese Faktoren zu kontrollieren,
sind wir wie folgt vorgegangen: Aus der Volkszählung 2001 wurde
eine Reihe von haushaltsbezogenen Variablen ausgewählt (z. B.
Haushaltsgröße, Anteil von Einpersonenhaushalten, Alleinerzieher-
haushalte, Kinderzahl pro Haushalt, Anteil der Geschiedenen etc.).
Da zwischen diesen Variablen eine hohe Korrelation besteht, wurde
eine Prinzipal-Komponenten-Analyse angewandt um Haushaltstypen
bzw. Einstellungen dazu zu entwickeln. Aus der Analyse wurde ein
eindimensionaler Indikator abgeleitet. Hohe Werte dieses Indikators
stehen für „traditionelle Familien- bzw. Haushaltsstrukturen“. Haus-
halte, für die die Eigenschaften Einpersonenhaushalt, kinderlose Ehe-
paare, Alleinerzieher, hoher Anteil von Geschiedenen zutreffen, wei-
sen in diesem Indikator niedrige Werte auf.32

• Bildungsniveau (Education): Plausible Hypothesen für einen eindeuti-
gen Zusammenhang von regionalem Bildungsniveau und der Zahl der
Heimplätze gibt es nicht. Das Bildungsniveau könnte als Proxy für
andere sozioökonomische Eigenschaften stehen, es könnte auch als
ein Indiz für die Opportunitätskosten der familiären Pflege gedeutet
werden.

• Dummy für das Bundesland: Die österreichischen Bundesländer
unterscheiden sich in eine Reihe von Faktoren, die für das Niveau der
Pflegekapazitäten relevant sein könnten. Solche Faktoren sind: die
Existenz von offenen und versteckten Pflegekapazitäten im Kranken-
haus, die Möglichkeit des Abschlusses von Kontrakten mit privaten
gewinnorientierten Anbietern für Klienten mit öffentlicher Unterstüt-
zung, die Möglichkeit des intrafamiliären Pflegeregresses, das Niveau
an ambulanten und semi-stationären Pflege- und Betreuungskapazi-
täten, die Anbindung an öffentliche Nahverkehrsmittel und die Nah-
versorgung etc. Diese Unterschiede werden im Folgenden nicht durch
Einzelindikatoren, sondern gesamthaft durch eine Bundesländer-
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Dummy abgebildet. Für sich selbst kann die Dummy keine kausale
Erklärungskraft beanspruchen.

Tabelle 5 zeigt die Ergebnisse einer gewichteten OLS-Querschnittsre-
gression (Gewichtungsfaktor: Bevölkerung >74 im Bezirk). Die Bevölke-
rung über 75 ist ein sehr wichtiger Erklärungsfaktor für die Unterschiede in
der bereitgestellten Pflegekapazität. Die empirische Evidenz zeigt aber
andererseits, dass erhebliche Unterschiede in der Kapazitätsdichte beste-
hen, sodass die Bevölkerung über 75 nur ein Einflussfaktor unter mehre-
ren ist. Der Anteil der Heimplätze in privater Trägerschaft hat einen positi-
ven und signifikanten Einfluss auf die Heimkapazitäten. Die Variable
„family01“, die die Haushaltsstrukturen abbilden soll, hat zwar das erwar-
tete Vorzeichen – in Bezirken mit traditionellen Familienstrukturen ist die
angebotene Heimkapazität geringer –, der Zusammenhang erweist sich
aber als nicht signifikant.33 Das Erziehungsniveau im Bezirk hat einen po-
sitiven und signifikanten Einfluss auf das Niveau der Heimkapazitäten. Für
die Bundesländer-Dummy wurde Burgenland als Referenz ausgewählt.
Insgesamt zeigt sich für alle anderen Bundesländer ein positives Vorzei-
chen, was bedeutet, dass die um sonstige Einflussfaktoren korrigierten Ni-
veaus der Heimplätze in diesen Bundesländern höher sind, die Zusam-
menhänge sind aber für die Steiermark, Vorarlberg und Niederösterreich
nicht signifikant.34

Tabelle 5: Determinanten der regionalen Pflegekapazitäten
(Heimplätze) – Querschnitt 2010
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Neben den Unterschieden in der Pflegedichte sind die regionalen Unter-
schiede in der Eigentümerstruktur von stationären Pflegeeinrichtungen für
die Charakterisierung des Pflegeangebots von großer Bedeutung. Die Ab-
bildungen 4-6 zeigen die Anteile der Heimplatzkapazität im öffentlichen Ei-
gentum (Abbildung 4), im Eigentum von privaten gemeinnützigen Trägern
(Abbildung 5) und im Eigentum von privaten gewinnorientierten Trägern
(Abbildung 6). In Tirol, Salzburg und Oberösterreich zeigt sich ein sehr ho-
mogenes Bild eines sehr starken Anteils von Heimkapazitäten in öffentli-
cher Trägerschaft, während die Bundesländer Niederösterreich und Vor-
arlberg bei einer großen Bedeutung des öffentlichen Eigentums große
Unterschiede zwischen den Bezirken aufweisen. Sehr homogen, aber auf
deutlich niedrigerem Niveau, zeigt sich das öffentliche Eigentum in Kärn-
ten, während in der Steiermark bei gleichem öffentlichen Anteil eine deut-
lich größere Heterogenität in den Anteilswerten zu konstatieren ist. Das
Burgenland zeigt ein homogenes Bild einer niedrigen Bedeutung öffentli-
cher Einrichtungen.

Abbildung 4: Der Anteil der Heimplatzkapazität im öffentlichem
Eigentum – Anteile auf Bezirksebene (bedsharepublic)

Hinsichtlich des Anteils privater gemeinnütziger Träger (Abbildung 5)
zeigt sich im Burgenland ein homogenes Bild eines hohen Anteils dersel-
ben. Äußerst heterogen bei einem hohen Anteil privater gemeinnütziger
Träger zeigt sich das Bild in Vorarlberg und Kärnten, während in den übri-
gen Bundesländern die Anteilswerte auf niedrigem Niveau wenig streuen.

Sehr heterogen ist das Bild beim Anteil der Heimplatzkapazität mit priva-
tem gewinnorientierten Träger (Abbildung 6). In den Bundesländern Vor-
arlberg, Tirol, Salzburg, Oberösterreich und Wien spielen private gewinn-
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orientierte Träger in keinem Bezirk eine erwähnenswerte Rolle. In den
übrigen Bundesländern lässt sich bei substanziellen Anteilen privater ge-
winnorientierter Träger im Landesdurchschnitt eine ausgeprägte Hetero-
genität in den Bezirksanteilswerten (insbesondere Niederösterreich, Stei-
ermark, Burgenland) feststellen. Erwähnenswert erscheint, dass im Bezirk

Abbildung 5: Der Anteil der Heimplatzkapazität im Eigentum
von privaten gemeinnützigen Organisationen –
Anteile auf Bezirksebene (bedsharenonprof)

Abbildung 6: Der Anteil der Heimplatzkapazität im Eigentum
von privaten gewinnorientierten Organisationen –
Anteile auf Bezirksebene (bedshareprof)
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Krems der Marktanteil privater gewinnorientierter Träger am gesamten
Heimplatzangebot 100% beträgt.

Die nach Bezirken differenzierte Analyse der Marktanteile der verschie-
denen Arten von Eigentümern (öffentlich, privat gemeinnützig, privat ge-
winnorientiert) gibt wichtige Informationen über die Angebotsstruktur bzw.
über die Wahlmöglichkeiten (Optionen) zwischen verschiedenen Einrich-
tungstypen, die für die Klienten stationärer Pflegeleistungen existieren.35

Die „Marktanteile“ sagen aber nichts darüber aus, wie konzentriert das An-
gebot innerhalb eines „Eigentumstyps“ ist und welche Rolle Organisa-
tionsketten (Unternehmensketten) im Rahmen des Angebots spielen.
Beide Phänomene werden in der pflegeökonomischen Literatur in erster
Linie für private gewinnorientierte Anbieter diskutiert, mit Abstrichen ist
diese Frage aber auch für öffentliche und vor allem für private gemeinnüt-
zige Anbieter relevant. Organisationsketten bzw. Unternehmensketten im
Angebot stationärer Pflegeleistungen erscheinen in der angesprochenen
Literatur ambivalent, ein empirisch gestütztes eindeutiges Urteil über
deren Effekte auf wichtige Dimensionen der Pflegeleistung ist derzeit nicht
möglich. Organisationsketten ermöglichen es einerseits, Größen- und
Verbundvorteile (Lerneffekte, starke Position auf Inputmärkten, Aufbau
von Reputation, Vorteile in der Qualitätssicherung) zu nutzen, anderer-
seits ist aber zu erwarten, dass Organisationsketten monopolistische
Praktiken begünstigen und zu höheren Preisen bzw. niedriger Qualität
führen können. Zudem kann die Pflegequalität unter divergierenden Inter-
essen von Eigentümern und Management leiden.36

Das öffentliche Angebot an stationären Pflegeleistungen in Österreich
ist – unabhängig davon, wer im Einzelfall der Träger ist – als regionales
Monopol zu klassifizieren.37 Eine Wahlmöglichkeit innerhalb des öffentli-
chen Angebotes gibt es nur für bestimmte Dimensionen (z. B. Standort,
Zusatzleistungen). Die öffentliche Trägerschaft ist in Österreich sehr un-
terschiedlich ausgestaltet. In Wien, Niederösterreich und dem Bundesland
spielen das Bundesland bzw. ausgegliederte Institutionen des Bundeslan-
des im öffentlichen Angebot eine überragende Rolle. In Oberösterreich
stehen auf der Bezirksebene angesiedelte Sozialhilfeverbände im Vorder-
grund. In Vorarlberg, Tirol, Salzburg, Kärnten und der Steiermark dominie-
ren Gemeinden bzw. Gemeindeverbände als Anbieter.

Das private gemeinnützige Angebot weist eine äußerst geringe Markt-
konzentration auf. Organisationsketten spielen eine untergeordnete Rolle.
Anbieter mit überregionaler Bedeutung sind die kirchlichen Träger Caritas
(in 7 Bundesländern) und Diakonie (in 6 Bundesländern) sowie der säkula-
re Anbieter SeneCura Gmbh (in 6 Bundesländern). Daneben hat die
Volkshilfe in der Steiermark eine starke Marktposition (1/3 des privaten ge-
meinnützigen Angebots). Über die Angebotskonzentration im private-
gemeinnützigen Sektor gibt Tabelle 6 Auskunft.
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Tabelle 6: Marktanteil der größten privaten gemeinnützigen
(privaten gewinnorientierten) Anbieterorganisation als %-Anteil am
gesamten privaten gemeinnützigen (privaten gewinnorientiertem)
Angebot

Marktanteil
%-Anteil der Bezirke (gewichtet nach Bevölkerung >74)

privat gemeinnützig privat gewinnorientiert

0% 27 60

1-33% 13 8

34-66% 31 10

67-99% 4 5

100% 25 17

Quelle: eigene Berechnungen.

In dieser Tabelle ist der Marktanteil der größten privaten gemeinnützigen
Anbieterorganisation (bshfirstprof) als Prozentanteil am gesamten priva-
ten gemeinnützigen Angebot auf der Ebene der Bezirke dargestellt. Spalte
1 enthält die Marktanteilsintervalle. In Spalte 2 sind die Prozentanteile der
Bezirke (gewichtet nach der Bevölkerung >74) angegeben, die in die je-
weiligen Marktanteilsintervalle fallen. In 27% der Bezirke existiert kein pri-
vates gemeinnütziges Angebot, während in 25% der Bezirke die private
gemeinnützige Anbieterorganisation in ihrem Bereich ein Monopolist ist. In
48% der Bezirke besteht also innerhalb des privaten gemeinnützigen An-
gebots eine Wahlmöglichkeit.

Der private, auf Gewinn ausgerichtete Sektor in Österreich lässt sich
aufgrund der vielen verschiedenartigen Anbieter nur schwer strukturiert
darstellen. Nur wenige private Einrichtungen sind Unternehmensgruppen
oder einer Holding-Gesellschaft zuzuordnen. Die meisten Anbieter sind ei-
genständige Unternehmen, die Größenstruktur ist sehr heterogen, reicht
von „Pflege am Bauernhof“ mit zwei Pflegeplätzen bis hin zu professionel-
len Unternehmen mit über 200 Pflegeplätzen. Die österreichweite Präsenz
von Unternehmensketten ist derzeit äußerst beschränkt. Insgesamt gibt
es in Österreich sieben private gewinnorientierte Unternehmensketten,
die drei oder mehr Einrichtungen betreiben. Das Angebot konzentriert sich
dabei im Wesentlichen auf die Bundesländer Steiermark und Niederöster-
reich. Über die Marktmacht von Unternehmensketten und die Konzentra-
tion der regionalen Märkte gibt Tabelle 6, Spalte 3 Auskunft. In 60% der
Bezirke (gewichtet nach der Bevölkerung >74) existiert kein privates ge-
winnorientiertes Angebot, während in 17% der Bezirke die private gewinn-
orientierte Anbieterorganisation in ihrem Bereich ein Monopolist ist. In
23% der Bezirke besteht also innerhalb des privaten-gewinnorientieren
Angebots eine Wahlmöglichkeit. Die Marktkonzentration in jenen Bezir-
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ken, in denen der Anteil des privaten gewinnorientierten Angebotes am
Gesamtangebot hoch ist (Graz, Graz-Umgebung, Krems, Wien-Umge-
bung) variiert sehr stark. Während die Marktkonzentration (gemessen
durch den Herfindahl-Hirschman-Index) in Graz, Graz-Umgebung und
Wien-Umgebung gering ist und diese Märkte daher als sehr kompetitiv be-
zeichnet werden können, existiert im Bezirk Krems eine Monopolstellung
in Bezug auf das Gesamtangebot.

3. Ausblick

Dieser Beitrag untersucht die Strukturen des stationären Pflegeange-
bots in Österreich im Jahr 2010. Dabei stehen regionale Unterschiede in
der Versorgungsdichte und in der Struktur der Rechtsträger (öffentlich, pri-
vat gemeinnützig, privat gewinnorientiert) im Vordergrund der Betrach-
tung. Österreichweit konstatieren wir im Zeitraum 1983-2010 (i) einen
leichten Rückgang der Versorgungsdichte, (ii) eine stärkere Fokussierung
der Einrichtungen auf die Aufgabe „Pflege“ und (iii) eine deutliche Ver-
schiebung der Rechtsträgerstruktur zugunsten privater gemeinnütziger
und insbesondere privater gewinnorientierter Träger. Der Grad der Markt-
konzentration bei den privaten Trägern und die Rolle von Unternehmens-
ketten sind allerdings insgesamt gering. Es gibt zahlreiche Anzeichen
dafür, dass sich die Verschiebung in der Rechtsträgerstruktur in Zukunft
fortsetzen wird, dabei aber Unternehmensketten eine größere Rolle spie-
len werden, weil Anbieter in regionalen Unternehmensverbünden gegen-
über einzelnen Pflegeheimen deutliche Vorteile haben.

Der aggregierte Befund für Österreich verdeckt aber die großen räumli-
chen Unterschiede, sowohl auf der Ebene der Bezirke als auch auf der
Ebene der Bundesländer. Diese Unterschiede gelten sowohl für die Ver-
sorgungsdichte als auch für die Eigentümerstruktur. Wenngleich das Pro-
blem der Unterversorgung nicht im Vordergrund der Analyse steht, so las-
sen sich in den peripheren Regionen – insbesondere Niederösterreichs
und des Burgenlandes – Versorgungsdefizite vermuten.

Aus dem empirischen Befund lassen sich wichtige politikrelevante
Schlussfolgerungen ableiten. Hier seien nur einige herausgegriffen. Die
regional disaggregierte Darstellung der Angebotsstrukturen ist ein erster
Baustein für eine zielführende sozialwissenschaftlich Analyse dieses Sek-
tors, die in Österreich in vielen Bereichen noch aussteht. Eine Angebots-
analyse reicht aber nicht aus, um wichtige Fragen der Organisation des
Pflegeangebotes empirisch zu analysieren. Eine solche Themenstellung
ist beispielsweise die optimale Mischung in der Rechtsträgerstruktur von
stationären Pflegeeinrichtungen eine Fragestellung, die in der internatio-
nalen pflegewissenschaftlichen Literatur in den letzten Jahrzehnten viel
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Aufmerksamkeit gefunden hat. Wir konstatieren im sozioökonomisch ver-
gleichsweise homogenen Staat Österreich eine sehr große Heterogenität
in den Rechtsträgerstrukturen von Pflegeeinrichtungen. Von hoher sozial-
politischer Relevanz ist in diesem Zusammenhang die Frage, ob diese He-
terogenität im Rechtsträgermix vor dem Hintergrund einer auch nur in An-
sätzen evidenzbasierten Pflegepolitik rational ist. Diese Frage ist derzeit
für Österreich weitgehend unbeantwortet. Dabei genügt es – wie die ver-
fügbare empirische Literatur zeigt – nicht, Hypothesen zu bilden und empi-
risch zu testen, worin die spezifischen Vorteile/Nachteile von Einrichtun-
gen im Eigentum von öffentlichen, von privaten gemeinnützigen und von
privaten gewinnorienten Institutionen liegen. Es ist notwendig, die engen
Wechselwirkungen (i) von staatlicher Regulierung und Eigentümerstruktur
und (ii) die Interdependenzen zwischen Anbietern mit unterschiedlichen
Rechtsträgern (Stichwort: Spill-Over-Hypothese) herauszuarbeiten. Un-
abdingbare Voraussetzungen dafür sind österreichweite, aber disaggre-
gierte Informationen über wichtige Dimensionen der Leistungen von Pfle-
geinstitutionen (Pflegequalität, Kosten, Inputkombinationen etc.), die der-
zeit nicht zur Verfügung stehen.

Anmerkungen
1 Dieser Beitrag beruht auf der Dissertation von Müller, Romy Pflegemärkte im Umbau:

Veränderte Trägerstrukturen und ihre Auswirkungen auf die Qualität in der Leistungsbe-
reitstellung stationärer Pflegedienstleistungen – mit besonderer Berücksichtigung der
Situation in Österreich, Unveröffentlichte Dissertation, Innsbruck (2013). Wir danken
Georg Weber für die Unterstützung bei der Erstellung der Karten.

2 Die Auswirkungen auf die Eigentümerstruktur des Pflegeangebotes in Großbritannien
waren sehr weitreichend. Während im Jahre 1975 rd. 66% der stationären Pflegekapa-
zität von der öffentlichen Hand – insbesondere von kommunalen Trägern – angeboten
wurde, 21% in privater gemeinnütziger Trägerschaft war und 13% von privaten kommer-
ziellen Institutionen bereitgestellt wurden, ist heute das Pflegeangebot zu 81% in der
Hand privater gewinnorientierter Träger, zu 13% in privater-gemeinnütziger Eigentü-
merschaft und nur zu 6% in öffentlicher Hand. Für empirische Details siehe Müller
(2013). Zur grundlegenden Konzeption des „Internal Market“ im Sozialbereich vgl. Le
Grand/Bartlett (1993); Zu den Auswirkungen von Privatisierung und intensiviertem
Wettbewerb auf die Pflegequalität in Großbritannien siehe ausführlich Forder/Allen
(2011). Forder/Allan finden einen statistisch robusten negativen Effekt des Wettbe-
werbs auf die Pflegequalität, wobei als Transmissionsmechanismus dafür der Druck auf
die Preise identifiziert wird. Die Politikimplikationen dieses Befundes hängen damit aus
der Sicht der Autoren entscheidend davon ab, ob es der staatlichen Regulierung gelingt,
eine akzeptable Mindestqualität in der Pflege zu sichern.

3 Vgl. zu ausgewählten Aspekten die Beiträge in Appelt et al. (2010).
4 Vgl. dazu beispielsweise Colombo (2011), Pavolini/Ranci (2008), Fernandez/Forder

(2012), die Beiträge in Costa-Font/Courbage (2012) und in Ranci/Pavolini (2013).
5 Vgl. ausführlich dazu Theurl (2010).
6 Für eine nach wie vor äußerst lesenswerte Darstellung der Herausbildung dieser Duali-

tät in den kontinentaleuropäischen Sozialsystemen vgl. de Swaan (1992).
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7 Für Details und die Änderungen im Zeitraum 1993-2011 vgl. Österle 2013, 164 ff.
8 Idemnitätsprinzip bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Leistungsanspruch des

Klienten nicht im Ersatz der tatsächlich entstandenen Kosten der Pflege besteht, son-
dern sich ex ante durch die geldmäßige Bewertung der Pflegestufen und durch die indi-
videlle Einstufung in dieser Pflegebedürftigkeitsskala ergibt.

9 Diese Situation ändert sich durch das Pflegefondsgesetz 2013 nur geringfügig. § 5 des
Pflegefondsgesetzes normiert zwar, dass Statistik Austria im Auftrag des Bundesmini-
steriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz eine Pflegedienstleistungsdaten-
bank zum Zwecke der Erstellung von Pflegedienstleistungsstatistiken zu führen hat. Die
Länder haben für jeden einzelnen Leistungserbringer aufgeschlüsselt Informationen
über die Anzahl der betreuten Personen, Leistungseinheiten, Kostenarten, Betreuungs-
und Pflegepersonen zu übermitteln. Allerdings sind diese Daten für die Öffentlichkeit
(z. B. für die Pflegewissenschaften) lt. Auskunft von Statistik Austria nur auf Länder-
ebene aggregiert zugänglich und damit für wissenschaftliche Analysen weitgehend
wertlos. Zentrale Fragestellungen der Pflegeökonomik, wie z. B. der Zusammenhang
von Eigentümerschaft (öffentlich, privat gemeinnützig, privat gewinnorientiert) und Pfle-
gequalität oder der Zusammenhang zwischen Wettbewerbsintensität und Pflegequalität
bleiben damit einer objektiven wissenschaftlichen Untersuchungen in Österreich weiter-
hin unzugänglich.

10 Die diesbezügliche Forschung orientiert sich relativ stark an den Unterschieden zwi-
schen privaten gemeinnützigen und privaten gewinnorientierten Trägern von Pflegeein-
richtungen. Einrichtungen in öffentlicher Trägerschaft werden nur vereinzelt in den Ver-
gleich einbezogen. Vgl. die Metastudie von Comondore et al. (2009), Grabowski et al.
(2013), Konetzka (2009), Stevenson et al. (2009). Vgl. auch die Zusammenfassung
neuerer Studien bei Müller 2013. Ben-Ner/Ren (2010) beziehen auch öffentliche Träger
in ihre vergleichende Analyse ein.

11 Als richtungsweisend ist in diesem Zusammenhang die Studie von Grabowski/Hirth
(2003) zu erwähnen. Sie zeigen mit Hilfe von US-amerikanischen Daten, dass Pflege-
einrichtungen in privater gemeinnütziger Trägerschaft nicht nur eine höhere Pflegequa-
lität haben, sondern auch einen positiven Spill-Over-Effekt auf die Pflegequalität in pri-
vaten gewinnorientierten Einrichtungen haben.

12 Die Rolle des Wettbewerbs für die Pflegequalität wurde insbesondere von Forder/Allan
(2011) für Großbritannien untersucht. Sie zeigen, dass die Intensivierung zwar geeignet
ist, X-Ineffizienzen zu beseitigen und damit die Angebotspreise zu senken. Dies wird
aber mit einer sinkenden Pflegequalität erkauft.

13 Das explizite und implizite (versteckte) Pflegeangebot von Krankenanstalten ist in die-
ser Betrachtung ausgeschlossen. In den Krankenhauskapazitätsplänen der Bundeslän-
der werden explizite Pflegeangebote in Krankenanstalten in Kärnten (290 Betten), Salz-
burg (22 Betten), Steiermark (1019 Betten) und Wien (627 Betten) ausgewiesen.

14 Vgl. Ganner (2000).
15 Ausnahme ist das Bundesland Salzburg, das im Rahmen des Heimrechts auch Rege-

lungen für ambulante (nicht-stationäre) Pflegedienste vorsieht.
16 Für eine juristische Würdigung dieser Regelungen vgl. Ganner (2008).
17 Hinsichtlich der Details wird auf die einschlägige Gesetzgebung der Bundesländer bzw.

auf die Ausführungen in Müller (2013) verwiesen.
18 Die Bedeutung des Konsumentenrechtes für die Aufrechterhaltung der Pflegequalität

soll hier nicht weiter beleuchtet werden. Vgl. dazu Ganner (2008).
19 Vgl. Steuerungsgruppe NQZ (2010). Das Instrumentarium des NQZ wurde in den Folge-

jahren weiter entwickelt.
20 Die Charakterisierung „Welt der Sozialhilfe“ ist als Chiffre für ein Bündel von Einstellun-

gen gegenüber Pflegebedürftigen gedacht. Es beinhaltet die Rolle der Sozialhilfe als

146

Wirtschaft und Gesellschaft 40. Jahrgang (2014), Heft 1



Quelle der Finanzierung ebenso wie Fragen der Stigmatisierung von Pflegebedürftigen,
der vertragliche Stellung des Pflegebedürftigen etc.

21 Die Variation der Tarife zwischen den Einrichtungen ist nicht per se als problematisch zu
bezeichnen. Eine solche Einschätzung setzt die Kenntnis der Differenzierungskriterien
voraus.

22 Zur Neuordnung in diesem Bereich im Rahmen des Pflegefondsgesetzes vgl. Endnote
7.

23 Entwicklungen seit dem Jahre 2010 bleiben in der statistischen Auswertung der Pflege-
kapitazitäten unberücksichtigt. Anekdotische Evidenz zeigt, dass es in diesem Zeitraum
in einigen Fällen zu einem Wechsel in der Eigentümerschaft gekommen ist.

24 Zu den Details siehe Müller (2013).
25 Einen ersten Hinweis für die Pflegekapazitäten in Krankenanstalten geben die Kapazi-

tätspläne der Krankenanstalten.
26 Es besteht keine Möglichkeit, die historische Entwicklung des Pflegeangebots, disag-

gregiert nach Bezirken und nach Heimtypen nachzuzeichnen.
27 Wir sind uns der Verkürzung, die entsteht, wenn „Pflegekapazitäten“ über „Heimplätze“

gemessen werden, bewusst. Mögliche Verzerrungen ergeben sich dabei sowohl im
Querschnitt als auch im Längsschnitt.

28 Die Bevölkerung 74 wird hier als Proxy für „die zu versorgende Bevölkerung“ angese-
hen.

29 Die diesbezüglichen statistischen Angaben sind mit Vorsicht zu interpretieren, weil die
Abgrenzungsregelungen in den einzelnen Bundesländern nicht homogen sind.

30 Die Wahl des Bezirkes als Aggregationsebene der Analyse ist nicht zwingend. Letzlich
sollte das Aggregationsniveau vom untersuchten Erkenntnisinteresse abhängig sein, in
der Realität dominieren aber Praktikabilitätsüberlegungen.

31 Auf die ausführliche Darstellung der technischen Details der Dekompositionsanalyse
wird hier verzichtet. Vgl. beispielsweise Cowell (1985).

32 Vgl. ausführlich für die Details dieser Analyse Gächter/Theurl (2011).
33 Die Zusammenhänge ändern sich in der Grundaussage nicht, wenn man anstatt der

Familienstruktur 2001 die Familienstruktur früherer Volkszählungen (1971, 1981, 1991)
als Erklärungsfaktor heranzieht.

34 Zusätzlich wurden das regionale Durchschnittseinkommen und die regionale Erwerbs-
beteiligung (weiblich) als Erklärungsfaktoren herangezogen. Für beide Größen ergeben
sich keinerlei signifikante Zusammenhänge mit der Heimkapazität.

35 Die Informationen über die Marktanteile unterschiedlicher Angebotstypen dürfen als
„Indiz“ für die individuellen Wahlmöglichkeiten nicht isoliert betrachtet. Sie sind nur in
Kombination mit Informationen über die Zugänglichkeit verschiedener Anbietertypen für
verschiedene Klientengruppen (z. B. Selbstzahler vs. Klienten mit öffentlicher Unterstüt-
zung) interpretiert werden. Empirisch zeigt sich aber, dass die Zugänglichkeit auch sehr
wesentlich die Marktanteile determiniert.

36 Für eine ausführliche Würdigung dieser Argumente siehe Baum (1999), Bnaszak-Holl et
al. (2002).

37 Das bedeutet natürlich keineswegs, dass es in öffentlichen Einrichtungen keine Pro-
duktdifferenzierung gibt, die auch unterschiedliche Klienteninteressen abbilden kön-
nen.
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Zusammenfassung

Der Beitrag hat es sich zum Ziel gesetzt, die Angebotsstruktur in der stationären Pflege in
Österreich – regional und nach Rechtsträgern – disaggregiert darzustellen. Dabei steht der
Querschnitt des Jahres 2010 im Vordergrund der empirischen Betrachtung. Der Beitrag
verkleinert damit eine erhebliche Lücke in der sozialstatistischen Berichterstattung für
Österreich, da Darstellungen der Angebotsstrukturen disaggregiert nach Bezirken und
Rechtsträgern für Österreich nur in Fragmenten existieren. Österreichweit konstatieren wir
im Zeitraum 1983-2010 (i) einen leichten Rückgang der Versorgungsdichte, (ii) eine stär-
kere Fokussierung der Einrichtungen auf die Aufgabe „Pflege“ und (iii) eine deutliche Ver-
schiebung der Rechtsträgerstruktur zugunsten der privaten gemeinnützigen und insbeson-
dere der privaten gewinnorientierten Träger. Der Grad der Marktkonzentration bei den
privaten Trägern und die Rolle von Unternehmensketten sind insgesamt gering. Es gibt
zahlreiche Anzeichen dafür, dass sich die Verschiebung in der Rechtsträgerstruktur in
Zukunft fortsetzen wird und dabei Unternehmensketten eine größere Rolle spielen werden,
weil Anbieter in regionalen Unternehmensverbünden gegenüber einzelnen Pflegeheimen
deutliche Vorteile haben. Der aggregierte Befund für Österreich verdeckt die großen räum-
lichen Unterschiede sowohl auf der Ebene der Bezirke als auch auf der Ebene der Bundes-
länder. Diese Unterschiede gelten sowohl für die Versorgungsdichte als auch für die Eigen-
tümerstruktur.

Abstract

In this paper we study the supply of long-term care in Austria. We focus on the regional
structure and on the ownership of long-term care institutions in the year 2010. Thereby we
exclude long-term care provided by hospitals and within the family from our analysis. Until
now disaggregated empirical information on long-term care institutions in Austria is very
scanty. Our paper reduces a substantial gap in the statistics of this import sector of social
services. Looking at the time period 1983-2010 in an aggregated perspective of Austria we
find (i) a small decrease in the density of long-term institutions, a shift to the „care role“ and
a reduction of the „housing role“ of these institutions and a shift in the ownership from public
ownership to privat-non-profit and private-for-profit ownership. The degree of market con-
centration of private ownership and the role of supplier chains/networks is small. There
exists evidence that this change in the ownership structure will go on in the near future. But
this shift will be accompanied by a stronger role of supplier chains because suppliers acting
in regional networks have a substantial advantage compared to single long-term institu-
tions. We find quite big differences in the density of long-term care institutions and the
ownership structure on the district level, but also on the level of the provinces.
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BERICHTE UND DOKUMENTE

Aufkommen
von Erbschaftssteuern* –

Modellrechnung
exemplarischer Tarife

Stefan Humer

1. Einleitung

Wissenschaftliche Untersuchungen
zeigen, dass die Verteilung von Ein-
kommen in Österreich im internationa-
len Vergleich relativ egalitär erscheint,1

die Ungleichverteilung von Vermögen
hingegen beträchtlich ist.2 Gleichzeitig
tragen vermögensbezogene Steuern
in Österreich nur in geringem Umfang
zu den öffentlichen Haushalten bei. Im
Jahr 2012 betrug deren Aufkommen
0,6% des Bruttoinlandsprodukts (BIP),
ein Wert der in der OECD nur von vier
Staaten unterschritten wurde.

Die Struktur der Vermögensvertei-
lung unter den privaten Haushalten in
Österreich und der demografische
Wandel lassen einen substanziellen
Anstieg der aggregierten Vermögens-
übertragungen über die kommenden
Jahrzehnte erwarten. Sowohl die Zahl
der Vermögensübertragungen als
auch deren durchschnittliche Höhe
werden dynamisch ansteigen. Auf Ba-
sis der durchgeführten Projektionen
steigt die Summe des übertragenen

Vermögens von 9,5 Mrd. im Jahr 2010
bis zum Jahr 2020 auf über 14 Mrd.
jährlich. Vor diesem Hintergrund er-
scheint eine Besteuerung von Erb-
schaften und Schenkungen nicht nur
im Hinblick auf Fragen des Leistungs-
fähigkeitsprinzips, der sozialen Ge-
rechtigkeit3 und intergenerationalen
Mobilität, sondern auch aufgrund des
potenziell daraus resultierenden Auf-
kommens attraktiv. Im Zusammen-
hang mit der angespannten Lage der
öffentlichen Haushalte ergäbe sich
daraus der notwendige Spielraum, um
eine Umschichtung der steuerlichen
Belastung von Arbeit und Vermögen zu
ermöglichen. Eine solche Maßnahme
sollte darüber hinaus positive Wachs-
tumseffekte nach sich ziehen,4 da ver-
mögensbezogene Steuern (Erb-
schafts- und Schenkungssteuern im
Besonderen) die geringsten wachs-
tumshemmenden Auswirkungen auf
Arbeitsangebotsentscheidungen und
Investitionen haben.

2. Daten

Die Erhebung „Household Finance
and Consumption Survey“ (HFCS) der
Europäischen Zentralbank über die fi-
nanzielle Situation der privaten Haus-
halte wurde im Jahr 2010 durchgeführt.
Dieser Datensatz beinhaltet für Öster-
reich erstmals Informationen zu Sach-
vermögen, Finanzvermögen, Einkom-
men aus Vermögen, Verbindlichkeiten
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und Ausgaben auf Haushaltsebene.
Die Datensammlung wurde in Öster-
reich von der Oesterreichischen Natio-
nalbank (OeNB) in Zusammenarbeit
mit dem Institut für empirische Sozial-
forschung (IFES) durchgeführt.

Die Erhebungseinheit ist dabei der
private Haushalt, sind also Personen-
gruppen, die in der gleichen Wohnein-
heit leben und den Lebensunterhalt ge-
meinsam bestreiten.5 Alle Bestands-
größen und sozioökonomischen Cha-
rakteristika wurden von September
2010 bis Mai 2011 erhoben. Für die
einkommensbezogenen Angaben wur-
de das vor der Erhebung letzte voll-
ständige Kalenderjahr 2009 herange-
zogen. Da die Zurechenbarkeit einzel-
ner Vermögensgegenstände auf die
Haushaltsmitglieder oftmals nicht mög-
lich ist, wurde bei der Erhebung gänz-
lich auf eine solche Unterteilung ver-
zichtet. Das ausgewiesene Vermögen
ist daher immer die Summe der Vermö-
gensbestände der dem Haushalt zuzu-
rechnenden Personen.

Der Gesamtvermögen der privaten
Haushalte betrug im Jahr 2010 ca.

D 1.000 Mrd. und entsprach damit in
etwa der 3,5-fachen Wirtschaftslei-
stung des Landes.6 Der Anteil der Ver-
mögen, den die untere Hälfte der
Haushalte auf sich vereint, beträgt 4%,
während die wohlhabendsten 5% in
etwa 45% aller Vermögen halten.

Abbildung 1 zeigt den Durchschnitt
der wesentlichen Vermögensaggrega-
te über die Perzentile der Nettovermö-
gensverteilung. Die untersten 40% be-
sitzen demnach kaum nennenswerte
Vermögensbestände. Dies gilt sowohl
für die Brutto- als auch die Nettovermö-
gen. In den darüber liegenden Haus-
halten nimmt das Vermögen stetig zu,
der deutlichste Sprung ist aber erst im
10. Dezil vom 99. zum wohlhabend-
sten Perzentil zu verzeichnen. Des
Weiteren zeigt sich, dass Sachvermö-
gensbestände wie Immobilien, Betrie-
be und Unternehmensbeteiligungen
etc. über alle Dezile hinweg den über-
wiegenden Teil des Vermögens aus-
machen. Die durchschnittliche Höhe
der Verschuldung unterscheidet sich
interessanterweise vergleichsweise
wenig über die Dezile hinweg.
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Abbildung 1: Durchschnitt der Vermögenskomponenten nach Dezilen

Hellgrau: Sachvermögensbestände, dunkelgrau: Finanzvermögen, schwarz: Verschuldung,
Balken: Nettovermögen. Quelle: HFCS, eigene Darstellung.



Die numerischen Werte sind auch in
Tabelle 1 abzulesen. Diese Betrach-
tung erlaubt eine erste Einschätzung
über den Anteil der Haushalte, die von
einer vermögensbezogenen Steuer
über einem bestimmten Freibetrag be-
troffen wären. So liegt das durch-
schnittliche Vermögen der unteren
50% deutlich unter D 100.000, erreicht
im 8. Dezil ca. D 250.000, steigt im 9.
auf D 405.000 und übersteigt ab dem
96. Perzentil D 1 Mio.

In Tabelle 1 wurden die Durch-
schnittswerte bedingt auf die Partizipa-
tion der Haushalte an den Vermögens-
bestandteilen berechnet. Es gehen da-
her nur jene Haushalte in die Berech-
nungen ein, die Vermögen in der spezi-
fischen Kategorie besitzen. Daraus
folgt, dass sich der Durchschnitt der
verschiedenen Vermögenssegmente
aufgrund der unterschiedlichen Partizi-
pationsraten nicht auf das durch-
schnittliche Nettovermögen (Spalte 1)
ergänzt. Das durchschnittliche Be-
triebsvermögen schwankt in den Dezi-
len 4 bis 8 zwischen D 12.000 und
D 65.000, beträgt im neunten Dezil
D 108.000 und springt im obersten Ver-

mögensbereich auf D 1.230.000. Der
durchschnittliche Wert des Vermögens
aus Land- & Forstwirtschaft beträgt im
8. Dezil D 127.000, im 9. Dezil
D 210.000 und steigt im obersten Dezil
auf knapp über eine Mio. Euro an.

3. Methodik

Für die Schätzung des Erbschafts-
und Schenkungsvolumen kamen bis-
her zwei verschiedene Berechnungs-
ansätze zur Anwendung.7 Der soge-
nannte makrobasierte Ansatz schätzt
das Übertragungsvolumen ausgehend
vom aggregierten Vermögensbestand
mittels Sterbewahrscheinlichkeiten
ab.8 Der mikrobasierte Ansatz hinge-
gen basiert ausschließlich auf den An-
gaben über in der Vergangenheit er-
haltene Erbschaften in Haushaltsbe-
fragungen.9 Ein Vergleich der Metho-
den von Houben und Maiterh (2013)
zeigt, dass die makrobasierten Schät-
zungen in doppelt bis viermal so hohen
Übertragungsvolumen resultieren. Mit
der im Rahmen dieser Studie ange-
wandten Methodik werden die Vorteile
beider Ansätze verbunden. Ausge-
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Tabelle 1: Durchschnitt der Vermögenskomponenten nach Dezilen

Nettovermögen Hauptwohnsitz Betriebe Land/Forst Finanzvermögen

1 –18.253 158.303 20.721 – 4.435

2 3.221 50.488 687 – 2.784

3 10.260 99.458 2.256 – 7.158

4 23.580 59.043 12.677 – 14.580

5 51.864 79.800 13.706 – 26.487

6 107.133 110.211 64.670 23.322 30.202

7 174.601 155.175 39.544 40.229 37.586

8 254.188 207.868 63.062 127.072 43.646

9 405.511 291.272 107.686 210.247 89.095

10 1.636.272 568.506 1.229.254 1.048.193 212.803

Quelle: HFCS, eigene Berechnungen.



hend von den Daten des „Household
Finance and Consumption Survey“
(HFCS) werden Sterbe- und Erbfälle
auf Haushaltsebene simuliert,10 deren
Nettovermögen dann in weiterer Folge
der Besteuerung unterworfen wird.
Diese Vorgangsweise stützt sich somit
auf die qualitativ hochwertigen Mikro-
daten des HFCS und ist in der Lage,
die nicht zu vernachlässigenden struk-
turellen Änderungen in den Vermö-
gensübertragungen infolge des demo-
grafischen Wandels abzubilden.

Bei der Interpretation der Ergebnisse
sollten immer die Annahmen und Ein-
schränkungen berücksichtigt werden,
die für die vorliegenden Berechnungen
notwendig waren.

Sterbe- vs. Erbfälle: Da die Vermö-
gensbestände nur auf Haushaltsebene
verfügbar sind, Sterbefälle allerdings
auf Basis der spezifischen Personen-
merkmale simuliert werden, ist es not-
wendig, die Sterbefälle in Erbfälle
überzuleiten. In dieser Arbeit wird die
Vermögensübertragung zu jenem Zeit-
punkt gewertet, an dem die jeweilig
letzte Person einer Generation in ei-
nem Haushalt stirbt.

Erbschaften vs. Schenkungen: Auf
die Modellierung von Schenkungen
wird in dieser Arbeit gänzlich verzich-
tet, und Vermögensübertragungen
werden nur zum Zeitpunkt des Todes,
also zum letztmöglichen Zeitpunkt er-
fasst. Für die Aufkommensschätzun-
gen bedeutet dies, dass Vermögens-
übertragungen und damit auch Steuer-
fälle tendenziell früher auftreten, als im
Rahmen dieser Arbeit modelliert.

Entwicklung der Vermögenswerte
Die letzten Jahre haben gezeigt, dass
sich Vermögenswerte im Zeitverlauf
sehr volatil entwickeln können. Der
Wert von Immobilien hat sich zum Bei-
spiel im Zuge der weltweiten Finanz-

und Wirtschaftskrise in den urbanen
Teilen Österreichs rasant gesteigert.
Notwendige Informationen, die hierbei
eine entscheidende Rolle spielen, wie
zum Beispiel die Lage der Immobilie,
sind im publizierten HFCS-Datensatz
nicht enthalten. Für die Berechnungen
wird daher jeweils der heutige Ver-
kehrswert der Vermögen unterstellt.

Inflation: Annahmen über die Ent-
wicklung der Inflation könnten sich zum
Beispiel an dem langfristigen Infla-
tionsziel der EZB von knapp unter 2%
orientieren. In den Berechnungen wird
dennoch darauf verzichtet. Dies hat
den Vorteil, dass in Zusammenhang
mit den Annahmen über die Entwick-
lung der Vermögenswerte eine reale
Verzinsung von null unterstellt wird.
Alle präsentierten Aufkommenswerte
können somit als Gegenwartswerte in-
terpretiert werden.

Unterschätzung der höchsten Ver-
mögen: Eckerstorfer u. a. (2013) argu-
mentieren, dass der HFCS und Stich-
probenerhebungen im Allgemeinen
den oberen Rand der Vermögensver-
teilung unterschätzen. Ein Vergleich
des größten Vermögens im Datensatz
(unter der Berücksichtigung der mit
den Imputationen verbundenen Unsi-
cherheit zwischen D 17 und 20 Mio.)
mit der von der Zeitschrift Trend zu-
sammengestellten Liste der vermö-
gendsten Haushalte Österreichs (D 41
Mrd.11) unterstreicht dieses Argument.
Für die Aufkommenssimulationen be-
deutet dies, dass sie das Aufkommen
in der Realität jedenfalls unterschätzen
und somit als untere Grenze zu be-
trachten sind.

Erbfall vs. Erbschaftssteuersubjekt:
In den vorliegenden Berechnungen
werden Vermögensübertragungen si-
muliert. Das bedeutet, es wird versucht
abzuschätzen, zu welchem Zeitpunkt
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bestimmte Vermögenswerte an Dritte
übertragen werden. In der Regel fließt
ein vererbtes Vermögen allerdings
mehreren Erben zu. Dies ist von Be-
deutung, da die Erbschaftsbesteue-
rung in den europäischen Ländern
meist an den Erben und nicht am Erb-
lasser anknüpft (inheritance vs. estate
tax). Wird ein bestimmtes Vermögen
an mehrere Personen übertragen, kön-
nen alle Erben die entsprechenden
Freibeträge auf den Wert des zugeflos-
senen Vermögens geltend machen.
Aus dem Datensatz sind Familienbe-
ziehungen nur sehr rudimentär ableit-
bar, und dies auch nur für die im selben
Haushalt lebenden Personen. Aus die-
sem Grund wird bei den Berechnungen
unterstellt, dass jedes Erbe im Durch-
schnitt jeweils zwei Personen zufließt.
Dies orientiert sich an dem langfristi-
gen Durchschnitt der österreichischen
Fertilitätsrate, die angibt, wie viele Kin-
der im Durchschnitt von jeder Frau ge-
boren werden. Sie lag in den 1960er-
Jahren bei circa 3, sank in den 1970er-
Jahren unter 2 und hat sich seither auf
1,4 Kinder je Frau eingependelt.

In Summe sollten die präsentierten
Berechnungen das tatsächliche Auf-
kommen jeweils unterschätzen, da der
HFCS als Stichprobenerhebung die
wohlhabendsten Haushalte nicht re-
präsentativ abbildet.12 Die berechne-
ten Aufkommensschätzungen und die
sich aus der angewandten Methodik
abgeleiteten Konfidenzintervalle soll-
ten somit eine untere Grenze für die
tatsächlich zu erwartenden Aufkom-
men darstellen.

4. Aufkommensschätzungen

Wie bereits ausgeführt, basieren die
folgenden Aufkommensschätzungen
auf simulierten Sterbefällen, die je

nach Haushaltsstruktur zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten in Erbfälle
übergeleitet werden. Die so generier-
ten Erbfälle betragen im Jahr 2010 ca.
30.000 und steigen in den folgenden
Jahren markant. Damit geht ebenso
ein deutlicher Anstieg der übertrage-
nen Erbvolumen einher: Diese steigen
von etwa D 9 Mrd. im Jahr 2010 auf ca.
D 12 Mrd. im Jahr 2015. Die demografi-
sche Struktur der Bevölkerung lässt
auf eine beschleunigte Fortsetzung
dieser Tendenz in den kommenden
Jahrzehnten schließen.

Im Folgenden werden zwei Besteue-
rungsvarianten von Vermögensüber-
tragungen analysiert, die der ausge-
prägten Vermögenskonzentration un-
ter den privaten Haushalten in Öster-
reich Rechnung tragen. Beide Tarifva-
riationen kennzeichnen sich durch ei-
nen hohen Freibetrag, der die überwie-
gende Mehrheit der Bevölkerung von
einer solchen Besteuerung gänzlich
ausnehmen und somit auch nicht bela-
sten würde.

4.1 Tarif A: Proportionaler Satz
von 15% ab FB 500.000

Die erste Variante setzt sich aus ei-
nem Freibetrag von D 500.000 und ei-
ner Grenzbelastung von 15% für alle
den Freibetrag übersteigende Vermö-
genswerte zusammen.

Die Zahl der Steuerfälle steigt im Mit-
tel von 1.500 im Jahr 2010 um mehr als
33% auf 2.100 im Jahr 2015. Im Durch-
schnitt könnte man von einem jährli-
chen Steueraufkommen von ca. D 550
Mio. ausgehen. Abb. 2 zeigt die formel-
le Steuerlast, also den Betrag, der
ohne Steuervermeidung oder -über-
wälzung an die Behörden abzuführen
wäre, über die Perzentile hinweg. Etwa
die oberen 5% der Erbfälle wären von
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einer solchen Erbschaftssteuer betrof-
fen. Da nur das jeweils den Freibetrag
überschreitende Vermögen besteuert
wird, steigt die durchschnittliche Bela-
stung des übertragenen Vermögens
vom 95. Perzentil weg langsam an und
erreicht im obersten Perzentil einen
Wert von ca. 12%. Die deutlich ausge-
prägte Vermögenskonzentration spie-
gelt sich in weiterer Folge auch im An-
teil der einzelnen Perzentile am ge-
samten Steueraufkommen wider. So
unterscheidet sich die durchschnittli-
che prozentuelle Belastung in den
obersten zwei Perzentilen nur gering-
fügig, der Anteil des obersten Prozents
am Gesamtaufkommen ist mit ca. 65%
allerdings dreimal so hoch wie der des

darunter liegenden Perzentils mit etwa
22%.

4.2 Tarif B: Proportionaler Satz
von 25% ab FB 1 Mio

In der zweiten Variation wird der Be-
trag, ab der die Steuerbelastung ein-
setzt, nochmals deutlich, nämlich auf
D 1 Mio. angehoben, ab welchem ein
Steuersatz von 25% angenommen
wird.

Auf Basis der angestellten Modell-
rechnungen steigen die Steuerfälle
von ca. 640 im Jahr 2010 auf ca. 1.000
im Jahr 2015. Im mittelfristigen Durch-
schnitt würde sich das jährliche Auf-
kommen auf ca. D 650 Mio belaufen.
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Tabelle 2: Aufkommensschätzung Tarif A (15% ab FB 500.000)

Jahr
Erbfälle Erbvolumen ( Mio) Steuerfälle Aufkommen ( Mio)

P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95

2010 29.194 30.414 31.573 7.138 9.531 11.486 1.110 1.455 1.708 241 551 818

2011 31.257 32.350 33.373 8.039 9.662 12.214 1.215 1.569 1.928 296 542 828

2012 33.784 34.934 36.447 8.483 10.213 12.519 1.312 1.733 2.126 314 522 804

2013 35.430 36.413 37.645 8.983 10.881 13.121 1.503 1.830 2.142 328 577 874

2014 36.986 38.189 39.725 9.067 10.929 12.899 1.425 1.875 2.257 322 504 804

2015 39.197 40.225 41.583 10.079 11.894 14.262 1.627 2.081 2.422 338 620 933

Die Tabelle zeigt den Median und ein Konfidenzintervall (5. & 95. Perzentil) der Projektion
auf Basis von 100 Simulationen. Quelle: HFCS, eigene Berechnungen.

Tabelle 3: Aufkommensschätzung Tarif B (25% ab FB 1 Mio)

Jahr
Erbfälle Erbvolumen ( Mio) Steuerfälle Aufkommen ( Mio)

P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95 P05 Median P95

2010 29.194 30.414 31.573 7.138 9.531 11.486 421 643 819 220 709 1.190

2011 31.257 32.350 33.373 8.039 9.662 12.214 455 670 902 285 660 1.171

2012 33.784 34.934 36.447 8.483 10.213 12.519 575 769 1.044 290 603 1.017

2013 35.430 36.413 37.645 8.983 10.881 13.121 622 834 1.075 299 675 1.100

2014 36.986 38.189 39.725 9.067 10.929 12.899 608 849 1.093 263 527 1.037

2015 39.197 40.225 41.583 10.079 11.894 14.262 700 972 1.276 257 670 1.191

Die Tabelle zeigt den Median und ein Konfidenzintervall (5. & 95. Perzentil) der Projektion
auf Basis von 100 Simulationen. Quelle: HFCS, eigene Berechnungen.



Da infolge des sehr hoch gewählten
Freibetrags ein sehr geringer Anteil der
Erbschaften unter die Besteuerung
fällt, ist das erwartete Aufkommen al-
lerdings relativ volatil. Von einer Be-
steuerung nach diesem Tarifkonzept
wären im Wesentlichen die obersten
2% der Vermögensübertragungen be-
troffen (siehe Abb. 3).

5. Zusammenfassung

Vermögen sind in Österreich un-
gleich verteilt. Mit einem Freibetrag
von D 500.000 würden im Durchschnitt

die unteren 95% aller Vermögensüber-
tragungen von der Erbschaftssteuer
befreit, dieser Anteil stiege mit einem
Freibetrag von D 1.000.000 auf 98%.
Eine Verknüpfung solch relativ großzü-
giger Freibeträge mit der Bemessung
der Vermögen an ihren Verkehrswer-
ten ermöglicht es, einen Großteil der
Vermögensübertragungen nicht oder
nur in einem geringen Ausmaß zu bela-
sten und gleichzeitig doch ein substan-
zielles Aufkommen von über einer hal-
ben Mrd. Euro pro Jahr zu generieren.
Im Zusammenhang mit der ange-
spannten Lage der öffentlichen Haus-
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Abbildung 2: Formelle Steuerlast Tarif A (15% ab FB 500.000)

Abbildung 3: Formelle Steuerlast Tarif B (25% ab FB 1 Mio)



halte ergäbe sich somit der notwendige
Spielraum, um eine Umschichtung der
steuerlichen Belastung von Arbeit und
Vermögen zu ermöglichen. Eine sol-
che Maßnahme sollte positive Wachs-
tumseffekte nach sich ziehen, da ver-
mögensbezogene Steuern (Erb-
schafts- und Schenkungssteuern im
Besonderen) die geringsten wachs-
tumshemmenden Auswirkungen auf
Arbeitsangebotsentscheidungen und
Investitionen haben.

Betriebsvermögen konzentrieren
sich stark auf das oberste Dezil der
Nettovermögensverteilung. Dies gilt im
Besonderen für Vermögenswerte in
der Wirtschaftsklasse Land- und Forst-
wirtschaft. Sowohl bei Unternehmens-
werten als auch landwirtschaftlichen
Betrieben wird oft argumentiert, dass
eine Steuer auf den Vermögensüber-
trag Arbeitsanreize verzerrt und im
schlimmsten Fall eine Vielzahl an Ar-
beitsplätzen vernichten würde. Ergän-
zende Berechnungen, die das Aufkom-
men unter teilweiser oder gänzlicher
Schonung dieser Vermögensbestände
quantifizieren, zeigen, dass die Auf-
kommenswirkungen einer solchen
Sonderbehandlung nicht unerheblich
wären. Neben dem deutlich verminder-
ten Aufkommen sollten die Argumente
für die Sonderbehandlung dieser Ver-
mögenskategorien jedoch auch mit
dem Leistungsfähigkeitsprinzip abge-
wogen werden. Betriebsvermögen ist
stark konzentriert und findet sich in
substanzieller Form vor allem an der
Spitze der Vermögensverteilung. Es
würden daher in der Regel die wohlha-
bendsten Haushalte von einer solchen
Sonderbehandlung profitieren.

Infolge der Untererfassung des obe-
ren Randes der Vermögensvertei-
lung13 kann man davon ausgehen,
dass die vorliegenden Berechnungen

das tatsächliche Steueraufkommen
unterschätzen. In diesem Hinblick
wäre eine Analyse der Aufkommens-
wirkung eines progressiven Steuerta-
rifs, der ab einem zusätzlichen, weit
höher angesetzten Betrag einen höhe-
ren Grenzsteuersatz beinhalten würde,
nicht uninteressant. Mit dem vorliegen-
den Datenmaterial kann aufgrund der
Untererfassung der wohlhabendsten
Haushalte eine solche Fragestellung
allerdings nicht beantwortet werden.
Es zeigt sich jedenfalls deutlich, dass
eine Besteuerung von Erbschaften und
Schenkungen auf Basis einer Bemes-
sungsgrundlage die sich an den Ver-
kehrswerten der Vermögen orientiert,
keine Bagatellsteuer wäre, sondern bei
entsprechender Ausgestaltung einen
signifikanten Betrag zu einer aufkom-
mensneutralen Umgestaltung des
österreichischen Abgabensystems lei-
sten könnte.
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BÜCHER

Die Makroökonomie des finanz-
dominierten Kapitalismus

Rezension von: Eckhard Hein, The
Macroeconomics of Finance-Dominated

Capitalism – and Its Crisis, Edward Elgar,
Cheltenham 2012, 232 Seiten, gebunden,

£ 70; ISBN 978-1-781-00554-5.

Die Finanz- und Wirtschaftskrise
überraschte viele ÖkonomInnen – aber
nicht alle. Heterodoxe ÖkonomInnen,
unter ihnen insbesondere Post-
KeynesianerInnen, haben eine lange
Tradition der Auseinandersetzung mit
der Instabilität des Kapitalismus und
seinen jeweils aktuellen Krisentenden-
zen. Liegen doch die Wurzeln des
Post-Keynesianismus, wie der Name
bereits besagt, bei Keynes. Dieser wie-
derum entwickelte seine Theorie als
Reaktion auf die fehlgeleiteten ökono-
mischen Denkweisen, welche die Krise
der 1920er- und 1930er-Jahre erst zu
einem Desaster auswachsen ließen.
Es ist daher nicht überraschend, dass
Post-KeynesianerInnen das theoreti-
sche Rüstzeug mitbringen, um die ak-
tuelle Krise zu analysieren.

Eckhard Hein selbst arbeitet seit
mehr als einem Jahrzehnt an Frage-
stellungen, die für das vorliegende
Buch – und somit für die Erklärung und
Lösung der Krise – von zentraler Be-
deutung sind. Dazu gehören die Inte-
gration eines monetären Blickwinkels
in die Makroökonomie, die sich ab-
zeichnende Krise in Europa, aber auch
die unterschiedlichen wirtschaftlichen
Regime, von denen der finanzdomi-

nierte Kapitalismus, gekennzeichnet
durch Finanzialisierung, das aktuell
herrschende ist.

Finanzialisierung bezeichnet die Do-
minanz von finanziellen Motiven, Fi-
nanzmärkten, Finanzmarktakteuren
und Finanzmarktinstitutionen.1 Diese
Dominanz betrifft Haushaltsentschei-
dungen (etwa die zunehmende Ver-
schiebung der Alterssicherung auf Ka-
pitalmärkte), Unternehmensentschei-
dungen (z. B. eine zunehmende Sha-
reholder Value-Orientierung, oder in-
dem Profite aus Finanzanlagen einen
großen Anteil der gesamten Gewinne
ausmachen, auch von güter- und
dienstleistungsproduzierenden Unter-
nehmen), und Politikentscheidungen
(etwa die Beschränkungen der politi-
schen Handlungsfähigkeit aus Sorge
vor negativen Reaktionen der Finanz-
märkte).2 Wenn Finanzialisierung die
ökonomischen Rahmenbedingungen
einer Hocheinkommensregion deter-
miniert, dann befindet sich diese Wirt-
schaft in einem Paradigma (oder Regi-
me) des finanzdominierten Kapitalis-
mus; ein Konzept, das in der Regula-
tionstheorie beheimatet ist.3

Der finanzdominierte Kapitalismus
ist auf vielfältige Weise instabil; der
Hauptteil des Buches beschäftigt sich
mit den Kanälen, über die dieser zur
Krise beitrug. Zentral für eine post-
keynesianische Analyse sind hierbei
der Effekt des finanzdominierten Kapi-
talismus auf Investitionen und über die
Verteilung auf Konsum und Privat-
schulden. Die Verteilung nimmt hierbei
eine Schlüsselrolle für die wirtschaftli-
che Entwicklung ein; in der post-
keynesianischen Theorie geben die
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personelle (durch die relativen Kon-
sumquoten) sowie die funktionelle Ein-
kommensverteilung (durch lohn- be-
ziehungsweise profitgetriebene Wach-
tumsregime) Aufschluss über die
Wachstumsaussichten einer Region.

Hein beschreibt daher die Entwick-
lung der Ungleichheit in Hocheinkom-
mensländern, bevor er mithilfe eines
Modells in der Tradition Michal Kale-
ckis drei mögliche – empirisch unter-
mauerte – Kanäle aufzeigt, über die
der finanzdominierte Kapitalismus die
Verteilung negativ beeinflusst. Die
Analyse des Konsums im finanzdomi-
nierten Kapitalismus ist wohl am be-
sten auf den Fall der USA und verein-
zelte europäische Länder anwendbar.
Hein untersucht die Bedingungen für
die Instabilität eines schuldenfinanzier-
ten Konsumwachstums und stellt fest,
dass dieses nicht in jedem Fall in eine
Krise münden muss. Wenn nämlich et-
wa die Unternehmen mehr investieren,
kann der Boom auch nachhaltig sein.

Post-keynesianische Modelle sind
besonders gut für die Untersuchung
von Investitionen und Wachstum ge-
eignet. Hein zeigt, dass ein finanzdo-
miniertes Regime in zwei von drei mög-
lichen Fällen instabil ist; dabei geht es
insbesondere um die Auswirkungen ei-
ner zunehmenden Shareholder Value-
Orientierung auf die Dynamik zwischen
Investitionen und Verschuldung: Die
positiven Wechselwirkungen zwischen
höherer Verschuldung und geringeren
Investitionen können explosiv sein.
Auch in der langfristigen Kapitalakku-
mulation sind unterschiedliche Szena-
rien denkbar; am wahrscheinlichsten
ist nach der kaleckianischen Analyse
Heins aber ein kontraktives Wachs-
tumsregime aufgrund der reduzierten
Realinvestitionen und der Instabilität
des finanzdominierten Kapitalismus.

Die dritte zentrale Auswirkung der fi-
nanzdominerten Akkumulationsregi-
me, die zur Krise beitrug, sind die ma-
kroökonomischen Ungleichgewichte.
Hier bezieht sich Heins Beitrag direkt
auf die Eurozone als Gesamtes. Er
zeigt die gegenseitige Abhängigkeit
der schuldenfinanzierten Konsumlän-
der und der exportfinanzierten neo-
merkantilistischen Länder weltweit, vor
allem aber innerhalb der Eurozone.
Aus post-keynesianischer Perspektive
liegt die Lösung auf der Hand: stabili-
sierende Lohn- und Fiskalpolitik kombi-
niert mit einer Vertiefung der Wirt-
schafts- und Währungsunion könnte
Europa aus der Krise führen – wenn
die Politik sich endlich von den alten,
gescheiterten Rezepten lösen würde.

Vor dem Hintergrund dieser kontinu-
ierlichen Instabilität plädiert Hein für
eine Politik der Umverteilung, für einen
weltweiten „keynesianischen New
Deal“. Wachstum muss durch Lohn-
wachstum auf ein breites Fundament
der allgemeinen Nachfrage gestellt
werden. Hein zeigt den Weg in breiten
Strichen auf: Neben einer Wieder-
Regulierung der Finanzmärkte braucht
es stabilisierende Wirtschaftspolitik
und schließlich ein neues internationa-
les Finanzregime. All das sind wichtige
Schritte hin zu einer Abwendung vom
finanzdominierten Kapitalismus. Als
Post-Keynesianer, der das Konzept
fundamentaler Unsicherheit, d. h. der
unbekannten und unvorhersehbaren
Zukunft, ernst nimmt, lässt sich Hein al-
lerdings nicht auf eine allzu konkrete
Diskussion über mögliche Alternativen
zum finanzdominierten Kapitalismus
ein. Anders gesagt, Hein legt wohl-
weislich keinen utopischen Entwurf ei-
ner alternativen Wirtschaftsordnung
vor, sondern durchdachte erste Schrit-
te in Richtung einer Abkehr vom herr-
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schenden finanzdominierten Kapitalis-
mus. Auch wenn Heins Ausführungen
mit ökologisch nachhaltigem Wachs-
tum nicht in Widerspruch stehen, wä-
ren an dieser Stelle des Buches Hin-
weise auf die Umweltverträglichkeit
des angestrebten sozialverträglichen
Wachstums sinnvoll.

Hein spannt somit einen post-key-
nesianischen, theoretisch und empi-
risch fundierten Erklärungsbogen von
Ungleichheit über Privatkonsum und
-schulden sowie Investitionen und Pro-
duktivitätswachstum zu internationalen
Ungleichgewichten. Die Grundbot-
schaften sind heterdoxen ÖkonomIn-
nen nicht unvertraut: Lance Taylors
(2010) Beschreibungen der Gründe
und Effekte der Krise etwa sind jenen
Heins nicht unähnlich. Der Verdienst
des vorliegenden Buches liegt im euro-
päischen Blick auf die Krise und der sy-
stematischen Untermauerung seiner
innovativen Modelle mit Daten.

Kaleckianische Modelle sind Heins
Spezialgebiet, in dem er gemeinsam
mit anderen ÖkonomInnen den
deutschsprachigen Raum an die wirt-
schaftswissenschaftliche Speerspitze
des Post-Keynesianismus führte. Hein
verbindet diese post-keynesianischen
Modelle in der Tradition Kaleckis mit
stock-flow consistent Modellen, die ins-
besondere von Godley/Lavoie (2007)
(weiter-)entwickelt wurden. Hein kom-
biniert die Unmissverständlichkeit
post-keynesianischer Modelle mit dem
politischen Scharfblick der Regula-
tionstheorie. Diese theoretischen Ein-
sichten reichert Hein mit empirischer
Evidenz an: Er nutzt deskriptive Statis-

tiken ebenso wie ökonometrische Ana-
lysen und zeichnet somit ein überzeu-
gendes, detailreiches Bild der Kanäle,
mittels derer das Regime des finanzdo-
minierten Kapitalismus in die Krise
schlitterte – und schlittern musste.

Das Buch richtet sich an Interessierte
und Studierende der post-keynesiani-
schen Theorie und Empirie. Trotz der
klaren Ausdrucksweise und präzisen
Logik Heins ist Vorwissen in Post-Key-
nesianismus für LeserInnen von Vor-
teil. Für alle, die an einer Erweiterung
kaleckianischer Makromodelle um fi-
nanzielle Aspekte interessiert sind, ist
das Buch eine veritable Schatzgrube.

Miriam Rehm
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Zur Banken- und Finanzkrise
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Die 2007 voll ausgebrochene Weltfi-
nanzkrise hat zwar nicht, wie von vie-
len befürchtet, zu einer langjährigen
wirtschaftlichen Depression analog je-
ner der 1930er-Jahre geführt, aber sie
war doch tief genug, um eine Menge
von klugen Köpfen nachhaltig zu beun-
ruhigen. In einer solchen Situation ist
ein Handbuch mit Übersichtscharakter,
das die pointiertesten Aussagen zur
Lage sammelt und kommentiert, ohne
deshalb in die Prätention eines „end-
gültigen“ Urteils zu verfallen, sehr wert-
voll.

Ein international tätiger Banker, ein
universitärer Nationalökonom aus
Wien und ein Ordinarius für Sozialpoli-
tik aus Finnland haben sich zusam-
mengetan und zum obigen Thema ein
entsprechendes Buch herausge-
bracht. Das ist hoch erfreulich.

Das Werk gliedert sich in vier Teile.
Der erste befasst sich mit den Charak-
teristika der Weltfinanzkrise, der zweite
mit ihren Auslösern und Ursachen, der
dritte mit ihren Folgen und der vierte
mit der zu erwartenden Folgekrise.

Zahlreiche Zitate aus verschiedenen
Perspektiven illustrieren die Gescheh-
nisse, eine Chronologie (S. 74 ff)
macht ihren Ablauf transparent. Der
Band verfolgt die Etappen der Finanz-
krise von 2006 an, als die Preise für
amerikanische Wohnimmobilien zu

sinken begannen und sich die ersten
Schwächetendenzen im Subprime-Hy-
pothekenmarkt zeigten, bis zum April
2013, als das vom Staatsbankrott be-
drohte Zypern ein Rettungspaket er-
hielt.

Als Ursachen der Finanzkrise wer-
den am häufigsten die über viele Jahre
expansive Geldpolitik der USA ge-
nannt, weiters die unzureichende Ei-
genkapitaldecke der Banken und ihr
hoher Verschuldungsgrad sowie ihr
mangelhaftes Risikomanagement (S.
95 ff). Kritisch gesehen wird in diesem
Zusammenhang vor allem ihre lockere
Kreditvergabepraxis. Es wird aber
auch auf falsche Anreizsysteme bei
den Banken verwiesen, speziell auf
überhöhte Boni bei bloß kurzfristigen
Gewinnen, und auch gegen die proble-
matischen Bewertungen großer Ra-
tingagenturen werden kritische Beden-
ken geltend gemacht.

Grundsätzlich identifizieren sich die
Autoren mit Aussagen wie jener, dass
der Siegeszug des Neoliberalismus ab
etwa 1980 zu den Voraussetzungen
der Krise gehörte. Besonderen Wert le-
gen sie auf die Analyse realwirtschaftli-
cher Ungleichgewichte der Weltwirt-
schaft. Und sie gehen auch ein wenig
auf die historischen Beispiele von Ver-
mögensblasen ein, namentlich auf die
niederländische Tulpenmanie von
1637. In diesem historischen Abschnitt
würde man sich ein wenig mehr Aus-
führlichkeit wünschen, aber das würde
wohl einen zweiten Band erfordern.

Man kann hier aber nachlesen, was
Leute wie Jeffrey Sachs, Ben Bernan-
ke oder der so lange hoch gelobte Alan
Greenspan wann und wo über die Kri-
se sagten – und man bekommt einen
kleinen Kurs zum Thema finanzwirt-
schaftlicher Jargon mitgeliefert. Leute,
die „aus dem Stand“ Bescheid wissen,
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was ein NSFR oder eine NRSRO ist
und wofür die Abkürzung IFRS steht,
brauchen das allerdings nicht.

Das Werk von Todev, Brazda und
Laurinkari ist jedenfalls ein sehr klar
geschriebenes, brauchbares Buch,
das sich auch dem interessierten Laien
erschließt und die institutionelle Ken-
nerschaft der Experten verfestigt. Die
Autoren geizen auch nicht mit ihrer per-
sönlichen Sicht der Dinge. Sie sehen
wie erwähnt die realwirtschaftlichen
Wurzeln der Krise als dominant. Als

Rezept vertreten sie die Rückkehr zu
einem vorsichtiger agierenden, der
Realwirtschaft dienenden Bankwesen.

Nicht billig, aber sehr empfehlens-
wert.

Robert Schediwy

P.S.: Ach ja, und hier die Auflösung der
kleinen Quizfrage: IFRS steht für Internatio-
nal Financial Reporting Standards, NSFR
für Net Stable Funding Ratio und NRSRO
für Nationally Recognized Statistical Rating
Organisation.

„Die Ökonomik der Arbeiterbewegung
zwischen den Weltkriegen“
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Rudolf Hilferding:

Finanzkapital und organisierter Kapitalismus
Günther Chaloupek, Heinz D. Kurz, William Smaldone

Heinz D. Kurz
Rudolf Hilferdings Das Finanzkapital

William Smaldone
Rudolf Hilferding, „Organisierter Kapitalismus“, und die Politik
der Weimarer Sozialdemokratie

Günther Chaloupek
Karl Renners Konzeption des „demokratischen Wohlfahrtsstaats“

Graz 2011, 104 Seiten, D 14,90.
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Makroökonomie vor Lehman
Rezension von: Joseph E. Stiglitz, Carl E.

Walsh, Makroökonomie. Band II zur
Volkswirtschaftslehre, 4., überarbeitete
und aktualisierte Auflage, Oldenbourg

Verlag, München 2013, 480 Seiten,
broschiert, D 39,80;

ISBN 978-3-486-58478-3.

Man muss leider sagen, dass diese
Übersetzung des Lehrbuchklassikers
„Makroökonomie“ zu spät erschienen
ist. Der Wert des Buches leidet darun-
ter, dass es vor der Krise geschrieben
wurde und damit die neueren Entwick-
lungen nicht enthält. Gerade jetzt wäre
es jedoch interessant zu wissen, was
Stiglitz und Walsh ihren StudentInnen
angesichts der neuen Einsichten bei-
bringen wollen.

Das Buch beginnt mit einer kurzen
historischen Einleitung, indem es die
ökonomische Entwicklung seit der
Wirtschaftskrise der Dreißigerjahre bis
2005 behandelt. Dabei stellt es auch
dar, wie nach dem Zweiten Weltkrieg
aus den Erfahrungen der Großen De-
pression die Schlussfolgerung gezo-
gen wurde, dass der Staat sehr wohl
eine Verantwortung für Vollbeschäfti-
gung hat.

Leider ist der Band diesbezüglich zu
US-lastig. Gerade für europäische und
vor allem deutschsprachige Studieren-
de wäre es wünschenswert, auch eine
Übersicht über die hiesige Wirtschafts-
geschichte zu bekommen. Von den
Katastrophen des Ersten Weltkriegs,
der Depression und des Zweiten Welt-
krieges bis zur Gründung der Euro-
päischen Union, dem Fall der Mauer
und der Gründung der Währungsunion
gibt es hier einige Ereignisse, deren

Kenntnis man jungen ÖkonomInnen
jedenfalls vermitteln muss.

Im zweiten Kapitel werden die Mes-
sung des BIP und einige damit verbun-
dene Probleme sowie die Messung
und die Beschreibung der Arbeitslosig-
keit behandelt. Dass dabei sehr unkri-
tisch auch das Konzept der Output-
Lücke und der „natürlichen Arbeitslo-
sigkeit“ dargestellt wird, hinterlässt ei-
nen etwas schalen Beigeschmack, ge-
rade von einem der Miterfinder der Effi-
zienzlohnhypothese und der Informa-
tionsökonomie hätte man hier mehr er-
wartet. Das dritte Kapitel schließt den
Einführungsteil mit der Erläuterung der
Inflation ab.

Der Teil 2 ist mit „Theorie der Vollbe-
schäftigung“ betitelt und umfasst die
Kapitel vier bis acht. Er beginnt mit ei-
ner geschlossenen Volkswirtschaft, bei
der flexible Reallöhne die Vollbeschäf-
tigung gewährleisten und flexible Real-
zinsen den Kapital- und implizit auch
den Gütermarkt räumen, führt dann
den Staat ein, der außer einer anderen
Allokation keine Auswirkungen hat, um
dann die Erweiterung auf offene Volks-
wirtschaften zu machen. Die Ergebnis-
se bleiben erwartungsgemäß unspek-
takulär, der Kapitalmarkt wird nun
durch das Zusammenspiel von Kapital-
importen und -exporten, Handelsbilanz
und Wechselkurs im Gleichgewicht ge-
halten.

Im Wachstumskapitel wird im We-
sentlichen eine Art des Solow’schen
Growth Accounting erläutert, und im
Zuge dessen werden die Komponen-
ten der Produktivität dargestellt, der
Begriff Humankapital wird (unkritisch)
eingeführt und der Zusammenhang
von Akkumulation und Sparen darge-
stellt. Jenseits dieser weitgehend bis
ausschließlich konventionellen Dar-
stellung wird noch kurz auf eventuelle
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Probleme mit dem Umweltverbrauch
hingewiesen.

Im letzten Kapitel des zweiten Teils
zur Ökonomie unter Vollbeschäftigung
wird Geld ins Modell eingeführt, über
die Quantitätsgleichung, und zwar –
wie bei einem Vollbeschäftigungsmo-
dell zu erwarten – als neutrales num-
meraire-Gut. Immerhin wird darauf hin-
gewiesen, dass die interessanteren
Modelle, in denen Geldpolitik, so wie in
realen Ökonomien auch, reale Auswir-
kungen hat, noch kommen.

Bei der an sich zu begrüßenden
Kurzdarstellung von Finanzintermediä-
ren fällt an zwei Punkten der fehlende
Deutschland- bzw. Österreichbezug
auf: So fehlen die Genossenschafts-
banken ebenso wie die hierzulande an-
ders organisierten Hypothekaranstal-
ten, und als historisches Beispiel der
eigeninitiativen Geldversorgung wird
hier Atlanta erwähnt, während man in
Österreich wohl eher Wörgl mit seinen
Arbeitswertscheinen in den Kanon auf-
genommen hätte. Das am Ende dieses
Teils noch die Darstellung der Grund-
funktionen von Geld erfolgt und eine
kurze Darstellung des Federal Reser-
ve-Instrumentariums, ist lobenswert,
allerdings wären die EZB und eine Er-
wähnung des bail-out-Verbots etc. für
EuropäerInnen interessanter gewe-
sen. Aus heutiger Sicht würde man
eine Darstellung des quantitative und
qualitative easing erwarten. Positiv ist
anzumerken, dass die bilanzbasierte
Darstellung des Giralgeld-Prozesses
alle Bausteine bietet, um auch diese
neuen geldpolitischen Instrumente zu
erläutern.

Der dritte Teil des Buches beginnt
mit einer Darstellung der Konjunktur-
verläufe in den USA und erläutert
auch, wo die diesbezüglichen Daten
und Datierungen zu finden sind. Das

Konzept des potenziellen Outputs wird
leider vollkommen unhinterfragt über-
nommen.

Die Existenz der konjunkturellen Ab-
weichungen vom Pfad des potenziel-
len Outputs wird über rigide Preise und
Löhne begründet. Einerseits ist hier
positiv anzumerken, dass die Rolle von
Unsicherheit angesprochen wird, an-
dererseits hätte man sich gerade in ei-
nem Lehrbuch von Stiglitz einen Hin-
weis gewünscht, dass rigide Löhne
und Preise in einer Welt unvollkomme-
ner Information eine optimale Reaktion
der Wirtschaftssubjekte darstellen. Sie
sind damit nicht eine vermeidbares Be-
triebsversagen im funktionierenden
Räderwerk der Ökonomie, sondern
eine systemimmanente Quelle von
Wirtschaftsschwankungen. Verzeihlich
ist diese Auslassung vielleicht auf-
grund der Tatsache, dass es in diesem
ersten makroökonomischen Kapitel
darum geht, die Bausteine der Kon-
junkturtheorie kompakt darzustellen.
Leider fehlt der betreffende Hinweis
aber auch weiter unten. Die Konjunk-
turtheorie beruht auf den Elementen:
rigide Preise und Löhne, nicht neutrale
Geldpolitik, daraus resultierenden Out-
put-Schwankungen und damit verbun-
dener zyklischer Arbeitslosigkeit.

Im Kapitel zehn werden das Einnah-
men-Ausgaben-Modell und in kompak-
ter und nachvollziehbarer Weise der
Multiplikator-Effekt eingeführt. Hier
wird auch erläutert, welche Probleme
sich bei offenen Volkswirtschaften er-
geben. Bei einer Verwendung des Bu-
ches in Europa ist hier unbedingt auf
das Problem der niedrigen Multiplikato-
ren national isolierter Politik und auf die
hohen Multiplikatoren einer europäisch
koordinierten Politik hinzuweisen.

Die folgenden Kapitel 11 bis 13 sind
einer Modellierung der konjunkturellen
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Schwankungen und der Geldpolitik ge-
widmet. Unbefriedigend ist dabei, dass
durchgehend von einem gegebenen
Vollbeschäftigungsoutput ausgegan-
gen wird. Langfristige Wirkungen eines
günstigeren oder ungünstigeren Kon-
junkturverlaufs werden damit ausge-
schlossen. Im Kern bewirken in diesem
Modell Änderungen in der Wirtschafts-
politik, in der Konsumlust der Haushal-
te oder in den animal spirits der Unter-
nehmen Änderungen der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage, die je nach
Notenbankreaktion schneller oder lang-
samer über geänderte Realzinsen wie-
der zurück zum Vollbeschäftigungsout-
put führen. In einem Einschub wird die-
selbe Analyse noch einmal von einer
anderen Seite aufgezogen, indem die
Auswirkung einer durch technische In-
novation bewirkten Verschiebung des
Gleichgewichtsoutputs dargestellt wird.

In diesen Kapiteln zeigt sich der Nie-
dergang der Makroökonomie während
der Phasen monetaristischer, neoklas-
sischer und neukeynesianischer Domi-
nanz, der durch die etwas realistische-
re Einschätzung im letzten Theorie-
strang nicht gebremst wurde. Immerhin
erläutert Kapitel 12 den konkreten Ab-
lauf der Geldpolitik in den USA, wie ge-
sagt vor der Krise. Dies ist insofern
wertvoll, als dies zu jenen Dingen ge-
hört, die ÖkonomInnen zumindest in
den USA wissen sollten. Eine ver-
gleichbare Darstellung der europäi-
schen Abläufe wäre sehr wünschens-
wert.

In den nächsten drei Kapiteln wird
der Rest der Welt im Modell eingeführt,
wobei die Darstellung der Wechsel-
kurspolitik durchaus gelungen ist, ins-
besondere da sie nicht auf Handelsbe-
ziehungen beschränkt bleibt, sondern
auch die Einflüsse der Kapital und Ein-
kommensbilanz darstellt. Ein Kasten

über knapp zwei Seiten zum Thema in-
ternationale Finanzkrisen lässt kurz
jene kritische und analytische Haltung
erkennen, deretwegen man eigentlich
ein Buch von Stiglitz wählt und die dem
Rest dieses Lehrbuchs leider fehlt.
Während die Analyse der Asienkrise
interessant ist,1 ist die Beschreibung
der kommunistischen planwirtschaftli-
chen Systeme und der Transformation
in einem nicht mehr akzeptablen Aus-
maß verkürzt, insbesondere wenn es
um die Ausbildung europäischer Öko-
nomInnen geht.

Die Kontroversen, die im vorletzten
Kapitel dargestellt werden zu den The-
men Staatsdefizite, Makrostabilisie-
rung und geldpolitische Ziele, sind
zwar auch nach bzw. in der Krise rele-
vant, allerdings schlägt gerade hier der
Nachteil eines Buches, das vor 2008
verfasst wurde, voll durch.

Insgesamt erscheint mir dieser Band
maximal als Ergänzung einer makro-
ökonomischen Einführungslehrveran-
staltung tauglich. Das Fehlen der aktu-
ellen Entwicklungen nach bzw. in der
großen Krise ist ein zu gravierender
Nachteil.

Während das frühe Erscheinen des
amerikanischen Originals ein unver-
schuldetes Pech ist, muss das Festhal-
ten an einem Analyserahmen, der ei-
nen imaginierten Gleichgewichtsoutput
Y* als Referenzrahmen verwendet,
den Autoren explizit vorgeworfen wer-
den. Gerade von Stiglitz hätte man sich
mehr erwartet. Immerhin schrieb er
schon 2002, dass es das Verdienst der
Ökonomie in der zweiten Hälfte des
zwanzigsten Jahrhunderts gewesen
sein, aufgezeigt zu haben, auf „welch
tönernen Füßen“ die Lehrsätze dieser
Form der allgemeinen Gleichgewichts-
theorie standen. Leider ist in diesem
Lehrbuch davon wenig zu merken.
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Es stellt sich angesichts des bespro-
chenen Bandes die generelle Frage,
ob das Übersetzen von Lehrbüchern
aus dem Amerikanischen ohne ent-
sprechende Anpassungen an die euro-
päischen institutionellen Vorausset-
zungen überhaupt sinnvoll ist. Beim
vorliegenden Werk muss man sagen:
nein. Das unzureichende Eingehen auf
die europäische Institutionenland-
schaft verschärft das Problem der nicht
zeitgemäßen Darstellung.

Josef Zuckerstätter

Anmerkung
1 Stiglitz hat zum Thema Asienkrise viele

tiefschürfende Analysen geschrieben.
Eine davon wurde in Übersetzung in die-
ser Zeitschrift veröffentlicht: Joseph E.
Stiglitz, Demokratische Entwicklungen
als Früchte der Arbeit(-erbewegung), in:
Wirtschaft und Gesellschaft 28/1 (2002).
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Reicht’s den Reichen?
Rezension von: Chrystia Freeland,

Die Superreichen. Aufstieg und Herr-
schaft einer neuen globalen Geldelite,

Westend, Frankfurt/Main 2013,
358 Seiten, gebunden, D 23,70;

ISBN 978-3-864-89045-1.

Man kann – gerade in den USA – öf-
fentlich über Reichtum reden oder dar-
über schreiben, und man darf sich
auch Sorgen um die Armen machen,
aber beides in einen Zusammenhang
zu rücken und über wirtschaftliche Un-
gleichheit zu sprechen, das war und ist
so gut wie tabu. Diese pointierte Ein-
schätzung stellt die kanadische Jour-
nalistin und nun auch Parlamentsab-
geordnete Chrystia Freeland an den
Beginn ihres Buches über die „Super-
reichen“, um sich dann in erster Linie
der Aufgabe zu widmen, „den Wandel
in der Weltwirtschaft durch eine ge-
nauere Betrachtung der obersten Spit-
ze zu verstehen“.

Freeland startet dieses Unterfangen
mit einem schlaglichtartigen Überblick
über weltweite wirtschaftliche Entwick-
lungen in den letzten Jahrzehnten. Sie
sieht eine lange Phase starken globa-
len Wirtschaftswachstums und das
Entstehen unglaublichen Reichtums in
sehr wenigen Händen – die Wieder-
kehr der Plutokraten. Als zentrale An-
triebskräfte dieser wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Entwicklungen iden-
tifiziert sie mehrere technologische Re-
volutionen, die Globalisierung und poli-
tische Veränderungen wie den Zusam-
menbruch des Kommunismus und den
auch dadurch verursachten Siegeszug
des Washingtoner Konsenses. Im Kern
erkennt sie parallel laufende „Zwillings-

gründerzeiten“: Ein erstes goldenes
Zeitalter der Schwellenländer, welches
im Wesentlichen in einem Nachholen
der Industrialisierung unter nun geän-
derten Rahmenbedingungen besteht,
und das auf technologischem Wandel
und Globalisierung beruhende, nach
der Industrialisierung „zweite“ goldene
Zeitalter für den Westen. Beide „Grün-
derzeiten“ zusammen schaffen zuneh-
menden globalen Wohlstand – und zu-
nehmende Ungleichheit durch das Ent-
stehen erheblichen Reichtums am
obersten Ende der Einkommens- und
Vermögensverteilung, insbesondere in
Ländern wie den USA, China, Indien,
Mexiko und Russland.

Der Analyse der Arbeits- und Le-
bensumstände dieser kleinen Gruppe
„superreicher“ Menschen in allen Tei-
len der Welt gilt dann das Hauptaugen-
merk des Buches. Freeland hält zu-
nächst einmal fest, dass es sich heute
vor allem um „arbeitende“ Reiche han-
delt. Topmanager haben mit ihren Ge-
hältern im Laufe des 20. Jahrhunderts
die Renditen der Kapitalbesitzer („Ren-
tiers“) überholt und diese an der Spitze
der Einkommens- und Vermögenshier-
archie abgelöst. Genau dieser Um-
stand markiert auch deren Selbstver-
ständnis, den Aufstieg selbst geschafft
zu haben, und ist ein wesentlicher Teil
des Selbstbilds der globalen Plutokra-
ten von heute.

Dazu kommt, dass das eine Prozent
der Reichsten heute um vieles besser
gebildet ist als Reiche jemals zuvor.
Freeland ortet unter den Superreichen
viele exzellent ausgebildete „Technik-
käuze“, die vor allem auch im Umgang
mit Zahlen brillante Fähigkeiten auf-
weisen. Universitäre Eliteausbildungen
sind oft Garanten entsprechender Ein-
kommen. „Zuschlagen“ muss man al-
lerdings sehr jung, zweite Chancen
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sind eher selten. So kommentiert die
Autorin den Umstand, dass ein erhebli-
cher Teil der globalen Superreichen
das vierzigste Lebensjahr noch nicht
erreicht hat. Die meisten dieser Men-
schen, die sich in einer unsicheren
Welt als hart arbeitend und für den
Fortschritt der Menschheit als unver-
zichtbar wahrnehmen, pflegen einen
vollkommen globalisierten Lebensstil
als „Weltbürger“, die auf globalen
„Ideenkonferenzen“ ihre Erfahrungen
und Einschätzungen austauschen und
ihre oft und gerne in Form von Spen-
den zur Schau gestellte Philanthropie
als Instrument zur Unterstützung ihrer
gesellschaftlichen Akzeptanz einset-
zen. Frauen sind darunter kaum zu fin-
den, im Buch allerdings auch keine
schlüssigen Erklärungen für diesen
Umstand.

Wichtig findet Freeland eine durch-
aus auch von ihr als gesellschaftspoli-
tisch interpretierte Spannungslinie zwi-
schen Millionären und Milliardären. Un-
glaublicher Reichtum, so ihr Hinweis,
findet sich vor allem an der obersten
Spitze der Einkommenshierarchie.
„Die Superreichen des 0,1 Prozents
haben die ‚bloß‘ Vermögenden, die die
anderen 0,9 Prozent an der Spitze der
Einkommenspyramide ausmachen,
weit abgehängt.“

Exakte empirische Befunde, genaue
Zahlen, daraus abgeleitete gut struktu-
rierte Schlussfolgerungen u. dgl. findet
man in diesen einleitenden Abschnit-
ten des Buches eher nicht. Freeland
wählt demgegenüber den Weg des An-
einanderreihens vieler Einzelbeispiele
reicher Personen und derer Arbeits-
und Lebensumstände. Diese Beschrei-
bungen sind allerdings äußerst illustra-
tiv, anregend zu lesen und manchmal
auch von erheblichem Unterhaltungs-
wert; dies macht auch die eine oder an-

dere Wiederholung verzeihbar. Im We-
sentlichen behält Freeland diesen Ar-
beitsstil in den folgenden Abschnitten
ihres Buches bei.

Diese enthalten wiederum sehr le-
senswerte Ausführungen zur „Super-
star-Ökonomie“. Sie hat ihre Ursache
im „Superstar-Effekt“, der darin be-
steht, dass durch den technologischen
Wandel und die Globalisierung in vie-
len Sektoren und Unternehmen wirt-
schaftliche „Turnierbedingungen“ ent-
standen sind, in denen alles den Ge-
winnern zufällt. „Wer auf seinem Ge-
biet der Erfolgreichste ist, kann enorme
Belohnungen einfahren, der zweite
Platz und erst recht der fünfte oder
zehnte bringen weit weniger wirtschaft-
lichen Nutzen.“ Im Sog der Superrei-
chen entstehen so Superstars, die so-
wohl für die Reichsten und sehr oft par-
allel dazu auch – dank technologischer
Entwicklungen – für die Massen arbei-
ten und so selbst zu Reichen oder Su-
perreichen werden. Die Autorin bringt
dazu wieder viele illustrative Beispiele
von MusikerInnen, SchauspielerInnen,
MalerInnen, ArchitektInnen, Schrift-
stellerInnen, SportlerInnen, AnwältIn-
nen, StarköchInnen, ModeschöpferIn-
nen bis hin zu den Superstars der Fi-
nanzbranche und des Unternehmens-
managements.

Im nächsten Abschnitt beschreibt
Freeland eine weitere Möglichkeit, su-
perreich zu werden. Sie besteht darin,
Revolutionen „beim Schopf“ zu pa-
cken, denn revolutionäre Umbrüche
sind zumindest für einige wenige im-
mer gute Zeiten, um reich zu werden;
selbst dann, wenn in diesen Revolutio-
nen ein großer Teil der Menschen ver-
armt. Neue Technologien haben in den
USA einige sehr reich gemacht, aber
die Mittelschicht beträchtlich ausge-
höhlt.
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Der Übergang Russlands zur Markt-
wirtschaft brachte in einem Jahrzehnt
17 Milliardäre hervor, aber er führte zu
einem Absturz des Bruttoinlandspro-
dukts um 40 Prozent. Hier bietet die
Autorin eine anschauliche Beschrei-
bung des Aufstieges der russischen
Oligarchen. Diese Erfolgsgeschichten
aus Russland ergänzt sie um weitere
aus anderen Schwellenländern wie
Brasilien, Indien und China und um
Hinweise auf eine Generation von App-
Entwicklern, die in den USA durch das
Nutzen technologischer Revolutionen
reich wurde, und auf US-Börsen-,
Bank- und Managementprofis, die
durch ihr Gefühl für „richtige Zeitpunk-
te“ selbst in einer großen Krise reich
oder reicher werden konnten. Auf zwei
bis drei Seiten erwähnt sie auch die
Probleme all jener, die da nicht mit-
kommen, die große Masse der Verlie-
rer – die ArbeitnehmerInnen.

Dann zeigt Freeland sehr anschau-
lich, dass ein großer Teil des globalen
Superreichtums eigentlich als ein Ren-
teneinkommen aufgrund einer erhebli-
chen Nähe reicher Personen zur Politik
entstanden ist, entsteht und wächst. Im
Endeffekt kam und kommt es so zu ei-
ner umfangreichen privaten Anhäu-
fung ehemals öffentlicher Vermögen.
Sie beschreibt die gewaltige Ver-
schleuderung der Vermögenswerte
der ehemaligen Sowjetunion als „Aus-
verkauf des Jahrhunderts“, zeigt, wie
seine Nähe zur Politik Carlos Slim im
Zuge der Privatisierung des mexikani-
schen Telefonwesens zum reichsten
Menschen der Geschichte gemacht
hat, und bringt viele Beispiele für die
enge Verbindung von Politik und
Reichtum in China. In den USA und in
Großbritannien versuchen Superrei-
che in erster Linie auf die Politik Ein-
fluss zu nehmen, um dadurch Deregu-

lierungen in der Finanzbranche durch-
zusetzen. Freeland bezeichnet die vie-
len gelungenen Versuche als „Renten-
ökonomie an der Wall Street und in der
Londoner City“.

Im darauffolgenden Abschnitt erfährt
man viel Lesenswertes über die Le-
bensgewohnheiten und Einstellungen
der Superreichen. Auch dieser Ab-
schnitt gelingt der Autorin anhand vie-
ler illustrativer Beispiele sehr anschau-
lich. Sie diagnostiziert die soziale Ab-
kapselung der Superreichen, ihre
Selbstüberschätzung, ihren Mangel an
sozialer Empathie und ihre Grundein-
stellung, dass an allen feststellbaren
Problemen der Menschheit immer die
anderen 99 Prozent Schuld tragen
würden. Wenig überraschend haben
sie keinerlei Verständnis für Besteue-
rung: Sie finden sie immer zu hoch, sie
fühlen sich deswegen oft von der Mehr-
heit unterdrückt, entwickeln deshalb in
schlimmeren Fällen recht undifferen-
zierte Fluchtphantasien, lehnen in we-
niger schlimmen Finanzmarktregulie-
rungen ab und betonen demgegen-
über immer wieder die Selbstregulie-
rungskräfte der Märkte. „Die meisten
Angehörigen der Superelite sind auf-
richtig überzeugt, dass die Politik, die
zufällig ihren eigenen Interessen, ih-
rem Unternehmen oder ihrer Branche
nützt, auch für alle anderen richtig ist.“

Aber, und damit beendet Freeland
ihre Darstellung, es droht für die Rei-
chen die Gefahr der „Serrata“. Sie ver-
weist hier auf das Beispiel Venedigs,
das zu Beginn des 14. Jahrhunderts
durch Handel unter der Rahmenbedin-
gung sehr hoher sozialer Mobilität zur
reichsten Stadt Europas aufgestiegen
war. 1315 setzte jedoch das politische
und wirtschaftliche Establishment der
sozialen Mobilität durch das „Goldene
Buch“ insofern ein Ende, als, wer zu
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diesem Zeitpunkt nicht dazugehörte,
nicht mehr in die herrschende Oligar-
chie aufsteigen konnte. Aus einer auf-
kommenden repräsentativen Demo-
kratie war durch soziale Schließung
(„serrata“) eine Oligarchie geworden,
die dadurch auch ihre wirtschaftliche
Vormachtstellung sukzessive verlor.
Gerade dieses Problem sieht die Auto-
rin auch für die von ihr beschriebenen
Gesellschaften, denn die politische
und soziale Abschottung der Superrei-
chen untergräbt das soziale Funda-
ment jeglicher Demokratie. Freeland
verweist hier auf einige potenzielle Ge-
fahren dieser Entwicklung, zeigt in ih-
rem Buch aber kaum Lösungsansätze
auf.

Politische Faktoren zur Erklärung der
Entstehung von Reichtum finden sich
in ihrem Buch selten, ebensowenig
Hinweise auf politische Instrumenta-
rien zum Umgang mit all diesen Ent-
wicklungen (Steuergesetzgebung usw.)
– mit Ausnahme der von ihr immer wie-

der anvisierten stärkeren Regulierun-
gen im Finanzsektor. Insgesamt be-
sticht die Arbeit also weniger durch
eine exakte empirische Analyse – bei-
spielsweise auf der Basis einer sys-
tematischen, komplexen Datengrund-
lage und/oder der Erarbeitung differen-
zierter „Instrumentenschränke“ oder
„Handlungskataloge“. Sie bietet viel-
mehr eine bestechend große Fülle il-
lustrativer und gut lesbarer Einzelbei-
spiele, die in Summe zu einem äußerst
anschaulichen und wohl auch beäng-
stigenden Bild aktueller Entwicklungen
verdichtet werden. Ebenso beeindru-
ckend sind die Einnahme und das kon-
sequente Durchhalten einer wirklich
globalen Analyseperspektive. Das
macht „Die Superreichen“ zu einem
wichtigen, gut lesbaren Buch zu einem
der aktuellsten Themen unserer Zeit.
Nicht nur speziell an Verteilungsfragen
Interessierte sollten es lesen.

Franz Heschl



Die prekäre Normalität –
ihre Strategien, Kosten und

Gegenstrategien
Rezension von: Oliver Marchart (Hrsg.),
Facetten der Prekarisierungsgesellschaft.
Prekäre Verhältnisse. Sozialwissenschaft-
liche Perspektiven auf die Prekarisierung

von Arbeit und Leben, Reihe
„Gesellschaft der Unterschiede“, Band 9,

transcript Verlag, Bielefeld 2013,
219 Seiten, broschiert, D 24,99;

ISBN 978-3-837-62193-8.

Der Herausgeber versammelt inter-
nationale AutorInnen aus Soziologie,
Politologie, Allgemeiner Sozialwissen-
schaft, Migrationsforschung und
Sprachwissenschaft, um das längst um
sich greifende Phänomen der Prekari-
sierung der Arbeits- und Lebensver-
hältnisse breit zu erfassen. Er kommt
dabei einerseits mit den gut 200 Seiten
recht gut zu Rande und achtet anderer-
seits auf die Einheit der verschiedenen
Perspektiven im Sinn der Erhaltung der
Diskutierbarkeit der gemeinsamen
Thematik.

Einleitend erweist Oliver Marchart
freilich Pierre Bourdieu seine Reverenz
und bezeichnet mit ihm Prekarisierung
als ein wesentliches Merkmal der „neu-
en Herrschaftsnorm“. Es durchdringe
alle Bereiche, begründe allgemeine
Verunsicherung, Verängstigung und
existenzielle Bedrohlichkeit und eta-
bliere sich als Nachfolgeregime des
Wohlfahrtsstaats; Sicherheitsleistun-
gen würden dann nur mehr gnadenhal-
ber vergeben. Diese Disziplinierung
verbinde uns schließlich.

In seiner Vielschichtigkeit sei Preka-
risierung zum einen ein aktuelles Re-

gulationsprinzip und zum anderen we-
der unbedingt noch ausschließlich mit
Armut oder Arbeitslosigkeit verbunden.
Prekarisierung ist, im Gegensatz zur
Stratifizierung, vielmehr eine Quer-
schnittsmaterie („Transversale“). Ihre
Wirkmacht reicht hin, um die objektiven
Bedrohungen für Lebensqualität auch
in den Bereich der subjektiven Bedrü-
ckung durch Abstiegsängste fortzufüh-
ren. Auf diese Weise wird die Selbstre-
gierung (sic!) der Menschen durch Pre-
karisierung noch verfestigt. Sie trägt
eben das Ihre zur Hegemonie des Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystems
bei. Aus einem regelrechten Kultur-
kampf (i. w. S.) gingen nach Antonio
Gramsci Konsens („Kollektivwissen“)
über das Machtsystem und, nolens vo-
lens, Akzeptanz der Realität (ein „hi-
storischer Block“) hervor.

Der Soziologe Patrick Cingolani (Pa-
ris) betont, dass Arbeits- und Lebens-
bedingungen zwar spätestens schon
seit der Industrialisierung von Prekari-
sierung geprägt waren, aber erst in den
1960ern – mit Beginn der Ausbreitung
institutionalisierter Leiharbeit – zu ei-
nem gesellschaftlichen Angelpunkt ge-
worden wären. Zeitliche Befristung der
Beschäftigung und ihre flexible Anpas-
sung an die Produktionsprozesse ei-
nerseits und Auslagerung mit Subun-
ternehmertum und Arbeitskräftever-
schiebung andererseits konstituierten
und verbreiteten Prekarität. Sie erlau-
be es den Unternehmen, die ihrerseits
stets das gemeinsame Ganze in der
Produktion beschworen, sich immerhin
ihrer gesellschaftlichen Verpflichtun-
gen verstärkt zu entziehen. Insbeson-
dere bei der Zeitsouveränität säße „na-
türlich die Firma am längeren Hebel“.

Franz Schultheis, Soziologe aus St.
Gallen, widmet sich dem Konnex von
Flexibilität und Prekarität. Er meint, die
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Persönlichkeit werde mit neuen, zu-
sätzlichen und permanenten Anforde-
rungen überladen, sodass Flexibilisie-
rung zu Orientierungslosigkeit und – in
diesem Sinn – zu Haltlosigkeit führte
(„Anomie“). Aus den geänderten Rah-
menbedingungen leite sich die Eigen-
verantwortung für seine oder ihre Be-
schäftigungsfähigkeit (employability)
ab. Diese Gegebenheit sei in den
Chefetagen und Beratungsfirmen kon-
zipiert und von dort vorangetrieben
worden. Das mache das neue Kapita-
lismusethos aus, das sich von einem
elitären Ethos zum Standardethos ent-
wickelt habe.

Der Sozialwissenschafter Bernd
Röttger (Wien, Jena) knüpft an die gro-
ßen Krisen als strukturelle Wende-
punkte an: Die Krise in den 1930ern
habe eine Mischwirtschaft aus Wirt-
schaft und Staat, eine Politisierung der
Wirtschaft, geboren; die Krise der
1970er-Jahre habe dies mit der neoli-
beralen Gegenrevolution wieder ver-
drängt. Solche Umbrüche hätten gera-
de aus regulationstheoretischer Per-
spektive auch wesentliche Änderun-
gen für die ArbeitnehmerInnen und ihre
Vertretungen gebracht. Die Krise der
späten 2000er-Jahre wäre aber in ih-
rem „emanzipatorischen Potenzial ent-
hauptet“ worden, indem die Wünsche
der Bevölkerung nicht in der Politik an-
gekommen wären, die ihrerseits die
Rückkehr zum Vorkrisenzustand mit
ihrem bewährten System feiere. Das
Prekariat erweise sich nunmehr als
willkommener „Krisenpuffer“. Nach
den 1930ern hätte sich keine sozialisti-
sche Gegenbewegung nach den Kri-
sen und zu den ihnen folgenden neuen
Verhältnissen mehr gebildet. Die Re-
gulationstheorie erkläre schließlich
diese totale Unterwerfung der Men-
schen unter das Kapital. Selbst die „in-

stitutionelle Macht“ der Gewerkschaf-
ten hielte dem nicht Stand.

Die theoretische Soziologin Cornelia
Bohn (Luzern, Basel) analysiert auf
Basis von Ex- und Inklusionsfor-
schung, dass eine allgemeine Prekari-
sierung zugleich Ausschluss und Ein-
schluss bedeute. Ich deute: Der Aus-
schluss aus dem guten Leben bringt
zwar die Anerkennung für Arbeit unter
schlechten Bedingungen, aber zu-
gleich eine Ghettoisierung: die „Aus-
schluss-Einsperrung“. Bohn greift im
Weiteren auf Max Weber, Niklas Luh-
mann und Michel Foucault zurück.
Schließlich wird dadurch erklärt, dass
weder Ex- noch Inklusion an sich
Gleichheit bzw. Ungleichheit aus-
schlössen.

Jürgen Link, Sprach- und Literatur-
wissenschafter in Dortmund, machte
es mir schwer, seinen Ausführungen
zu folgen, die vermutlich darin gipfeln,
dass es zwei Arten von Normalisierung
gebe, eine subnormalisierende, wo die
sozialen Auswüchse deutlich sind, und
eine normalisierende, wo sie nicht (so
sehr) erkenntlich sind, weil sie in einem
Großteil der Bevölkerung beobachtet
werden; diese „Gravitation“ ziehe ihn
sozial nicht sehr unterschiedlich und
nicht so stark hinunter wie die „Abge-
hängten“.

Dem theoretischen Teil folgt einer mit
stärkerem Bezug auf Handlungsper-
spektiven. Marianne Pieper (Lehrstuhl
für Kulturen – Geschlechter – Differen-
zen, Hamburg) unterstreicht die Not-
wendigkeit, trotz der vielen verschiede-
nen Diskurse über Prekarität, den Pro-
test und Widerstand mittels Vernet-
zung und Kooperationen transversal
durch die Gesellschaft zu ziehen. Der
„Post-Operaismus“ sehe Prekarität so-
gar als das Ergebnis des Kampfs der
lebendigen Arbeit gegen das fordisti-
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sche System der Fabrikorganisation.
Das Ergebnis: Niemand hat mehr Zeit
(ungestört für sich), die (problemati-
sche) Arbeit ist das Leben, sie be-
schränkt sich nicht länger auf den Ar-
beitsplatz. „Wertschöpfung operiert
nicht mehr schlicht über die Aneignung
von Arbeitszeit, sondern über die Aus-
beutung der Potentiale von Arbeiten-
den“ (S. 121). So wie diese Ausbeu-
tung einerseits auf die Fähigkeiten der
Arbeitenden abstellt, aktiviert sie ande-
rerseits „kreative und subversive Po-
tentiale“, die der Unterwerfung entge-
genwirken können.

Die Politologin Isabell Lorey (mit va-
riablen Schaffensorten) behandelt die
neuen Öffentlichkeiten und schrump-
fenden Privatheiten, die sich aufgrund
der wachsenden wirtschaftlichen Inan-
spruchnahme der Arbeitenden erge-
ben. Selbstverwirklichung finde in Ge-
stalt virtuoser Selbstinszenierung in
der Öffentlichkeit statt – es sei eine
neue Kollektivität, die dennoch mit Un-
sicherheit und Abhängigkeit des Indivi-
duums gepaart wäre. Die einzige
Sphäre, die dabei Freiheit schaffen
kann, sei nach Arendt die Politik, die ef-
fektiv aus den Zwängen der Ökonomie
befreien könne. Freiheit als Ergebnis
setze eine politische Freiheit voraus,
und diese verlange wiederum das Mit-
einanderreden, um zu finden, „was vie-
len gemeinsam ist“ (S. 140). Politisch
müsse mit der kontingenten Prekarität
umgegangen werden, und zwar kollek-
tiv, d. h. „ohne Reflexe nach individuali-
stischer privater Absicherung“ (S. 140)
der politisch (Ver-)Handelnden. Der
Ausblick versucht Zuversicht zu vermit-
teln, reüssiert damit aber bei mir nicht
so recht.

Der Migrationsforscher Serhat Kara-
kayali, beruflich in Deutschland mobil,
betont, dass MigrantInnen als die „Pre-

kärsten der Prekären“ nicht aus der
Debatte auszunehmen seien, ebenso
wenig wie schon früher die „Feminisie-
rung der Arbeit“; beide Gruppen wür-
den als BringerInnen und Prototypen
des Prekariats gesehen. Das kontra-
stiere zum männlichen, weißen, einhei-
mischen Normalverdiener, bedeute
ihm eine Bedrohung und eröffne eine
Konfliktperspektive nicht zuletzt für die
Gewerkschaft („Schmutzkonkurrenz“).
Oft würden MigrantInnen nur als Opfer
der Verhältnisse, als die sie charakteri-
siert würden, wahrgenommen und ge-
rieten indes als Subjekte sozialen und
politischen Handelns aus dem Fokus.
Immerhin werde schon seit der Land-
flucht des 11. Jahrhunderts Migration
als Problem empfunden – und habe
wesentliche soziale und politische Sys-
temänderungen erzeugt. Ein „Exodus“
sei politischer Ausdruck („exit-voice“).
Reaktionen darauf wären ab dem 19.
Jahrhundert Nationalismen und (z. T.
selektive) Binnenmigration – sogar
eine Art „Schengen-Abkommen“ – ge-
wesen.

Gleichstellung der Geschlechter auf
dem Arbeitsmarkt der Nation hätte die
Bändigung der Migration und die Abrie-
gelung der Prekarisierung „von unten“
verlangt. Schritte hin zu „national-
sozial“ wurden unternommen, um den
„Mob“, die „gefährlichen Klassen“, in
nationalen Schemata zu kontrollieren
und zu beherrschen. Ich interpretiere:
Es galt und gelte, soziale Integration
auf nationalistischer Basis schaffen, d.
h., quasi eine Kastenbildung zwecks
sozialer Integration bzw. Exklusion zu
betreiben; Gleichstellung ginge und
gebe es nämlich nicht für alle, eben nur
entlang völkischer Grenzen (Inlände-
rInnen – AusländerInnen). „Prekarisie-
rung ist dann nicht ausschließlich als
Skandal der Unterschichtung zu be-
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werten, sondern auch als Element der
Migrationspraktiken als Reaktion auf
die nationalen Begrenzungen und
Grenzen sozialer Rechte“ (S. 152).

Der Kultursoziologe Ulrich Bröckling
(Freiburg/Br.) geht vom umfassenden
Begriff des Regierens im Sinn von Fou-
cault aus und, ebenso breit angelegt,
vom Widerstand dagegen, etwa nach
Jacques Derrida. In diesem Licht sieht
der Autor Regieren (ins Unsichere hin-
ein) und Selbst-Regieren (als Selbst-
täuschung und „Kontrollillusion“) als
prekäre Tätigkeiten an. „Regieren
muss immer mit Unvorhergesehenem,
mit Krisen der Regierbarkeit rechnen
(…) und bleibt dabei unvermeidlich hin-
ter den eigenen Ansprüchen zurück
(…) Die Adjustierungen des Regierens
folgen dabei den Verwerfungen des
Regiertwerdens“ (S. 157). Während
Regierung schematisierbar und relativ
erwartungssicher sei, wäre es Wider-
stand nicht, weil er ziemlich kontingent
sei. Doch Bröckling favorisiert eine
komplexere Überlegung und versucht,
diese konkret zu verdeutlichen, und
zwar am Beispiel „prekärer Superhel-
den“ (der gewaltlose Hamburger Lu-
xus-Lebensmittelraub von 2006 für die
Prekären, „inszeniert“ in Comic-Ver-
kleidungen). Damit war nicht nur ein
karitativer Raub à la Klaus Störtebeker
gemeint, sondern auch beabsichtigt,
als Vorbilder ein Zeichen für Selbster-
mächtigung zu setzen. Das „(…) unter-
läuft so die Grenzziehungen zwischen
Politischem und Außerpolitischem“ (S.
169). Und die fantasievoll maskierten
AktivistInnen perpetuierten sich als
neue Comic-Figuren in Medien.

Der Innsbrucker Soziologe Mario
Vötsch, mit Abstechern in die Schweiz,
betrachtet „prekäre Verknüpfungen“
des „Protestjahrs 2011“ (Occupy, Ara-
bischer Frühling, Antikonsolidierung)

aus diskurstheoretischer Sicht. In Eu-
ropa war Prekarität Ziel von Protesten
(„Aufstand der Empörten“, Euromay-
day). Auch die „Arabellion“ wäre weder
zufällig noch überraschend gekom-
men, schreibt ihnen Vötsch doch eine
klar prekarisierungsbedingte Haupt-
komponente zu. Der Gedanke an eine
systemische Ungerechtigkeit habe die
Bewegungen mental über die Distan-
zen hinweg verbunden und gemeinsa-
me Erklärungen oder ähnliche Textie-
rungen gezeitigt. Politisches Bewusst-
sein erwachte manchenorts neu. „Die
diskursive Verknüpfung von neolibera-
ler Sparpolitik, Zukunftsgeneration und
Perspektivlosigkeit schafft eine Allianz
zwischen den Revolutionen des
Maghreb und den Empörungswellen in
Europa, die in der übergeordneten
Identität einer globalen Prekarisie-
rungsgesellschaft aufgeht. (…) hier wie
da ist es die ökonomische Desintegra-
tion einer jungen, gut ausgebildeten
Generation, die über Grenzen hinweg
verbindet“ (S. 181f).

Zudem hätten Demokratiedefizite ei-
nen Nährboden gebildet; rückläufige
Sozialleistungen und abnehmender
Wohlstand hätten diese Demobilisie-
rung und „Depolitisierung“ virulent ge-
macht und das System in eine Legiti-
mationskrise geführt. In Spanien hieß
der Widerstand „Echte Demokratie
jetzt!“. Abgelehnt worden wäre die sta-
bile Zweiparteienherrschaft, die den
Bezug zu den Belangen des Volks ver-
loren hätte; gefordert wurden eine ethi-
sche Revolution, konkret u.a. direkte
Mitbestimmung, Chancengleichheit
und die gesellschaftliche Kontrolle des
Finanzsystems (nicht umgekehrt). In
diesem Sinn empörte sich auch Sté-
phane Hessel, und man begann über
„die Empörten, eine globale Kraft“ zu
reden. Sie seien nicht gegen das Sys-
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tem, sondern das System sei gegen
sie. Und sie dächten global und han-
delten lokal. Der Syntagma-Platz, wie
andere Plätze auch, wurde zur neuen
Agorá als Ort effektiver Demokratie.
Die „Facebook-Revolutionen“ hätten
die Abkehr von Zentralismus und Elita-
rismus zugunsten einer offenen Koor-
dination erlaubt, wofür aber die Bil-
dungseliten dennoch die Speerspitzen
darstellten. Scheinbare „Verflüchtigun-
gen“ des Widerstands könnten sich als
Verlagerungen auf andere Proteste er-
weisen. (Wer weiß, wohin der Wind der
Prekarität sie noch weht.)

Chantal Mouffe, politische Theoreti-
kerin in London, befasst sich hier mit
demokratischer Politik in Zeiten wie
diesen. Geht Widerstand im Entertain-
ment/Infotainment unter, wird er durch
ausufernde Kulturindustrie undenk-
bar? Mouffe gibt der streitbaren Demo-
kratie sehr wohl eine Chance gegen
die neoliberale Alternativlosigkeit,
warnt aber zugleich vor fundamentali-
stischen Reaktionen, die ebenfalls kei-
ne echte Wahlmöglichkeit bieten. Im-
merhin vermochten neue Formen kol-
lektiver Willensbildung die überkom-
menen Strukturen zu überlagern. Die
politische Dimension müsse einfach
den Leuten deutlich gemacht und ein
hegemonialer Kampf geführt werden.
Da es weder eine natürliche Ordnung
noch eine letzte Begründung für eine
bestimmte Ordnung gebe, seien Ord-
nungen kontingent und daher dem
Wandel ausgesetzt, und so seien ihre
hegemonialen Praktiken auch angreif-
bar, obwohl dies sehr wohl nicht ein-

fach wäre. Denn sie hätten die Strate-
gien des vorigen Status quo übernom-
men und inhaltlich angepasst („neutra-
lisiert“); das sei wichtig zu berücksichti-
gen. Es werde „darum gehen, sich mit
ihnen [den hegemonialen Institutionen;
R.B.] auseinanderzusetzen, um die
existierenden Diskurse und Praktiken
zu disartikulieren (…). (…) das Mo-
ment der Reartikulation ist entschei-
dend“ (S. 211).

Ein solcher Antagonimus könne Er-
folg habe, indem er in den Identifika-
tionsprozess der Menschen eingreift,
„womit der Weg für andere Identifika-
tionsformen geöffnet wird“ (S. 211).
Politische Artikulation sei nötig, der
„Widerstreit“ unauslöschlich, die Re-
identifizierung letztlich entscheidend.
Es bestehe jedenfalls „die Notwendig-
keit, nicht nur anzufechten, was exi-
stiert, sondern auch neue Artikulatio-
nen und neue Institutionen zu konstru-
ieren“ (S. 213). Ich meine, das sei vie-
len ins Stammbuch geschrieben.

Der doch recht homogene Sammel-
band ist interessant und anregend zu
lesen. Mag sich der Leser oder die Le-
serin die eigenen Lieblingsbeiträge
wählen, zumal die doch etwas unter-
schiedlichen Bewertungen, zu denen
ich im Einzelnen gelangt bin, durchaus
durch die Brille der jeweiligen Disziplin
konditioniert sein mögen. Diesen Band
begleitet noch ein zweiter desselben
Herausgebers, ein „Zwilling“ zur The-
matik, der sich auf Protest, Politik und
Ökonomik ausrichtet (mal sehen!).

Rainer Bartel



Wien seit 1945
Rezension von: Michael Dippelreiter

(Hrsg.), Wien. Die Metamorphose einer
Stadt, Böhlau Verlag, Wien u. a. 2013,

752 Seiten, gebunden, D 90;
ISBN 978-3-205-98785-7.

Mit großer Verspätung ist nun in der
im Rahmen der „Schriftenreihe des
Forschungsinstituts für politisch-
historische Studien der Dr.-Wilfried-
Haslauer-Bibliothek“ herausgegebe-
nen „Geschichte der österreichischen
Bundesländer seit 1945“ auch der
Wien-Band erschienen. Auf die zeitli-
che Verzögerung ist deshalb hinzuwei-
sen, weil der erste Band, nämlich jener
über Salzburg, bereits 1997 (!) publi-
ziert wurde. Von den intendierten elf
Bänden – jeweils einer für jedes Bun-
desland plus „Der Bund und die Län-
der“ (2003) und „Liebe auf den zweiten
Blick. Landes- und Österreichbewusst-
sein nach 1945“ (1998) – wartet die Le-
serschaft jetzt noch auf jenen über
Oberösterreich.

In der Einleitung des vorliegenden
Bandes wird darauf hingewiesen, dass
der erste Versuch eines Wiener Ban-
des scheiterte: „Die Herausgeber hat-
ten sich ein hohes und ambitioniertes
Ziel gesetzt, welches letztlich nicht er-
füllt werden konnte.“ (S. 7) Dankens-
werterweise übernahm der jetzige Her-
ausgeber, der Zeithistoriker Michael
Dippelreiter, die schwierige Aufgabe,
im vorgegebenen, relativ engen Zeit-
korsett, einen zweiten Anlauf zu wa-
gen. Nehmen wir es vorweg: Unter Be-
rücksichtigung der ungünstigen Um-
stände für Herausgeber und AutorIn-
nen ist der Versuch als durchaus ge-
lungen zu bezeichnen.

Kommen wir nochmals auf die Einlei-
tung des Sammelbandes zurück (von
der im Übrigen nicht klar ist, wer sie
verfasst hat): Auf Seite 9 heißt es dort:
„Das vorliegende Werk versteht sich
ausdrücklich nicht als eine ‚Geschichte
der Bundeshauptstadt Wien seit
1945‘.“, wiewohl der Reihentitel „Ge-
schichte der österreichischen Bundes-
länder seit 1945“ genau dies erwarten
lässt. Konzediert wird also die Unvoll-
ständigkeit, die Hinnahme von Lücken,
die teils dem Zeitdruck geschuldet ist.
Was den LeserInnen vorliegt, ist aber
sehr wohl eine beachtliche Überblicks-
darstellung, zwar eine mit erheblichen
Lücken, aber dennoch ein sehr umfas-
sendes und gleichzeitig überaus facet-
tenreiches Überblickswerk.

Die fünfzehn Beiträge des Bandes
befassen sich mit politischer Geschich-
te, Wirtschafts- und Sozialgeschichte
sowie Kulturgeschichte.

Die beiden wichtigsten Artikel zur po-
litischen Geschichte Wiens sind der
Übersichtsbeitrag des Politologen Mar-
tin Dolezal, der seine Erkenntnisse ein-
drucksvoll quantitativ untermauert, und
der außenpolitische Beitrag von Erwin
Schmidl, der sich mit der Stellung
Wiens als Sitz internationaler Organi-
sationen und der Bedeutung Wiens für
die internationale Diplomatie beschäf-
tigt.

Unter den kulturhistorischen Beiträ-
gen seien der Überblicksartikel der
Kunsthistorikerin Ulrike Renner, die
Analyse der Entwicklung des tertiären
Bildungssystems von Günther Fleck
und der Aufsatz der Kunsthistorikerin
Ulrike Steiner über Architektur in Wien
nach 1945 hervorgehoben.

Den Kern des Bandes bilden aber,
zumindest von ihrem Umfang her, die
wirtschaftshistorischen Arbeiten. Die
Darstellung und Analyse der wirt-
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schaftlichen Entwicklung der Bundes-
hauptstadt in der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderts der beiden bekann-
ten und renommierten Wirtschaftshi-
storiker Peter Eigner und Andreas
Resch umfasst allein rund einhundert
Seiten. Ebenfalls sehr umfang- und in-
haltsreich ist der Beitrag von Franz Xa-
ver Eder über den privaten Konsum in
Wien, der die Lebens- und Ver-
brauchsgewohnheiten in der Ersten
Republik jenen in der Zweiten Republik
gegenüberstellt, unter dem markanten
Titel „Vom wirtschaftlichen Mangel
zum Konsumismus“. Wie gewohnt
prägnant und präzise befasst sich An-
dreas Weigl, Wirtschaftshistoriker im
Wiener Stadtarchiv, mit dem demogra-
fischen Wandel in Wien zwischen 1945
und den 1990er-Jahren. Er belegt an-
hand von statistischen Daten, wie und
warum Wien nach einer langen Phase
der Bevölkerungsstagnation bzw. des
leichten Rückgangs im Gefolge der
Ostöffnung 1989 wieder in eine Phase
zunehmender Bevölkerung überge-
gangen ist. Georg Rigele schließlich
thematisiert das Energie- und Ver-
kehrswesen der österreichischen Me-
tropole.

Eigner und Resch befassen sich im
Rahmen ihrer Analyse der Wiener
Wirtschaftsentwicklung erstens mit de-
mografischen Entwicklungsphasen
und historisch-geopolitischen Zäsuren,
zweitens mit den regulatorischen Um-
feldern, drittens mit den wirtschafts-
strukturellen Transformationen, vier-
tens mit den Stadtentwicklungsphasen
und fünftens mit Branchentendenzen.

Zwischen 1934 und 1951 sank die
Bevölkerungszahl Wiens auf heutigem
Territorium von 1,96 Mio. auf 1,62 Mio.
(Tab. 1 auf S. 400 im Beitrag Weigls),
wofür Kriegstote, die Vertreibung und
Vernichtung der jüdischen Gemeinde

und ein negativer Wanderungssaldo
ausschlaggebend waren. 1945 geriet
Wien in eine Randlage am Eisernen
Vorhang, die Trennung von den tradi-
tionellen mittelosteuropäischen Märk-
ten verschärfte sich erneut. In den
80er-Jahren betrug die Bevölkerung
Wiens nur noch etwa 1,53 Mio. Ein-
wohner. Seit den späten 80er-Jahren
nimmt die Wiener Bevölkerung aller-
dings wieder zu, beschleunigt seit den
2000er-Jahren. Im Zuge der Locke-
rung und späteren Öffnung des Eiser-
nen Vorhangs, aufgrund der Flücht-
lingswellen infolge der Kriege im frühe-
ren Jugoslawien, des österreichischen
EU-Beitritts 1995 sowie der Beitritte
der mittelosteuropäischen Länder
2004/07 bzw. der verzögerten Arbeits-
marktöffnungen gegenüber diesen
2011/14 ist es wieder zu einem deutli-
chen Wanderungsüberschuss gekom-
men. 2001 betrug die Bevölkerungs-
zahl in der Bundeshauptstadt 1,55
Mio., 2011 1,7 Mio. Durch den Wegfall
des Eisernen Vorhangs und die EU-
Integration Mittelosteuropas liegt Wien
nun geopolitisch wieder in der Mitte Eu-
ropas, mit deutlichen Auswirkungen auf
Handels- und Bevölkerungsströme.

Hinsichtlich der Regulationsregime
beziehen sich die Autoren auf die in
Frankreich entstandene École de la
Régulation und deren Weiterentwick-
lungen.1 Bei diesem theoretischen An-
satz handelt es sich um eine eigen-
ständige Richtung der evolutionsöko-
nomischen und institutionalistischen
Wirtschaftswissenschaften. Regula-
tionstheoretische Untersuchungen zie-
len auf die geschichtlich kontingenten
Ensembles komplementärer ökonomi-
scher und nicht-ökonomischer Institu-
tionen und Organisationen ab, welche
über einen längeren Zeitraum hinweg
eine stabile Kapitalakkumulation er-
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möglichen. Gemäß dieser Sichtweise
lassen sich für den Beobachtungszeit-
raum drei Phasen der Regulation un-
terscheiden: Die Phase der „Konkur-
renzwirtschaft“ bzw. der „extensiven
Akkumulation“ währte in Österreich bis
in die Wiederaufbauphase nach dem
Zweiten Weltkrieg hinein. Von den
1950er- bis in die frühen 1990er-Jahre
herrschte hierzulande eine fordistische
Regulierung, wobei der Übergang zum
Postfordismus bereits in den 1980er-
Jahren begann.

Der Anteil des sekundären Sektors
(verarbeitende Industrie und produzie-
rendes Gewerbe, Bauwirtschaft, Ener-
gie- und Wasserversorgung) an den
Erwerbstätigen erreichte in Wien zu
Beginn der Sechzigerjahre mit 51,5%
seinen Höchstwert. 1934 waren es
noch 47,2% und 1951 50,9% gewe-
sen.2 Der Wiederaufbau bedeutete
also eine Industrialisierung der Be-
schäftigung. Seit den Sechzigerjahren
dominiert die Tertiärisierungstendenz.
Zur Jahrhundertwende waren rd. 83%
der Erwerbstätigen im Dienstleistungs-
sektor beschäftigt, und im folgenden
Jahrzehnt blieb die sektorale Auftei-
lung der Beschäftigung weitgehend
konstant.3

Basierend auf der empirischen Un-
tersuchung einer Vielzahl von Städten
werden vier charakteristische „Phasen
der Stadtentwicklung“ unterschieden,
wobei wichtige Indikatoren jeweils die
räumliche Verteilung der Wohnbevöl-
kerung und der Arbeitsstätten in den
verschiedenen Zonen der Stadtregion
und ihre Veränderung im Zeitablauf
sind. Die „Urbanisierung“ in den
1950er-Jahren war mit einer Industria-
lisierung der städtischen Wirtschafts-
struktur verbunden, die Arbeiterschaft
siedelte sich in der Nähe der Produk-
tionsstandorte an. Während der „Sub-

urbanisierung“ der 1960er-Jahre setz-
te sich die private Massenmotorisie-
rung durch, wohlhabendere Schichten
übersiedelten in die grünen Außenzo-
nen der Stadtregion. Fabriken wander-
ten in periphere Zonen mit niedrigeren
Grundstückspreisen. Eine klare Funk-
tionentrennung zwischen Zentrum, Ar-
beits-, Wohn- und Erholungsvierteln
trat zutage.

Viele der bereits während der 60er-
Jahre aufgetretenen Probleme der sich
erweiternden und verdichtenden Ag-
glomeration verschärften sich im fol-
genden Jahrzehnt. Sie schlugen sich in
den für die Phase der „Desurbanisie-
rung“ charakteristischen Merkmalen
nieder, z. B. im Schrumpfen der Stadt-
bevölkerung und im Stocken des wirt-
schaftlichen Wachstums. Seit den
1990er-Jahren stellen sich allerdings
deutliche Anzeichen einer „Reurbani-
sierung“ ein, in der die Stadtregion wie-
der an Attraktivität und ökonomischer
Dynamik gewinnt. „Im zunehmenden
Städtewettbewerb besann sich Wien
seiner sogenannten ‚weichen‘ Stand-
ortfaktoren, dem reichen kulturellen
Erbe …, dem breiten Angebot an
Hochkultur, aber auch der hohen so-
zialen Sicherheit, der vergleichsweise
hohen Lebensqualität, dem leistungs-
fähigen öffentlichen Verkehr und einer
alles in allem gut funktionierenden
Stadtverwaltung.“ (S. 148) Zweifellos
war die erhebliche Beschleunigung
des Beschäftigungsstrukturwandels in
Wien während der 1990er-Jahre v. a.
eine (indirekte) Folge der Ostöffnung
ab 1989 und des österreichischen EU-
Beitritts 1995. Diese historischen Um-
brüche wirkten als „Strukturpeitsche“,
zwangen die Wiener Unternehmen, die
Modernisierungs- und Rationalisie-
rungsanstrengungen wesentlich zu
verstärken.4
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Allen an der langfristigen politischen,
wirtschaftlichen und kulturellen Ent-
wicklung Wiens interessierten LeserIn-
nen kann der Sammelband – trotz be-
deutender Lücken, insbesondere hin-
sichtlich Sozialstruktur und Sozialpoli-
tik – empfohlen werden.

Michael Mesch

Anmerkungen
1 Vgl. dazu Brand, Raza (Hrsg., 2003).
2 Zum Beschäftigungsstrukturwandel in

Wien während der ersten Hälfte des 20.
Jahrhunderts siehe Mesch, Weigl (2011,
2012).

3 Zur Entwicklung der Wiener Industrie
seit den 1980er-Jahren siehe Mayerho-
fer (2014), zum wirtschaftlichen und
beruflichen Beschäftigungsstrukturwan-
del in Wien seit den 1990er-Jahren
siehe Mesch (2014).

4 Siehe Mayerhofer et al. (2010).
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Osteuropa unter dem Stalinismus
Rezension von: Anne Applebaum,

Der Eiserne Vorhang. Die Unterdrückung
Osteuropas 1944-1956, Siedler, Mün-

chen 2013, 637 Seiten, gebunden,
D 29,99; ISBN 978-3-827-50030-4.

International bekannt wurde die
amerikanische Historikerin und Publizi-
stin Anne Applebaum durch ihre Bü-
cher „Between East and West“ (1995)
und vor allem „Gulag: A History of the
Soviet Camps“ (2003; dt. „Der Gulag“),
für das sie den Pulitzer-Preis erhielt.
Sie lehrt in London, lebt in Warschau
und ist mit dem polnischen Außenmi-
nister und Autor Radek Sikorski verhei-
ratet.

In ihrem neuen Buch, dessen ameri-
kanisches Original 2012 unter dem Ti-
tel „Iron Curtain. The Crushing of Ea-
stern Europe 1944-1956“ erschien, be-
schäftigt sich Appelbaum erneut mit
der Geschichte Osteuropas im 20.
Jahrhundert, dem „Zeitalter der Extre-
me“. Sie zeigt eindringlich, auf welche
Weise einheimische und sowjetische
Kommunisten unter dem Schutz der
Roten Armee ab 1944 die Macht in den
Ländern Osteuropas übernahmen, mit
welchen Mitteln sie dort totalitäre Dik-
taturen errichteten und wie in der Folge
nach sowjetischem Vorbild Planwirt-
schaften eingerichtet wurden. Die Au-
torin beschreibt und analysiert, was die
Unterdrückung jeglicher Opposition
und der unabhängigen Zivilgesell-
schaft, der Versuch der Kommunisten,
die totale Kontrolle zu erringen, für die
Menschen bedeutete, und dies in der
politischen, der wirtschaftlichen, der
kulturellen und der gesellschaftlichen
Sphäre, insbesondere auch im Alltags-

leben. Sie führt vor Augen, wie die
Mehrheit der Osteuropäer unter dem
allumfassenden Druck des Staates
und der Partei zu widerwilligen Kolla-
borateuren wurde, um ein einigerma-
ßen normales Leben führen zu kön-
nen, zeigt die Formen des aktiven und
passiven Widerstands und schließt mit
der Geschichte der großen Aufstände
nach Stalins Tod: in der DDR im Juni
1953, in Polen im Frühjahr 1956 und in
Ungarn im Herbst 1956. Appelbaums
gesamte Darstellung konzentriert sich
auf diese drei Länder, verliert aber die
Entwicklungen in den anderen osteu-
ropäischen Ländern und in der Sowjet-
union nie aus den Augen, behält also
einen komparativen Ansatz konse-
quent bei.

Die Verfasserin teilt ihren Beobach-
tungszeitraum in drei Phasen: In der
ersten Phase von 1944 bis 1947/8, je-
ner der Machtergreifung, waren Stalin
und die Kommunisten vor Ort im Rah-
men der Parteilinie der „Nationalen
Front“ noch zu taktischen Kompromis-
sen bereit, hatten sie doch entspre-
chend ihrer Ideologie die Überzeu-
gung, bei freien Wahlen die Mehrheit
zu erhalten. Wahlniederlagen, abneh-
mender politischer Einfluss und der
Konflikt mit Jugoslawien bildeten die
Auslöser für einen Kurswechsel. In der
zweiten Phase von 1947/8 bis 1953, je-
ner des „Hochstalinismus“, wendeten
die Kommunisten entschlossen jene
Mittel an, die erforderlich schienen, um
ihre Macht zu sichern: verschärften
Terror durch Verhaftungswellen u. a.,
Gleichschaltung bzw. Verbot anderer
Parteien, Beseitigung der Reste unab-
hängiger Zivilgesellschaft, Kirchen-
kampf, Wahlmanipulationen und -fäl-
schungen. Erst nach der institutionel-
len Verankerung und politischen
Machtsicherung erfolgte die Umstel-
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lung der Wirtschaftsordnung. Die dritte
Phase nach Stalins Tod (März 1953)
schließlich wurde geprägt von den Auf-
ständen gegen die kommunistischen
Regime, der blutigen Niederschla-
gung, den parteiinternen Auseinander-
setzungen zwischen Reformern und
Altstalinisten, der Einleitung neuer Po-
litiken.

Machtergreifung 1944-47/8

Der Kriegsverlauf nach dem Überfall
des nationalsozialistischen Deutsch-
land auf die Sowjetunion gab Stalin die
Möglichkeit, den osteuropäischen Län-
dern seine Vision von Staat, Gesell-
schaft und Wirtschaft aufzuzwingen.
Die Ergebnisse der Konferenzen von
Moskau (Oktober 1944) und Jalta (Fe-
bruar 1945) waren letztlich nur eine
Konsequenz der realen Machtverhält-
nisse in Osteuropa, nämlich der Prä-
senz der siegreichen Roten Armee.

Die Maßnahmen, welche sowjeti-
sche und einheimische Kommunisten
nach dem Einmarsch der Roten Armee
setzten, waren zwar von Land zu Land
durchaus unterschiedlich. Allen osteu-
ropäischen Ländern gemeinsam war in
der ersten Phase allerdings der Import
bestimmter, strategisch entscheiden-
der Schlüsselelemente des Sowjetsys-
tems:

Erstens baute der NKWD gemein-
sam mit einheimischen Kommunisten
sofort eine Geheimpolizei nach eige-
nem Vorbild auf. Die Kommunisten
übernahmen die Kontrolle über das In-
nenministerium, in einigen Fällen auch
über das Verteidigungsressort.

Zweitens unterstellten die Sowjets
die nationalen Rundfunksender, die ef-
fektivsten Massenmedien jener Zeit,
den einheimischen Kommunisten.

Drittens wurden Organisationen der

unabhängigen Zivilgesellschaft – Ver-
eine, kirchliche Verbände, Jugendor-
ganisationen, Gewerkschaften, Zeitun-
gen – verfolgt, unterdrückt, verboten
oder gleichgeschaltet.

Viertens wurde jede der nationalen
kommunistischen Parteien nach dem
Vorbild der KPdSU streng hierarchisch
aufgebaut: oben das Politbüro, darunter
das größere Zentralkomitee, schließ-
lich der Parteikongress. Diese Organi-
sationsstrukturen der Partei bestanden
jeweils parallel, aber formal unabhän-
gig zu den institutionellen Strukturen
des Staates, waren aber de facto durch
unzählige Personalunionen miteinan-
der verschränkt. Die wichtigen Ent-
scheidungen fielen im Politbüro, wobei
diese oft nur das vollzogen, was Mos-
kau, genauer gesagt, was das Politbü-
ro der KPdSU, was Stalin vorgab.

Fünftens inhaftierten, deportierten
oder ermordeten Sowjetbehörden und
ihre einheimischen Verbündeten in
sehr großer Zahl Menschen, die als an-
tisowjetisch galten, und setzten gewalt-
sam ethnische Säuberungen riesigen
Umfangs durch.

Gleichzeitig blieben – von Staat zu
Staat durchaus verschieden – einige
Elemente des Kapitalismus und sogar
des Liberalismus noch unangetastet:
private Landwirtschaft, privater Han-
del, private Gewerbe- und Industrieun-
ternehmen, manche unabhängige Zei-
tungen und Vereine. In einigen Län-
dern durften – gemäß der Linie der
„Nationalen Front“ – auch nichtkommu-
nistische Parteien aktiv bleiben und
konnten bei einigermaßen freien Wah-
len antreten. „Benutzt keine kommuni-
stischen Parolen, redet nicht von der
Diktatur des Proletariats, redet von
Koalitionen, Bündnissen und Demo-
kratie“ (S. 126), wurde den Funktionä-
ren eingedrillt.
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Hochstalinismus

Spätestens 1947/8 war jedoch klar,
dass die Sicherung der Macht der kom-
munistischen Parteien auf dem Wege
freier demokratischer Wahlen nicht er-
reicht werden konnte.

Polen: Nach der Festnahme und De-
portation der Führer der „Heimatar-
mee“, die während der deutschen Ok-
kupation bewaffneten Widerstand ge-
leistet hatte, beobachteten die West-
mächte Stalins Politik sehr genau. Ver-
mutlich aus diesem Grund gestattete
Stalin Stanis³aw Miko³ajczyk, Chef der
„Polnischen Bauernpartei“ (PSL), einer
Partei mit ländlicher Basis, weitgehend
sozialdemokratischem Programm und
breiter Zustimmung, die Rückkehr, und
im Juni 1945 wurde eine provisorische
Regierung der nationalen Einheit unter
Einschluss der PSL errichtet. Die PSL
entwickelte sich rasch zum Sammelbe-
cken aller Antikommunisten, von den
Sozialisten bis zu den Nationalisten.
Ständig unter Druck von Seiten des
prosowjetischen Blocks, kämpfte die
PSL um das Recht, offene Opposi-
tionspolitik zu betreiben. Da die „Polni-
sche Arbeiterpartei“ (PPR) ständig an
Rückhalt in der Bevölkerung verlor,
setzten die Kommunisten die für
Herbst 1945 vorgesehenen Parla-
mentswahlen ab und testeten stattdes-
sen im Frühjahr 1946 die Lage mit ei-
nem Volksentscheid, der vom Inhalt
der Fragen her eigentlich nicht zu ver-
lieren war. Die Abstimmung, die zur
Kraftprobe zwischen PPR und PSL
wurde, endete mit einem Debakel der
Kommunisten: Bei sehr hoher Wahlbe-
teiligung stimmten drei Viertel der
WählerInnen entsprechend der Emp-
fehlung der PSL. Die Behörden veröf-
fentlichten jedoch gefälschte Zahlen,
die das Wahlergebnis auf den Kopf

stellten. Die Kommunisten wussten
dann, dass sie bei freien Wahlen keine
Chance auf einen Sieg hatten.

Wahlkampf und Stimmabgabe der
Parlamentswahlen im Jänner 1947 wa-
ren denn auch durch Einschüchterung
und Terror gekennzeichnet. Doch auf
das Verhältnis der abgegebenen Stim-
men kam es gar nicht an, das Ergebnis
wurde gefälscht. Im Oktober 1947 ent-
zog sich Miko³ajczyk der bevorstehen-
den Verhaftung und floh ins Exil. Die
folgende Ausschaltung aller oppositio-
nellen Kräfte war im Dezember 1948
abgeschlossen. Alle Macht innerhalb
Polens lag von da an bei der kommuni-
stischen „Vereinigten Polnischen Ar-
beiterpartei“ (PZPR), denn die Partei
kontrollierte den Staat – die wahren
Machthaber freilich saßen in Moskau.
Die einzige nationale Institution, die ein
gewisses Maß an Autonomie behalten
konnte, war die katholische Kirche.

In der Tschechoslowakei währte die
demokratische Phase bis Anfang
1948. Bei den Parlamentswahlen 1946
wurden die Kommunisten mit 38% der
Stimmen stärkste Partei. Als jedoch
klar wurde, dass sie 1948 sehr viel
schlechter abschneiden würden, in-
szenierten sie im Februar desselben
Jahres einen Staatsstreich.

In Ungarn währte das demokratische
Zwischenspiel bis 1947. Anfang De-
zember 1944 gründeten bürgerliche
Demokraten, Sozialdemokraten und
Kommunisten unter dem Schutz so-
wjetischer Truppen in Szeged die „Un-
garische Nationale Unabhängigkeits-
front“. Mitglieder einer überwiegend
von diesen Parteien ernannten Provi-
sorischen Nationalversammlung bilde-
ten Ende des Jahres eine Provisori-
sche Regierung.

Zur stärksten politischen Kraft neben
den Kommunisten, welche die Unter-
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stützung der Besatzer besaßen, entwi-
ckelte sich die Partei der Kleinen Land-
wirte. Sie stand für Privateigentum, Bo-
denreform sowie eine bürgerlich-
bäuerliche Demokratie und fand Unter-
stützung bei der Mehrheit der bäuerli-
chen Bevölkerung, beim Bürgertum
und beim Klerus.

Bei den Wahlen zur Nationalver-
sammlung am 4.11.1945, die unter
weitgehend fairen Bedingungen für
alle abliefen, fanden die WählerInnen
somit klare Alternativen vor. Zur Über-
raschung der siegessicheren Kommu-
nisten erhielt die Partei der Kleinen
Landwirte die absolute Mehrheit
(57%). Dies stellte eine eindeutige
Richtungsentscheidung von über 90%
der Wahlberechtigten für parlamentari-
sche Demokratie, Marktwirtschaft, Pri-
vateigentum und selektive Verstaatli-
chungen dar. Nach der Ausrufung der
Republik am 1.2.1946 wurde Zoltán
Tildy zum Präsidenten gewählt und Fe-
renc Nagy (beide von der Kleinlandwir-
tepartei) zum Ministerpräsidenten er-
nannt. Auch in dieser Koalitionsregie-
rung behielten die Kommunisten aber
das Innenressort (Minister László
Rajk)!

In der Folge verschärften die Kom-
munisten die innenpolitische Konfron-
tation. Die Nationale Unabhängigkeits-
front zerbrach, Kommunisten, linke So-
zialdemokraten und andere gründeten
im März 1946 den Linksblock. Die an-
haltende Besetzung des Landes durch
die Rote Armee erwies sich als ent-
scheidend für die weitere Entwicklung.

Schrittweise drängten die Kommu-
nisten die freiheitlich-demokratische
Ordnung zurück („Salami-Taktik“ des
Vizepremiers Mátyás Rákosi), wobei
der Politischen Polizei VO unter der
Leitung des berüchtigten Gábor Péter
bei der Einschüchterung und Aus-

schaltung politischer Gegener eine
Schlüsselrolle zukam. Durch Erpres-
sung wurde Ministerpräsident Ferenc
Nagy am 30.5.1947 zum Rücktritt ver-
anlasst. Damit war die Kleinlandwirte-
partei de facto als politische Kraft aus-
geschaltet.

Der neue Ministerpräsident Dinnyés
vom linken Flügel der Kleinlandwirte-
partei war ein gefügiger Handlanger
der KP. Die Koalitionsregierung über-
nahm das Programm des Linksblocks.
Die stark beeinflussten und manipulier-
ten Neuwahlen am 31.8.1947 erbrach-
ten einen Sieg des Linksblocks, die KP
wurde (mit allerdings nur 22%!) stärk-
ste Parlamentspartei. Die danach ge-
bildete Volksfrontregierung machte
sich das Programm der KP zueigen.
Danach (1947/48) wurde der Über-
gang zur zentralen Planwirtschaft und
zum politischen System stalinistischer
Prägung vollzogen.

Rumänien: Im März 1945 wurde Kö-
nig Mihai durch die Sowjets gezwun-
gen, den zum Volksfrontbündnis „Na-
tional-Demokratische Front“ gehören-
den Petru Groza zum Ministerpräsi-
denten zu ernennen, der einer kommu-
nistisch kontrollierten Koalitionsregie-
rung vorstand. Im November 1946 fan-
den Parlamentswahlen statt, die sogar
alles, was in Rumänien bisher (in der
Zwischenkriegszeit) an Wahlbeeinflus-
sung üblich gewesen war, in den
Schatten stellten. Die KP mit ihren Ver-
bündeten erhielt so 378 von 414 Sitzen
in der Nationalversammlung. 1947
nahmen die Kommunisten die Aus-
schaltung von tatsächlichen oder po-
tenziellen Regimegegnern verstärkt in
Angriff. Die beiden wichtigsten Opposi-
tionsparteien, die lange Tradition hat-
ten, nämlich die „Nationale Bauernpar-
tei“ und die „Nationalliberale Partei“,
wurden im August 1947 verboten, ge-
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gen ihre Führer Schauprozesse veran-
staltet. Iuliu Maniu, der Chef der Bau-
ernpartei, verstarb im Gefängnis; ein
Jahr später widerfuhr dem Vorsitzen-
den der Nationalliberalen, Constantin
Br¬tianu, dasselbe Schicksal. Im
Herbst 1947 wurden die Sozialdemo-
kraten zwangsweise mit der KP zur
„Rumänischen Arbeiterpartei“ ver-
schmolzen. Dann stand nur noch das
Königtum der vollständigen Machtaus-
übung im Wege: Ende 1947 zwang
KP-Chef Gheorghiu-Dej König Mihai
zur Abdankung und ins Exil.

Bulgarien: Nikola Petkov, Chef der
oppositionellen „Agrarischen Volks-
union“ (BZNS), wurde im Sommer
1947 festgenommen, angeklagt und
hingerichtet.

Stalin veranlasste also spätestens
1947/8 einen politischen Kurswechsel
in den osteuropäischen Ländern. Die-
ser war nicht nur eine Reaktion auf den
Kalten Krieg und den Bruch mit Jugo-
slawien (Juni 1948), sondern vor allem
eine Folge der Wahlniederlagen und
des abnehmenden politischen Einflus-
ses der nationalen kommunistischen
Parteien. Diese waren nicht imstande
gewesen, durch Wahlen oder durch
ihre Wirtschafts- und Sozialpolitik Legi-
timität zu gewinnen, auch nicht in Län-
dern wie der Tschechoslowakei oder
Bulgarien, wo sie anfangs großen
Rückhalt gehabt hatten. Die Sowjet-
union und ihre Verbündeten besaßen
noch keine absolute oder auch nur hin-
reichende Macht über die osteuropäi-
schen Gesellschaften, trotz ihrer Kon-
trolle über Geheimpolizei, Innenmini-
sterium, Militär und Radio, ihrer Steue-
rung der Jugendorganisationen und
des Bildungswesens, der umfassen-
den und allgegenwärtigen Propagan-
da, des Terrors, der in der Ausschal-
tung und Eliminierung vieler politischer

Gegner und den ethnischen Säuberun-
gen gegipfelt hatte. Weitere radikale
Methoden schienen erforderlich, um
die Macht dauerhaft zu sichern. Von
etwa 1947/8 bis zu Stalins Tod „kopier-
ten die Staaten Osteuropas direkt die
sowjetische Innen- und Außenpolitik in
der Hoffnung, ihre Gegner ein für alle
Mal auszuschalten, höheres Wirt-
schaftswachstum zu erzielen und eine
neue Generation zuverlässiger Anhän-
ger durch Propaganda und staatliche
Erziehung heranzuziehen“ (S. 298).

Im zweiten Teil ihres Buches be-
schreibt Applebaum die radikalen, zu-
vor schon in der Sowjetunion erprobten
Maßnahmen, welche die Phase des
Hochstalinismus charakterisierten:

• Der Terror gegen tatsächliche oder
vermeintliche Oppositionelle wurde,
falls das überhaupt noch möglich
war, intensiviert. Neue Verhaftungs-
wellen füllten die Internierungs- und
Arbeitslager.

• Jegliche effektive politische Opposi-
tion wurde ausgeschaltet. Zunächst
erfolgte die Eliminierung nationalisti-
scher, christlichsozialer und liberaler
Parteien, dann wurden Sozialisten
und Sozialdemokraten zur Vereini-
gung mit der KP gezwungen.
Schließlich wurden nationalkommu-
nistische Abweichler und kritische
Stimmen in der KP selbst zum
Schweigen gebracht (KP-General-
sekretär Gomu³ka in Polen, KP-Ge-
neralsekretär Slánský in der Tsche-
choslowakei, Innenminister Rajk in
Ungarn, Außenministerin Pauker in
Rumänien). In einigen Ländern war
das Ausbrechen Jugoslawiens aus
der sowjetischen Machtsphäre Aus-
löser innerparteilicher Säuberungen.
„Denn wenn Tito sich Stalins Ein-
fluss entziehen konnte, warum nicht
auch andere? Wenn die Jugoslawen
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ihre eigene Wirtschaftspolitik ma-
chen konnten, warum nicht auch die
Polen und die Tschechen?“ (S. 302)
„Titoisten“ wurden die neuen Sün-
denböcke; wie einst „Trotzkist“ in
den 30er-Jahren wurde der Begriff
auf jeden angewandt, der Stalins
Parteilinie ablehnte oder eliminiert
werden sollte. In manchen Ländern
führten die Behörden Schauprozes-
se durch, nach dem Muster des
„Großen Terrors“ in der Sowjetunion
1937/8.

• Die Präsentation des Marshallplans
im Juni 1947, dessen Mittel auch den
osteuropäischen Staaten angeboten
wurden, kam für Stalin völlig überra-
schend. Der tschechoslowakischen
Koalitionsregierung, die das Ange-
bot annehmen wollte, wurde die Teil-
nahme an der Pariser Konferenz un-
tersagt. Stalins Reaktion auf den
Marshallplan war die Gründung des
„Kommunistischen Informationsbü-
ros“ („Kominform“) im September
1947, der alle osteuropäischen kom-
munistischen Parteien beizutreten
hatten. Abweichende nationale Poli-
tiken in Osteuropa sollten durch die-
se Organisation bereits im Ansatz
unterbunden werden. 1949 wurde
der „Rat für gemeinsame Wirt-
schaftshilfe“ (RGW) ins Leben geru-
fen. Der „Ostblock“ nahm Schritt für
Schritt institutionelle Gestalt an.
(1955 folgte ein militärischer Bei-
standsvertrag, der sog. „Warschauer
Pakt“.)

• Die ganze Macht des Polizeistaats
richtete sich gegen die tatsächlichen
oder angeblichen Regimefeinde in
den Kirchen.

• Alle noch existierenden unabhängi-
gen Organisationen der Zivilgesell-
schaft wurden verboten oder gleich-
geschaltet. Propaganda, selektive

Anreize und Druck, den neuen Mas-
senorganisationen des Staates bzw.
der Partei beizutreten, wurden ver-
stärkt. Massenveranstaltungen, Per-
sonenkult, gelenkte Demonstratio-
nen, Vorträge an Schulen und in Be-
trieben, Dauerberieselung via Rund-
funk in den Straßen dienten der Ver-
breitung kommunistischer Propa-
ganda, der Indoktrination mit dem
Marxismus-Leninismus, so wie ihn
Stalin auslegte.

• Medien, Intellektuelle, Künstler und
das Bildungswesen generell unterla-
gen wesentlich schärferen Kontrol-
len. Gemäß den Methoden von Ma-
karenko sollten mittels kollektivem
Leben und Arbeiten, Gruppen-
zwang, Wiederholung und Indoktri-
nierung Kinder und Jugendliche zu
„neuen Menschen“ erzogen werden.
Auch in der Sowjetunion war die Un-

zufriedenheit groß, selbst unter über-
zeugten Kommunisten. Stalin wusste
das, und seine Paranoia wuchs. Um
die allgemeine Unzufriedenheit zu er-
sticken, ordnete Stalin 1948/9 eine
neue Verhaftungswelle an, die in ihrem
Ausmaß mit dem „Großen Terror“
1937/8 vergleichbar war. Die Zahl der
Insassen der Lager des Gulag erreich-
te zwischen 1950 und 1952 ihren Hö-
hepunkt. Aus den baltischen Republi-
ken bspw. wurden 1949 Angehörige
der ehemaligen bürgerlichen Eliten zu
Zehntausenden nach Sibirien depor-
tiert. Stalins Paranoia verstärkte jene
der kommunistischen Führer in Osteu-
ropa, und umgekehrt.

Die Frage liegt nahe, warum es in
den osteuropäischen Ländern nicht
eine stärkere offene Opposition gab
gegen die Ausschaltung der nicht kom-
munistischen Parteien und die unab-
hängigen Organisationen der Zivilge-
sellschaft sowie allgemein gegen den



Versuch, eine totalitäre Herrschaft zu
errichten. Selbstverständlich gibt es
darauf nicht die eine Antwort, vielmehr
ist eine Vielfalt von Gründen zu nen-
nen. Applebaum führt auf der einen
Seite die Erschöpfung der Menschen
nach Weltwirtschaftskrise, Krieg und
Besatzung an, die allgegenwärtige,
auch subtile Formen annehmende Ein-
schüchterung und den Terror durch
das immer dichter gewordene Infor-
mantennetzwerk der Geheimpolizei,
Verhaftungswellen und ethnische Säu-
berungen, die Propaganda in allen Le-
bensbereichen, der nicht zu entgehen
war. Nach der Eliminierung der Oppo-
sitionsparteien und der zivilgesell-
schaftlichen Organisationen waren die
Einzelpersonen, die das System ab-
lehnten, weitgehend isoliert. Auf der
anderen Seite erweckte der Wieder-
aufbau Hoffnungen auf ein besseres
Leben, und die kommunistischen bzw.
staatlichen Organisationen boten
Chancen raschen sozialen Aufstiegs,
sowohl für Überzeugte als auch für An-
gepasste. Stille Neutralität war in den
hochstalinistischen Systemen fast un-
möglich. Um ein einigermaßen norma-
les Leben führen zu können, ergab
sich die große Mehrheit der Osteuro-
päerInnen dem „permanenten, umfas-
senden, alltäglichen psychologischen
und wirtschaftlichen Druck“ (S. 448)
und machte in einigen oder vielen Be-
reichen mit, wurde zu „widerwilligen
Kollaborateuren“, wie Applebaum das
treffend nennt.

Die dritte Phase (1953-1956) wird
von der Autorin nur kurz behandelt. Im
18. Kapitel („Revolutionen“) skizziert
sie die Ursachen, Abläufe und Folgen
der großen Aufstände gegen die kom-
munistischen Regime in der DDR
1953, in Polen und Ungarn 1956 sowie
die folgenden KP-internen Auseinan-

dersetzungen zwischen Reformern
und Altstalinisten.

Die DDR nahm in den 50er-Jahren
im Ostblock eine Sonderstellung
(auch) insofern ein, als ihren BürgerIn-
nen noch die Möglichkeit offenstand,
über Westberlin das Land zu verlas-
sen. Erst mit der Errichtung der Berli-
ner Mauer im August 1961 ging auch
dort der Eiserne Vorhang ganz herun-
ter. Die BürgerInnen der anderen Ost-
blockländer besaßen hingegen weder
eine voice- noch eine exit-Option (au-
ßer sie waren bereit, das Leben aufs
Spiel zu setzen).

Im Epilog resümiert die Verfasserin,
dass selbst in der Phase des Hochstali-
nismus in keinem der osteuropäischen
Länder die angestrebte totale Herr-
schaft verwirklicht werden konnte.
Aber die menschlichen, sozialen und
wirtschaftlichen Kosten dieser Gesell-
schaftsexperimente waren enorm: Der
Stalinismus kostete auch in Osteuropa
außerhalb der Sowjetunion unzähligen
Menschen das Leben und zerstörte die
Leben von zahllosen Terroropfern und
deren Angehörigen. Institutionen, wel-
che Generationen nach und nach auf-
gebaut hatten, wurden binnen weniger
Jahre vernichtet oder stark beschädigt.
„Die erfolgreichen postkommunisti-
schen Staaten sind jene, in denen sich
Elemente der Zivilgesellschaft durch
die kommunistische Zeit hindurch er-
halten konnten“ (S. 532).

Die besondere Stärke des Buches
liegt im vergleichenden Ansatz, wo-
durch die Gemeinsamkeiten der natio-
nalen Politiken deutlicher hervortreten,
aber auch die jeweiligen nationalen
Spezifika. Applebaum konnte bislang
nicht zugängliche Archivbestände nut-
zen und auf neue oder relativ neue
Quellensammlungen zurückgreifen.
Sie sprach in Ostdeutschland, Polen
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und Ungarn mit zahlreichen Augenzeu-
gen und befragte sie. Durch die Einfü-
gung dieser prägnanten Aussagen in
die Schilderung der Geschehnisse ist
ein überaus lebendiger, plastischer
Text entstanden. Applebaum ist eine
brillante Autorin, das Buch ist alles an-
dere als trockene Lektüre, sondern im-
mer auch für die Nicht-SpezialistInnen
interessant zu lesen, phasenweise so-
gar äußerst spannend.

Am ausführlichsten wird die Nach-
kriegsgeschichte Polens behandelt,
was durch den Lebenslauf der Autorin
und ihre Sprachkenntnisse (Polnisch
und Russisch) leicht erklärlich ist.
Selbstverständlich war Applebaum ge-
zwungen, aus Platzgründen selbst in
der Darstellung der Geschichte der
drei ausgewählten Staaten Schwer-
punkte zu setzen und sich mit den Ent-
wicklungen in den drei anderen Ost-
blockländern nur kurz und sehr selektiv
zu befassen.1

Vor 25 Jahren fiel der Eiserne Vor-
hang. Während die Aufarbeitung der
Nachkriegsgeschichte in den osteuro-
päischen Ländern überwiegend große
Fortschritte gemacht hat, haben in
Russland die positiven Ansätze, ein of-

fizielles Geschichtsbild zu zeichnen,
das mit der Quellenlage einigermaßen
übereinstimmt, aus der Zeit von Gor-
batschow und Jelzin nicht lange ge-
währt. Heute, unter dem zunehmend
autoritären Regime von Putin, wird kri-
tischen HistorikerInnen und Organisa-
tionen wie „Memorial“ erneut die Arbeit
erschwert, und in den Schulbüchern
wird der staatliche Terror in der Spät-
phase von Stalins Herrschaft in der So-
wjetunion und ihren Satellitenstaaten
heruntergespielt oder verschwiegen.
Aus Umfragen in Russland geht Stalin
als bedeutendster Staatsmann der rus-
sischen Geschichte hervor. Unter die-
sen Aspekten ist Applebaums Studie
also gerade in ganz Osteuropa – auch
außerhalb Polens – weite Verbreitung
zu wünschen.

Martin Mailberg

Anmerkung
1 Spezialisten für die Geschichte der DDR

haben der Autorin einige Detailfehler
nachgewiesen. Fehler in den Quellen
und Irrtümer der Gewährsleute sind bei
einer so breiten Thematik nicht immer
aus eigenem Wissen zu erkennen.



17. Jh.: Seekriege
um die „Weltwirtschaft“

Rezension von: Robert Rebitsch,
Die Englisch-Niederländischen Seekriege,

Böhlau, Wien-Köln-Weimar 2014,
375 Seiten, gebunden, D 29,90;

ISBN 978-3-205-79470-7.

Die Englisch-Niederländischen See-
kriege des 17. Jahrhunderts haben bis-
her im deutschsprachigen Raum wenig
wissenschaftliches Interesse gefun-
den, und selbst in den betroffenen Län-
dern spielen sie im kollektiven Ge-
dächtnis eine vergleichsweise geringe
Rolle. Der Innsbrucker Historiker Ro-
bert Rebitsch schließt daher mit dem
vorliegenden Band eine nicht unerheb-
liche Lücke, auch wenn seine Mono-
grafie zum Thema nicht auf eigenen
Archivstudien, sondern auf dem Studi-
um gedruckter Quellen und der Sekun-
därliteratur beruht.

Rebitsch geht bei seiner Analyse
nicht chronologisch, sondern thema-
tisch vor. Er behandelt die Position der
beiden Kontrahenten im Weltsystem,
den Globalisierungsprozess des 17.
Jahrhunderts, die militärischen Rah-
menbedingungen und schließlich die
Kriege und Friedenschlüsse jeweils
gesondert, wobei er im Nachhang auf
den Vierten Englisch-Niederländi-
schen Seekrieg im Zuge des amerika-
nischen Unabhängigkeitskrieges als
Episode eingeht.

Die zentrale Fragestellung der Stu-
die lautet: Wie konnten die Niederlan-
de, die erste moderne Ökonomie, mit
Abstand größte Handelsnation und in
der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts
unbestrittene Nummer eins auf den

Weltmeeren, ihre fast hegemoniale Po-
sition innerhalb weniger Jahrzehnte
verlieren?

Die Antworten, die Robert Rebitsch
darauf findet, sind ebenso einfach wie
überzeugend. Schon im Ersten See-
krieg (1652-1654) war die niederländi-
sche Flotte der englischen zahlenmä-
ßig und hinsichtlich der Ausstattung mit
schwerer Schiffsartillerie deutlich un-
terlegen. Während das revolutionäre
Rumpfparlament in London die eigene
Flotte massiv ausgerüstet hatte, taten
die Niederländer das Gegenteil. Nach
der erlangten Unabhängigkeit rüsteten
sie massiv ab.

An der skizzierten Ausgangslage
sollte sich auch in der Folge unter den
späten Stuarts nicht viel ändern. Wohl
zogen die Niederländer unter der Füh-
rung des Ratspensionärs Jan de Witt
nach, was das Flottenbauprogramm
anlangt, doch wird man den Eindruck
nicht los, dass es mehr dem seemänni-
schen und taktischen Geschick von
Admiral de Ruyter zu verdanken war,
dass der Zweite (1665-1667) und der
Dritte Seekrieg (1672-1674) für die
Niederländer einen relativ glimpflichen
Ausgang nahmen.

Mittelfristig verfügte also von den bei-
den Kontrahenten nur England bzw.
Großbritannien über jene Ressourcen
an Menschen und Rohstoffen, die zum
Aufstieg zur hegemonialen Seemacht
und zur „First Industrial Nation“ erfor-
derlich waren. „Die Englisch-Nieder-
ländischen Seekriege waren nicht der
Grund für den Niedergang der Han-
delsmacht der Niederlande, sie waren
jedoch ein funkelnder Mosaikstein im
Aufstieg der kommenden Weltmacht
England“ (S. 337), wie der Autor zutref-
fend im Epilog resümiert.

Und doch verweist die Geschichte
dieser Kriege, wie hinzuzufügen wäre,
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auf das Zusammenspiel ökonomi-
scher, militärischer und politischer Fak-
toren, die Aufstieg und Fall hegemo-
nialer Mächte begleiten und die dem
Kampf der Weltmächte des 17. Jahr-
hunderts – wenn man das Frankreich

Ludwigs XIV. als gewichtigen Mitspie-
ler in die Überlegungen mit einbezieht
– auch eine andere Wendung geben
hätten können.

Andreas Weigl

„Wirtschaftswissenschaftliche Tagungen
der Arbeiterkammer Wien“

Reihe Band 15
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